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Im VerJago von BerahsM Schlicke (Balthasar GlischeT) 
in Leipzig erachienen: 

GESCHICHTE DER LITERATUR 

DES 

SKANDINAVISCHEN NORDENS 

VON DEN 

ÄLTESTEN ZEITEN BIS ÄTIF DIB GEGENWART. 

DAKGESTELLT VON 

FKEDERIE WINKEL HOBN, 



DR. PHIL 

Ein Btarber Band in Lex.-8°. Preis eleg. broBoh. 12 M., in Halbfranz 
band elegant gebunden 15 M. 



Eine Literatorgeachichte der drei nordiachen Reiche (laland mit 
inbegriffen) bat bis jetzt gefehlt. Diaaee Werk will nicht mindei 
eine vQrdige Bereicherung der wisBenschaftlichen Lite- 
ratur hUden, als auch dem Bedürfniaa des grösseren Publikums 
als praktisches Handbuch dienen. Jenes Ziel hat es durch strenge 
kritische Methode and* die Beigabe eines ausführlichen bibliogra- 
phischen Apparats, dieses durch Idare, ansprechende Daittellnng 
und übarsichtLiohe Gruppirung des St«tFes angestrebt. 

Gemde auf diesen Vorzug des Buchs gkubt die Verlagshandlung 
mit Nachdruck hinweisen zu sollen. Es ist ausser Zweifel, dass die 
Literatur des skandinavischen Nordens sich gegenwärtig eines ganz 
besonders regen Interesses in weiten Kreisen erfreut Die 
Nibelungen -"firilogie Richard Wagner's hat die Hauptwerke der alt^ 
nordischen Literatur, die Edden, zu einem Thema des Tagesgeeprädiea 
gemacht, während gerade die neuesten Dichter der nordischen Lite- 
ratur, dieBjörnson, Ibsen, Andersen, Tegnör, Runeberg u. A. 
durch die directe Wirkung ihrer Werke zu erklfirten Lieblingen der 
deutschen Nation geworden sind. Eine Fülle von Uebersetzuugen, die 
beinah täglich wä(£st, dient bereits der Befriedigung dieses Interesses. 
Aber ein nicht minder dringendes Bedürfuiss des gebildeten Publi- 
kums muss eine zusammenfassende Darstellung sein der reichen und 
interessanten Entwickelungskette, welche als Anfangs- und Sehluss- 
glieder eben jene mythologischen Anfange eines geistigen Lebens 
auf Island und die Koryphäen .der modernen Literatur der Danen, 
Schweden und Norweger in sich schliesst. 




Clefd)ld)te 

beg 

ntntitn Drautc«. 

S «änbc Scj.^". 3n 6 ^oifibanbcn a 25 »ootn gu «D!t. 8—10. 

■Srfter Snnb. Sritc ^I(ic: WH^bliif auf iaS nitttlaUnlii^ tismo. 
3(8 ntiinc Sinna bti €)liliii{i:. ^rciä 10 SRnrE. 

Sniialt btT übrigen fünf ^albbänbc (bcftnbm fii^ unlct bei 
$wf(e): »anb I. 2. §ätfte: Duo SitODiO hc Stlrtieiitr. »anb IL 
l.^nllte: TiaS 'Siwma ItT ^ranjoftn. 93anbU. 2.^iH\U: 'Stai 
txsma btr enaliftil«. »anb JU. 1. $äl{(c: :£iag ■Xntmt kn 
StntfdieB. fflanb III. 2. ^älftc: 5!iiS 3)iania ber (leliiertn 9«= 
miintfc^nt SioUtr (^Pllanb, 'SiSntmaxt, Sdnotlieit, ÜtottDegat). 

(^ fianii aud) in giefetungcn jum Sßrcife ddh ä 1 Diatf, roeld&c 

in Htäfligcn 3^traumen ctfcbeinen, bciOflcn roerben. Scher ^albbanb 
iDtib bereu 8 bis 10 enthalten. "VB 



®ic[ca 33er( Tommi einem \tit langem flefö^lten Bebürfniffe etit' 
gegen <£uglänber, J^canguten, Italiener uiib ©panier befit^n bereits 
Serfc b"ie(er?Irt, mogegen ein Joli^ca — ein leSboveä unb bcQuc^= 
barcS $anbbu<b — ber bculfi^en Literatur bislang fehlte. iRobcit 
$r0IEi' „&t\ii}i^tc bei neueren ^tamaS" Derbtnbet bie ©emiffeit^aftig^ 
teil ber gelegnen iSocit^nng mit ben SJorjügen einer in unter^altenb 
anregenbem iSti|lc gett^iiebenen 2)at[tellung, unb fei inirtlii^en Site^ 
rotUT^ unb Sunftfreunben, £ulturfor|(^crn unb überhaupt 
jebcm ®ebi(beten ^iermil angdcgentUi^Jt empjoölen. 
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Vorwort 



Juie Anfsätze, welche in diesem Bande Teieinigt sind, 
gehören sämmtlioh einer Periode an, welche nunmehr als 
eine geschichtlich abgeschlossene hinter ans liegt. Sie 
sind, obwohl - in weit auseinander liegenden Jahren ge- 
sehiieben, doch alle in einer Zeit heftiger Kämpfe ent- 
standen, und ans einer streitbaren Stimmung heraus sind sie 
denn auch gedacht und entworfen. Der innere Zusammen- 
hang, welcher zwischen dem islftndiseh-däniachen Verfassungs- 
streite und dem Zerwürfnisse der deutsehen Herzogthümer 
mit Dänemark bestand, musste von Vornherein den Deutschen 
auf die isländische Seite stellen, und wenn zwar dieses 
Motiv der Parteinahme seit dem Jahre 1863 wegfiel, so 
hatte dafür inzwischen ein läi^rer Aufenthalt in Kopen- 
hagen (1857) und ein halbjährlicher Besuch auf Island 
(1858) so enge Beziehungen zu nicht wenigen isländischen 
Männern, und zumal zu dem Führer der nationalen Be- 
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wegung auf der Insel geknüpft, dass eine rollig objective 
und piui^eilose Haltimg dem fortdauernden Kampfe gegen- 
äber kaum erreichbar war. Doch darf ich mit gutem 
Gewissen versichern, dass ich stets redlich bemüht war, 

die thatsächliche sowohl als die rechtliche Seite der im 
Streite begriffenen Fragen auf ihre Stichhaltigkeit emetlich 
zn prüfen, und dass ich niemals ein Argument geltend 
machte, von dessen Haltbarkeit ich nicht selbst vollständig 
überzeugt war. Ich würde zwar vielleicht jetzt, bei der 
völlig ruhigen Stimmung, wie sie nach beendigtem Kampfe 
sich von selbst ergiebt, die früheren Streitfragen in erheb- 
lich kühlerer Weise besprochen, und dem gegnerischen 
Standpunkte gegenüber eine ungleich rücksichtsvollere Hal- 
tung bewahrt haben, als dies in jener erregteren Zeit ge- 
schehen ist; aber auch bei kaltblütigster Nachprüfung finde 
ich in meinen Anfeätzen keine Thatsaohe angefahrt, keine 
ßechtöüberzeugung ausgesprochen , welche ich jetzt Önmd 
zu haben glaubte, zurückzuziehen. 

Ich hätte übrigens niemals daran gedacht, diese ihrer 
ganzen Anlage nach nur auf die Tagespresse berechneten 
Aufsätze nun nochmals zu einem Buche zusammengestellt 
zu veröffentlichen, wenn mich nicht der geehrte Herr Ver- 
leger aus Anlass des Nekrologes, welchen ich vor wenigen 
Monaten für Jöu Sigurösaon sehrieb, ausdrücklich dazu 
aufgefordert hätte. Selbst dieser ehrenvollen Aufforderung 
gegenüber legte ich mir noch ernstlich die Frage vor, ob 
es gerathen und wohlgethan sei, jetzt, nachdem durch die 
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Gesetze vom 2. Januar 1871 und 5. Januar 1874 und 
deren Annahme auf Island der langjährige Verfassungs- 
streit glücklich beigelegt ist, durch erneuten Abdruck der 
alten Streitschriften die früheren Gehässigkeiten nochmals 
aufzuregen, und ob es sich nicht wenigstens empfehle, 
mittelst einer durchgreifenden Ueberarbeitung den betreffen- 
den Stücken ihre polemische Haltung zu benehmen, wobei 
dami auch die vielfachen Wiederholungen und jene un- 
vermeidlichen Änaehronismen beseitigt werden könnten, mit 
welchen eine im Jahre 1880 erfolgende Keproduction in 
den Jahren 1856 oder 1859 geschriebener Aufsätze noth- 
wendig den Leser heimsuchen muss. Indessen zeigte sich 
rasch die Unmöglichkeit einer derartigen Ueberarbeitung. 
Sie hätte nur unter der Voraussetzung gelingen kOnnen, 
dass ich mich zu einer völligen Verschmelzung wenigstens 
der vier ersten Aufsätze entschlossen hätte, d. h. zum 
Schreiben eines neuen Werkes aber die Verfassungs- 
geschichte Islands während der letzten fünfzig Jahre; 
hiezu aber fehlte mir die Zeit, die Lust, und theilweise 
selbst das nöthige Quellenmaterial. Hiernach blieb nur 
die Wahl, entweder das früher Geschriebene m wesent- 
lich unveränderter Gestalt wiederzugeben, oder aber auf 
dessen nochmalige Veröffentlichung völlig zu verzichten. 
Wenn ich nun , im Einverständnisse mit dem Herrn 
Verleger, das Erstere wählte, so waren hiefor folgende Er- 
w^ungen massgebend. Zunächst schien es im historischen 
Interesse gelegen, dass die Materialien zu einer eingehenderen 
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Darstellung des isländisch-dänischen Terfassnngsstreites in 
etwas handlicherer Gestalt zc^äi^lich gemacht vürden, als 
sie dies in rerscMedenen Jahrgängen verschiedener Zeit- 
schriften zerstreut sein können. Anf Island femer, wo die 
meisten der hier ges^nmelten Aufsätze in die Landessprache 
übersetzt ohnehin schon ziemlich verbreitet sind (nr. I in 
den Ny ffilagsrit, XVII, 1857, S. 54—78; nr. II ebenda, 
XIS, 1859, S. 1—91; nr. m ebenda, 1870, S. 140—180; 
nr. VI im ^6b6m, XXXII, 1880, S. 37 — 39), gelimgt 
deren deutsche Aasgabe selbstverständlich nur in die Hand 
einzelner, höher gebildeter Männer, und tann somit nicht 
schädlich wirken; in Dentschlfmd d^egen sind die froheren 
Zerwürfnisse mit Dänemark schon so vollständig veigessen, 
dass die Erinnerung an dieselben unmöglich mehr bedenk- 
lich erscheinen kann. Zu diesen in der Sache selbst ge- 
legenen Gründen trat sodann noch ein rein persönliches 
Moment hinzu. Die hier fraglichen Aufsätze wurden von 
mir seinerzeit mit ungemeiner Liebe imd mehr als gewöhn- 
lichem Meisse gearbeitet, und sie sind mir schon darum 
mehr werth als so manche andere, umfangreichere Schrift; 
sie sind mir doppelt werth, weil ich ihnen meine freund- 
lichen Beziehui^en zu einer grossen Zahl vortrefflicher 
isländischer Männer aus allen Ständen, und zumal zu Jon 
SigurSsson verdanke, mit welchem befreundet gewesen zu 
sein zu den liebsten Erinnerungen meines Lebens zählt. 
Da drängte sich denn der Gedanke auf, dass ich mit dem 
Buche eben diesem ausgezeichneten Manne, dessen Name 
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nahezu auf jeder Seite desselben zu nennen war, ein ehrendes 
Denkmal setzen konnte, welches die Erinnerung sn seine 
so gewaltige und doch so schbcht« Persönlichkeit auch 
ausserhalb seines Helmathlaudes wach zu halten im Stande 
wftre. Mit ungewöhnlicher Zuvorkommenheit verwilligte mir 
die J. G. Cotta'sche Buchhandlung den Wiederabdruck des 
Nekrologes, welchen ich doch erst vor wen^n Monaten in 
der ,^IIgemeinen Zeitung" TeröffenÜicht hatte, und spreche 
ich ihr für diese frenndliche Bewilligung hiermit meinen 
Terbindlichsten Dank aus. Mit Jon Sigur&sson beginnt 
und schliesst, wie billig, was Ich über den isländisch- 
dänischen Verfassui^kampf zu berichten habe. 
München, den 25. April 1880. 

Konrad Haurer. 
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JJie scliiieidendeii Widersprüche, welche zwischen der 
neuen dänisehen Gesanimtverfassung und den Wünschen 
nicht nur, sondern auch den Rechten der deutschen Herzog- 
thümei bestehen, kennt jedennann. Minder bekannt dürfte 
dagegen in Deutschland sein, dass ganz ähnliche Conflicte 
in Folge derselben Verfassungsveranderung auch in anderen 
Theüen des projectirten Gesamuitreiches sieh ergaben, und 
zwar in Gegenden, in welchen weder deutsche Professoren 
noch deutsche Advocaten und Prediger eine künstliche Auf- 
regung hervoi^erufen zu haben beschuldigt werden können. 
Das Interesse, weiches auch diese letzteren Conflicte fOr 
die unbefangene Würdigung des neudänischen Strebens 
haben, m^ es rechtfertigen, wenn im folgenden die Blicke 
des Lesers auf ein Land gerichtet werden, welches von 
denselben sonst wohl ziemhch unberührt zu bleiben pflegt'), 

*) Diä folgende Daratelluiig', iu der wissenschaftlichen Beilage der 
„Allgemeinen Zeitung" vom 2. 10. und 11, October 1856 zuerst ver- 
öfieatliebt, stützt sieb weBentlicb auf zirei Streitschriften, in velchen 
eich der munbaftoate unter den dänischen Juristen der Gegenwart, 
J. E. Larseu, und der gelehrte isländische Archivar und Äldingsmaim 
Jon Sigui^son gegenüber traten. 

1* 
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4 Island und das d&nische Grundgeseti. 

Von Anfang an hatte für unzweifelhaft gegolten, dass 
die durch eine Bekanntmachung vom 4. April 1848 ver- 
heisBene constitutionelle Verfassung ihren Einfluss auf Island 
erstrecken sollte. Schwierigkeifen, in der entfernten L^e 
des Landes begründet, iiessen zwar das Wah^esetz vom 
7. Juli 1848 auf dasselbe zunächst nicht anwenden; der 
König behielt sich indessen die Ernennung von fünf Mitr 
gliedern der constituirenden Versammlung für Island vor, 
mid diese nahmen wirklich an den Berathungen Antheil, 
ans welchen schliesslich das Grundgesetz vom 5. Jmii 1849 
sammt dem dazu gehörigen Wah^esetz hervoi^g. 

Längst vor dem Znstandekommen dieses Gesetzes war 
indessen klar geworden, dass man auf Island die Verfassungs- 
änderung mit ganz anderem Äuge betrachte als in Kopen- 
hagen. Eine Petition war an den König abgegangen, welche 
die Berufung einer eigenen auf der Insel selbst abzuhalten- 
den Landesvertretung begehrte, die auf Grund eines dem 
dänischen entsprechenden Wahlgesetzes gewählt werden, 
und sowohl über die Island betreffenden Bestimmungen der 
dänischen Verfassui^, als auch über die Ordnung der eigea- 
thümlichen Verfassung der Insel seihst verhandehi solle, 
ehe der König über diese oder jene definitiv entscheide. 
Das Gesuch war durch Rescript vom 23. September 1848 
dahin beantwortet worden, dass der König, obwohl er die 
Vertretung Islands auf der Reiehsversammlnng anders habe 
ordnen müssen, als die der dänischen Provinzen, doch nicht 
beabsichtige, über die Grundnormen, welche zufolge der 
eigenthümlichen Umstände der Insel nöthig sein möchten, 
um deren Stellui^ im Reiche zu bestimmen, eine Ent- 
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Island und das dSnischa Grundgesetz. 5 

Scheidung zu treffen, ehe deren Bewohner in einer im 
eigenen Lande gehaltenen eigenen Versammlung über die- 
selben sich ausgesprochen haben würden; dem nächsten 
Älding, d. h. der nächsten ordentlichen Versammlung der 
(berathenden) Landesvertretung, sollten die dessfalls nöthigen 
Vorlagen gemacht werden. Der hierdurch zu Gunsten der 
Insel gemachte Vorbehalt wurde nun freilich ebensowenig 
als ein ähnlicher Vorbehalt zu Gunsten Schleswigs vom 
dänischen Reichstag in das Grundgesetz selbst eingerückt; 
aber diese Einrückung unterblieb doch nur darum, weil 
man sie für überflüssig, nicht weü maü sie fOr unstatthaft 
hielt, und die einseitige Aufiiahme jener Clausel bezüglich 
Schleswigs, nicht auch Islands, in das Publicationspatent 
durch die Regierung konnte hieran um so weniger etwas 
andern, als die Regierung wenigstens durch jenes Rescript 
vom 23. September sich bereits gebunden hatte. In der 
That wurde denn auch das Grundgesetz in Island nicht 
publicirt. 

Dem Älding des Jahres 1849 wurde versprocbener- 
massen der Entwurf eines „Wah^esetzes für die Bildung 
der durch allerhöchste Resolution vom 23. September 1848 
verheissenen Versammlung in Island" vorgelegt, von ihm 
nicht unwesentlich modificirt, und in dieser Gestalt unterm 
28, September 1849 von der Regierung als Gesetz publicirt 
Verzögerungen, deren Schuld nicht die Insel trifft, hinderten 
den Zusammentritt der Versammlung im Jahr 1850; durch 
Patent vom 16. Mai 1850 wurde dieselbe auf den 4. Juli 
1851 berufen, und trat sofort wirklich zusammen. Jetzt 
legte die Regierung den Entwurf vor eines „Gesetzes über 
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6 Islaud und das dänische Grundgesetz. 

Islands verfassungsmässige Stellung im Keich und die 
Reichstagswahlen in Island"; das „Grundgesetz des Reiches 
Dänemark" wurde demselben als Beilage angefügt, und in 
den Motiven kategorisch erklärt, dass die Geltung der Insel 
als eines „Tlieiles des Reichs" durch frühere Gesetze längst 
festgestellt, und somit völlig ausser Frage sei, zumal das 
Grundgesetz ohne besonderen Vorbehalt hinsichtlich der- 
selben die kÖnigUche Bestätigung erhalten habe, — dass 
vielmehr nur davon die Rede sein könne, wie weit es auf 
Grund der eigenthümlichen Zustände des Landes nOthig 
sei, dessen Stellung näher zu bestimmen, damit die durch 
das Grundgesetz vorgeschriebene Ordnung daselbst Geltung 
erlangen könne. Im flbrigen sollte nach dem Entwurf das 
Grundgesetz des Reiches Dänemark für Island Geltimg 
haben, und sollte die Insel vier Mitglieder zum Volksdii^, 
zwei zum Landsding schicken. Bezüghch der gesonderten 
Angelegenheiten des Landes sollte die gesetzgebende Gewalt 
dem König in Gemeinschaft mit dem Alding, nicht mit 
dem dänischen Reichstag, zustehen, aber Ireilick nicht nur 
die Entscheidung etwa^er Meinungsverschiedenheiten über 
die Grenzen« des Allgemeinen und Besonderen lediglich dem 
König und Reichstag überlassen, sondern überdiess die 
Ausscheidung von vornherein so ängstlich vollzogen werden, 
dass z. B. die Lateinschule der Insel nicht zu deren ge- 
sonderten Angelegenheiten gerechnet wird. Alle Aendenmgen 
in der isländischen Legislation, welche wegen ihrer Be- 
ziehungen zii den allgemeinen Staatsinteressen von dem 
Reichstag beschlossen werden müssten, sollten, soweit mög- 
lich, vorher dem Alding zur Erwägimg voi^elegt werden. 
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Island und das dänische Onindgesete. 7 

Der Äntbeil des Äldii^ an der Landesregiening sollte, 
der höheren Communalregierung in Dänemark entsprechend, 

durch ein eigenes Gesetz bestimmt werden. Endlich sollte 
neben der Reichscasse eine Landescaase bestehen , und 
sollten in jene alle indirecten Steueni, die Erträgnisse der 
königlieben Grundbesitzungen in Island und der Classen- 
steuer (Rangskat) fliessen, die übrigen directen Steuern 
aber, deren Auflage der Zustimmung des Äldings bedürfen 
sollte, der Landescasse zufallen; andererseits sollte die 
Reichscasse den Gehalt und die Pensionen der höheren 
Beamten, die Kosten der Schule und der dänisch-isländischen 
Post, sowie den Aufwand für den Aufenthalt der isländischen 
Deputirten beim Reichstag tragen, während die Kosten des 
Aldings und aller dort nicht übernommenen Gehalt« und 
Pensionen von der Landescasse bestritten werden müssten. 
Alsbald stiess der Entwurf auf den bedeutendsten 
Widerstand, und zwar richtete sich dieser nicht etwa gegen 
diesen oder jenen einzelnen Punkt, sondern gegen die ge- 
sammte Gmndanschauung der Regierung; die Landesver- 
tretung wollte Island als einen eigenen Reiehstheil betrachtet, 
nicht aber Dänemark incorporirt wissen. Veigebens suchte 
der königliche Commissär derartige Auffassungen als un- 
gesetzliche und aufrührerische darzustellen; der zur Rericht- 
erstattung niedeigesetzte' Ausschuss brachte mit 8 gegen 
1 Stimme ein Gutachten ein, welches den nationalen Stand- 
punkt energisch vertrat, und selb&t die eine dissentirende 
Stimme erkannte an, dass das Verfahren der Regierung 
allem Heikommen in Gesetzgebungssachen zuwiderlaufe, 
und forderte sehr weitgehende Modificationen des Entwurfs, 
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venn sie gleich dessen Frincip sich nicht widersetzen za 
sollen glauhte. Die Atehrheit ging ihrerseits davon aus, 
dass Island led^ch dnich Personalunion mit DADemaii 
verbunden sei, und forderte demgeitaäss, dass der Käme der 
Insel wie der Name anderer Lande in den Titel des Königs 
aufgenommen werde; um den einheitlichen Bestand der 
Gesammtmonarchie zu stützen, sollten zwar die auf die 
Erttfo^, Reichsrerwesung n. dgl. bezüglichen Bestinunnngen 
des d&nischen Qrundgesetzes angenommen werden, und such 
die Beziehungen zum Aasland, sowie Flagge, Mtlnze, Mass 
und Gewicht, die Universität gemeinsam sein, über andere 
noch offene Eragen aber müsse erst noch unter Zuziehung 
Islands verhandelt werden. Als gesonderter Beiehstheil mit 
auerktmnt bestehender eigenthümlicher staaterechtlicher Stel- 
lung müsse die Insel auch für die Zukunft eine entsprechende 
Organisation neben den übrigen Reichstheilen erhalten; an 
der allgemeinen Volksvertretung solle dieselbe bezüglich 
aller gemeinsamen Staatsangelegenheiten Antheil nehmen 
und zu dem aUgemeinen Staatsbedarf beisteuern, bezüglich 
der eigenthümlicben isländischen Sachen aber habe das 
Alding an die Stelle des Reichstags zu treten, das Richter- 
amt in der Hand isländischer Gerichte zu liegen, und auch 
die Verwaltung, soweit möglich, im Lande selbst geführt 
zu werden. Das dänische Grundgesetz dürfe demnach nicht 
en bloc angenommen werden; vielmehr sei ein eigenes 
Grundgesetz für die Insel auszuarbeiten, bei welchem man 
sich nur, soweit möglich, an jenes htJten wolle. 

Deutlich zeigt« dieser Commissionsbericbt, dass der 
Standpunkt der Regierung nicht der des Landes und seiner 
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Vertreter war; bald stellte sich auch heraus, dass die erstere 
den ihrigen auch gegen diese letzteren zu behaupten ge- 
willt sei. Der königliche Commissär hob, ohne auch nur 
die Äusschussberiehte zur Discussion unilÄbstinmiung bringen 
zu lassen, die Versammlung auf, und die königliche Zus^e 
vom 23, September 1848 blieb somit bis auf weiteres ein 
unerfillltes Versprechen. Die überwiegende Mehrheit der 
Landesvertreter (36 von 46 Mitgliedern, wobei nicht zu 
übersehen, dass in deren Greeammtzahl neben 40 gewählten 
sich 6 Tom König ernannte Männer befanden) wandte sich 
sofort in einer Adresse an den König, mit der Bitte, dass 
ein auf das Mehrheit^utachten gebauter Entwurf eines Grund- 
gesetzes für Island so bald als möglich ausgearbeitet, und 
einer in der früheren Weise gewählten Versammlung vor- 
gelegt werden möge; Adressen aus fest allen Theilen der 
Insel schlössen sich, mit über 2200 Unterschriften bedeckt, 
dieser Bitte an. 

Eine königliche Bek^mtmacbung vom 12. Mai 1852 
besehied diese Adressen, deren zahlreiche Unterschriften 
dieselben als den unverfälschten Ausdruck der Wünsche 
des Landes erkennen Hessen ') , abschlägig. Den von der 
Ansschussmehrheit mid den sich ihr anschliessenden Ab- 
geordneten gemachten Vorschlägen wird die Absicht unter- 
geschoben, die dänische Monarchie zu zerspalten; dieselben 
seien überdiesB dem klaren Besten der Insel selbst entgegen; 

') leland hatte nach der Volkssählong von T. Februar 1850 eine 
Bevi51kerung von nur 59,157 Seelen, und deren Zerstreutheit über ein 
Areäl von 1837 QuadiatmcUeu musste das Zusammenbringen von Unter- 
schriften noch weiter erschweren. 
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naehdrttcklich wird betont, dass die fflr Island geforderte 
ÄutoDümie in den bestehenden Becbtszustanden des Landes 
nicht begründet sei; endlich wird uigeordnet, dass das 
Älding seine frühere Wirksamkeit innerhalb der d^sfalls 
gesetzlieh bestimmten Grenzen wieder aufnehme, „bis die 
Zeit kommt, da der König es räthlieh findet, andere Vor- 
schriften über Islands verfassungsmässige Stellung im Reiche 
zu geben, was nicht geschehen wird, ehe des Aldings An- 
sicht gemäss der in der Verordnung vom 8. März 1843, 
§ 79 gegebenen Zust^e darüber eingeholt sein wird." Wirk- 
lich wurde sofort eine neue Aldingswahl ausgeschrieben, 
and es ist bezeichnend für die Stimmung der Regierung, 
dass dabei von vornherein allen Beamten, welche unter 
den 36 Unterzeichnern jener Adresse sich befanden hatten, 
die Erlaubniss zum Eintritt in die Versammlung versagt 
wurde. Obwohl auf Grund der firüheren Verfassung ge- 
wählt, glaubte auch diese Versammlung im wesentlichen 
denselben Gang wie ihre Vorgängerin einschlagen zu müssen. 
Eine Petition an den König wurde beschlossen, des Inhalts, 
dass die Frage nach der verfassungsmässigen Stellung 
Islands in der Monarchie endlich entschieden, und dass ein 
Gesetzentwurf hierüber nach folgenden Gesichtspunkten aus- 
gearbeitet und vorgelegt werden möge: 1) dass dem Alding, 
zumal auch hinsichtlich der Gesetzgebung, statt der blos 
berathenden eine beschliessende Stimme eingeräumt werde; 
2) dass die höchste administrative Gewalt in aUen Sachen, 
welche nicht an den König gelangen, einer aus drei Mitr 
gliedern bestehenden Regierung auf der Insel selbst an- 
vertraut, und diesen Männern von Amtswegen der Sitz im 
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Älding emgeräiimt werde; 3) dass das Obergericht eine 
dieser Organisation entsprechende Reform erfahre, sowohl 
durch eine Erweiterung seines Wirkin^skreises, als auch 
eine Erhöhung der Zahl und des Gehaltes seiner Mitglieder; 
4) dass es Sr. Majestät gefallen möge, die sehliessliche Er- 
ledigung der an seine Person zu bringenden isländischen, 
Angelegenheiten einem eigenen Beamten zu übertragen; 
endlieh 5) dass Island durch einige, im Verhältniss zu den 
übrigen Beichstheilen bemessene, vom Alding zu wählende 
Abgeordnete in allen für die gesammte Monarchie gemein- 
samen Angelegenheiten, die einer für dieselbe gemeinsamen 
Versammlung vorgelegt werden »vürden, vertreten werden 
möge. Auch auf dieses Gesuch erfolgte indessen am Alding 
des Jahres 1855 eine im wesentlichen abschlägige Antwort. 
Ob dem Alding hmsichthch der Island unmittelbar an- 
gebenden Sacben der voUe Antheil an der gesetzgebenden 
Gewalt eingeräumt werden könne, versprach nämlich die 
Regierung seiner Zeit in Betracht zu ziehen; alle anderen 
Begehren leimte dieselbe dagegen rundweg ab, und zwar 
zumal aus dem Grunde, weil Island -die allgemeinen Staats- 
lasten nicht mittrage, und vom Alding keine inländischen 
Einnahmequellen nachgewiesen worden seien, aus welchen 
die Kosten der erbetenen Einrichtungen bestritten werden 
konnten. Eine Bekanntmachung vom 7. Juni 1855 wieder- 
holte dabei die Versicherung, „dass keine Veränderung in 
Islands verfassungsmässiger Stellung im Reiche stattfinden 
solle, ehe der betreffende Gesetzentwurf dem Alding zur 
Begutachtung vorgelegt worden sei." 

So ist demnach die Stellung der Insel zum Gesammt- 
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reich zur Zeit nocli eine unbestimmte. Einstweilen wird das 
Land, während Dänemark in der entschiedensten Weise 
zum constitiitionellen Regime übergegangen ist, noch in 
älterer, nahezu absolutistischer Weise regiert, nnd es macht 
hierin begreiflich keinen Unterschied, dass die isländischen 
Angelegenheiten neuerdings dem Jastizministerium zu Kopen- 
hagen zugetbeilt worden sind, während dieselben früher an 
das Ministerium des Innern gewiesen waren. Mehrfache 
Verhandlungen am dänischen Landtage haben inzwischen 
gezeigt, wie wenig haltbar ein solcher zwitterhafter Zustand 
ist, und es ist daher nicht ohne Interesse, sich über die 
rechtliche Begründung der dänischen und der isländischen 
Auffassung der Wechselbeziehungen beider Lande bei Zeiten 
klar zu werden; ein Rückblick auf die Geschichte ihrer 
bisherigen Verhältnisse zu einander wird für die Erörterung 
dieser Frage den Boden ebnen müssen. 



Von Norwegen aus bevölkert und durch die engsten 
Verkehrsbeziehungen mit diesem Land verbunden, war die 
Republik Island schon frühzeitig herrschsüchtigen An- 
fechtungen der norwegischen Könige angesetzt gewesen. 
Durch kluge Benutzung von Streitigkeiten, welche unter 
den mächtigem Häuptlingen des Landes ausgebrochen waren, 
gelang es endUch im Laufe des dreizehnten Jahrhunderts 
jenes Ziel zu erreichen; in den Jahren 1256 — 1264 unter- 
warf sich ein Theil der Insel nach dem andern, und „schwor 
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dem König Land und Leute und ewige Schätzung zu." Die 
TJnterwerfung war übrigens eine vöU^ freiwillige, und er- 
folgte weder unbedingt noch unbegränzt. ÄuBdrücklieb be- 
hielt man sieb, für den Fall dass der König seinerseits den 
übernommenen Pflichten nicht geni^, vor den Gehorsam 
ihm aufzusagen; die Bedrugnngen aber unter welchen man 
ihm hnldigte, bezogen sich theils auf die den Isländern in 
Norwegen zu gewährenden Rechte, theils auf die der armen 
Insel zu sichernde Zufuhr, theils endlich auf die Verfassung 
des Landes selbst und dessen Pflichten gegen den König. 
Man verpflichtete sich diesem zur ünt«rthän^teit und zur 
Zahlung einer Abgabe, welche den Namen einer Schätzung 
trug, und die erblichen Häuptlii^e, welche die einzelnen 
Bezirke der Insel und durch ihren Zusammentritt deren 
gemeinsame Angelegenheiten geleitet hatten, übertrugen die 
ihnen zustehende Gewalt in die alleinige Hand des Königs; 
allein als königliche Beamte sollten die Abkömmlinge der 
alten Häuptling8geschlecht«r jene Gewalt wieder verliehen 
erhalten, das Landrecht der Insel, wie es in deren Gesetz- 
buch begriffen war, sollte unverändert bleiben, ein eigener 
Statthalter (Jail) sollte über Island gesetzt, endlich niemand 
genöthigt werden das Land zu verlassen, der nicht von 
dem isländischen Alding selbst des Landes verwiesen 
worden wäre. 

Man sieht, Kecht und Verfassung der Insel sollte im 
übrigen bestehen bleiben wie zuvor, nur dass die Gewalt 
der bisherigen Häuptlinge nunmehr in die alleinige Hand 
des Königs fiberging; Heerbann, nur freilich nicht zum 
Zug ausser Landes, Gerichtsbann und administrativer Bann 
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(dieser zumal auch hinsichtlich des Handelsverkehrs) stand 
fortan ihm zu, mnsste aber nach wie vor dem altem Recht 
gemäss gehandhaht, und sollte überdiess nur durch Ver- 
mittlung von Angehörigen der alten Häuptlingsfamilien aus- 
geübt werden, so daes diese vielmehr mediatisirt als völlig 
aus ihrer frühem staatsrechlichen Stellung verdrängt wurden. 
Dem Alding verblieb seine frühere Competenz, wenn auch 
bei veränderter Besetzung, und die dem König zu ent^ 
richtende Schätzung trat einfach an die Stelle von Abgaben, 
welche auch früher schon au die BezirkshäuptUnge gereicht 
worden warep. 

Was die Insel mit Norwegen vereinigte, war lediglich 
die Gemeinsamkeit der Person des Königs; ihr Verhältniss 
zu dem letztem Land ist einfach als das Verhältniss einer 
Personalunion zu bezeichnen. Zum Noregsveldi oder Noregs 
konungs riki gehörte Island; nicht aber konnte es als eine 
Provinz des Landes Soregr betrachtet werden. Allerdings 
lässt sich nicht läugnen, dass diese Uebereinkunft keines- 
wegs iu allen Pimkten von den norwegischen Königen ge- 
halten wurde. Die Ernennung eines Jarles für die Insel 
unterblieb bald; zu den Aemtem wurden sehr häufig andere als 
Abkömmlinge der alten regierenden Häuser berufen; man 
versuchte auch wohl einmal (schon im Jahr 1286) ein 
Aufgebot zum Heerdienst ausser Lands zu erlassen u. dgl. m. 
Die Selbständigkeit der Insel als eiües eigenen Landes bleibt 
indessen bei allen diesen TJebergriffen fortwährend anerkannt 
Die Huldigung, welche bei jedem Thronwechsel von der- 
selben eigens begehrt und geleistet wird, erfolgt auch 
später noch nur unter Wiederholung der ursprünglichen 
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Unterwerfungsbedinguugen, und sie wird auch wohl einmal 
verweigert, bis für deren Einhaltung die nöthigen Garantien 
geboten werden (so im Jahr 1319). Die Verhandlur^en 
Über die Annahme des ersten nnd zweiten Landrechts (der 
JämsiÖa und Jönsbök), sowie einer Reihe späterer Einzel- 
gesetze, zeigen, dass dem Alding nach wie vor eine ent^ 
scheidende Mitwirkung bei der Gesetzgebung zukam, und 
bestimmte Aussprüche jener beiden Gesetzbücher, sowohl 
als eine Reihe gerichtlicher Verhandlungen lassen erkennen, 
dass dasselbe nicht wen^er an der Ausübung der richter- 
lichen Gewalt im Lande einen erheblichen Antheil besasa. 
In der ersten Beziehung stand die Initiative dem Alding 
ebenso gnt zu wie dem König; in der letztern konnte zwar 
in letzter Instanz an den König selbst appellirt werden, 
aber nur dann, wenn ein Urtheil zwischen dem obersten 
Gesetzbeamten und den TJrtheilsfindern am Alding zwie- 
spältig war: in keinem Fall ist bezüglich der Gesetzgebung 
oder des Richteramts von einer Einmischung norwegischer 
Beamten oder Dingversammlungen die Rede. 

Zugleich mit Norwegen wurde im Jahr 1380 auch 
Island mit dem Königreich Dänemark vereinigt Ob der 
Königin Margarethe, als diese mit Umgehung des Erbfolge- 
rechts im Jahre 1388 -diu-ch Wahl auf den norwegischen 
Thron berufen wurde, in Island eigens gehuldigt worden 
sei, wie der bekannte dänische Geschichtschreiber Suhm 
annimmt, mag zwar dahin stehen; gewiss ist aber dass 
dieselbe auf der Insel nicht mehr als die beigebrachten 
Rechte des Königsthums übte, und dass insbesondere ihr 
Versuch das Land einseitig zu besteuern an dessen Wider- 
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stand scheiterte; gewiss femet, dass bei der Huld^[iu^ an 
EÖn^ Ericb Ton Pommern die alten Rechte tmd Frei- 
heiten der Insel ansdrücMich vorbehalten wurden (1419 und 
1437), dass noch iu weit späterer Zeit bei dem gleichen 
Anläse die althergebrachten Privilegien Islands reversiit 
und in die Bestallangsbriefe der Beamten der Insel ent- 
^rechende Glaoseln eingerückt wurden, dass endlich das 
Alding wiederholt auf den alten Omndvertr^, kraft dessen 
die Insel sich den norve^schen Königen unterworfen hatt«, 
znrflckgriff, und die genaue Beobachtung seiner einzelnen 
Bedingungen forderte (z. B, noch in den Jahren 1520, 
1588, 1649). Auch jetzt noch sehen wir zu Acten der 
Gesetzgebung das Zusammenwirken des Königs und des 
Aldings gefordert, und selbst nachdem Christians m Hiuid- 
Teste, vöUi^ widerrechtlich, die Incorporation Norwegens in 
Dänemark ausgesprochen hatte (1537), blieb das Recht 
Islands in dieser Hinsicht gewahrt; desselben Kön^ Eirchen- 
ordonnanz vom 2, September 1537 musste, um for die 
Insel Gültigkeit zu erlangen, erst von deren Alding an- 
genommen werden, und die Annahme mochte dabei sogar 
für die beiden Bisthümer gesondert erfolgen (für Skälholt 
im Jahr 1541, für Hölar 1551). 

Allerdings ist richtig, dass die geset^ebende Gewalt 
des Aldinges bezüglich allgemeiner Gesetze und VeiordnungeD, 
welche auch für Island gesetzliche &aft erlangen sollten, 
sich allmählich abschwächte, indem die Yorlage der kgl. 
Erlasse an dasselbe materiell bald nur noch die Bedeutung 
einer solennen Publication hatte; indessen galt doch wenig- 
stens diese Form noch als nothwendig, und wurde, von 
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weni^n Vereinzelten AusnahmsfSllen abgesehen, auch that- 
sächlich beobachtet, und für ausscMieesUch isländische An- 
gelegenheiten war die gesetzgebende Gewalt der Versamm- 
lui^ vollends auch in raaterieller Beziehung über allen 
Zweifel erhaben. Wohl mochte es einmal vorkommen, dass 
zufo^e eines erschlichenen Königsbriefs ein älteres nur für 
Norwegen erlassenes Gesetz von einem einzelnen G«richt 
als auch für Island bindend erklärt wurde (1508); aber 
dieser Beschluss wurde vom Volt als „der Rechtsverderber" 
bezeichnet, bei spätem Anlässen neuerdings angefochten, 
und schliesslich durch kgl. Reseript vom 15. Mai 1711 
förmlich als ungültig cassirt. Keinem Zweifel kann ferner 
unterliegen, dass dem Land das freiestfl Recht der Steuer- 
bewiUigung zukam; mit der Bitte um eine Terwilligung 
wenden sich die Könige an dasselbe, und es kommt auch 
wohl vor, dass von dem Begehren einer Steuer, zufo^ 
seines Widerstandes, abgestanden wird; die für Dänemark 
oder Norwegen verwilligten Steuern gelten keinenfaUs als 
für Island mit verwilligt. Hinsichtlich der richterlichen 
Gewalt wm-de zwar bei der Erriehtui^ eines Obergerichts 
auf der Insel selbst (1563, erneuert 1593) bestimmt, dass 
von diesem der Zug an den König und den dänischen 
Beichsrath gehen solle; indessen lag darin, da auch früherhin 
der König, in den Fällen in welchen an ihn gegangen 
werden konnte, „mit der besten Männer Rath" entscheiden 
sollte, doch kern förmlicher Bruch des Landrechts. Die 
Verwaltung des Landes stand unter einem eigenen Statte 
halter, welcher seinerseits unmittelbar dem König unter- 
geordnet war; in administrativer wie in gerichtlicher Be- 
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Ziehung stand denmEurh die Insel weder unter norwegischen 
noch unter dänischen Gerichten und Beamten, und nur 
der Umstand, dass der König in Dänemark residirte, und 
Dänen seine nächste Umgebung zu bilden pflegten, hatte 
zur Folge, dass Männer dieser Nation allenfalls auch in 
isländischen Angelegenheiten zu Kath oder Glericht gezt^n 
wurden. Darauf dass die Verhandlungen mit dem König 
bald in isländischer, bald in dänischer, bald seihst in platt- 
deutscher Sprache geführt wurden, ist kern Gewicht zu 
legen ; man correspondirte eben in der Sprache welche dem 
einen oder andern Theil die geläufigste war, im Land selbst 
aber blieb die Gesetzes- und Gerichtssprache die einheimische. 
Auch xmter dänischer Herrschaft blieb demnach die alte 
Selbständigkeit der Insel im wesentlichen erhalten, obwohl 
zuzugeben ist dass dieselbe allmählich thatsächlich ei^^ 
an Dänemark sich anschloss; auf der Kopenhagener Uni- 
versität holten sich die Isländer, durch reiche Stiftui^en 
zu Gunsten armer Studierender ihres Landes begünstigt, 
fortan ihre Bildung, und schon dadurch musste eine ent- 
schiedenere Annäherung an jenes Reich bedingt werden. 

In eigenthümlicher Weise wirkte die Einführung des sou- 
veränen Erbkönigthnms in Dänemark (1660) auf die ferne 
Insel hinüber. Für Dänemark selbst hatte dieser Vorgang eine 
zweifache Bedeutung, indem durch denselben einerseits dieser 
Staat aus einem Wahlreich zu einem Erbreich gemacht wurde, 
andererseits aber zugleich auch die bis dahin beschränkte Mo- 
narchie in eine unbeschränkte sich verwandelte; der erstere 
Theil der Neuerung war für Island wie für Norwegen, so- 
fern beide Lande schon vordem als Erbreiche gegolten 
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hatten, ohne alle Bedeutung, während der letztere auch 
für sie von Erheblichkeit vaa. Wie in Norwegen, Buchte 
man nun auch auf Island die Erblichkeit des Königthums 
zunächst allein vorzuschieben, um erst in zweiter Linie mit 
dem Absolutismus hervorzutreten; hier indessen mit nur 
theilweisem Erfolge. Man forderte zunächst nur einen Erb- 
huldigimgseid , und es war somit voUtommen in der Ord- 
nung wenn das Alding, als der mit dessen Abnahme Be- 
auftragte nicht rechtzeitig erschien, erklärte, dass der von 
der Thronfolge handelnde Abschnitt des Landrechts die 
Isländer ohnehin schon zur Treue gegen das Erbkönigthum 
verpflichte; bezeichnend genug sprach ein gleichzeitiger 
BescMuss derselben Versammlung zugleich deren ernst« 
Meinui^ aus: dass die Bedingungen des alten Unterwerftiugs- 
vertrages und insbesondere die Besetzung der Aemter mit 
Landeseingeborenen aufrecht zu erhalten seien. Als später 
der königl. Commissär anlangte, wurde von nach Köpavog 
zusammenbemfenen Deputirten der Erbhuldigungseid un- 
weigerlich geschworen; als aber nach abgelegtem Eide die 
weitere Forderung gestellt wurde, man solle durch die 
Unterzeichnung eines mitgebrachten Documenta auch den 
Absolutismus anerkennen, und als diese Forderung dahin 
erläutert wurde, dass man damit die alten Privilegien und 
Freiheiten in des Königs Hand geben solle, wurden die 
Leute schwierig und verweigerten die Unterschrift. Erst 
als der Commissär bestimmt erklärte es handle sich nur 
um eine Form, und sei die Absicht keineswegs die, in des 
Landes Stellung hinsichtlich seiner Gesetzgebung, seiner 
Einrichtungen oder sonst thatsächlich irgend etwas zu ändern ; 
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als er beifügte, wie dass man dem KOnig unbedii^ trauen 
dürfe, gaben die A'ersamraeltfln nacb, und unterzeichneten 
die geforderte Crkunde, aber auch jetzt nur mit der aus- 
drücklichen Erklärung, dass sie vom König die ErfOllung 
der in seinem Namen von seinem Bevollmächtigten ab- 
gegebenen Versprechungen erwarteten. Selbst das so ver- 
clausulirte Document wurde übrigens niemals beim Älding 
einregistrirt; das auf die Erbhuldigung in Dänemark und 
den übrigen Landen gestützte EÖnigsgesetz aber wurde 
ebenso wie das Patent vom 4. Sept. 1709, durch welches 
dessen Publication in Dänemark und Norwegen erfolgte, in 
Island gar niemals publicirt 

In der That hheb denn auch die Stellung der Insel 
nach wie vor ziemlich die gleiche. Tor allem behielt die- 
selbe ihre beeondem, von den norwegischen sowohl als von 
den dänischen abweichenden Gesetze. Kein norwegisches 
oder dänisches Gresetz galt für Island, wenn es nicht für 
die Insel eigens publicirt war, und wenn in den Jahren 
1732 und 1734 für den Process und für die Behandlung 
von Wund- und Diebstahlssachen die Beobachtung des 
norwegischen Greset^buches geboten ward, so wurde dabei 
das eigentbümliche Recht des Landes bezüglieb aller andern 
Sachen ausdrücklich vorbehalten, und die Verfügung er- 
klärt sich nicht nur aus dem allzu alterthümlichen Charakter 
der dessfallsigen Bestimmungen des Jonsbuches, sondern 
sie wül auch nur als eine provisorische insolange gelten, 
als nicht die beab sichtete Bevision dieses isländischen 
Gesetzbuches zu Ende gebracht sein werde. Die autonome 
Wirksamkeit des Aldinges verlor sich freilich seit dem ersten 
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Viertel des vorigen Jahrhunderts, ohne dass ein bestimmter 
Schritt der Re^erung sie abgestellt hätte; indessen ging 
dieselbe zum Theil auf die höheren Aemter und Collegien 
der Insel über, und als jene Versammlung im Jahr 1800 
völlig aufgehoben wurde, übertrug man die Publication und 
Promulgation der für das Land bestimmten Gresetze dessen 
eigenem Obergericht, indem man die Nothwendigkeit der- 
selben für die Geltung von Gesetzen in Island ausdrücklich 
anerkannte. Hinsichtlich der Gerichtsverfassung blieb alles 
wesentlich beim Alten. 

Als ein oberstes Gericht für Dänemark eingesetzt ward 
(1667), wurden diesem die islandischen Rechtssachen nicht 
zugewiesen, und wenn dasselbe später allerdings auch für 
diese die oberste Instanz bildete, so wurde dabei doch an- 
erkannt, dass „des Landes Privilegien" die unmittelbare 
Ladung nach Dänemark nicht gestatten, dass also der 
König und das höchste Gericht lediglich an die Stelle des 
„mit dem Rathe der verständigsten Leute" entscheidenden 
Königs getreten sei. Die Behandlung der isländischen 
Begierungssachen war im übrigen eine Äusserst verschiedene. 
Zum Theil verkehrt« der oberste Beamte der Insel un- 
mittelbar mit dem König, zum Theil standen deren Aemter 
unter der Kanzlei und Rentekammer des Gesammtstaats, und 
wurden die islandischen Angelegenheiten in letzterer Be- 
ziehung bald den norwegischen, bald den Colonialsachen, oder 
wieder den throndheimischen, seeländischen Sachen u, dgl. m. 
zugetheilt, bald mit den grönländischen und färöischen zu 
einer eigenen Branche vereinigt; die Geschäftssprache der 
Regierung ist dabei zunächst die dänische, im Lande selbst 
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aber gilt die isländische als Amtssprache, und seit der 
Mittfi des vorigen Jahrhunderts wird selbst in Kopenh^en 
anerkannt, dass diese zur Publication von Cresetzen benützt 
werden müsse. Ebenso mannichfaltig als widersprechend sind 
endlich die Bezeichnungen, welche fOr die Insel und deren 
Stellung zu den übrigen Landen des Königs gebraucht werden ; 
bald wird dieselbe den „Reichen und Landen", den „Staaten-*, 
den „europäischen Staaten" des Königs gegenübei^estellt, 
oder neben Dänemark und Norwegen als dritter Reichstheil auf- 
geführt, bald wird sie als norwegische Provinz, als Colonie oder 
(in wenig späterer Zeit) als „Nebenland" (Biland) bezeichnet. 
Der Friedensvertrag von 14. Jan. 1814, durch welchen 
Norwegen an den König von Schweden abgetreten, Island 
aber bei der dänischen Krone belassen wurde, konnte und 
wollte begreiflich an den Beziehungen der Insel zu Däne- 
mark nichts ändern; wohl aber wurde dieselbe durch die 
Äenderungen berührt, welche der Anfang der Dreissiger- 
Jahre für die Veri'assung des letztem Reichs brachte. Von 
Anfang an war man sich darüber klar, dass an den Pro- 
vinzialständen mit berathender Stimme, welche sofort neu 
eingeführt werden sollten, auch den Isländern einiger An- 
theil zuzugestehen sei; in welcher Weise aber ihre Be- 
theiligung an der neuen Verfassung zu regeln sei, scheint 
anfänglich keineswegs mit derselben Sicherheit erkannt 
worden zu sein. Durch Verordnung vom 28, Mai 1831 
wurden zunächst nur zwei Versammlungen, die eine für 
die Jütländer, die andere für die Inseldänen beliebt, und 
zugleich ausgesprochen, dass auf der letztem auch die Is- 
länder ihre Vertretung finden sollten; die Verordnung vom 
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15. Mai 1834 beliess es hierbei, indem sie zugleich, auf 
so lange als nicht die Art der Wahl in Island gesetzheh 
geregelt sein werde, die Eraennung zweier Vertreter für 
die Insel dem König vorbehielt. Bald zeigte sich indessen 
die Unmöglichkeit der Beiziehung Islands zum Provincial- 
tag der Inseldänen, und die Regierung sah sich in Folge 
dessen genöthigt durch Verordnung vom 8. März 1843, 
wie dies verständige Stimmen von Anfang an gefordert 
hatten, eine besondere Versammlung für Island einzurichten. 
Man legte dieser den althergebrachten Namen des Äldings 
bei, und gewährte ihr dieselbe Competenz wie solche den 
dänischen Frovincialständen zukam; das isländische Alding 
stand fortan den Landtt^en Dänemarks und der deutschen 
Herzogthümer coordinirt zur Seite, und wenn Ai^elegen- 
heiten, welche ausschliesslich die letztem Lande berührten 
ihm nicht voi^elegt wurden, so kamen umgekehrt lediglich 
isländische Sachen auch nicht bei den Stauden Dänemarks 
oder Schleswig -Holsteins zur Vorlage; gemeinsame An- 
gelegenheiten aller drei Lande musst«n dagegen successiv bei 
den sämmtlichen Versammlungen zur Verhandlung gebracht 
werden. Nach dem, freilich nie zur Ausfährung gediehenen, 
Regierungsentwurf vom 28. Jan. 1848 endlieh sollten zwar 
Dänemark und Schleswig-Holstein zu einem Einheitsstaat ver- 
koppelt und durch eine einzige Versammlung vertreten werden ; 
Island aber sollte, ebenso wie Lauenburg, dabei völlig ausser 
Ansatz bleiben, und somit ohne alle Neuerung bei seiner 
bisherigen Verfassung und seinem Alding belassen werden. 
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3. 

Bei unbefangener Würdigung der im vorigen Artikel 
dargelegten geschichtlichen Vorgänge wird sich zunächst 
die Thatsache nicht verkennen laesen, dass bei der ersten 
TJnterwerfimg Islands unter die Könige von Norwegen ledig- 
lich die Uebertra^ung der einer grossem Zahl von Haupt- 
lir^sgeschlechtem zustehenden Begentengewalt in die Hand 
des alleinigen Königs erfolgte, während im übrigen das 
eigenthümliche K«cht des Landes und damit auch dessen 
bisherige Verfassung fortbestehen sollte, dass somit von 
beiden eontrahirendeu Theilen für beide Länder lediglich 
ein Verhältniss der Personalunion begründet werden wollte. 
Aber freilich muas daneben die Möglichkeit zugegeben 
werden, dass dieser anfSngUche RechtszuBtand, imd zwar 
selbst ohne formelle legislatorische Act«, mit der Zeit sich 
umgestalten und einer wirklichen Staateeinheit Platz machen 
konnte, und durch die eigenthümlichen Verfassungszustände 
des germanischen Mittelalters ist diese Möglichkeit sogar 
ziemüch nahe gelegt. Ganz allgemein sehreitet in der altem 
Zeit die Entwicklung der germanischen Reiche auf dem 
Weg der Pereonalunion von der äussersten staatUchen Zer- 
splittemng zu hohem und umfassendem Staatseinheiten vor, 
und wenn Norwegen selbst aus ungefähr dreissig getrennten 
Volksgebieten auf jenem Weg allmählich zu vollkommener 
staatlicher Einheit erwuchs, so mochte allenfalls auch für 
Island die Personalunion mit Norwegen nur ein Durch- 
gangsstadium in dem Fortschritt zu dem gleichen Ziel be- 
zeiehoen. Es war dies um so leicht«r möglich, weil die 
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Insel zur Zeit ihrer Vereinigung mit dem letztern Reich 
in Sprache, Sitte und R«cht noch deutlich die Grundzüge 
der gemeinsamen Nationalität bewahrte. 

In der That scheint ein derartiger Gang der Dinge von 
den ersten norwegisch -isländischen Königen sehr bewusst 
erstrebt worden zu sein. Schon König Häkon der Alte hatte 
vielleicht das isländische Recht dem norwegischen ähnlicher zu 
machen sich bemäht, und König Magnus, der Gesetzver- 
besserer, wusste, nachdem ihm gelungen war die verschie- 
denen Provinzialgesetze in Norwegen selbst durch ein ein- 
ziges Laudrecht zu ersetzen, auch in Island die Annahme 
eines mit diesem in seinen Hauptzügen übereinstimmenden 
Gesetzbuchs durchzusetzen; wenn die eigenthümliehen Ver- 
hältnisse der Insel und deren über dritthalbhundertjährige 
staatliche Selbständigkeit dabei noch immer ziemlich ein- 
greifende Besonderheiten ihres Rechts bestehen zu lassen 
zwangen, so liess sich doch hoffen, dass mit der Zeit auch 
diese beseitigt oder doch wenigstens in so weit abgeschwächt 
werden, könnten, um die Rechtsgleichheit und damit das 
festeste Band der Staatseinheit mit Norwegen allmählich 
erreichen zu lassen. Einstweilen war diese indessen noch 
keineswegs hei^estellt, und später wurde der von jenen 
Monarchen eingeschlagene Weg nicht mehr weiter verfolgt. 
Die Entlegenheit der Insel, ihre geringe Bevölkerung, end- 
lich auch ihre Armuth Hessen auf dieselbe nur ein geringes 
Augenmerk richten, zumal da deren commercielle Abhängig- 
keit von Norwegen für die politische Verbindung beider 
Länder ohnehin eine feste Stütze bot; vor wie nach der 
Calmar'schen Union wurden demnach unbedenklich hei den 
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Huldigungen und andern Anlässen die hergebrachten Rechte 
und Freiheiten der Insel vorbehalten und gewahrt, und wenn 
auch in manchen Punkten wiederholt denselben zuwider- 
gehandelt wurde, so war dabei doch immer nur eine ver- 
einzelte Wültürlichkeit seitens dieses oder jenes einzelnen 
Monarchen, nicht'eine Aenderung in der politischen Stellung 
des Landes zu den übrigen Besitzungen des Königs in 
Frage. Die politische Unbedeutenheit Islands hat dabei 
allerdings die Folge, dass dessen Einwohner bei Fragen, 
welche die gesammten Lande des Unionskönigthums be- 
treffen, wenig oder gar nicht beachtet oder befragt zu werden 
pflegen, wie dies doch bei einem blos in Personalunion 
stehenden Lande hätte geschehen sollen, und die Armuth 
sowie die geringe Einwohnerzahl der Insel lässt auch wohl 
für deren oberste Regierung eigene Centralstellen nicht aus- 
scheiden, vielmehr deren Geschäft« von den Beamten für 
Dänemark oder Norwegen nebenbei mitfuhren, wMu:end zu- 
gleich der Einffuss der persönlichen Umgebung des in 
einem der beiden letztem Reiche residirenden Königs 
fremden Anschauungen einige Einwirkung auf die Behand- 
lung der isländischen Angelegenheiten verschafft. 

Hinsichtlich ihrer innem Angelegenheiten erfreut sich 
dagegen die Insel im ganzen gerade deshalb um so grösserer 
Selbständigkeit, weil jene geringe Bedeutung des -Landes 
dem fernen König alles Interesse benimmt, demselben seine 
hergebrachte Eigenthümlichkeit zu entziehen; in Gesetz- 
gebung und Besteuerung, in Gerichtswesen und Verwaltung 
erscheint Island nach wie vor als ein besonderes Land, und 
wenn ja in der einen oder andern Beziehung dessen Selbst- 
regienmg einigennassen beschränkt wjrd, so handelt es sich 



ilizedbvGoOgIc 



laland nud das danische Grundgesetz. 27 

doch nur um eine andere Vertheilung der Öffentlichen Ge- 
walt unter den monarchiechen und den aiistokratisch-demo- 
kratischen Faetoren seiner Verfassung, also um eine Um- 
gestaltung seiner eigenen innem Organisation, nicht um 
eine Äendening hinsichtUch seiner Beziehungen nach aussen 
und zu den mit ihm unirteu Reichen. Allerdings hat der 
allmähhche Verfall der einheimischen Literatur und der 
einheimischen Traditionen, hat das Erholen der gelehrten 
Bildung auf dänischen Anstalten, hat endlich die Noth- 
wendigkeit manches Veraltete in den nicht gehörig fort- 
gebildeten einheimischen Institutionen auf dem Wege der 
Praxis durch Entlehnung von Fremdem zu ersetzen, mehr- 
fach eine Annäherung an dänisches Wesen zur Folge; da- 
neben aber gewinnt doch die Selbständigkeit des Landes mit 
der Zeit sogar einen weitern Halt dadurch, dass dasselbe in 
Sprache und Recht im grossen und ganzen die altem Zu- 
stände sich bewahrt, während in beiden Beziehungen Däne- 
mark sowohl als Norwegen mancherlei eingreifende Um- 
gestaltungen erfahren. Die durch diese Thatsache bedii^e 
schärfere Ausprägung einer specifiseh isländischen Nationali- 
tät gewährt mehr als alles andere auch der Staatsrechte 
liehen Absonderung der Lisel eine feste Stütze und zugleich 
einen innerlich begründeten Anspruch auf bleibende An- 
erkennung. 

Der Versuch der Ineorporirung Norw^ens in Däne- 
mark ging an Island spurlos Torüber; aber auch die Ein- 
führung des souveränen Erbkönigtbums änderte an dessen 
rechtlichen Beziehungen zn den übrigen Landen des Königs 
nichts, wenn dieselbe auch die innem Verhältnisse der Insel 
selbst nicht unberührt gelassen haben mag. Mit Fng und 
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Recht lässt sich bezweifeln, ob durch die Erbhuldigang in 
Ii^land überhaupt der Absolutismus für dieses Land in der- 
selben Weise eingeführt worden sei, wie dies in Dänemark 
unzweifelhaft der Fall war. Nur gegen die bestimmte Ver- 
sicherung, dass dadurch in den Rechten der Insel dorch- 
aus nichts geändert werden solle, hatten deren Vertreter 
den die Huldigung begleitenden Revers unterzeichnet, und 
wenige Tage zuvor war vom Äldii^ ausdrücklich ausge- 
sprochen worden, dass man an des Landes alten Freiheiten 
unverkürzt festhalten wolle. Jedenfalls zeigt femer die Art, 
wie die Erbhuldigung in diesem Lande gefordert und ge- 
leistet wurde, dass Island ebenso wie Norwegen als ein 
gesondertes Land neben Dänemark betrachtet wurde, und 
wenn durch jenen Act die Insel auch wirklich in ganz 
dasselbe Verhältniss zu dem König getreten wäre wie das 
letztere Reich, so ivürden doch die gleichen Rechte, welche 
der König in diesem und in jenem Land fortan besessen 
hätte, gegenüber jedem derselben auf einen besondem Rechts- 
titel sich stützen müssen; nur um eine Umgestaltung der 
iimem Verfassung eines jeden der drei unirten Staaten 
könnte es sich dabei haudebi, nicht aber um eme Aenderung 
in ihren Beziehungen zu einander und es wäre rechtlich 
volltommeu gleichgültig, dass jene Umgestaltung in allen 
drei Reichen eine gleichartige gewesen wäre. Aber selbst 
dann, wenn man zugeben wollte, dass, trotz der oben be- 
rührten Clausel im Huldigungsreverse, der König absoluter 
Regent auch in Island geworden und somit berechtigt ge- 
wesen sei, die Beziehungen der Insel zu semen übrigen 
Landen einseitig zu ändern, müsst« doch wenigstens dar- 
gethan werden, dass er eine solche Aendemng wirklich be- 
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absichtigt und ausgeführt habe; ein derartiger Nachweis ist 
aber von dänischer Seite weder erbracht worden, noch kann 
derselbe nach Lage der Sachen erbracht werden. Daraus, 
dass das Königsgesetz eine Garantie gegen die Zersplitterung 
der vereinigten Lande durch Erbtheilungen zu bieten sucht, 
kann jedenfalls nicht abgeleitet werden, dass das Band, 
welches diese unter sieb verknüpfte, verändert werden wollte. 
Factisch reducirt sich freilich dem um sich greifenden 
Absolutismus gegenüber der Emfluss der Landesvertretung 
auf die Gesetzgebung; allein die Thatsache, dass die Insel 
ihre gesonderte Legislation habe, bleibt anerkannt und wird 
dadurch nicht alterirt, dass diese fortan durch ein anderes 
Organ als früher geübt wird. Li gerichthcher wie in ad- 
ministrativer Beziehung hat femer das Land nach wie vor 
seine eigenthümliche Oi^anisation, und wenn das oberste 
Gerieht, wenn die Kanzlei und Eentetammer von Dänemark 
auch in die isländischen Angelegenheiten hinübergreift, so 
genügt dieser Umstand nicht, um eine Aufhebung der ihm 
von Alters her zukommenden Selbständigkeit zu begründen. 
In des Königs Person concentrirte sich das oberste Richter- 
amt wie die oberste Verwaltungsbefugniss; zur Ausübung 
beider Gewalten bedurfte er helfender Oigane, die er als 
absoluter Regent sich beliebig selbst wählen zu dürfen 
glaubte; bei der unbedeutenden Zahl und dem geringen 
Umfang der isländischen Angelegenheiten musste es zweck- 
mässig erscheinen, die Kosten eigener Centralbehörden der 
armen Lieel nicht aufzubürden, vielmehr jene den ohnehin 
bestehenden dänischen Behörden nebenbei mit zuzuweisen. 
Die Art, wie die administrativen Angelegenheiten des Landes 
bald diesem, bald jenem Departement der dänischen Central- 
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stellen zugewiesen wurden, lässt jedenfalls deutlich erkennen, 
wie es sich bei <üeser ihrer Zutheüung eben nur um ein 
ziemlich willtflrüches Auskonftsmitt«! handelte. Zuzugeben 
ist allerdings, dass man sich über das Verhältniss Isluids 
zu den übrigen Staaten des Königs allerseits nicht recht 
klar war, und zumal in den Bezeichnungen, welche für das- 
selbe verschiedentlich gebraucht wurden, tritt diese Unklar- 
heit unverkennbar zu Tage; zuzugeben ist femer, dass die 
absolute Grewalt, welche der König in jedem der drei Beiche 
in Anspruch nahm und thatsächlich übte, deren Souderung 
minder deutlich hervortreten Hess. Indessen li^ weder in 
dieser, noch in jeuer Thatsache irgend etwas, das der recht- 
lich wie faetisch begründeten Selbständigkeit des Landes 
den gerillten Eintrf^ zu thun vermöchte. 

Die Einführung von Provinzialständen in den verschie- 
denen Landen des dänischen Königs muBste begreiflich der 
bisherigen Unklarheit über deren Stellung zu einander ein 
Ende machen; die Zuziehung isländischer Vertreter zu einera 
der beiden dänischen Landti^ oder die Einführung einer 
eigenen Landesvertretung für die Insel musste für oder 
g^fen deren Incorporirung in Dänemark den voUgült^en 
Ausdruck bilden. Man versuchte zunächst den erstem Weg 
zu gehen; bald zeigte sich aber die Eigenthüralichkeit der 
Lage und der Nationalität Islands stärker als der Wille der 
dänischen Eegienmg: in der Wiederaufrichtung des Aldings 
musste die bestimmteste Anerkennung der staatsrechtlichen 
Selbständigkeit der Insel ausgesprochen werden, und in dem 
Verfassungsproject vom 28. Januar 1848 ist diese Aner- 
kennung neuerdings wiederholt worden. Erst die Bewegungen, 
weiche die spätem Monate dieses letztem Jahres dem dÄ- 
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nischen wie andern Staaten brachten, Hessen nochmals anf 
den früher verlassenen Weg zurückgreifen. 

Es kann nicht schwer halten, aus den bisherigen Er- 
örterangen für die gegenwärtige staatsrechtliche Stellung 
Islands das Tacit zu ziehen. Als unzweifelhaft darf be- 
trachtet werden, dass die staatsrechtliche Selbständigkeit 
der Insel neben dem Königreich Dänemark, neben Laueo- 
bm^, welches in die Stelle des abgetretenen Königreichs 
Norwegen eingerückt ist, und wir fugen bei neben Schleswig- 
Holstein, eme ebenso sehr zu Becht begründete als thatr 
sächlich bestehende sei und es muss überdies anerkannt 
werden, dass diese ihre Selbständigkeit in der entfernten 
geographischen Lage des Landes sowohl, als in der eigen- 
thünüichen NationaUtät seiner Bewohner ihre vollgültige 
Motivinmg finde. Damit ist jede Incorporinmg der Insel 
in Dänemark jedenfalls in so lange ausgeschlossen, als nicht 
eine Aendening ihrer derzeitigen Rechtszustände auf ver- 
fassnngsmäss^m Wege erfolgt sem wird : eine solche kann 
aber, nachdem Dänemark seinerseits zu dem constitutionellen 
System übei^egangen ist, nicht mehr wohl ohne die Zu- 
stimmung einer isländischen Volksvertretung vor sieh gehen, 
und ist eben darum wenigstens vorläufig rechtlieh ganz 
ausser Fr^e. 

Von der Frage. nach dem Verhältniss Islands zu den 
übrigen Landen seines Königs muss sodann die andere 
Fn^e scharf unterschieden werden: wiefern die Insel be- 
rechtigt sei, anstatt ihres lediglich mit berathender Stimme 
ausgestatteten Aldinges eine mit beschliessender Stimme 
ausgerüstete Volksvertretung und überhaupt eine auf libe- 
ralerer Basis ruhende Verfassung anzusprechen. Indessen 
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lässt sieh doch nicht verkennen, dass die höchste Unbillig- 
keit darin liegen würde, wenn dem einen der unirten 
Länder gleichzeitig dieselben Freiheiten verweigert werden 
wollten, welche dem andern verwiUigt wurden, dass femer 
eine unbefangene und unparteiliche Regierung der Insel von 
Kopenhagen aus seit der Durchführung des Constitutionalismus 
in Dänemark noch weit wen^er als vordem zu erwarten sein 
dürfte. Es hißsse das Recht des Starkem missbrauehen, wenn ■ 
man dänlscherseits den wehrlosen Zustand des armen Ltmdes 
benutzen wollte, um demselben eine ihm billigerweise zu- 
kommende Besserung seiner Eechtszustände zu vers^eo 
und dadurch die seinen Bewohnern verhasste Incorporirung 
zu erzwingen; es wäre andererseits für Dänemark bei der 
vollständigen Isolimng und politischen Unmacht der Insel 
vollkommen ungefährlich, derselben sogar das weiteste 
Maass selbständiger Freiheit zuzugestehen. 

Wiefern die Vorschläge des Ausschusses der weiland 
isländischen constituirenden Versammlung im Detail prak- 
tisch ausfahrbar seien, kann natürlich nur derjenige ent- 
' scheiden, dem die genaueste Bekanntschaft mit den Bedürf- 
nissen und mit der Leistungsßhigkeit des Landes inne 
wohnt: dass dieselben aber ihrem Standpunkt und ihrer 
Gnmdanschauung nach richtig gegrifiFen sind, ist für uns 
wenigstens unzweifelhaft. Als ein Bruch des königlichen 
Versprechens vom 23. September 1848 endlich müsste es 
jedenfalls betrachtet werden, wenn dem Lande die Gelegen- 
heit länger vorenthalten würde, durch eine eigene consti- 
tuirende Versammlung über die ihm zukommende Verfassung 
i König zu unterhandeln und sich zu einigen. 
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JJer Beginn des Isländiscli-Dänischeii Verfassunga- 
streites ist auf den Zeitpunkt zurückzuföhren, in welchem 
Dänemark zuerst seine berathenden Provinzialstände erhielt. 
Seit der Erlassung des Königsgesetzes war in Dänemark 
die absolute Monarchie festgestanden. Für Island war dieses 
Gesetz allerdings eben so wenig rechtsgiltig geworden als 
fBi die Herzogthümer; aber hier wie dort war unter dessen 
Einfluss wenigstens de facto absolutistisch genug regiert 
worden. Wenn der Schleswig-Holsteinische Landtag, ohne 
dass doch je eine Aufhebung der Landesverfassung erfolgt 
wäre, seit dem Jahre 1712 nicht mehr berufen wurde, so 
war auf Island die gesetzgebende Gewalt des Aldings all- 
mälig in Vergessenheit gerathen, und die völlige Abschafftmg 
dieser Tersammlung im Jahre 1800 hatte kaum noch irgend 
welche politische Bedeutung gehabt. Als nun aber im Ge- 
fo^e der Julirevolution für die Herzogthümer sowohl als 
ftlr das Königreich Landtage, wenn auch mit sehr beschränkten 
Befugnissen, eingeftthrt wurden, mussten nothwendig die 
bisher unklaren und halbwegs dem Gedächtnisse ent^ 



') Ana von Sybel's Historischer Zeitschrift 1859, I. und II. 
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schwuadenen Bechtsverhältnisse der nicht däniscbeo und 
doch dem Dänenkönige untergebenen Lande in ein schärferes 
Licht gesetzt werden. 

Unter dem IL Febraar 1831 hatte König Friedrich VI. 
die dänische sowohl als die deutsche Kanzlei angewiesen, 
for die HerzogthÜmer und för Dänemark einen auf die 
Einföhrong berathender Provinzialstände begründeten Vear- 
fasBungsentwurf vorzulegen. Durch Verordnung vom 28. 
Mai 1831 wurden sodann die al^meinen Grundzüge fest- 
gestellt, welche für die Einrichtung der Provinzialstände 
in Dänemark massgebend sein sollten; für die luseldftnen 
und für die Jütländer sollte danach je ein eigener Land- 
tag begründet, der erstere aber auch von Island mit 3 Ab- 
geordneten beschickt werden. Zur Berathung des Ver- 
fassungsentwurfes wurde durch Verfügung vom 23, März 
1832 eine Commission niedergesetzt, in welche zur Ver- 
tretung Islands der firühere Stiftamtmann Graf Moltke und 
der geheime Archivar Pinn M^nüsson berufen wurden; 
zugleich erging an die Ämtleute in Island der Auftrag, 
nach vorgänpger Berathung mit den verstandigsten Leuten 
im Lande, Beamten wie Nichtbeamten, über die zweck- 
mässigste Organisation der Wahleinrichtungen ein Gut- 
achten zu erstatten. Durch Verordnung vom 15. Mai 
1834 erfolgte endlich die wirkliche Einführung der Provinzial- 
stände in Dänemark, wobei die Betheiligung Islands an 
dem Landtage der Inseldanen festgehalten wurde, doch 
so, dass das Land diesen nur mit 2 Abgeordneten beschicken 
sollte, während ein dritter den Färöem zugewiesen wurde, 
welche man Anfangs vOll^ vergessen hatte. 
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Bereits die Bekanntmachung der obersten Grundzüge 
des neuen Verfassungswerkes hatte inzwischen lebhafte Er- 
örterungen über deren Zwectmäss^keit hertoi^enifen, und 
es konnte nicht fehlen, dass dabei gelegentlich auch auf 
die Stellung ein Blick geworfen wurde, welche den Isländern 
in der zu schaffenden Beichsorganisation zugedacht war. 
Von dänischer Seite sogar wurde mehrfach hervoi^ehoben, 
wie wenig diese Stellung den eigenthOmlicheu Zustanden 
und der geschichtlichen Entwicklung der Insel entspreche; 
dem Isländer vollends musste das gleiche Bedenken noch 
weit entschiedener aufste^n, und zugleich eine ganze 
Reihe von Thatsachen sich darbieten, welche einer Ver- 
wirklichung des Verfassungsprojectes soweit seine Heimat 
in Frage war, sich bindernd in den Weg stellten. In der 
Literatur verfocht zumal der für sein Vaterland viel zu 
fiüh verstorbene Baldvin Einarsaon vor dem dänischen so- 
wohl als vor dem isländischen Publikum treffend die Noth- 
wendigkeit einer selbstständigeren Stellung der Insel, und 
zumal der Einführung eines eigenen isländischen Land- 
tages'); aber auch die zur Berichterstattung aufgeforderten 
Beamten wussten keine auch nur einigermassen passende 
"Wahlordnung vorzuschU^eu, und in der zur Berathung des 
Verfassungsentwurfes niedergesetzten Conmiission wurde 
von den Vertretern Islands gleichfalls geltend gemacht, 
dass der Insel nur durch die Gewährung eines selbat- 



') Om de danslte PtovindBialetäiider med specielt Hensyn paa 
Island; vgl. Danek Literatnrüdende, 1832, ni. 27 — 8; ferner Annann 
ä alpingi, 1832, 8. 13—66. 
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gtändigeu Landtages geholfen werden könne. Bei der 
Publication der Verfassung von 1834 mnsste der König, 
weil es unmöglich erschien, Wahlen für Island zu Stande 
zu bringen, sich entschliessen, „für dieses Mal" von dem 
Wahlrechte des Landes völlig abzusehen, und die beiden 
zu dessen Vertretung bestimmten Männer selbst zu ernennen ] 
— Unter solchen Umständen begann bald auch auf Island 
selbst eine Bewegung gegen die widernatürliche Verfassung, 
welche der Insel octroyirt werden wollte. Von dem Amt- 
manne Bjami Thorarensen und dem Sysselmanne Paul 
Meisted eifrig gefördert, circulirten in allen 3 Aemtem 
des Landes Petitionen um die Errichtung eines besondem 
Landtages für Island, und die Adresse der Südländer 
wenigstens ging im Jahre 1837 mit zahlreichen und schwer 
wiegenden Unterschriften bedeckt nach Kopenhagen ab. 
Gegen diese mannigfachen Anfechtungen seines Verfassungs- 
werkes konnte der König, obwohl einer freiem Gestaltung 
der politischen Zustände Nichts weniger als geneigt, doch 
nicht völlig taub bleiben; aber freilich war die Abhülfe, 
welche er den Besehwerden Islands angedeihen zu lassen 
sich entsehloss, eine in jeder Beziehung ungenügende. Durch 
Verfügung vom 22. August 1838 wurde nSrnhch eine 
Commission aus 10 höheren Beamten der Insel gebüdet, 
welche jedes zweite Jahr an dem Hauptorte, Rey^avik, 
zusammentreten, und für das Land wichtige Angelegen- 
heiten in Berathung ziehen sollte. Eine Vertretung der 
Interessen Islands wurde somit allerdings beschafft; allein 
diese war zufolge der geringen Anzahl der Commissious- 
mitglieder, ihrer Eigenschaft als Beamter, endlieh ihrer 
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Ernennung durch den König in durchaus unselbstständiger 
Weise zusammengesetzt, und mussten überdiess deren Ar- 
beiten, soweit solche auf die Gesetzgebung des Landes 
sich bezogen, jederzeit erst noch dem Provinziallandtage 
der Inseldänen zur Verhandlung und Abstimmung vor- 
gelegt werden! 

Gunstiger gestalteten sich die Aussichten für Island, 
als Friedrich VI. starb (3. December 1839). An die Thron- 
besteigung seines Nachfolgers, Christians VIII., knüpften 
sich in Dünemark selbst die ' kühnsten Hoffnungen einer 
Aufbesserung der Verfassungszustände, und in mancherlei 
GlOckwunschadresseu fanden dieselben ihren mehr oder 
minder unumwundenen Ausdruck. Auch die in Kopen- 
hagen anwesenden Isländer überreichten Namens ihres Vater- 
landes eine solche, und erbaten sich für dieses neben 
einer Reihe anderer Verbesserungen auch die Einführung 
eines selbstetändigen Landtages. ■ Aber auch noch von 
einer anderen und weit gewichtigeren Seite her war in- 
zwischen der gleiche Wunsch ausgesprochen worden. Gleich 
bei ihrem ersten Zusammentritt war der Commission zu 
Keyigavik neben einer Reihe anderer Punkte auch die Frage 
zur Berathung vorgelegt worden, „wie eine geeignete Ein- 
richtung der Wah^esetze für das Land Island zu treffen 
sei, soweit dasselbe für sich Abgeordnete zum Landtag 
für Seeland und eine Reihe anderer Bezirke zu wählen 
habe, und wie man überdiess bezüglich der Tragung der 
Kosten zu verfahren habe, welche aus der Wahl und dem 
Sitze der Abgeordneten auf dem Landtage sich ergeben." 
Die Commission, tlber deren Verhandinngen ein übersieht- 
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licher Bericht gedruckt' wurde, ^) hielt sich zwar nicht för 
berechtigt', radicale VerfassungsTer&nderungeii zu beautr^en, 
und legte demgemasa wirklich einen Wahlgesetsentwurf vor, 
welcher so weit nur irgend möglich * mit dem dänischen 
Wahlgesetze übereinstimmend gehalten war; sie erklärte 
aber zugleich, dass jener Entwurf ihr nur als der relativ 
beste erscheine, an und für sich aber durchaus Nichts 
tauge, — dass eine Beschickung der Versammlung zu 
Boeskilde dem Lande lediglich eine neue Lagt aufbflrde, 
aber keinerlei Vortheil verspreche, da bei der Verschieden- 
heit der Zustände DAnemarks und Islands gedeihliche Ver- 
handlungen nicht zu erwarten seien, — dass somit jener 
Landtag für Island nicht als ein Gnadengeschenk anzusehen, 
und weder geeignet sei auf die Belebung dee dortigen 
Volksgeistes förderlich einzuwirken, noch auch der Regierung 
über die Lage und die Beddrfnisse der Insel verlässige 
Aufklärung zu verschaffen. Demgemäss halt die Commissiou 
- dafttr, dass es unt«r gegebenen Umständen um wenigstens 
vergebliche Kosten zu ersparen am Ende noch am Besten 
sei, wenn auf die Wahl der Vertreter Islands nach wie 
vor völlig verzichtet, und deren Ernennung dem EOnige 
selbst anheimgestellt werde; die Kanzlei sowohl als die 
Bentekanuner in Kopenhagen erklärten sich mit diesem 
für die L^e der Dinge höchst charakteristischen Gutachten 
im Wesentlichen einverstanden. — Diese von den ver- 
schiedensten Seiten übereinstimmend einlaufenden Wünsche 



') TlBindi frä nefndarfaadum fslenzkra embtettiemaimti i Bey^avik, 
I 1839 og 1841; herausgegebeu von l'oreteinn Jöneson, 1842, 
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und Bedenken blieben in der-That nicht ohne Erfolg. Den 
lel&ndem ohnehin freundlich gesinnt, erliess Christian VIII. 
unterm 20. Mtu 1840 ein Rescript, durch welches die 
Kanzlei ai^ewiesen wurde der Gommission zu Kejigavik 
bei ihrem nftchsteu Zusammentritt die Frage vorzulegen, 
ob nicht die Einführung eines berathenden Landtages auf 
Island selbst, gebildet aus gewählten Abgeordneten sowie 
einigen vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, zweck- 
mässig erscheine; im Bejahungsfälle sollte dann die Gom- 
mission über den Zeitpunkt der Sitzungen und die periodische 
Wiederkehr der Versammlung, deren Competenz diesselbe 
wie die der abrigfin Frovinziallandtage sein sollte, sowie 
ttber die Aufbringung der durch sie erwachsenden Kosten 
berathen, und insbesondere auch darüber sich aussprechen, 
„ob es nicht am Richtigsten sei, den Landtag Allding zu 
nennen und ihn auf I>iiigvellir abzuhalten gleich wie das 
alte Allding, und ihn nach dessen Vorbilde einzurichten 
soweit dies geschehen könne." Kaum war diese Verfügung 
erlassen, so votlrten auch bereits die in Kopenhagen an- 
wesenden Isländer dem Könige eine in den wtLrmsten Aus- 
drücken abgefasste Dankadresse; der Stand aber der Ver- 
fassungs&age fQr Island war durch sie mit einem Male 
ein völlig anderer geworden. 

Wenn es Überhaupt noch eines Beweises dafür bedurfte, 
dass der Verfassungszustand wie ihn KOnig Friedrich VI. 
geschaffen hatte für Island ein absolut unleidlicher sei, so 
waren die Verhandlungen, zu welchen die zuletzt ai^e- 
führt« Verfügung den Anstoss gab, ganz dazu angethan 
denselben zu liefern. Die Beamtencommission zu Reykjavik, 
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welche am 5. Juli 1841 zusamioeiitrat,!) bezeugte zwar 
sofort bei der ersten Verhandlung der Frage die allseitige 
l'eberzeug:uug von der Nothwendigkeit eines besonderen 
Landtags far Island, Totirte dem Könige den Daut des 
Landes fllr die in Aussicht gestellte Einfohrung eines 
solchen, indem sie zugleich um schleunigste Verwirklichung 
dieser Absicht bat, nahm endlich auch mit Freuden den 
Vorschlag an. die neu zu begründende Versammlui^ Alldiug 
zu nennen. Aber die Commlssion hielt auf der anderen 
Seite dafOr, weil die Competenz des nenen Alldings dieselbe 
sein solle wie die der Obrigen Provinciallandtage, mtlsse 
auch dessen Oi^anisatiou eine dieser letzteren möglichst 
ahnliche sein; sie glaubte demnach tou den Einrichtungen 
der dänischen Proviuzialversammluugen höchstens insoweit 
abweichen zu dürfen, als diess die eigenthümlichen Zustände 
Islands absolut forderten, wenn auch dadurch die grAsste 
Verschiedenheit von der in dem Reseripte in Bezug ge- 
nommenen Verfassung des froheren Alldinges bedingt sei. 
Demgemftss entschied sieb nicht nur die Mehrheit, was 
gute Gründe für sieh hatte, gegen die Wahl der alt«D 
Dingstatte als Versammlungsort und fOrEeylyaTflr, sondern 
man trat auch in anderen und wichtigeren Fragen den 
nationalen und liberalen Wünschen und Forderur^en schroff 
in den ^eg, um nur in mögliehst sklavischer Weise an 
das vorliegende dänische Muster sich anschUessen und 
überhaupt dem Dänenthume sich dienstbar erweisen zu 
können. So wurde z. S. zwar die Zahl der zu wählenden 

') Vergleiche hinsichtlich ihrer Verhandlungen den in der vorigen 
Anmerkung angefuhrteu Bericht 
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Abgeordnet«!! auf 20 gesetzt, wozu dann noch 4 bis 6 
vom Könige zu ernennende Mitglieder kommen sollten, 
die Wahlberechtigung aber an ein bestimmtes Kataatermass 
von Grundbesitz geknüpft, welcher zu Eigen oder zu Leib- 
recht m Gütern des Königs oder öffentlicher Stiftungen 
geben sollte, obwohl man sieh der Schwierigkeiten recht 
■wohl bewusst war, welche die Aufstellung eines derartigen 
Census zur Folge haben musste; so vrurie ferner zwar 
beschlossen, dass alle Verhandlungen und Protokolle des 
Alldings in Isländischer Sprache zu führen seien, daneben 
aber dennoch den dieser Sprache nicht Mächtigen der 
Gebrauch der Dänischen verstattet, und der Vorsitzende 
angewiesen, solchenfalls für gehörige Verdollmetsehung der 
Beden zu sorgen. TJ. dgl. m. Wie leichtfertig man bei 
der Abfassung des Entwurfes zu Werke gegangen war, 
zeigt am besten die Thatsache, dass bereits wenige Wochen 
nach dessen Entstehung der Referent der Commission selbst, 
Kammerrath Paul Meisted, einen auf völlig andere Grund- 
l^en, nämlich auf das Prinzip der indirecten statt der 
directen Wahlen und eine sehr erhebliche Ausdehnung 
der Wahlberechtigung gebauten Vorschlag au die oberste 
Behörde einreichte, eine Anzahl anderer Commissionsmit- 
glieder denselben in vielen Stücken sachgemäss fand, und 
der Stiftsamtmann in dem Berichte, mit welchem er den- 
selben einsandte, zwar nicht für denselben, wohl aber für die 
völlige Preigebung mindestens der Wählbarkeit sich erklärte.') 

') Jeaer Vorschlag und dieser Eiusenduogsberioht sind ala Bei- 
lage TL und Va. in den gleich anzuführenden Frettii, 18*2, S. 243 
bis 254 und 255 Ms 256 gedruckt. 
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Die dänische Kanzlei selbst bezeichnet« ais wQnschens- 
werth, daes der CommisBions- Entwurf „in manchen Be- 
ziehungen den Verhältnissen des Landes besser ange- 
passt wäre"; dennoch aber wurde derselbe von ihr, nach 
vorgängigem Einvernehmen mit der Reutekammer, mit 
geringfügigen Aenderungen begutachtet! — Der so zur 
Welt gekommene Entwurf eines Verfaasungsgesetxes ffir 
Island hatte aber noch ein weiteres Stadium zu durch- 
laufen, ehe es ihm beschieden war gesetzliche Kraft und 
Geltung zu erlangen, und auch diese zweite Periode 
seiner Entstehui^sgeschichte bietet ihre charakteristischen 
Erscheinungen. Bereits in seinen früheren Sitzungs- 
perioden hatte der zu Boeskilde tagende Landtag der 
Inseldänen wiederholt Veranlassung gefunden, mit Islän- 
dischen Fragen sich zu beschäftigen, und gerade der- 
artige Verhandlungen hatten recht deutlich gezeigt, wie 
durchaus tharicht die Verweisung der Insel an eine 
dänische Provincialversammlung sei. Im Jahre 1838 hatte 
eine aus Island eingetroffene Petition eine Diskussion 
über die Zustände des dortigen Handels veranlasst, im 
Jahre 1840 der Antrag eines der Vertreter Islands, des 
Etatsrathes Grimiu: Jönsson, eine Verhandlung über das 
Steuerwesen der Insel angeregt; beidemale erklärten zahl- 
reiche Mitglieder der Versammlung, erklärte allenfalls so- 
gar der königl. Commissär unumwunden die eigene Un- 
fähigkeit über Isländische Angelegenheiten zu urtheilen, 
während in einer Reihe anderer, minder tief eingreifender 
Fälle die Versammlung sich einfach auf das Gutachten 
der beiden Vertreter Islands als der einzig Sachverstftn- 
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d^eQ verwarf, oder aucli auf die vurliergegaogenen Ver- 
handlnngen der Commission zu Reykjavik '). Schon vor- 
her hatte sich hiernach im vollsten Masse bewahrheitet, 
was Baldvin Einarsson von Anfang an vorhergest^ hatte '), 
dass nämlich in Isländischen Fr^en zu Koeskilde entweder 
die wenigen Vertreter Islands allein entscheiden, oder 
aber die der Zahl nach so sehr überwiegenden Dänischen 
Abgeordneten über sie aburtheilen würden wie der Blinde 
über die Farbe; an dem Landt^e aber des Jahres 1842, 
welcher über die für Island üeu zu begründende Verfas- 
sung sein Gutachten abzugeben berufen war, musste 
begreiflich diese Thatsacbe in einem nur noch schärferen 
Lichte hervortreten"). Bei der Berathung eines Gesetz- 
entwurfes aber die Befriedung der Vogelbratstatten auf 
Island, bei einer anderen Ober ein Project zur Aufbesse- 
rung der Einkünfte der Isländischen Geistlichkeit, zeigte 
sich zunächst wieder die von allen Seiten zugestandene 
Unfähigkeit der Versammlung zur Verhandlung derartiger 
Fragen; ihren Gipfel aber erreichte die Verwirrung bei 



') Scblagead ist zumal die ÄeuBserung Oersteds als königlichen 
Commissitre gelegentlich der TerhajidlungeD über die Steuerfrage', 
„dieser VerBanunliuig wie sie hier ist fehlt Alles, um über einen 
solchen Entwurf urtheUen 7.u kennen"; Tgl. Frettir bi Fulltrnapinginu 
i Hröarskeldu, viBvikjandi malefnum Islendinga, ge&ar üt af nokkrum 
Islendingum; Kopenhagen, 1340, S. 67. 

») Annann i Äl[>iiigi, IV, S. 38. 

*) Die auf Island bezüglichen Yerhandlangen eind ins laländische 
Übersetzt herausgegeben worden unter dem Titel: Fr&ttir frä Full- 
tniafingi i Hröarskeldu 1842, viOvikjandi mälefiiimi Islendinga, gefiiar 
üt af uokkmm fslendingnm,' Kopenhagen, 1843. 
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den Debatten Ober den Entwurf des VerfasBungsgesetzes 
für Island, welchen die Regierung wesentlich auf Grund 
der von der Commissiou zu Rey^'avik gemachten Vor- 
schläge vorlegte '). Die Mehrheit selbst in dem zur Be- 
gutachtung dieses Entwurfes niedergesetzten Äussehnsse 
wollte auf Grund der offen erklarten Unfähigkeit der Ver- 
sammlung über solche Fragen zu entscheiden, die Regie- 
rungsvorlage einfach angenommen, und deren eingehendere 
Prüfung lediglich dem auf Grund derselben einzuberufen- 
den Isländischen Landtage vorbehalten wissen. Die Min- 
derheit des Ausschusses, aus den beiden Vertretern 
Islands bestehend, wagt zwar, offenbar erlahmt durch 
ihre trostlose Isolirung in der Versammlung und an jedem 
gesunden Erfolge verzweifelnd, ebenfalls keine tiefer 
gehende Umgestaltung des Entwurfes, versucht aber wenig- 
stens, wenn auch unter Beibehaltung der einmal angenom- 
menen Grundzüge, einige Erweiterung der Wahlberech- 
tigung zu eiTeichen. Einen ungleich schärfer einschnei- 
denden Angriff auf die Regierungsvorlage unternimmt da- 
gegen höchst unerwartet ein Dänischer Abgeordneter, der 
Advokat Baltbasar Christensen von Kopenh^en; offenbar 
benützt und unterstützt von der Versammlung nicht an- 
gehflrigen Isländern^ fordert er nach einer vernichtenden 
Kritik des Verfahrens der Commissiou zu Reykjavik, eine 
erhebliehe Vermehrung der Zahl der Abgeordneten, Er- 
weiterung der Wahlberechtigung, Wahl der altherkOmm- 



') Der Entwurf steht a. a. 0., 8, 64 — 87 ^druckt, seine Motive- 
ebenda, 8. 62—64 und S. 87—108. 
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liehen Dingstätte als Ort der Versammlung, ausschliess- 
lichen Gebrauch der Landessprache bei den Verhandlungen 
des Alldings, endlich volle Oeffentlichkeit seiner Sitzungen. 
Der Eindruck seiner ebenso warmen, als scharfsinnig 
motivirten Rede ist zunächst ein völlig verwirrender. 
Wahrend die Vorschlage des Redners bei einzelnen Ab- 
geordneten entschiedene Billigung finden, betheuem andere 
nur die vollständige Unfähigkeit der Versammlung, über 
solche Fragen zu entscheiden; der kCnigl. Commissär tritt 
den beantragten Amendements entgegen, jedoch nicht 
ohne seine Zweifel an der UrtheilsIUliigkeit der Versamm- 
lung auszusprechen und offen zuzugestehen, dass er 
selber, so viele Isländische Sachen ihm auch schon durch 
die Hände gegangen seien, doch keineswegs eine bestimmte 
Ueberzeugung über die vorliegenden Fri^en auszusprechen 
sich getraue; die beiden Vertreter Islands sind offenbar 
überrascht durch die ihnen seihst zu kühn erscheinende 
Vertretung der Interessen ihrer Heimat, und sehen sich 
genöthigt mit den meisten der gestellten Anträge sich 
principiell einverstanden zu erklären, während sie doch 
um die eigfene Consequenz zu retten denselben schliesslich 
entgegentreten. Die Zwischenzeit aber, welche zwischen 
der ersten und zweiten Berathung des Gegenstandes It^, 
gab noch zu einem weiteren, höchst charakteristischen 
Voi^ange Raum. Unter dem Eindrucke, welchen die 
Rede und die Anträge Christensens hervoi^erufen hatten, 
hatten sich 27 in Kopenhagen anwesende Isländer zu 
einer Berathung über die Angelegenheiten ihrer Heimat 
versammelt. Ein Danksagungsschreihen an den genannten 
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Abgeordneten wurde von ihnen votirt, sowie ein weiteres 
Schreiben an die beiden Vertreter der InselamLandtE^e*); 
in beiden SchriftstQcken beben die Absender eingehend 
diejenigen Pnnkt-e hervor, in welchen ihnen die Regie- 
rungsvorlage einer Aenderung zu bedürfen scheint: ihre 
Wünsche stimmen im Ganzen mit den Antr^en ChriBf«n- 
sens überein, nur dass sie die Entscheidung über den 
Yersammlnngsort des Alldings ausgesetzt, und eine viel 
weiter reichende Ausdehnung der Wahlberechtigung ge- 
währt wissen wollen , nftmüch völlige Freigebung der 
Wählbarkeit und Begründung des Wahlrechtes auf das 
zehntbare Vermögen überhaupt statt anf den blossen 
Grundbesitz. Niemand hatte den Leuten zu solchem Auf- 
treten Vollmacht gegeben. Wenige kannten ihre Namen, 
und selbst wenn bekannt konnten die Namen einer Ueber-^ 
zahl von jungen Studenten nicht schwer wiegen; dennoch 
war die Wirkung ihres Schrittes keine geringe. Schon 
in der Rede des Referenten, Grimur Jönsson, macht sich 
bei der Sehlusaberathung der Eindruck entschieden geltend, 
welchen die inzwischen eingelaufenen Schreiben geäussert 
hatten; weit schwankender noch als früher tritt er den 
Anträgen Cbristensens entgegen, wiewohl auch jetzt noch 
die früheren Vorschläge der Ausschussminderheit im Wesent- 
lichen von ihm festgehalten werden. Weit entschiedener 
noch tritt in der Haltung des zweiten Vertreters der 
Isländer hervor, wie sehr derselbe in dem Briefe seiner 



') Beide Schreiben sind als BeUage I. und II. a. a. 0,, S. i 
und 223—225 gedruckt 
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27 Limdsleute die mahnende Stimme der Heimat erkannte; 
Fiiin Magnnsson erklärt nunmehr gerade heraus seine volle 
Zustimmung zu den sämmtlichen von Christensen ein- 
gebrachten AntTf^en. Auf andere Abgeordnete wirkt da- 
gegen das Auftreten der 27 Isländer und der Werth, 
welcher demselben beigelegt werden will, vielfach ent- 
gegengesetzt, und von CoUegen sowohl als von dem 
kgl. Commissär müssen die beiden Vertreter Islands die 
spitzigsten Bemerkungen hinnehmen darüber, dass sie jetzt 
für Amendements sich erklären, welche zu stellen ihnen 
doch selber hie eingefallen sei, dass sie einem einfachen 
Privatbriefe so grossen Einfluss auf ihre Haltung ein- 
räumen. Bei der Abstimmung wird schliesslich primär 
der Antr^ an^nommen, dass der Regierungsentwurf zwar 
Gült^keit erlangen soll, jedoch nur provisorisch, nämlich 
so, dass das auf Grund desselben gewählte erste Alding 
denselben neuerdings zu prüfen habe; eventuell ein zweiter 
Antrag, welcher denselben Grundgedanken in etwas milderer 
Form verfolgt; nur subeventuell erklärt sich die Versamm- 
lung für Christensen's Anträge bezüglich der Oeffentlich- 
keit der Aldingsverhandlungen und des ausschliesslichen 
Gebrauches der isländischen Sprache bei denselben, und 
sowohl der Antrag der Ausschussminderheit auf Erweite- 
rung der Wahlberechtigung als Christensen's Vorschl^, 
die Zahl der Aldingsleute zu vermehren, wird völlig ver- 
worfen. 

Für die absolute Unfähigkeit einer fast ausschliesslich 
dänischen Versammlung, über isländische Angelegenheiten 
sachgemäss zu verhandeln und zu entscheiden, gibt diese 

HancBr, Znr pnlltiBshen OsHcbkhtfl leltiids, 4 
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Discussioo des Äldingsgesetzes wie bemerkt ein voUgöltiges 
Zeugniss ; dass aber deren ErgebnisB vom isländischen 
Standpunkt ans betrachtet gar Manches zu wünschen 
übrig liess, ist hieven die nothwendige Folge, und eben 
darum auch sehr erklärlich, dass noch mehrfache Versuche 
gemacht wurden, um beim Könige eine den Verhältnissen 
des Landes entsprechende Umgestaltung des Gesetzent^ 
Wurfes zu erreichen. Unter dem 18. Januar 1843 liess 
eine Anzahl von 63 Pächtern aus dem Osten der Insel 
ein Schreiben an den Abgeordneten Christensen abgehen •), 
in welchem sie demselben nicht nur ihren Dank für sein 
bisheriges Auftreten, sondern auch eine Reihe von Wünschen 
bezüglich der Landesverfassung aussprachen, mit der Bitte, 
dieselben dem Könige und seiner Begienmg vorzutragen. 
Unter dem 25. Februar desselben Jahres wandten sich 
femer die in Kopenhagen anwesenden Isländer, aa ihrer 
Spitze die beiden Vertreter der Lisel am Boeskilder I^and- 
tage, mit einer Adresse an den König, in welcher sie 
demselben für die Verwilligung einer besonderen Landes- 
vertretung danken, zugleich aber auch um eine Reihe von 
AbättdeniDgen in dem vorliegenden Gesetzentwürfe bitten; 
zugleich wenden sich dieselben Männer mit einem zweiten 
Gesuche an den Kronprinzen, theilen ihm die an den 
König gerichtete Adresse mit, und bitten ihn, dieselbe zu 
unterstützen*). Trotz aller dieser Gegenvorstellungen 



') Gedruckt als Beilage V, a. a. 0., S. 234—243. 
*) Beide Eingaben sind gedruckt als Beilage lU und IV, i 
S. 225-332 und S, 232-233. 
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wurde indessen durch die unterm 8. März 1843 eilassene 
„Verordnung über die Stiftung einer eigenen berathenden Ver- 
sammlung für Island, welche Älding genannt werden aoll", 
der frühere Gesetzentwurf in allen wesenthchen Punkten 
unverändert zum Gesetze erhoben. Auf den 1, Juli 1844 
wurde das erste Älding sofort einberufen, diese Ein- 
berufung jedoch wenig später auf das folgende Jahr, 1845, 
verschoben. 

So unvollkommen übrigens das neue Verfassungsgesetz 
in politischer Hinsicht sein mochte, so erhebliche Anstände 
zumal die Anwendung der in demselben enthaltenen Wahl- 
ordnung bieten musste'), so wenig darf doch andererseits 
verkannt werden, welchen grossen Fortschritt dasselbe in 
nationaler Beziehung bezeichnet. Die Unterordnung Islands 
unter den Provinciallandtag der Inseldänen war nunmehr 
gelöst, eine eigene Landesvertretung ivai für die Insel 
geschaffen, deren rechtliche Stellung genau dieselbe war, 
wie die der Landtage von Schleswig- und Holstein, von 
Jütland und den dänischen Inseln; der Gehrauch der 
dänischen Sprache bei den Äldiiigsverhandlungen war 
wenigstens nur dem königlichen Commissäre gestattet, und 
diesem überdies zur Pflicht gemacht, für die Uebersetzung 

') Als ein einzehies Beispiel solcher Anatäudu mag erwähnt werden, 
dasB in einem der Wahlbezirke, den Vestmannaoj'j&r, eine Äbgeord- 
netenwabl sat Grund der geaetzlicbea Bestinimungen absolut nicht 
mügtich war; man hatte fibersehen, dass diese Inselu ihreu vollen 
Umfange nach königliche Domäne und überdies der sonst Üblichen 
Eatastrirung des Grundbesitzes nicht unterstellt sind. In Folge dieses 
Umetandes konnte bis zum Jahre 1857 kein Vertreter des doch fort- 
während als solcher bezeichneten Wahlbezirkes am Älding erscheinen t 
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seiner Vorträge ins Isländische Sorge zu tn^en. Eine 
ausdrOckliche Anerkennung der Selbstständigkeit Islands 
konnte allerdings in dem Gesetze nicht gefunden werden, 
da auch das unzweifelhaft einheitliche Dänemark durch 
zwei Provinciallandtage vertreten war; aber es widersprach 
doch wenigstens die neue Verfassung jener zu bean- 
spruchenden Selbstständigkeit nicht, und sie bot überdies 
einen Stützpunkt, von welchem aus dieselbe sich zu posi- 
tiver Anerkennung bringen lassen mochte. Kaum weniger 
erheblieh als dieser unmittelbare Gewinn ist aber der 
mittelbare, welchen der mehrjährige Kampf um die Ver- 
fassung und deren endliche Verwilligung durch die Er- 
weckung und Stärkung des politisch-nationalen Volksbewusst- 
seins den Isländern einbrachte. Bereits das Bisherige wird 
gezeigt haben, wie lebhaftes Interesse das Kescript vom 
20, Mai 1840 bei diesen erregte; klarer wird aber diese 
Thatsache bervortreten. wenn man einen Blick auf die 
Literatur wirft, welche seit dessen Erscheinen der Ver- 
fassuugsfr^e eine ganz ungewöhnlich lebhafle Theilnahme 
zuwandte. Deutlieh lässt sich erkennen, wie die eröffnete 
Aussicht auf eine selbstständige Volksvertretung mit einem 
Sohlte das schlummernde Nationalgeföhl weckt ; nicht 
minder deutlich stellt sich freilich zugleich auch heraus, 
wie unklar zunächst noch die Vorstellungen sind Aber 
Das, was eine solche eigentlich bedeute, wie unaosgegohren 
die Ansichten über die Art, wie sie zweckmässig einzu- 
richten sei. Abgeschieden von allen Welthändeln und 
allem Weltverkehr war Island lediglich durch seine ält«re 
Literatur zu höherer Bedeutung gelangt; seit ihrer Ver- 
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einigung mit Norwegen, später mit Dänemark war die 
Insel nur em wenig beachtetes Nebenland grösserer Reiche 
gewesen, hatte dieselbe aller liebevollen- Pflege der eigenen 
Volksthümlichkeit entbehrt, und. sebwer genug den Druck 
fortwährender, wenn auch nicht gerade Misshandlung, so 
doch Vemachläasigung Seitens ihrer eigenen Regierung 
empfanden. Ffir den höheren, Unteirieht bestand femer 
im Lande seit langer Zeit nur die ■ einzige Lateinschule, 
und alle hier zu gewinnende Bildung Trar somit nothwendig 
eine ausschliesslich philologische;- aber auch der Theolog, 
der Jurist, der Arzt, welcher an der Kopenhagener Hoch- 
schule seine Fachstudien betrieb, vermochte von den 
öffentlichen Zuständen seiner Heimatb und deren historischer 
Entwicklung , keine tiefere Einsicht zu erlangen, da islän- 
disches Recht und isländische Geschichte, Statistik, poli- 
tische Oekonoraie der -Insel u. dgl. m. bis auf den heutigen 
Tag von den dänischen Professoren in ihren Vorträgen wie 
in ihren Lehrbüchern gar nicht, oder doch nur sehr bei- 
läufig, ungenügend und ■ einseitig behandelt zu werden 
pflegen. Da überdies die Regierung ihre eigenen Er- 
hebungen über die Zustände des Landes, soweit solche über- 
haupt gemacht wurden, nicht der Oeffentlichkeit zu über- 
geben pflegt«, und bei der Armuth des Landes, sowie dem 
beschränkten Bereiche der Landessprache auch die Literatur 
nur/sehr mangelhaft für die Specialfächer zu sorgen im 
Stande war,'musste selbst für den, welcher ausnahmsweise 
das Bedürfoiss fühlte, sieh weiter zu unterrichten, das 
Gewinnen besserer staat'Swissenschaftlicher Kenntnisse gar 
sehr erschwert werden. Es begreift sich, dass unter solchen 
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Umständen der Blick des Volkes im Ganzen wie seiner 
geweckteren ,nnd gebildeteren Ai^liörigen insbesondere 
vorzugsweise der glänzenden Zeit des alten Freistaates zu- 
gewendet blieb, mit deren treiBiclien Literaturproducten 
sich Hoch und Nieder noch immer beschäftigt, dass der 
Patriotismus desselben einen vorherrschend literarisch-anti- 
quarischen Anstrich erhielt, dass endlich eine Abhilfe 
gegenüber den unbefriedigenden Zuständen der Gegenwart 
zunächst immer nur in einer Rückkehr zu den Zuständen 
der Vorzeit und den Formen der fdten Verfassung gesucht 
wurde. Nun hatte der König selbst in seinem Reseripte 
die Zusage ertheilt, dass soweit möglieh auf die Einrich- 
tung des firüheren Aldings zurückgegangen werden sollte, 
und damit jenen philologisch-antiquarischen Neigungen 
einen bestimmten Anhaltspunkt geboten; um so weniger 
ist es zu verwundem, wenn 'dieselben mehr als mit einer 
ernsthaften Prüfiing der gegebenen Zustände sich vertragen 
wollte, sich bemerklich machten. Schon in den Berathungen 
der Beamtencommission zu Beylgavit trat neben jener be- 
dauerlichen Abhängigkeit von der dänischen Gesetzgebung 
in allen praktischen Punkten jene archäologische Spielerei 
mit den Aeusserlichkeiten der älteren Verfassung hin und 
wieder zu Ti^e, und auf den mit den isländischen Ver- 
hältnissen nicht genauer Vertrauten muss der Ernst einen 
eigenthümlichen Eindruck machen, mit welchem die Frage 
verhandelt wird, ob das zukünftige Älding in Reykjavik 
oder auf tingvellir zu tagen habe, während zugleich die 
wichtigsten Bestimmungen über dessen Organisation und 
Zusammensetzung in leichtfertigster Weise nach dänischem 
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Muster zi^estutzt werden. In weit extremerer Weise tritt 
aber die gleiche Richtui^ in einer Schrift des Sera Tomas 
Saemundsson hervor, eines der talentvollsten und wissen- 
schaftlich gebildetsten Männer des neueren Islands '). Mit 
Segeisterung hält er an dem Gedanken fest, dass es sich 
um nichts Anderes als um die einfeche Wiederherstellung 
der Verfassung des 11. und 12. Jahrhunderts handle, und 
die Veriegung der neuen Volksvertretung an die alte Ding- 
stätte gilt ihm als so wesentlich, dass er deren lieber 
ganz entbehren, als dieselbe an einem andern Orte sich' 
versammeln sehen will; dass der Kern- und Ausgangspunkt 
Jener alten Verfassung in der aristokratiseh-monarchisch 
gestalteten (Jodenwörde liege, die er doch wieder aufleben 
lassen weder will noch kann, und dass somit trotz alles 
Festhaltens an Aeusserlichkeiten der neue Zustand doch 
nothwend^ ein, principiell anderer werden müsse als der 
frühere, kommt ihm dabei in alle Weite nicht in den 
Sinn! Weit mehr als über einzelne derartige Extravagan- 
zen darf man sieh aber in Berücksichtigung der oben er- 
örterten Umstände Ober die Thatsache wundem, dass trotz 
ihres lähmenden und trübenden Einflusses dennoch von 
Anfang an einzelne Männer sich finden, welche bei ebenso 
warmem Gefühl für die Freiheit und Volksthümlichkeit 
ihres Landes mit klarem Blick und praktischem Verständ- 
nisse die Bedürfnisse und Möglichkeiten des Augenblickes 



*) Seine Scbrift Um alping ist abgedruckt in: Fijär Bit^ürOir, 
kostatlar og utgjefnar af 17. lelendingum; Kopeolugen, 1841, 8, TS 
bis 100. 
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erwägen, welche bei allem Mangel an Uebung. in der 
Behaadlimg juristiEcher und politischer Fragen doch von 
Anfang an mit richtigem Instincte diejenigen PuiÜEte auf- 
zugreifen wissen, welche för eine verständige Lösung der 
vorliegenden Verwicklungen die entecheidenden sind. Wie 
früher Baldvin Einarsson, so tritt jetzt znmal Jon Sigurös- 
son als besonnener Vertreter der Interessen seiner Heimat 
auf, und bereits seine ersten Aufsätze über die öffentlichen 
Angelegenheiten Islands geben, wenn sie auch noch bei 
Weitem nicht dieselbe ruhige Herrschaft über den Stoff 
verrathen wie seine späteren Arbeiten, von seinem gesun- 
den Blicke ein glänzendes Zeugniss. Zwei Aufsätze übet 
das isländische Alding in einer eben jetzt züi Vertretung 
der nationalen Interessen neu begründeten Zeitschrift^) 
enthalten bereits im Wesentlichen die Gesanuntheit der- 
jenigen Forderungen, welche später unter geänderten TTm- 
etänden in etwas schärferer Ausprägung zum Programm 
der volksthümlichen Partei in Island erhoben wurden: 
eine aelbstständ^e Volksvertretung und Beseitigung jeder 
Unterordnung derselben unter einen dänischen Landtag, 
selbstständigere Stellung der obersten Regierungsbehörden 
der Insel und Aufhebung der Competenz des obersten 
Gerichtshofes in Dänemark in allen isländischen Rechts- 
sachen, endlieh mögliehst ausgedehnter Äntheil des Volkes 
an den politischen Rechten. Sie heben femer bestimmt 
hervor, wie nur allzulange die eigenthümliche Nationalität 
der Isländer durch das. aufgedrungene dänische Wesen be- 



>) NJ felagsrit, 1841, S. 59—134, und 1842, S. 1- 
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einträchtigt worden sei, und wie man vor Allem die 
dänischen Anschauungen in der gesammten Regierung des 
Landes, die dänische Amtssprache u. dgl. zu beseitigen 
habe; sie bezeugen aber auch das feste Vertrauen des 
Verfassers auf die Zukunft seines Vaterlandes und dessen 
klare Einsicht in die Nothwendigkeit eigener ernstester 
Anstrengongeu, um diese zu sichern, und rügen mit 
gcharfen Worten den Unverstand, welcher durch Nachäffen 
ihrer Aeusserlichteiten auf die Hohe der grossen Vorzeit 
sich emporschwingen zu können hoffe. — Später gab der 
Gesetzentwurf, welchen die Beamten-Commission zu Rey- 
kjavik verfasst hatte, gaben femer die Verhandlungen am 
Landtage zu Roeskilde der literarischen Polemik festere 
Anhaltspunkte. Zuerst unterzog ein Artikel in der dänischen 
Zeitung „Kjöbenhavnsposten" die Thätigkeit jener Com- 
mission einer scharfen Kritik ■^); dann tritt in der „Ber- 
lingske Tidende" Paul Meisted mit einem ausführlichen Aut- 
satze gegen die Anträge des Abgeordneten Christensen und 
für seine eigenen Vorschläge "in' die Sehranken*); eine ge- 
harnischte Erwiderung brachte sofort „Fädrelandet" ') , in 
welcher die Thätigkeit sowohl der Beamten-Commission über- 
haupt als auch Melsted's insbesondere in erbittertster Weise 
gegeisselt wird ; in der „Berlingske Tidende" sucht ein sieh 



') Nogle Bemxrkninger med Heneyn til det islundake Althing, 
in Kjöbeohavnapoaten, 1842, Nr. 338—239 

') Ins Isländische Übersetzt steht der Aiifsata g-edruckt in den 
Fjörir ]>sttir um aiping. og önnur malefni tslendinga, gefiür iit af 
Magnus! Eirikssjni og äOrum Islendingom, Eopcnhogen, 1843, S. 1 — 28. 

") Ins Iständisclie übersetzt, ebenda S. 29—51. 
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selbst als Däne bezeichnender Verfasser Meisted in Schutz 
zu nehmen '), worauf dann in „Fädrelandet" der frühere An- 
greifer nochmals antwortet'). Etwa« später bringt die is- 
ländische Zeitschrift „I^ölnir" einen Aufsatz über die Al- 
dingsfrage *), dessen Verfesser sich durchaus auf die Seite 
der Angreifenden stellt, und wenn auch in der Form bei 
Weitem gemessener und feiner, doch über Sachen wie Per- 
sonea darum um nichts weniger scharf und schneidend 
urtheilt; unmittelbar praktische Tendenzen verfolgend,' fot- 
mulirt der Aufsatz eine Reihe bestimmter Forderungen im 
Interesse nationaler Selbstständigkeit und politischer Frei- 
heit, und fordert das isländische Volk auf, sich mit massen- 
haften Petitionen in diesem Sinne an das Alding bei 
seinem ersten Zusammentritte zu wenden. In einer etwas 
ausfährhcheren Schrift unterstellt wieder Paul Meisted die 
meisten bisher erwähnten Aufsätze sanunt einigen weiteren 
hieher bezüglichen Schriftstücken einer einlässlichen- Kritik,- 
indem er zugleich seine eigene Thätigkeit in der Verfas- 
sungssathe zu rechtfertigen sucht ^). Endlich wären allen- 
falls noch zwei Briefe über das Alding von Jon SigurÖs- 
son zu nennen, deren ersterer in männlichen kräftigen 
Worten gegen die Trägheit und faule Hoffnungslosigkeit 
derjenigen ankämpft, welche, weil nicht sofort AUes auf 
den ersten Anlauf nach ihren Wünschen ging, lieber die 

■) Ebenda, S. 52—64. 
») Ebenda, S. 65—86. 
') Fjölnir. 1844, S. 110-136. 

*) Nyar athogasemdir riS nokkrar ritgjordii um alfimgisniäliO, 
aaudar af Pali MelsteS; ßeylQavik, 1845. 
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Hände ganz in den Schooss legen wollen, deren zweiter 
dagegen aus Anlass eines Gerüchtes von einer bevorstehen- 
den gegentheiligen Petition die Forderung der Oeffentlich- 
keit der Aldingsverhandlungen beredt in Schutz nimmt *). 
Am 1. Juli 1845 wurde das neubegröndete Alding 
eröffnet').- Es stand zu erwarten, dass die lebhafte Auf- 
regui^, welche die Verfassungsfrage bereits - vor dessen 
Zusammentritt hervoi^rufen hatte, auch in den Debatten 
der Versammlung selbst sich widerspiegeln würde, und in 
der That boten 17 Petitionen, welche aus nahezu allen 
Theifen des Landes sowie von einer Anzahl von Isländern 
in Kopenhi^en eingereicht worden waren, hiezu den pas- 
sendsten Anlaäs. Aber gleich beim Beginne der Sitzungen 
hatte der kgl. Commissär ein kgl. Schreiben verlesen, da- 
hin gehend, dass der König sich nicht veranlasst sehe, 
auf blos provisorische Geltung des Aldingsgesetzes einzu- 
gehen oder das Alding auch nur zu einer sofortigen Prü- 
fling desselben aufzufordern, dass es di^egen diesem frei- 
gestellt bleibe, nach Ablauf einer genügenden Zeitfrist 
diejenigen Veränderungen vorzuschlagen, welche die Erfah- 
rung etwa als wünschenswerth erweisen werde. Der, aller- 
dings mit ßflcksicht auf die Entstehungsgeschichte des 
Aldingsgesetzes nicht gerechtfertigte Versuch, die in diesem 
weder ausdrücklich gestattete , noch ausdrückUch ange- 
schlossene Oeffentlichkeit der Verhandlungen sofort zum 



') NJ felagarit. 1845, S. 81—92. 

'] Dessen ProtokoUe sind veiöffontUclit unter dem Titel: TiBindi 
frä alpiogi Islendinga 1845; Reykjavik, 1845. Eine Uebersicht und 
Kritik der Verhandlungen siehe in den Ny felagarit, 1846, S. 1—104. 
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zu erheben, scheiterte an dem gemeinsamen 
Widerstände des kgl. Commissärs und des Vorsitzenden der 
Versammlung. Die Erlassmig einer Adresse, welche dem 
Könige den Dank des Landes für die verwilligte Verfas- 
sung, zugleich ftter auch die Wunsche desselben in Be- 
zug auf deren weitere Entwicklung aussprechen sollte. 
wurde allerdings beschlossen; aber der von dem biezu 
niedergesetzten Ausschüsse vorgelegte und von der Ver- 
sammlung angenommene Entwurf einer solchen beschrankte 
sieb auf eine nur heiläufige und ganz allgemein gehaltene 
Andeutung solcher Wünsche. Endhch wurde zwar auch 
ein Ausschuss zur Begutachtung der eingelaufenen Petitionen 
um Verfassungsänderungen gewählt; der Gegenstand fand 
indessen für diesmal nicht seine Erledigung, sei es nun, dass 
die Kürze der Dingzeit und die Ueherhäufung der Ver- 
sammlung mit sonstigen Berathungsgegenständen fttr eine 
Verhandlung desselben keinen Raum gewährte, oder dass 
die vom kgl. Commissare zu erkennen gegebene Hoffoungs- 
losigkeit jedes derartigen Versuches, sowie die Verschieden- 
heit der Ansichten, welche sich in den Petitionen zumal 
bezüglich des Principes der directen oder indirecten Wahlen 
aussprach , die Lust zu ernstlicherem Angreifen benommen 
hatte. — Wenn hiemach die erste Sitzungsperiode des 
Aldings, wie tief dieselbe auch in anderen Beziehungeu 
•eingegriffen haben m^, fOr die Fortbildung der Landes- 
verfassung ziemlich ohne Bedeutung blieb, so gilt ein 
wesentlich Anderes von dessen zweiter Versammlung, 
welche am 1. Juli 1847 eröf&iet wurde'). Wiederum war , 



') Titlindi frä alf-ingi fclendinga 1847; Reykjavik, 1847. 
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eine beträchtliche Zahl von Petitionen um Abänderung des 
Aldingsgesetzes eingekommen, wiederum zu deren Begut- 
achtung ein Auaschnss niedergesetet worden; diesmal aber 
fanden die einschlagen Fragen auch hier eingehende 
Erörterung und Bchliessliche Erledigung. Die Punkte, um 
welche die Debatte sich vorzugsweise drehte, waren dabei 
wesentlich dieselben, welche bereits gelegentUch froherer 
Besprechungen des Gesetzes am Provinciallandtage der 
Inseldänen sowohl als in der Literatur als die bestimmen- 
den hervorgetreten waren: die weitere Ausdehnung also 
des Wahlrechtes sowohl als der Wahllahigkeit, das Prin- 
cip der directen oder indirecten Wahl, die Vermehrung 
der Zahl der Abgeordneten, die Oeffentlichkeit der Ver- 
bandlungen endlich und der ausschliessliche G-ebrauch der 
Landessprache bei denselben; eine Reihe untergeordneter 
Fr^en, zumal auch bezüglich der von den Abgeordneten 
zu beanspruchenden Diäten und Reisegebahren, sowie be- 
züglich der Aufbringung der durch das Alding veranlass- 
ten Kosten, schliesst sich an jene politisch bedeutsameren 
Streitpuntte an. Es ist hier nicht am Orte, die mit 
grosser Gewissenhaftigkeit und Umsicht gepflogenen Ver- 
handlungen im Einzelnen zu verfolgen, oder auch nur auf 
die grQndlichen Erörterungen einzi^ehen, mit welchen 
Jon SigurÖsson als Referent des Ausschusses dessen Abände- 
rungsvorschläge begleitete und vertheidigte. Es genügt 
die Bemerkung, dass schliesslich zwar die beantragte Ver- 
mehrung der Abgeordnetenzahl, wie es scheint vorwiegend 
ans pecuniären Rücksichten, abgelehnt, di^egen aber die 
Seseitignng jedes Census als Vorbedingung des Wahl- 
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reehtes sowohl als der Wählbarkeit, das Princip der in- 
direeten Wahl und zwar in der Art, daes auf je fünf 
Urwähler ein Wahlmann kommen aoUt«, endlich die 
Oeffentliehkeit der AJdii^BTerhandlimgen und der aus- 
schliessliche Gebrauch der isländischen Sprache bei den- 
selben angenommen, und die Absendui^ einer Petition an 
den König um Revision des Äldingsgesetzes und Vorlage 
eines unter Zugrundelegung dieser Grundsätze auszuarbei- 
teaden aeuen Entwurfes an das nächste Älding beschlossen 
wurde. 

Kaum recht begonnen, wurde aber die ruhige Weiter- 
entwiclflung der Landesverfassung bereits wieder unter- 
brochen. Am 20. Januar 1848 starb König Christian VHI. 
Genährt durch die mit steigender Erbitterung durchgefoch- 
tenen Kämpfe mit den H^rzogthUmem war schon seit 
geraumer Zeit die politisch-nationale, Strömung in Däne- 
mark bedenklich hoch gegangen. In den letzten Wochen 
vor dem Tode des Königs hatten die Stimmführer 
der „liberalen" Partei in Kopenhagen bereits offen 
darober berathen, wie man dessen Nachfolger sofort mit 
Adressen um Gewährung einer freieren Verfassung zu 
bestürmen habe. Zwei Tage nach seinem Ableben er- 
schien die bekannte Brochure von Schouw und Clausen, 
welche das Programm der Eiderdänischen Partei in aller 
Schärfe formulirte, und die bürgerlichen Coilegien der 
Hauptstadt tn^en mit Ostentation dieselbe Stimmung zur 
Schau. Unter solchen Umständen sah König I'riedrich VII. 
bereits beim Antritte seiner Regierung zu en^chiedenen 
Concessionen sich genöthigt; schon in seiner Thronbestei- 
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gunggproklamatioa sprach er die Absicht aus, seinen Landen 
eine freiere Verfassung zu gewähren, und wenige Tage 
später, am 28. Januar, eriiess er in der That sein „Re- 
script wegen Einführung einer Verfassung". Bereits 
Christian VIII. hatte, gedrängt zugleich durch die immer 
heftiger werdende Stimmung in Dänemark und durch die 
streng selbstständige Haltung der deutschen Herzogthflmer, 
in dem Projecte einer Gesammtstaateverfassung Abhilfe 
gesucht, und die Vorarbeiten fOr eine solche ganz im 
Stillen betreiben lassen; jetzt sollte der Versuch gemacht 
' werden, denselben Weg offen zu betreten. Demgemäss 
verhiess das bezeichnete Eescript die Einführung einer 
gemeinsamen Volksvertretung für Dänemark und Schles- 
wig-Holstein, welcher in Steuer- und Finanzsachen , sowie 
hinsichtlich der gemeinsamen Gesetzgebung beschliessende 
Stimme, und äberdies das &eie Fetitionsreeht in Bezug 
auf alle gemeinsamen Angelegenheiten zustehen sollte.. 
Zugleich wird die Zusicherung ertheilt, dass an der be- 
stehenden provinciatständischen Verfassung, an der be- 
stehenden Verbindung Schleswigs mit Holstein, an der 
Verfassung Lauenbui^s und an den Beziehungen der beiden 
letzteren Herzogthümer zum deutsehen Bunde durch die 
neue Oi^nisation nichts geändert werden solle. Endlich 
wurde noch versprochen, dass das Verfassungsproject er- 
fahrnen Männern zur Begutachtung vorgelegt werden solle, 
ehe demselben gesetzliche Kraft verliehen werde, und 
wurden über deren Wahl and Einberufung nähere Bestim- 
mui^^ gegeb^. — Es kium hier natürlich weder die 
Zwe<teiässigkejt der hiemadl projectirten Oesammtstaats- 
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Verfassung von einem allgemeineren GeBichtspunkte ans 
geprüft, noch auch der erbitterte Widerstand geschildert 
werden, welcher derselben in Dänemark sowohl als in den 
Herzogthümem ent^gengeseM wurde; dagegen ist wenig- 
stens ein Blick auf die Wirkungen zu werfen, welche sie 
hinsichtlich Islands äussern musste, sowie auf die Beur- 
tbeilung, welche sie von isländischer Seite aus erfuhr. 
Islands war in dem Rescript vom 28. Januar, abgesehen 
von einem Vorbehalte zu Gunsten des Aldingsgesetzes vom 
8. März 1843, mit keinem Worte Erwähnung geschehen: 
welches sollte nun dessen Stellung m und zu dem halb- 
wegs constitutionellen Gesammtstaat« sein? Als eine von 
dänischen Proconsuln zu verwaltende Colonie Hess sich 
die Insel denn doch nicht behandebi; dem widersprach 
allzu offenbar deren gesammte Geschichte sowohl als auch 
■ deren derzeitiger Verfassungszustand. Vielleicht gedachte 
man das Land einfach als einen District von Dänemark 
zu bebandeln, wie etwa Fübnen oder Laaland oder Bom- 
holm ein solcher sind; unter der Herrschaft des Absolutis- 
mus hatte sich ja bereits in der That diese Auffassung 
oft genug geltend gemacht. Aber dann müssten isländische 
Deputirte neben den deutschen und dänischen zum Reichs- 
tage kommen, und war neben der dänischen und deutschen 
auch die isländische Sprache bei dessen Verbandlungen 
als gleichberechtigt zuzulassen; in formeller wie in mate- 
rieller Beziehung wären* somit für die Insel dieselben 
Schwierigkeiten neu geschaffen worden, welche sich früher 
schon aus deren Betheiligung an dem Provlneiallandtage 
der Inseldänen ergeben hatten, und überdies schien der 
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Eöni^, indem er Island in seinem oiganlsatorischen Re- 
8cript« nnberücksichtigt liess, eine derartige Regelung 
seiner Beziehungen zu dem Gesammtstaate ausgeschlossen 
zu haben. So blieb demnach .nicht-s übrig als die An- 
nahme, dass der Insel stillschweigend ganz ebenso wie 
dies fflr Lauenburg mit klaren Worten ausgesprochen 
worden war, eine Stellung ausserhalb des Gesammtstaat«s 
nnd neben demselben angewiesen werden sollte, und es 
verstand sich von selbst, dass unter dieser Voraussetzung 
eine den neuen Verhältnissen entsprechende Erweiterung 
der Befugnisse ihres Äldings, sowie eine Umgestaltung 
des Organismus ihrer Verwaltungsbehörden eintreten musste. 
Genau diese Consequenzen zieht denn jiuch der isländische 
Verfasser eines unmittelbar nach der Veröffentlichung jenes 
Kescriptes geschriebenen vortrefflichen Aufsatzes'). Ge- 
stützt auf die Geschichte des Landes, welche lediglich eine 
Personalunion zwischen Island und Dänemark bestehend 
kenne, sowie auf die praktische Unmöglichkeit, die ferne 
Insel irgendwie vernünftig von Kopenhagen aus zu regie- 
ren, fordert er dabei vor Allem die Erweiterung des Äl- 
dings zu einer wahrhaft eonstitutionellen Versammlung, 
sodann aber die Bildung einer obersten Regierungsbehörde 
im Lande selber und die Einrichtung einer isländischen 
Eanzlei in Kopenhagen, durch deren Vermittlui^ jene mit 
dem Könige verkehre; um aber die Beziehungen Islands 
zu Dänemark vollends zu ordnen, mflBse vor Allem das 
separat« Budget der Insel und deren Beitragsquot<^ zu den 



) Hogvekja tU lelendinga, in den Nj fvla^Brit, lg4S. H. 1—19. 
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allgemeinen Reichalasten festgestellt werden, was am Besten 
durch eine zu gleichen Theiten aus Isländern und Dftnen 
zusammengesetzte Commission geschehen würde, unt«r 
Vorbehalt der Genehmigung ihrer Beschlösse, einerseits 
durch den König und andererseits durch das Alding. 

Die in dem Kescripte Tom 28. Januar sei es nun 
verheissene oder angedrohte Gesammtstaatsverfassung trat 
indessen niemals in thatsftchliche Wirksamkeit; vielmehr 
gab wenige Wochen nach dessen Erlassung die Februar- 
revolution den Geschicken des Reiches eine völlig andere 
Wendung. Man weiss, wie durch die aufregenden Nach- 
richten aus Paris der ohnehin schon in seinen Grund- 
festen erschütterte dänische Staat in die krampfhaftesten 
Zuckungen versetzt wurde, wie der schon längst unter- 
wühlte und in sich haltlose Absolutismus vor dem revo- 
lutionären Drängen der von den Caeino-Männem fanatisir- 
ten Hauptstadt mit einem Krache zusammenbrach, wie 
mit feigem Aufgeben der kaum erst geschaffenen Verfes- 
sungsgrundlagen und offener Verhöhnung alles Rechts be- 
reits am 24. März die Selbstständigkeit Holsteins und die 
Einverleibung Schleswigs in das Königreich Dänemark als 
die Losung des nenen Tages ofßciell verkündet wurde. Es 
war natürlich, dass die zunächst bedrohten Herzogthümer 
gegenöber diesem Versuche, ihre verbrieften Rechte der 
Laune einer revolutionären Partei in Kopenhagen zum 
Opfer zu bringen, sofort zu den Waffen griffen, welche 
allein noch Schüfe und Hilfe gewähren zu können schie- 
nen, nachdem des Königs Person in die Hände des däni- 
schen Anftuhrs gefallen war; nicht minder natürlich aber 
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auch, dass auch der Isländer, obwohl durch jene Vorgänge 
direct nicht berührt, und sogar durch das in Aussicht ge- 
stellte höhere Mass politischer Freiheit angelockt, von der 
krankhaften Ueberreizung des Nationalgeföhls in Däne- 
mark, der hier herrachenden völügen Misaachtung der An- 
sprüche anderer Nationalitäten und Reichstheile , für die 
eigene Selbstständigkeit zu fürchten begann. Auch dieser 
Stimmung verlieh der Verfasser des zuletzt angeführten 
Aufsatzes ihren Ausdruck, indem er in emem unmittelbar 
unter dem Eindrucke der Ereignisse geschriebenen Nach- 
trage •) hervorhebt, dass Island zwar dem dänischen Könige, 
aber keineswegs jedem einzelnen Ministerium gehuldigt 
habe, welches etwa die wechselnde Volksstimmung in 
Dänemark zum Regiment berufen möge, und dass der 
Insel kein Mass pohtiacher Freiheitsrechte nützen möge, 
wenn ihr nicht zugleich ihre nationale Selbstständigkeit 
gewährleistet werde. Die selbstständige Nationahtät, die 
entfernte L^e, die eigenthümliehe Beschaffenheit der 
Volks- und Landes-Ziistände fordere eine gesonderte Re- 
^erung der Insel und stehe einer Vertheilung ihrer Ange- 
legenheiten unter die verschiedenen Portefeuilles der 
dänischen Minister im Wege, welche überdies zur 
Folge haben würde, dass bei jedem Conflicte is- 
ländischer Interessen mit dänischen unfehlbar die 
eisteren würden weichen müssen, da dem dänischen 
Minister natürlich die dänischen Angelegenheiten weit 
wichtiger seien, und Island nie auf die Besetzung der 



') A. a. 0., S. 19-34. 
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Ministeriell den geringsten Einfluss gewinnen könne. End- 
lich verlangt der Verfasser, auf die unmittelbar vorliegende 
Pr^e (ibei^eliend , mit allem Nachdrucke, dass bei den 
Beratbnngen über die in Aussicht stehende neue Verfas- 
sung Island durch eigene Abgeordnete vertret«n werde, 
und wünscht, dass seine Landsleute durch Petitionen und 
wenn nöthig Versammlungen von Notablen in diesem Sinne 
sieh aussprechen und wirken mochten. 

Das Misstrauen ' in die neue Wendung der I>inge, 
welches in diesem Aufsätze sieh unverhohlen aussprach, 
sollte in der That bereits in der nächsten Zeit gerecht- 
fertigt werden '). Durch eine Proclamation vom 4, April 1848 
nahm der König das Rescript vom 28. Januar zurück, 
löste die auf Grund desselben gebildete Conunission auf, 
und berief statt deren die Provinciallandtage der Insel- 
dänen, von Jütland und Schleswig zur Berathung über 
ein Wahlgesetz ein, auf Gmnd dessen eine constituirende 
Versammlung für das ganze Reich, mit Ausnahme von 
Holstein und Lauenbu]^, gewählt werden sollte. Nach 
dem von der Regierung selbst ausgearbeiteten Entwürfe 
sollten aber 145 Abgeordnete für Dänemark und Schles- 
wig gewählt und 48 weitere vom Könige ernannt werden; 
unter diesen letzteren sollten 5 Vertreter für Island und 
einer für die Färöer sein, und versprach der König die 
erstem soweit möghch aus der Zahl der Aldingsmänner 
zu wählen. — Wie man sich Seitens der Regierung die 



*) Eine Ueberaicht über den Gang der Dinge gewährt ein Auf- 
satz Um s^önmrhagi fclands, in den NJ felagBiit, 1849, S. 9—68. 
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zukünftige Stellung Islands zu dem neuen dänischen 
Eeiehe dachte, lässt sich aus diesen Vorgängen nicht mit 
Bestimmtheit entnehmen, und es mag sein, dass selbst 
in den höchsten Kreisen hierüber keineswegs völliges Ein- 
verständniss herrsehte; so viel aber st«ht unzweifelhaft 
fest, dass bereits durch jene vorbereitenden Schritte das 
schreiendste Unrecht gegen die Insel begangen war. Wie 
die Schleswiger, Jütländer und Inseldänen, so hatten auch 
die Isländer ihre besondere, in anerkannter Wirksamkeit 
stehende Volksvertretung, und die Competenz ihres Äl- 
drngs war der Competenz jener andern Landtage ausdrQck- 
lieh gleichgestellt; hielt man demnach, um von der be- 
stehenden zu der neu zu begründenden Verfassung einen 
formell rechtsgültigen Uehei^ang zu bahnen, die Vorlage 
des Gesetzes, kraft dessen die eonstituirende Versammlung 
gewählt werden sollte, jenen Landtagen gegenüber für 
nothwendig, so musste der gleiche Grund auch dessen 
Vorlage an das isländische Älding nöthig machen; von 
dieser aber sah die Proclamation vom 4. April völl^ ah. 
Femer, wenn nach dem Regiemngsentwurfe für Däne- 
mark und Schleswig neben 42 vom König "ernannten 145 aus 
freier Wahlhervoi^egangene Abgeordnete in der constituirendeu 
Versammlung sitzen sollten, war es die offenbarste Ungerech- 
tigkeit, die Vertretung Islands und der Färöer ausschliesshch 
von der WiUkür der Regierung abhängig zu steilen, Ganz 
abgesehen also von der viel tiefer greifenden Frage, ob es 
Oberhaupt rechtlich erlaubt und zweckmässig war, die Is- 
länder (und Schleswiger) zu einer wesentlich aus Dänen 
zusammengesetzten und somit auch von dänischen Inter- 
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essen und Anschauangen beherrschten Versammlung hin- 
zuziehen, lag schon in der Art, wie diese ihre Heran- 
ziehung bewerkstelligt werden wollte, die gröbste und 
formellste Rechtsverletzung. Und dennoch machte sich 
das dänische Volk unbedingt zum Mitschuldigen seiner 
Regierung. Der Schleswig'sche Landtag konnte des Krieges 
wegen nicht zusammentreten; in der Versammlung zu 
Roeskilde aber gab die Island und den FäiOem angethane 
Unbill nicht einmal zu einer Debatt« Veranlassung, und 
in Wiboi^, wo dieser Funkt durch einen gebomen Isländer, 
den Kanzleirath Jon Finsen, zur Sprache gebracht wurde, 
lehnte der Landtag die auf ihn bezüglichen Anträge so- 
gar durch ausdrücklichen Beschluss ab! Von den beiden 
dänischen Provinciall and tagen angenommen, wurde der 
Regiemngs- Entwurf untenn 7. Juli 1848 als Gesetz pu- 
blicirt 

Sobald die erste Nachricht von den in Dänemark 
eingetretenen politischen Veränderungen Island erreichte, 
erkannte man begreiflich auch dort die Nothwendigkeit, 
dass das Volk seine Stimme erhebe. Nach mehrfach ver- 
gebhch unternommenen Schriften trat endlich am 11. Juh 
zunächst eine' Anzahl von Notabilitäten aus Reykjavik und 
den zunächst gelegenen Bezirken an ersterem Ort zusam- 
men. Man kam dahin überein, dass zwar eine Betheili- 
gung Islands an der dänischen Reichsversammlnng wün- 
schenswerth sei, aber von den 5 der Insel zugestandenen 
Vertretern mindestens 4 ebenso frei von dem Volke ge- 
wählt werden müssten, ivie dies für Dänemark und 
Schleswig zugestanden worden sei, und erliess sofort eine 
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in diesem Sinne abgefasste Petition an die Regierang '). 
Aber ein so gar zahmes Bittgesuch konnte die minder 
abhängigen oder tiefer blickenden Männer nicht befriedigen, 
und ziemlich verbreitet war die TJeberzeugung, dass, ganz 
abgesehen von der an dem Lande begangenen formellen 
Rechtsverletzung, eine Theiüiahme desselben an der Kopen- 
hi^ener Versammlung in keinem Falle dem Rechte und 
den Interessen der Insel zu genügen vermöge. Aus der 
Ämessysla ging unter solchen Umständen eine mit zahl- 
reichen Unterschriften bedeckte Petition ab, welche eine 
frei zu wählende und in Island selbst abzuhaltende gesetz- 
-gebende Versammlung begehrte; eine andere ähnlichen 
Inhalts sandte der BorgarQöröur ab; weitaus am Erheb- 
lichsten aber war die Wirkung, welche eine zU Pingvellir 
abgefasste Petition äusserte. *) Auf Betrieb zumal des Al- 
dingsmannes Jon Guftmundsson war nämlich auf den 
5. August eine Zusammenkunft an der alten Dingstätte 
des Landes anberaumt worden. Zufällige Gründe, zum 
Theil auch der Mangel an Gewöhnung an ein der- 
artiges Auftreten, hatten die Versammlung allerdings min- 
der zahlreich besuchen lassen als erwartet worden war; 
^dessen waren immerhin 19 bedeutende Männer aus allen 
h Äemtem des Landes erschienen, und von ihnen war 



') Yergl. deD Ai)f»atz Um hluttoku talands i rikisfundi Dana eptii 
konüiigBbT^fi 4. Apr. seinastl. in der Zeitschrift Be^kjavikuipoBtuiino, 
1848, S. 145—148. 

*) Ueber deren Eatsteliungsgeschichte vergl. den Bericht, welchen 
Jon OuSmundBaon unter dem Titel: Fundur ä {'ingvelll 5. August 
1848 in Rejkja¥ikurpo8turinn, 1848, S. 170-172, abstattete. 
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eine Petition entworfen worden, welche als der Äusdroek 
der TJeberzeugung aller national gesinnten Männer im 
Lande betrachtet werden darf. Es erkennt aber dieses 
Schriftstück in seinem Eingange das von dem Könige ge- 
gebene Versprechen einer freieren Verfassung an, meint 
jedoch, dass diese Verheissung für Island nur durch eine 
liberalere Zusammensetzung des Aldings und eine nam- 
hafte Erweiterung seiner Rechte erfüllt werden könne. Es 
hebt hervor, dass eine Vertretung der Insel durch fünf, 
noch dazu nicht vom Volke gewählte Männer in der 
Reichsversammlung unmöglich eine gen^ende Oarantie zu 
bieten vermöge für die Wahrung ihrer Rechte vmd Inter- 
essen, und folgert hieraus, dass diejenigen Beschlüsse der 
Reichsversammlung, welche unmittelbar und insbesondere 
Island betreffen, einer nach eben so freien Grundsätzen, 
wie solche fiir Dänemark zv^estanden wurden, gewählten 
Isländischen Versammlung voi^elegt werden mü8st«n. Sie 
bittet endhch erstens um eine gesonderte Volksvertretung 
für Island „auf gleich freier Giimdlage ruhend und mit 
denselben Gerechtsamen ausgestattet, wie solcher unsere 
Brüder in Dänemark zu gemessen erhalten werden"; 
zweitens aber darum, „dass Island verstattet werde, nach 
einem freien Wahlgesetze Abgeordnete zu wählen, um im 
Lande selbst über diejenigen Punkte in der für das Dänen- 
reich beabsichtigten Verfassung zu berathen, welche un- 
mittelbar Island betreffen, und namentlich über diejenigen, 
welche sich auf die Gestaltung unseres Volksdinges be- 
ziehen, ehe dieselben von Ew. Majestät bestätigt werden". 
Die Petition circulirte im ganzen Lande, und aus den ver- 
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schiedensteß Bezirken liefen nach und nach 18 gleich- 
lautende Exemplare derselben, mit 1940 Unterschriften 
bedeckt ein, während zi^Ieich auch noch einige andere in 
der Sache übereinstimmende, in der Form aber etwas 
milder gefasste Gesuche eingingen. 

Die Petition von Eey^avik sowohl als von Pingvellir 
sandte der Stiftamtmann, Rosenöm, mit einem Berichte 
ein, welcher die Stimmung des Landes vortrefflich schil- 
dert und zugleich über das gegen dasselbe einzuhaltende 
Verfahren die verständigsten Rathschläge gibt. Er be- 
merkt zunächst, dass die Nachrichten aus Dänemark zwar 
allerdings auch in Island eine lebhafte Aufregung hervor- 
gerufen haben, dass aber dennoch die Stimmung im Lande 
eine loyale sei. An den Vortheilen, welche Dänemark von 
den Veränderungen in seiner Verfassung sich verspreche, 
erwarte man auf IslMid Äntheil zu nehmen; zugleich aber 
sei trotz der Kleinheit des Volkes dessen Nationalitat eine 
fest -und scharf ausgeprägte, and es 'sei demnach nat(n> 
lieh, dass man sich damit nicht zufrieden gebe, wenn 
die neue Reiehsveifassung ohne alle Mitwirkung des Aldings 
zu Stande gebracht, und überdies die Vertretung Islands 
in der Eeichsversammlung nicht eben so wie die Vertre- 
tung Dänemarks vorwiegend durch freie Volkswahl be- 
stellt werde. Die definitive Regelung der Stellui^ Islands 
betreffend werde man sich kaum weigern, an einem Reichs- 
tage Antheil zu nehmen, welcher die allgemeinen Ange- 
legenheiten des gesammten Reichs zu verhandeln habe, 
wenn nur die besonderen Angelegenheiten der Insel einem 
zweckmässig organisirten Alding überlassen, und zugleich 
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bei der Keoi^nisatioE der obersten Staatsbehörden die 
Interessen einer selbstständigen Regierung Islands gehörig 
gewahrt wfirden. Für den Augenblick aber möge der König 
eine bestimmte Erklärung darüber abgeben, dass er die 
Ernennung der Vertreter Islands in der Reicbsyersamm- 
lung nur darum sich vorbehalten habe, weil die Zeitver- 
hältnisse deren raseheste Einberufung erforderten, und über- 
dies fOr eine glüelliche Wahl der zu ernennenden Soige 
tr^en. Wünsehenswerth sei femer, dass die Regierung 
über die freiere Gestaltung des Äldings, sowie die Beoi^a- 
nisation der Isländischen Verwaltung und deren Verhält- 
niss zu den obersten ßeichsbehörden mit Personen sich 
benehme, welche eines besonderen Vertrauens in Island 
genieasen. Absolut nothwendig sei endlich, dass mit Rück- 
sicht auf die Voi^änge in Dänemark auch dem Alding die 
Oeffentlichkeit seiner Verhandlungen zugestanden, und dass 
föT dessen nächsten Zusammentritt ein geborner Isländer 
zum königlichen Commissär ernannt werde. — Dieses 
ebenso verständige als eindringliche Gutachten des obersten 
Beamten der Insel machte in Kopenhagen Eindruck, Unterm 
23. September 1848 erging ein königüehes Schreiben an 
den Stiftamtmann'), welches nicht nur ausdrücklich er- 
klärte, dass die königliche Ernennung der Vertreter Islands 
in der Reiehsversammlung lediglich dureh die Unverschieb- 
barkeit dieser Versammlung und die Kürze der in Mitte 
liegenden Zeit bedingt sei, senden überdies die ungleich 



') Dessen Teit siehe ia den NJ felagsrit, ang. Ort, S. 41—42; 
Lovsamling for Island, SIV, S. 184—185. 
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wichl^ere Zusicherung ertheilt: „so ist es doch nicht 
unsere Absicht, dass die Sauptbestimmungeii. welche 
nöthig werden möchten, um die Stellung Islands im Reiche 
nach des Landes eigenthümlicher Beschaffenheit gesetzlich 
festzustellen , TöUig und gänzlich Gesetzeskraft erlangen 
sollen, ehe die Isländer ihre Ansicht über dieselben in 
einer Versammlung ausgesprochen haben werden, welche 
sie im Lande selbst halten, und soll das in dieser Be- 
ziehung Nöthige dem Aldinge bei dessen nächstem gesetz- 
lichen Zusammentritte vorgelegt werden". Gleichzeitig 
wurde ein gebomer Isländer, der schon mehrfach erwähnte 
Justizratb und Sysselmann Paul Meisted ') Qetst Amtmami 
im Westlande) iur das nächste Alding zum Regierungs- 
Commissär ernannt und zu vorbereitenden Besprechungen 
mit dem Staatsministerium für das folgende Frühjahr nach 
Kopenhagen berufen. Wenig später, am 12. Ottober, er- 
fo^te nachdem die Wahlen rar IleichsTersammlung auf den 
5. Oktober anberaumt worden waren, die Ernennung der 
fünf Vertreter Islands durch den König, und da unter den 
Ernannten die beiden Aldingsleute Jon Sigurtisson und 
Jon Guömundsson, die entschiedensten Verfechter der Volks- 
thümlichkeit und Selbstständigkeit ihrer Heimath, sich be- 
fanden, mochte auch ihre Ernennung als eine Concession 
betrachtet werden. Endlich suchte man jetzt auch die 
höhere Verwaltung der Insel in einer zweckmässigeren 
Weise zu o^anisiren. Schon zu Anfang des Jahres hatte 
sich der Ministenath mit den Angelegenheiten Islands be- 



') [t 9. Mai 1861.] 
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fiisst gehabt. Von einer Seit« war dabei der Vorschlag 
gemacht worden, dass der Insel ihr AlHing entzogen, da- 
gegen an dem dänischen Reichstagfe ein der VoU[Gzahl ent- 
sprechender Äntheil eingeräumt werden möge; die Ange- 
legenheiten des Landes sollten dabei gemeinsam mit den 
dänischen direct unter die verschiedenen Ministerien ver- 
theilt, auf der Insel selbst aber eine geraeinsame Landes- 
regierung bestellt nnd dieser lediglich ein einheimischer 
Ämtsrath an die Seite gesetzt weiden. Dem gegenüber 
war aber von anderer Seite angeregt worden, dass es wohl 
zweckmassiger sei, die Isländischen Angelegenheiten an 
eine besondere, ron einem Isländer zu leitende Kanzlei zu 
weisen, sodann aber von deren Chef je nach dem Eessort 
der verschiedenen dänischen Ministier diesen jedesmal Vor- 
trag erstatten zu lassen. Der letztere Vorschlag war durch- 
gedrungen, indem man mittelst desselben die dänische 
Oberleitung aller Isländischen Angelegenheiten mit dem 
unbestreitbar billigen Verlangen der Isländer vereinigen zn 
können meinte, dass diese von sachverständigen Händen 
gefBhrt werden möchten; zur wiriücheu Ausführung der 
Sache wurde aber erst jetzt geschritten. Die sämmtlichen 
Isländischen Angelegenheiten wurden zusammen mit den 
Färöischen und Grönländischen durch kön^liche Besolntäon 
vom 10. November 1848 in zwei Bureaus vereinigt, einem 
Expeditionecomptoir, welches die eigentlichen Regienmgs- 
sachen und alle Ausfertigungen, und einem ßevisionscomp- 
toir, welches die Kechnungssachen behandeln sollte, über 
die beiden Bureaus aber wurde ein gemeinsamer Diiector 
gesetzt, welcher, obwohl zunächst dem Minister des Innern 
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untei^ben, doch jederzeit demjenigen Minister Vortrag er- 
statten sollte, zu dessen Competenz die betreffende Sache 
ihrer Natur nach gehörte. Zum Director wurde Brynjülfui 
Petursson, zum Vorstande des Expeditions - Comptoirs 
Oddgeirr Stephensen ernannt, und seihst die Sehreiber- 
steOen in dem letzteren Bureau wurden grösstentheüs mit 
gebomen leländem besetzt. Viel war für Island durch 
diese Neuerung freilich nicht gewonnen. In die Oberlei- 
tung der Isländischen Verwaltung mehr Einheit und Sach- 
kenutniss zu bringen, war dieselbe aUerdiags geeignet; aber 
ganz Anderes und ungleich Wichtigeres musste geändert 
werden, wenn den Wünschen und Interessen der Insel die 
ihnen gebührende Rechnung getragen werden sollte. Wollte 
in Dänemark ein wahrhaft eonstitutionelles System durch- 
geführt werden, so. musst« dieses auch auf Island seine 
Wirkungen erstrecken. Die bisherige Verfassung der Insel 
ungeändert lassen, hiess diese ganz von den Schwankungen 
des dänischen Constitutionalismus abhängig machen, und 
mit Recht mochte Dem der Isländer entgegenhalten: „dem 
Volk in Dänemark haben wir nie gehuld^; wenn dem- 
nach der Absolutismus abgeschafft und die Regierung dem 
Volk in die Hand gegeben wird, so haben wir gleiches 
Recht mit den Dänen anzusprechen, und nicht geringe- 
res"'). Keine bessere Zukunft versprach dem Lande der 
von der Regierung eingeschlagene Weg, das Herbeiziehen 
nämlich der Isländer zu dem Reichstage der Dänen, und 
die dem entsprechende Ueberweisung der Isländischen An- 



') ÄTarp til lalendinga, in den NJ felagsrit, 184fi, S. 5. 
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gelegenlieiteti au die einzelnen dänischen Ministerien. Die 
Entfemiing der Insel von Dänemark, ihre durchaus etgen- 
thflmlichen Znstände, mehr noch die selbstständige Natio- 
nalität ihrer Bewohner, welche in der Verwillignng eines 
besonderen Landtages so eben erst eine äussere Gew^ 
erlangt hatte, stand ihrer Behandlung als eines Theiles 
von Dänemark entschieden im Wege. Zudem hatten be- 
reits die Verhandlungen zu RoeskUde gezeigt, was bei 
einer Beschickung einer überwiegend aus Dänen bestehen- 
den Versammlung durch ein paar vereinzelte Vertreter 
Islands herauskommen kOnne , und was für die Freiheit der 
Äbgeordnetenwahl von grosser Bedeutung war, nicht ein- 
mal die Gleichberechtigung der Isländischen Sprache neben 
der Dänischen liess sich in einer solchen anfrecht halten. 
Ebenso war klar, dass in der Executive das Interesse 
Islands jederzeit dem Dänischen weichen, die Ministerver- 
antwortiichkeit für Island lediglich ein trügerischer Sehein 
bleiben musste, wenn die Leitung der Isländischen Ange- 
legenheiten mit der der Dänischen in einer Hand vereinigt, 
wenn femer nicht einer auf Island zu haltenden, rein Is- 
ländischen Versammlung der Beruf übertragen werden 
sollte, jene Verantwortlichkeit zu realisiren. Die Einführung 
der neuen Isländischen Kanzlei, so erhebliche Vortheile 
dieselbe In rein geschäftlicher Beziehung gewährte, musste 
gerade in der letzteren Beziehung sich sogar positiv schäd- 
lich erweisen, indem nunmehr gar Niemand vorhanden 
war, der für irgend welche Regierungshandlung- verantr 
wortlich gemacht werden konnte: der Minister tonnte dies 
nicht, weil seine Entscheidungen durch den Vortrag eines 
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von ihm zumeist nnabbäiigigen, und durch seine Stelle 
als sachverständig quaMcirten Beamten bedingt war, den 
Chef aber der Isländieches Kanzlei ebenso wenig, weil er 
zwar vorzutragen, aber nichts zn entecheiden hatte. So 
blieb demnach, wenn man überhaupt Island nach wie vor 
von Dänemark aus regieren wollte, nur der einzige Aus- 
wegoffen, dem Aldinge die Bedeutung einer constitutionel- 
len Versammlung unverkürzt einznrSumen, dem Vorstande 
aber der Isländischen Eanzlei in KopenhE^n, gleichviel 
übrigens, wie dessen Verhftltniss zu den obersten Behörden 
auf der Insel selbst geregelt werden mochte, die voUe 
Stellung eines verantwortlichen Ministers anzuweisen, und 
denselben somit den für Dänemark bestellten Ministem an 
die Seite zu setzen, nicht unterzuordnen. Diesen Weg 
einzusehlagen war man aber in Dänemark theils zu unent- 
schlossen, theils auch zu befangen in der eigenen nationalen 
Selbstgefälligkeit. 

Dieselbe Unsicherheit und Halbheit des Auftretens, 
welche sich in den bisherigen Schritten der Regierung aus- 
sprach, bezeichnete aber auch deren Haltung in der Reichs- 
versammlung, soweit die Stellung Islands in Frage war. 
Auf den 23. Oktober 1848 wurde die Versammlung ein- 
berufen. Gleich bei ihrer Eröffnung äusserte sich der 
Ministerpräsident, GrafMoltke, über das Verfassungsproject 
der Regierung, und sprach sich insbesondere auch über 
die eigenthümliehe Stellung aus, welche in diesem Island 
sowohl als dem Herzogthnme Schleswig zugedacht war; 
seine Erklärungen waren aber in Bezug auf beide Lande 
ledigUch formeller Natur. Hinsichtlich Schleswigs wurde 



ilizedbXiOOgIc 



80 Islands VerfasBimgskampf gegen Dänemark. 

erklärt, es verstehe sich von selbst, dass alle diejenigen 
Punkte, welche der Selbstständigkeit des Herzogthums 
grundsätzliche Gewähr verleihen sollten, nicht zum Be- 
schlüsse erhoben werden könnten, ehe der Frieden geschlos- 
sen sei, und nur in einer mit den Schleswigem zu halten- 
den Versammlnng; bezüglich Islands aber lauten die Worte 
des Grafen: „diejenigen Einrichtungen, welche dem eigent- 
thümlichen Zustande Islands entsprechen und auf ihn 
speciell sich beziehen, können erst geordnet werden, nach- 
dem eine Isländische Versammlung über dieselben gehört 
worden ist", Tags darauf legte der Justizminister den 
Entwurf eines „Grundgesetzes för das Königreich Däne- 
mark und Schleswig", sowie den Entwurf eines Wahlgesetzes 
vor; in dem ersteren wird Islands nicht mit einem Worte 
gedacht, in dem zweiten dagegen bestimmt, dass die Insel 
zum Voltsding 5, zum Landsdinge aber 2 Abgeordnete zu 
wählen habe, während auf Dänemark 114 und 39, auf 
Schleswig 31 und 11, endlich auf die Faröer hier wie 
dort je ein Abgeordneter treffen. — Als ein Bezirk von 
Dänemark also soUte Island behandelt, und höchstens mit 
ßücksicht auf seine eigenthümliche Lage und Landesbe- 
schaffenheit ein etwas höheres Mass provinzieller Selbste 
ständigkeit demselben gewährt werden; von einer Achtung 
der selbstständigen Nationalität der Insel, von einer Aner- 
kennung ihrer rechtlich und geschichtlieh begründeten 
staatlichen Unabhängigkeit ist dagegen keine Rede. Nicht 
minder zeigte der erste Blick, dass der Gesetzentwurf eine 
Reihe von Bestimmungen enthielt, welche für Dänemark 
zweckmässig oder absolut nothwendig erschienen, während 
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deren Anwendung auf Island kaum thunlich oder selbst 
vollkommen unmöglich war'); es zeigte sieh den mit den 
Verhältnissen beider Länder einigermassen Vertrauten, dasa 
eine für beide gleichmässig passende "Verfassung zu entr 
werfen ein Ding der Unmöglichkeit sei. Demgemäss, und 
in Berücksichtigung der im Rescripte vom 23, September 
ertheüten und vom Ministerium neuerdings wiederholten 
Zusicherung, dass eine Isländische Versammlung über die 
Verfassungsfrage gehört werden solle, schien es den Ver- 
tretern Islands in der Reichsversaimnlung am Gerathensten, 
durch stete Betonung jener Zusage ihrem Lande die Hände 
frei zu halten, im Uebrigen aber lediglich so zu stimmen, 
wie sie es im Interesse Dänemarks am Besten fanden, 
und nur mit aller Kraft auf die Beseitigung derjen^en 
Bestimmungen im Wahlgesetze zu dringen, welche eine 
Betheiligung der Insel an dem Dänischen Reichstage aus- 
sprachen. Wirklich gelang es denselben, die Bestimmimg 
der von Island zu sendenden Deputirten, ganz wie dies 
hinsichtlich Schleswigs und der Färöer geschah, aus dem 



') Hiefar nur ein Beispiel. In § 27 boatimmt das UtundgeBeta : 
,,I)er König kann entweder den ganzen Reichfltag oder eine seiner 
Abtheüiingen auflöaen; wird nur eines der Dinge aufgelöat, sollen die 
Veraammliingen des andern Dings auflgesobit werden bia der ganze 
fieichsbig wieder versammelt werden kann. Dies soll gescbehen in 
emer Frist von zwei Monaten nach der Auflösung." Will sieh die 
dänische Ji^erung verpflichten, innerhalb zweier Monat« den Befehl 
zoj Neuwahl nach Island zu BcMcken, die WahlauBschreiben von Rej- 
ijavik bis zum VopnafjörBur vertheilen and die Wahlen abhalten zu 
lassen, endlich die Neugewälilten noch rechtzeitig zu der Eröffiiung 
des Reichstages nach Eopenhagen zu befördern? 

Mincec, Zbt polltlHfaan GeBchiofate IsUnds. 6 
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Entwurfe zu beseitigen, und g 18 sowohl als § 37 des 
Wahlgesetzes behält demgemäss hinsichtlich aller dreier 
Lande die näheren Bestinunmigen einer späteren Zeit vor. 
Ueberdies hatte der zur Begutachtung des Verfassungs- 
entwurfes niedergesetzte Ausschuss, in welchem der Islän- 
der BrynjiUfiir Pötursson sass, auf dessen Anregung bean- 
tragt, dass die im Bescripte vom 23. September zu 
Gunsten der Insel gegebene Zust^e ebenso wie ein 
gleichartiger Vorbehalt zu Gunsten Schleswigs bei der 
Publieation des Gesetzes ausdrückücb ausgesprochen werden 
möge, und wenn dieser Vorschlag zwar in der Versamm- 
lung in Bezug auf beide Lande durchfiel, so geschah dies 
doch, wie sieh aus den Verhandlungen ei^bt*), nicht 
darum, weil man etwa beiden Landen das Recht der 
eigenen Selbstbestimmung zu verkürzen beabsichtigt hätte, 
sondern nur darum, weil man in den von der Keg^erung 
ertheilten Zusicherungen bereits eine vollkommen genügende 
Garantie ihrer Rechte gegeben glaubte. So wurde denn, 
von der Versammlung wenig modificirt, unterm 5. Juni 1849 
das Grundgesetz, und unterm 16, Juni 1849 das Wahl- 
gesetz vom Könige sanctionirt. Bei der Publieation des 
ersteren fand die Regierung für gut, in den Eingangs- 
worten jenen Vorbehalt in Bezug auf Schleswig auszu- 
sprechen, hinsichtlich Islands dagegen mit Stillschweigen 

') Beretniag om ForhEmdlingeme paa Eigadagen Bd. U, S. 2729 
lind folg.; siehe zumal TBchemings ErMarung: „was Island betrifft, 
glaabe ich nicht, dass der Antrag nöthig ist; denn das, wsa in dem 
Antrage gesagt iat, ist Island in solcher Weisn zugesichert, das« maa. 
darüber wohl niemals einen Zweifel erheben kann." 
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zu übergehen; ein Präjudiz zum Nachtheile der Insel liess 
sich inzwischen auch daraus nicht entnehmen, denn ein- 
mal wurde die früher ertheilte Zusicherung nicht zurüek- 
genommen, sodann aber auch das Grundgesetz in Island 
nicht pubUcirt, wie doch hätte geschehen müssen, wenn 
man dasselbe als ein auch für die Insel gültiges Gesetz 
hätte betrachten wollen. Es war demnach nur eine weitere 
Ineonsequenz , wenn man trotzdem in die BestaUnng der 
vom Könige ernannten Isländischen Beamten fortan die 
Verpflichtui^ auf „des Reiches Grundgesetz" aufnahm; in 
den Bestallungen aller anderen Beamten bheb denn auch, 
der rechtliehen Sachlj^e vöUig entsprechend, diese Ver- 
pflichtung nach wie vor weg. 

Es begreift sich, dass während aller dieser Vorgänge 
die allgemeine Aufmerksamkeit des Volkes fortwährend den 
Verfassungsfragen zugewMidt, dass die allgemeine Stim- 
mung Im Lande immer noch eine ziemhoh erregte blieb. 
Ein Zeugniss for jene Aufmerksamkeit, einen Ausdruck 
für diese Stimmung gewährte aber zunächst die politische 
Litteratur. Auf Island selbst traten sich in dieser die 
verschiedenen Standpunkte schroff genug gegenüber. In 
einer im Sinne der Kegierung gehaltenen und von einem 
Beamten, dem damaligen Assessor, jetzigen Präsidenten 
des Obergerichtes, I>6rÖur J6nassen, redigirten Zeitschrift 
wird die Dänische Auffassung wenigstens annähernd ver- 
treten ^). An der Vereinigung mit Dänemark solle fest^ 



') Vergl. den Aufsate: LiMd eitt um Menzk maleftii, in Rejkja- 
vikurposturino, 1849, S. 83^42. 
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gebalten werden, und hieraus die Theilnahme der Isländer 
an dem dänischen Reichstf^e, wenigstens insoweit als dieser 
über Interessen des ganzen Reiches zu verhandeln habe, 
von selber fliessen; dagegen müsse das Isländische Volks- 
ding durch Uebereinkunft mit den Isländern allein geordnet 
werden, und den Vertretern der Insel liege ob dafür zu 
sorgen, dass die Grenzen der ihnen zugewiesenen Ange- 
legenheiten so weit als möglieh gesteckt würden. Ebenso 
müsse die Regierung des Landes seiner neuen Verfassung 
entsprechend eingerichtet werden; weiter zu gehen und 
die Stellung Islands zu Dänemark auf eine blosse Personal- 
union zu reduciren, sei ein hofEhungsloses und für das 
Land nicht einmal wünschenswertbes TJutemehmen. Eine 
Gesammtstaats Verfassung also neben besonderen Verfas- 
sungen für die einzelnen Reicbslande ist es, was als zu 
verfolgendes Ziel hingestellt werden will; freilich selbst 
dieses mehr, als man in Dänemark zu verwilligen gesonnen 
war. Ganz anders lautet die Stimme einer von Sera 
Sveinbjöm Hal^rimsson , dermalen Geistlichen zu Mün- 
kajtverd^j, zur Vertretung des nationalen Standpunktes neu 
begründeten Zeitung. In einer Reibe von Artikeln*) wird 
hier die Bedeutung der Versammlung erörtert, welcher 
nach dem Rescripte vom 23. September die auf Island 
bezügbchen Punkte der Reichsverfassung vorgelegt werden 
sollten; es wird dabei die Frage verhandelt, wiefeme 
diese Vorlage an das Alding selbst erfolgen könnte, oder 



■) [t 1863.] 

*) l;j6»ölfr, 1848, S. 15—20, ferner 1849, i 
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auch eine Octroyirung des Dänischen Wah^esetzes selbst 
zu billigen wäre, am eine liberalere Versammltmg ohne 
allzu grossen Zeitverlust zu jeuem Zwecke zusammenzu- 
bringen. Es wird in anderen Artikeln') die Frf^e be- 
sprochen, ob allenfalls sogar unabhängig von einer Regie- 
rungsvorlage am nächsten Äldinge eine Verhandlung über 
die Verfassungsfrage zweckmässig sei, und wird bei dieser 
Grelegenheit auch wohl der Anspruch Islands auf eine voll- 
kommen selbstständige Verfassung und Verwaltung ver- 
fochten. Der alte Vertrt^ wird abgedruckt*), durch 
■welchen Island seinerzeit sich der Norwegischen Krone 
unterwarf, und aus diesem das Recht des Landes auf 
gxösstmoglichste Selbstständigkeit deducirt. TJ. dgl. m. In 
Dänemark hatte inzwischen der berühmt« Rechtsgelehrte 
örstedt über den neuen Verfassungsentwurf geschrieben, 
und unumwunden erklärt: „Island unter diese neue Ver- 
fassung zu begreifen, würde gewiss in keiner Weise mit 
dem Vortheile dieses Landes sich vereinigen lassen, und 
überdies dem Reichstage nicht geringe Verlegenheit ver- 
ursachen"; nicht minder waren die in Kopenhagen wohn- 
haften Isländer für das Recht ihrer Heimath thätig ge- 
wesen. In Dänischen Zeitungen hatten sie gelegentlich 
die Sache Islands geführt; daneben aber brachten von ihnen 
herausgegebene Isländische Zeitschriften umfassendere Be- 
sprechungen der Verfassungsfrage, und zwar durchaus im 
nationalen Sinne. Wirksam wurden iu dieser Sichtung 



1) Ebenda, 1849, 8. 51—52, femer S. 61- 
«) Ebenda, 8. 69—70. 
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zumal die im Jahre 1841 nenlwgründeten ,^euen Gesell- 
Bchaftsachriften", in welchen die einzelnen bezüglich der 
Öffentlichen Zustände der Insel sich ei^ebenden Fragen 
detaillirt behandelt vnrden; hier zu erwähnen ist, neben 
dem bereits gelegentlich in Bezug genommenen „Aufruf 
an die Isländer"^), ein einlässlicher Au&atz „über den 
Verfassnngszustand Islands", der allerdings ebenfalls bereits 
nach anderer Seite hin anzuführen war*). In dem letz- 
teren wird einerseits eine geschichtliche Darlegung der 
auf die Isländische Verfessung bezüglichen Ereignisse vom 
Anfange des Jahres 1848 bis zu dessen Ende gegeben, 
sodann aber eine Keihe literarischer Aeussenmgen über 
die Verfassungsfrage besprochen und kritisirt. In diesem 
zweiten Abschnitte erklärt sich der Verfasser zunächst be- 
stimmt für das Verfahren, welches die Regierung neuer- 
dings in der formellen Behandlung der Fr^e einge- 
schlE^en habe*). Man lege mit Kecht weder dem Alding 
selbst den Verfassungsentwurf vor, denn zu dessen Be- 
rathimg sei dasselbe vom Volke nicht gewählt worden, 
noch octroyire man ein Wahlgesetz, um auf dessen Grund 
eine neue Versammlung zusammentreten zu lassen, denn 



') Ävarp tu Ifllendinga, in NJ felagarit, 1849, S. 1—8. 

') Um stjornarhagi lalands, ebenda, 8. 9 — 68. 

') Anfangs scheint man sich in Dänemark über das einzulialtende 
Verfahren nicht ganz klar gewesen zu sein, und war zumal von 
manchen Seiten gewünscht worden, dass der TerfaasungseQtwurf bereits 
dem nächsten Äldinge vorgelegt werden möge. JedenfaUa stand in- 
deaaon bereits frühzeitig im Jahre 1849 die Absicht fest, den oben 
bezeichneten Weg zu betreten. 
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dies wäre vollkommen ungesetzlich, viehnelir lege man 
einen fäi eine ausserordentliche Versammlung bereclmeten 
Wah^esetzentwurf dem Aldinge vor, und lasse dann jene 
das Versammlungsgesetz berathen; damit halte man einen 
durchaus legalen Weg ein, und verfahre Island gegenüber 
ebenso wie gegenüber Dänemark, nur müsse man freilich 
dort wie hier der neu zu berufenden Versammlung be- 
scbliessende, nicht nur berathende Stimme einräumen, so 
dass das Verfassungsgesetz nur durch ihre Uebereinkunft 
mit dem Könige zu Stande komme. In der Sache selbst 
aber wird sodann in sehr drastischer Weise auseinander- 
gesetzt, auf welche unüberwindliche Schwierigkeiten eine 
Betheiligung Isländischer Abgeordneter am Reichstt^e zu 
Kopenhagen stosse, und wie wenig eine solche den Inter- 
essen der Insel förderlich sei; es wird die Unmöglichkeit 
dargetbau, die Competenz eines von Island aus beschick- 
ten Reichst^es von der Competenz des Aldings abzu- 
schneiden, und beispielsweise auf die Besteuerung, die 
Zollgesetzgebung und dgl, hingewiesen; endlich wird auch 
nachgewiesen, dass sieh die Verwaltung der Insel neben 
einer Betheiligung derselben am Dänischen Reichstage un- 
möglich in zweckmässiger Weise oi^anisiren lasse. Am 
Schlüsse formulirt dann noch der Verfasser mit möglich- 
ster Schärfe diejenigen Punkte, welche ihm unerlässlich 
acheinen, wenn Island überhaupt zu seinem Rechte gelangen 
soll. Er fordert aber vor Allem die Verlegung der obersten 
Landesregierung in das Land selbst, und zwar solle die- 
selbe aus mindestens 3 Männern bestehen; dem Aldinge 
solle die Ueberwachung dieser Behörde, und zumal die 
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Aufsicht über die EinnahmeQ und Ausgaben des Landes 

ganz wie dem Dänischen Reichstage bezüglich Dänemarks 
zukommen. Bezüglich der Gesetzgebung, und somit auch 
der Besteuerui^ und des Handelswesens müsse das Alding 
beschliessende Stimme erhalten , vorbehaltlich natürlich 
der Zustimmung des Königs. Eine Betbeüigung Islands 
am Dänischen Reichstage sei durch die Gleichberechtigung 
seines Aldings neben diesem bereits ausgeschlossen; da- 
gegen aber bedürfe man zur Vertretui^ der Insel in all- 
gemeinen Reichs an gelegenheiten sowohl als in den speciell 
Isländischen Fragen, welche eine Entscheidung des Königs 
erfordern, eines verantworthchen Bevollmächtigten, welcher, 
soweit allgemeine Reichsangelegenheiten zu verhandeln 
seien, im Ministerrathe Sita imd Stimme haben müsse. 
Zu allgemeinen Einrichtungen, aus welchen es Nutzen 
ziehe, habe Island natürlich auch einen seinem Vermögen 
entsprechenden Kostenbeitn^ zu leisten, zu der Civilliste 
also, zu den Kosten der diplomatischen Vertretung, und 
etwa auch zu denen der Flotte. Jedenfalls sei die Erlas- 
sung einer besonderen Verfassung für Island nothwendig, 
welche zugleich die Stellung der Insel im Gesammtreiche 
und deren innere Organisation feststelle; das Versprechen 
einer solchen scheine aber auch in dem Rescripte vom 
23. September 1848 enthalten zu sein. Denselben Stand- 
punkt wie der eben besprochene vertritt aber auch ein an- 
derer sehr gut geschriebener Aufsatz in einer von Gisli 
Brynjülfson und Jon töröarson redigirten Zeitschrift^). Der 

') Aljing aS aumri; im KorSur&ri, 1848, S. 5—13. 
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Verfasser sucht aus der Geschichte nachzaweisen, dass die 
Beziehungen Islands zu Dänemark sich auf das Bestehen 
einer Personalimion beschränken, welche keineswegs will- 
kürlich und einseitig in eine Itealunion könne verwandelt 
werden; dass femer eine engere Verbindung beider Lande 
immer nur eine widernatürliche und unzweckmässige sein 
würde, und auf den Grandsatz der gleichen Berechtigung 
nimmermehr begründet werden könne oder wolle; dass end- 
lich keinerlei Grund für die Insel vorhanden sei, einem 
dänischen Kammerregimente sich zu unterwerfen. An der 
■ Personalunion also festzuhalten, dem Alding eine dem 
dänischen Reichstage völlig gleiche Stellung zu sichern, 
endhch im Lande selbst eine eigene, dem Alding verantr 
wortliche Regierung zu bestellen, welche durch einen Be- 
vollmächtigten in Kopenhf^en unmittelbar in Verbindung 
mit dem Könige stehe, das sei die erste Aufgabe der 
Volksvertretung; eine zweite liege sodann in der Reorga- 
nisation des Aldmgs selbst auf Grund selbstständiger Volks- 
thtlmüchkeit und politischer Gleichberechtigung Aller, die 
zumal in freiester Gestaltung der Wahlordnung sich zu 
äussern habe. Bestimmte Vorschläge, welche in dieser 
Beziehung, dann hinsichtlich der Verlegung der Versamm- 
lung nach der alten Dingstätte gemacht werden, können 
hier übe^angen werden. 

Aber auch auf ganz anderem als litterarisehem Wege 
hatte sich die Stimmung des isländischen Volkes Luft zu 
machen gewusst. Im Westlande wurden Zusaramentünfte' 
an den alten Dingstätten zu KoUabüöir im forskafiörÖur 
and zu Pörsnes verabredet, und jene auf den 18., diese 
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auf den 22. Juni 1849 festgesetzt^); auch die Nordländer 
bereiteten sysselweise zu haltende Zusammenkünfte vor, 
und im Südlande wurden solche wenigstens hin und wieder 
gehalten. Zugleich fasste man eine weitere, zu Plngrellir 
zn haltende, und aus dem ganzen Lande zu beschickende 
Yersammlung ins Äuge, und auch diese fand am 28. bis 
29. Juni wirklich statt*); etwa 180 Männer kamen hier 
zuBammen, fast alle Wahlbezirke waren vertreten, und 
unter dem Vorsitze des zum Präsidenten gewählten Profes- 
Bors*) Pßtur P^tursson, des bekannten Kirchenhistoriters 
der Insel, wurde sofort zu einer förmlichen Berathung über 
die Angelegenheiten des Landes geschritten. Man begann 
mit der Verlesung und vorläufigen Besprechung der ein- 
gelaufenen Petitionen; man beschloss sodann, weil das 
Alding lediglich eine im nächsten Jahre zu haltende Ver- 
sammlung vorzubereiten und mit der Verfassungsfrage 
nicht selbst sich zu beschäftigen habe, keine auf diese 
letztere sich beziehende Petition zu entwerfen; man be- 
schloss endlich, während eine Keihe anderer theüs von. 
den Versammlui^en zu Pörsnes und KollabüÖir, theils ron 
einzetoen Sysseln, theils auch blos von einzelnen Privat- 
leuten eingereichter Petitionen kürzer abgethan wurden, 
einen weiteren Ausschuss niederzusetzen, um über die 
Zweckmäss^keit eines Gesuches um Vorlage von Nach- 



') Uebei die Geschiolite dieser ZuBammenkünft« vetgL zumal die 
Zeitschrift Gestur Veaterttingur, 1850, S. 32—39, aowie etwa f^öBoIfr, 
1849, S. 90—91. 

») Einen Bericht über dieselbe siehe im l;jöÖölfr, 1849, S. 74—76. 

'J [Seit 1866 Bischof.) 
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weisen über das Budget des Landes zu bericliten. Von 
beiden Ausschfissen wurde Bericht erstattet, und in beiden 
Beziehui^en die Erlassung von Petitionen an das kom- 
mende Alding beschlossen; die Hauptgrundzüge des ge- 
wünschten Wahlgesetzes wurden dabei in der hierauf 
bezüglichen Petition ') bereits bestimmt ausgesprochen. Als 
solche figuriren aber die Zahl von 48 Abgeordneten, deren 
42 gewählt werden sollten; Beibehaltung der bisherigen 
Wahlbezüie, doch so, dass von denselben je nach ihrer 
verschiedenen Volkszahl I — 3 Abgeordnete zu wählen 
seien; directe Wahl, aber dennoch sehr geringe Beschrän- 
kung des Wahlrechtes wie der Wählbarkeit Eine Reihe 
anderer, auf den Wahlmodus bezüglicher Punkte mag hier 
als vergleichsweise geringfügig übergangen werden, wie 
denn überhaupt weniger der Inhalt der beiden Petitionen, 
als vielmehr die gesammte Haltung der Versammlung von 
Gewicht ist, und der Umstand, dass dieselbe trotz aller 
Hindemisse, welche die weiten Entfernungen und üblen 
Wege entgegenstellten, dennoch so zahlreich besucht wurde. 
Inzwischen war die Zeit herangerückt, in welcher nach 
gesetzlicher Vorschrift das Alding sich zu versammeln 
hatte. Die Abgeordneten trafen rechtzeitig ein; aber der 
töngl. Gommissär war noch nicht angekommen, und so 
mnsste sich der Stiftsamtmanu Hosenöm dazu verstehen, 
an dem hiezu bestimmten Tage, dem 2. Juli 1849, die 
Versammlung zu eröfhen und überhaupt bis auf Weiteres 
die Function des Commissärs auf eigne Verantwortung hin 

') Die Petition selbst siehe in AlpingistiBindi, 1849, ß. 119—122. 
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zu übernehmen *). Zum Vorsitzenden wurde sofort, be- 
zeichnend genug für die Stimmung der Dingleute, J6n 
S^urösson gewählt; aber auch er war noch nicht von 
Kopenhagen hergekommen, und der Vicepräsident, der 
treffliehe Probat Sera Hannes Stephensen, musste somit 
bis auf Weiteres den Vorsitz übemehmen. Aber auch die 
Verhandlungen, selbst bezüghch deren' von Anfang an mit 
Zustimmung des Stiftamtmannes unter Berufung auf den 
Vorgang Dänemarks die Zulassung der Oeffentliehkeit be- 
schlossen wurde, erlitten durch die Ungunst des "Wetters, 
welches das Schiff des kgl. Commissärs den Hafen nicht 
erreichen liess, sehr erhebhche Störungen. Die wichtigste 
Aufgabe der Versammlung war entschieden die, das Wahl- 
gesetz zu berathen, auf dessen Grund sofort die zur Ver- 
handlung der Verfassungsfrage berufene Versammlung ge- 
wählt werden sollte. Den Re^erungsentwurf aber eben 
dieses Wahlgesetzes, welcher doch der Natur der Sache 
nach bei diesen Verhandlungen zu Grunde zu legen war, 
sollte Meisted erst mitbringen, und Niemand hatte von 
dessen Inhalt auch nur ii^end welche verlässige Kunde; 
dazu sollte die Versammlung nach § 39 des Aldings- 
gesetzes wenn nicht ausnahmsweise durch besondem kgl. 
Befehl eine Verlängerung angeordnet würde, nur 4 Wochen 
währen, nnd es blieb demnach selbst für den Fall, dass 
der kgl. Comraissär noch vor Ablauf dieser Frist eintreffen 
sollte, sehr fr^lich, ob es noch möglich sein werde, den 
von ihm vorzulegenden Entwurf einer geschäftsordnungs- 



') TiBindi frä alpingi Islendinga, 1849, Reykjavik, 1850. 
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massigen Äusschussberatliung und zweimaligen Verhand- 
lung in der Versammlung selbst zu unterstellen. Unter 
solchen Umständen legte endlich der Vicepräsident, da 
Commissär und Entwurf noch immer ausständig waren, 
am 12. Juli sechs auf das neue Wahlgesetz bezügliche 
Petitionen, darunter die von Pingvellir vor, und beantragte- 
damit doch in dieser Richtung Etwas gethan werde, die 
Wahl eines Ausschusses zu ihrer Begutachtung. Der An- 
trag wurde angenommen, und als Referent des demgemäss 
niedergesetzten Ausschusses legte Jon GuSmundsson am 
27. Juli einen in 22 §§ ausgearbeiteten Wahlgesetaent^ 
wurf vor >) , welcher neben einer erheblichen Erhöhung der 
Abgeordnetenzahi, Beibehaltung der bisherigen Wahlbezirke, 
aber mit gleicher Vertretung derselben, directe Wahl und 
freieste Gestaltung des Wahlrechtes sowohl als der Wähl- 
barkeit festsetzt; zugleich wurde die Erlassung einer 
Petition an den König beantragt, dahin gehend, dass be- 
sagtem Entwürfe die kgl. Sanction ertheilt und das hier- 
nach erlassene Wahlgesetz bereits im Herbste nach Island 
geschickt werden möge, — dass die vom Könige zu er- 
nennenden Mitglieder der Versammlung so frühzeitig er- 
nannt werden möchten, dass man bereits vor dem Begimie 
der Volkswahl deren Namen in Island kennen könne, — 
endlich dass die Versammlung auf den 15. Juli 1850 ein- 
berufen werden möge. Am 28, Juli folgte die allgemeine 
Debatte, erst am 29. aber, also nach deren Scbluss, kam 
endlich Justizrath Meisted sowohl als Jon SigurÖsson an, 

■) Den Entwurf findet man a. a. 0., S. 559—563. 
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nachdem Sturm imd Unwetter sie nahezu 8 Wochen lang 
auf der See herumgetrieben und damit das alte isländische 
Spnchwort wahr gemacht hatten: „der König will segeln, 
aber der Wind hat zu entscheiden!" Auch jetzt noch 
schien das ungefüge Benehmen des 1^1. Commissärs, 
welcher sofortige Sistimng der begonnenen Berathang und 
Wiederbeginn derselben auf Grund der Eegieningsvorlf^e 
begehrte, und zugleich auf eigene Verantwortimg hin den 
Abgeordneten eine Erstreckung der Dingzeit um weitere 
14 Tage zumuthete, die Erledigung der Sache zu gefähr- 
den; mit grosser Mehrheit wies die Versammlung diese 
Zumnthung zurück, schritt an demselben Tage noch zur 
zweiten Berathung des Ausschussentwurfes und nahm 
diesen sammt der denselben begleitenden Petition mit un- 
bedeutenden Modificationen an '). Doch kam hinterher 
noch in Folge gegenseitiger Nachgiebigkeit m der Art 
eine Verständigmig zu Stande, dass die Dingleute zu einer 
Verlängerung der Versammlui^szeit um 7 — 8 Tage sich 
herbeiliessen ; neuerdings wurde ein Änsschuss über die 
Wahlgesetzfrage niedergesetzt, und auf Grund des Regie- 
rungsentwurfes eine weitere Verhandlung über dieselbe er- 
Öffiiet. Materiell war indessen biemit wenig gethan. In 
sehr erheblichen Punkten wich der Regiemi^sentwurf von 
den Grundsätzen ab, auf welchen der bereits zum Be- 
schlüsse erhobene Entwurf des früheren Ausschusses be- 
ruhte*); er statuirt z. B. eine geringere Äbgeordnetenzahl, 



■) Die Petition siehe a. a. 0., S. 709—714. 
') Der Entwurf steht a. a. 0., Anhang, S. 26 
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ungleiche Vertretung der "Wahlbezirke , indirecte Wahl 
u, igl Die Ansicht der Versammlung über diese Frage 
hatte sich natärlich nicht innerhalb weniger Tage geän- 
dert; in den neuen Ausschuss waren von derselben mit 
einer einzigen Ausnahme wieder dieselben Männer gewählt 
worden wie früher, und wiederum trat als dessen Referent 
Jon Gu&mimdsson auf, Demgemäss lautete der Antrag 
des Ausschusses einfach auf Verweriung des Regierungs- 
entwurfes, und auch von den übrigen Dingleuten mochte 
Niemand um diesen sieh annehmen, mit alleiniger Aus- 
nahme des Professors Pfetur Petursson, welcher als Ersatz- 
mann neu eingetreten und somit bei den froheren Ver- 
handlungen noch nicht betheiligt gewesen war. Seine An- 
träge fanden indessen, obwohl sie lediglich dahin zielten, 
die Regierungsvorlage unter Beibehaltung ihrer Form im 
Sinne der früheren Beschlüsse abzuändern, keinen Anklang; 
ein einziges der gestellten Amendements, auf die immer- 
hin untergeordnete Frt^e der Ersatzwahlen bezüghch, 
wurde als ein gesonderter eventueller Antrag angenommen, 
im Uebrigen aber der Eegierungsentwurf mit Stimmen- 
mehrheit abgelehnt, und eine in diesem Sinne vom Aus- 
schusse verfasste Petition au den König gebilligt •). Un- 
mittelbar nachdem dieses Erge^niss erzielt war, ging die 
Versammlung am 8. Ai^st 1849 auseinander. 

Man hatte von verschiedenen Seiten her befürchtet, 
dass die selbstständige Haltung der Versammlung bei der 
Verhandlung des Wahlgesetzes in Kopenhagen Anstoss 

') Siehe dieBBlbe a. a. 0., S. 938—944. 
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geben, tmd dass das von ihr in AVrschlag gebrachte 
Gesetz die Sanction des Königs nimmermelir erlangen 
werde. Die Befürchtung erwies sich als grundlos. Bereits 
unterm 28. September 1849 erhielt das vom Alding ent- 
worfene Gesetzproject, trotz seiner von der Regierungsvor- 
lage so sehr abweichenden Grundzüge, im Wesentlichen 
imverändert die kgl. Genehmigung'); gleichzeitig mit dem 
Wahlgesetze kam femer noch im Herbste die Nachricht 
nach Island, dass der König die 6 von ihm zu bestim- 
menden Mitglieder der neuen Versammlung bereits ernannt, 
und dass er sowohl die durchaus liberale Haltung des 
Stiftamtmannes als die von dem kgl. Commissäre eigen- 
mächtig verfügte Verlängerung der Dingzeit ausdrücklich 
gebilligt habe. Unter solchen Umständen bereitete man 
sich alles Ernstes zur .Vornahme der Wahlen vor. Die 
beiden im Lande erscheinenden Zeitungen brachten Auf- 
rufe an die Wähler, und benützten diese Gelegenheit, über 
ihre Ansicht hinsichtlich der Verfassungsfrage selbst sich 
auszusprechen. In einzelnen Wahlbezirken wurde sogar 
schon eine Vorwahl versucht, oder doch ernsthafter über 
die Candidaten verhandelt, welche etwa da und dort auf- 
zustellen wären. Auf Ende Mai 1850 wurden sodarm die 
Wahlen von der Regierung anberaumt, und dieselben fanden 
um diese Zeit wirklich statt Alles war somit bereit, die 
vielbesprochene Versammlung im Juli eröffiiet zu sehen; 
da traf unversehens die Nachricht ein, dass der KCnig 



') Dub Wahlgesetz ist abgedruckt in LauztiOindi, S. 19 — 21; Lov- 
aamling for bland, XIV, S. 343—351. 
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durch Patent vom 16. Mai dieselbe erst auf den 4. Juli 1851 
einberufen habe^). Zur ßechtfertigung dieser auffallenden 
Verzögerung berief sich die Regiernng theils auf die Noth- 
wendigkeit einer gründlichen Vorbereitung der an die Ver- 
sammlnng zu bringenden Vorlt^en, theils auf die TJnzweek- 
massigkeit einer Ordnung der Beziehungen Islands zum 
Gesanuntreiehe, so lange noch die Stellung anderer Theile 
dieses letzteren nicht geregelt sei; in dieser letzteren Rüek- 
aicht war offenbar das entscheidende Moment gelegen, mit 
andern Worten: die Entscheidung über die Stellung Schles- 
wigs zu Dänemark soDte auch für Island massgebend sein! 
Eine gewisse Gleichheit in der Stellung Islands und 
der deutsehen Herzogthümer, insbesondere Schleswigs, Hess 
sich in der That nicht verkennen. Beiderseit« wurde 
staatliehe Selbstständigkeit und die blosse Personalunion 
als Grandlage der Beziehungen zu Dänemark beansprucht, 
oder vielmehr als zu Recht bestehend verfochten, beider- 
seits das geschichtlich begründete Recht den revolutionären 
Neuerungsgelüsten in KopenhE^en gegenübei^estellt; Schles- 
wig sowohl wie Island (Holsteins Beziehungen zum deutschen 
Bunde Hessen auf dieses die gleiche Tendenz nicht aus- 
dehnen) sollte dagegen nach dem Plane der dänischen Um- 
sturzregierung in Dänemark incorporirt, beiden Landen 
höchstens noch ein beschränktes Mass provineieller Selbstr 
ständigkeit belassen werden. Die Herzogthümer hatte die 
Kopenhagener Märzrevolution unter die Waifen getrieben, 
Island musste, arm und schwach bevölkert, mit geistigen 
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Mitteln seinen Kampf zu führen suchen; der Erfolg aber 
auf der einen Seite musste, wie er auch fallen mochte, 
auch für die andere mehr oder minder bestimmend wirken. 
So lange demnach in den Herzogthümem das Kriegsglüek 
sehwankte, hatte man von danischer Seite her auch die 
Isländer gewähren lassen; seitdem aber der russische Ab- 
solutismus zu Gunsten der dänischen Demokratie die Wag- 
schale niederzudrücken begann, fing man auch Island 
gegenüber an, strengere Saiten aufzuziehen, und zwar um 
so mehr, je mehr man zu fürchten hatte, dass eine Nach- 
giebigkeit gegen die Insel als Präcedenzfall für die Herzog- 
thumer benützt werden möchte. In den Friedensprälimi- 
narien, welche am 10. Juli 1849 zu Berlin unterzeichnet 
worden waren, hatte Preussen bereit« im Wesentlichen die 
Herzogthümer fallen lassen, und wenn zwar die deutsche 
Centralgewalt auf der dort festgestellten Grundlage zu ver- 
handeln verweigeri/e, so Uess doch der Umstand, dass den- 
noch mit der Führung der Friedensunterhandlongen Preussen 
beauftragt blieb, und mehr noch der Gang dieser Unter-' 
handlungen selbst den Sohluss zu, dass deren Ei^ebniss 
ein für Dänemark vortheühaftes sein werde. Man musste 
erwarten, dass eine den Isländern gewährte, selbstständige 
Verfassung als eine weitere Stütze für die ohnehin bereits 
erhobenen Forderungen hinsichtlich Schleswigs geltend ge- 
macht werden würde, und es war nicht zu hoffen, dass ein 
auf andere Grundlagen gebauter Entwurf in einer islän- 
dischen Volksvertretung durchgesetzt werden könne; da- 
gegen liess sich annehmen, dass bei der Lahmheit Deutsch- 
lands die Rechte der Herzogthümer mit Hülfe der fremden 
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Mächte sich R'ürdeii brechen lassen, und dass dann auch 
Island sich geschmeidiger zeigen oder leichter niederhalten 
lassen werde. Schlimmsten Falls mochte wenigstens ein 
Verlust an Rechten auf der armen, fernen Insel weit 
minder erheblich erscheinen, wenn er nur nicht einen 
gleichen Verlust gegenüber diesen so nahe liegenden und 
so reichen Herzogthümem in seinem Gefolge hatte. 



Die Wendung, welche in dem Verhalten der dänischen 
Regierung seit dem Frühjahre 1850 einzutreten begann, 
scheint in Island zunächst unbeachtet gebUeben zu sein, 
und jedenfaüs fühlte man sich durch die Verzögerung nicht 
entmuthigt, welche hinsichtlich des Zusammentrittes der 
im Reseripte vom 23. September 1848 zugesagten Ver- 
sammlung sich ei^ben hatte ■■). Nach wie vor zeigte sich 
■ die periodische Presse thätig für die Erörterung der Ver- 
fassungstreue. Pjöööllr, von Söra Sveinbjöru mehr feurig 
als massvoll redigirt, verficht noch immer mit aller Ent- 
schiedenheit den nationalen Liberalismus bis in seine 
äussersten Consequenzen. Scharf betont er*), dass das 
Verhältniss Islands zu Dänemark nur das einer Personal- 
union, und dass die Landesverfassung der Insel nur eine 

*) Eine Ueberaicht der Vorgänge bis' in den Beginn des Jahres 
1852 gewährt, ein Aufeatz von Jon SigurBsBon in den Ny felagsrit, 
1852, S. 100—132. 

») 1850, S. 118. 
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wahrhaft c«nstitutionelIe sein könne; als ein nachzuahmen- 
des Muster stellt er die Norwegische Verfassung auf, und 
bringt eine übersichtliche Darstellung ihrer GrundzOge'), 
kämpft für das suspensive Veto, welches sie gewährt"), 
und erörtert ihre Bestimmungen über Abänderungen der 
Verfassung 3) ; ein weiterer Artikel tritt für das freie Ver- 
sammlungsrecht ein und sucht die Vortheile seiner An- 
wendung auf die Erörterung politischer Fragen hervor- 
zuheben, bespricht auch wohl den Gegensatz der freien 
und der Regierungspresse*); eine Zusendung bringt gar 
einen vollständig ausgearbeiteten Verfassungsentwurf sammt 
Motiven ^) ; die entschieden oppositionelle Haltung des 
Blattes hat auch wohl einmal zur Folge, dass die Stift»- 
hehörde vermöge der ihr zustehenden Gewalt über die 
Landesdruckerei (!) dessen weiteren Druck inhibirt, was 
dann zu Beschwerden der Redaction und selbst zu einem 
Prozesse führte, u. dgl m. Weit ruhiger und besonnener 
tritt dagegen ein von dem gelehrten Kirchenhistoriter, 
Dr. Petur Petursson, redigirtes Blatt, Lanztidindi, auf; aber 
auch dieses streitet scharf genug für die nationale Selbst- 
ständigkeit der Insel. Schon in ihrem Aufrufe an die 
Wähler hatte die Redaction ihren Standpunkt hinsichtlich 

■) 18«, a 106— i07; 110-111; 114—115. 

»I 1850, a. 185—187 Uüd 189—190; S. 209-211 und 213—215; 
1851, 8. 230-238. 

») 185], S. 252-253. 

') 1851, S. 253—254; 261—262. 

») 1851, S. 281—287. 

8) 1850, S. 122 und 1851, S. 230, vergL 1850, S. 137—139 und 
152, sowie LauztiSuidi. S. 48- 
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der Verfassimgsfrf^e angedeutet; in einem eigenen Artikel 
wird derselbe sodann noch des Näheren ausgeführt •). . Als 
absoint nothwendig fordert dieser die Errichtung einer ein- 
heitlichen, selhstständigen Regierungsbehörde im Lande- 
selbst, deren Mitglieder persönhch verantwortlich seien fflr 
alle Kegienmgshandlungen ; die Schwierigkeiten, welche hin- 
sichtlich dieser wie so mancher anderer Verbesaerungen 
der Kostenpunkt mache, würden theils dm-ch eine gehörige 
Auseinandersetzung Islands mit Dänemark hinsichtlich des 
Budgets sich beseitigen lassen, theils seien sie bei einer 
80 überaus wichtigen Frage eben doch nur untergeordneter 
Natur. Ganz besonders wieht^ sei femer die Ausdehnung 
der Competenz des Aldings, welche selbst wieder durch 
eine zweckmässigere Organisation desselben bedingt sei; die 
ziemlich eomplicirteii Vorschübe des Verfassers laufen da^ 
bei auf ein Zweikammersystem hinaus, dessen zweite 
Kammer aus 18 in freiester Weise gewählten, dessen erste 
d^egen aus 8 Mitgliedern bestehen soUe, welche die 
zweite Kammer aus dem geistlichen und weltlichen Be- 
amtenstande zu wählen hätte. Weiterhin bespricht das 
Blatt in zwei von verschiedenen Verfassern eingesandten 
Artikeln einen Verfassungsentwurf, welchen ein paar Private 
leute hatten in Druck ausgehen lassen^); eine Reihe von 
Aufsätzen vertheidigt das absolute Veto gegen die Angriöte 
des Pjööölfr ^) ; in einer weiteren Zusendung spricht sich 

') S. 29—31; 33—34; 37—» 
*) Der erste Änfsatz steht t 
89—71; 73—74; 77—79; 85-87. 
•) S. 117—122; 139; 143-144. 
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ein Beamter för eine möglichst innige Vereinigung Islands 
mit Dänemark aus, was die Bedaction zn der Bemerkung 
veranlasst, sie- halte ihrerseits möglichste Trennung der 
iimem Angelegenheiten im Interesse beider Lande gelegen, 
wenn sie auch anerkenne, dass andere Fragen als dem 
Gesammtreiche gemeinsam behandelt werden könnten'); 
ein Bauer schlägt, nicht ohne einen wehmüthigen Blick 
auf die bevorstehende Vermehrung der Steuern zu werfen, 
eine noch weit gründlichere, aber auch weit verzögerlichere 
Art der Berathung des Verfassungsentwurfes vor, über 
welchen er aUe einzelnen Gemeinden einzeln gehört wissen 
will*); der Amtmann Paul Meisted sendet in der Erwar- 
tung, .dass der bevorstehenden Versanmilung nach dem 
Vorbilde von Dänemark die Feststellung ihrer eigenen 
Geschäftsordnung überlassen bleiben werde, einen ausführ- 
lichen Entwurf einer solchen sanxmt Motiven ein *), u. dgl. m. 
Verräth schon die Haltung der politischen Presse das 
lebhafte Interesse, weiches das Isländische Volk an der 
Aufbesserung seiner Verfassungszustände bethätigte, so 
machte sich dieses nicht minder auf dem schon früher 
betretenen Wege freier Versammlungen geltend. Bereits 
am 1. Februar 1850 hatte Söra Hannes Stephensen eine 
Aufforderung erlassen zu Vorberathungen in den einzelnen 
Wahlbezirken und zu einer gemeinsamen Versammlung, 
welche zu Pingvellir vier Tage vor dem Beginne des 
Volksdinges zu halten wäre: als dann die Verschiebung 

1) S. 145— 146; vergl. S. 154—155, sowie tjöBölfr, 1851, S. 235. 

») S. 174-176. 

«) S. 146—148; 149-150; 157— isa 
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dieses leteteren anf das folgende Jahr bekannt geworden 
war, hatte er am 18. Juni seinen Aufruf erneuert, und 
nur die Versammlung zu I*(ngvellir auf etwas spätere Zeit 
verschoben. Am 10 — 11. August 1850 fand dieselbe in 
der That statt'). Nahezu 200'Mäaner hatten sich ein- 
gefunden; doch war nur das Südland ausgiebig, das West^ 
land, wo kurz zuvor die Versammlungen zu türsnes und 
£oIlabüöir wieder gehalten worden waren*), schwach ver- 
treten, während der Norden und Osten völlig unvertreten 
blieb. Nach Erledigung einiger vorbereitender Geschäfte 
wurde, unt«r dem Vorsitze des S6ra Hannes, zur Verhand- 
lung der Verfassungsfrage übergegangen, lieber diese 1e^ 
ein Gutachten vor, welches die Versammlung zu Kollabüftir, 
und ein anderes, welches der Boi^aiflörÖur eingesandt 
hatte, sowie eine Reihe von Zuschriften einzelner Männer; 
ein Ausschuss wurde gewählt, um über die Frage einen 
Berieht zu erstatten. Weiter hatte bereits in der Ver^ 
Sammlung zu törsnes die üeberzeugung sich ausgesprochen, 
dass es dringend nöthig sei die Regierung um möglichst 
schleunige Hersendung ihres eigenen Verfassungsentwurfes 
zu bitten; ein zweiter Ausschuss wurde niedergesetzt, um 
eine derart^ Petition abzufassen. Namens des ersteren 
Ausschusses erstattete Jon GuÖmundsson folgenden Tages 
Rericht; volle Selbstständigkeit des Isländischen Staates 
und Zurückgreifen auf den alten Vertrt^, durch welchen 



') Ueber die VerbandluDgen vergleiche UndiibuniugablaB undir 
PjöSfundinn al} sumri 1851 ,' Reykjavik og EaupmaanabSfn; 1350 — 51; 
S,l~3;femerl^lJ61fr, 1850,8.173— 175, und Laiiztieiiidi,S. 105— 106. 

') Vergl. tjöBolfr, 1850, S, 175. 
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Island den Norwegischen Königen aich unterwarf, ein aus 
drei Männern bestehendea eigenes Ministerium im Lande 
selbst und ein BevoIlmäcMigter in Kopenhagen als Ver- 
mittler seiner Beziehungen zum Könige, ein eigener Jarl 
oder Statthalter, endlieh beachlieasende Stimme des Äldings 
bilden die Grundzüge der aufgestellten Forderungen, an 
welche sieh noch die zweifache Bitte knüpft um die Vor- 
1^ eines Gesetzes über den Handel, sowie det^Iirter 
Nachweise Ober die Budgetbeziehungen Islands zu Däne- 
mark in der letzten Zeit. Anfangs war die Meinung ge- 
wesen, dieses Gutachten unmittelbar an die Regierung 
einzusenden; bei der Verhandlung aber stellte sich als 
zweckmässig heraus, da die Versammlung keineswegs aus 
allen Theilen des Landes beschickt sei und überdies die 
Kürze der Zeit erschöpfende Berathungen unmöglich mache, 
dasselbe nur zum Gegenstande weiterer Verhandlungen zu 
machen und dessen wichtigere Punkte in einen an das 
Volk gerichteten Aufiiif aufzunehmen, dagegen dessen 
beide Schlussbitten jener von dem zweiten Ausschüsse vor- 
zulegenden Petition einzuverleiben. Weiterhin wurde die 
Wahl von Ausschüssen in jedem einzelnen Wahlbezirke, 
sowie die Wahl eines Hauptaasschusses beschlossen, welcher 
in Reylgavik seinen Sitz haben und in Verbindung mit 
den Bezirksausschüssen Alles erwägen und erörtern sollte, 
was zur Vorbereitung fOr das Volksding dieusam erscheine; 
überdiess sollte der Hauptausschuss in einem eigenen 
Blatte die Gutachten der Bezirksausschüsse sowohl als seine 
eigenen über die Verfassungsfn^ herausgeben, und zu- 
mal auch über die angeregte aber nicht erledigte Frt^ 
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nach dem Vorzuge des absoluten oder suspensiven köngl. 
Vetos eine eingehende Erörterung bringen. Gewählt 
wurden in diesen Hauptansschuss der neue Stiftamtmann, 
Graf Trampe, Professor Pötur, die Lehrer Jens Sigurös- 
son und Halldörr Friöreksson, uud der Student Jakob 
GuÖmundsson, als Ersatzleute aber Assessor Jon P&turs- 
son und Söra Sveiubjörn Haligrimsson. Sowohl die vor- 
gelegte Petition an den König als der Aufruf au das Is- 
läidisehe Volk^) wurde angenommen, und die Versamm- 
lung trennte sich sofort nach zweitägiger Dauer. 

Zunächst schien sich für die Ausfährung der gefass- 
ten Beschlüsse ein reger Eifer zu entfalten. Bereits am 
23. August liess der Hauptausschuss zu Reykjavik die erst« 
Nummer seines Btattee erscheinen^, und bracht« in dieser 
unter Andern auch den ihm aufgetragenen Aufsatz über 
das köuigl. Veto % Am 9. Oktober wurde femer in 
Reykjavik die Wahl des Bezirksausschusses voi^nommen, 
und auch in einer Reihe anderer Wahlbezirke wurde in 
entsprechender Weise vorgefahren; bald aber ei^aben sich 
Hindernisse weiteren Fortschreitens auf der einmal betre- 
tenen Bahn, und zwar von zwei Seiten her. Auf der 
einen Seit« nämlich sendeten keineswegs alle oder auch 
nur die meisten Bezirksausschüsse Ihre Gutachten ein, 
und einer derselben erklärte sogar dem Hauptausschusse 

') Gedruckt steht letzterer im UndirbüningsblaB, 8. 3—4. 

*) Ea ist dies eben dieses ündirbuningsblaB, dessen Tollständiger 
Titel oben S. 108 Anmerk. 1 mitgetbeüt wurde. 

*) Aus verständig dargelegten Gründen entscheidet sich dessen 
Verfasser, Jakob GuSmundsson, für das absolute Veto. 
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gerade heraus, dass und aus welchen Gründen er dies 
nicht thun möge^). Andererseits trat aber auch die Re- 
gierung, welche die politische Bewegung im Lande mit 
stehendem Misstrauen verfolgte, jener vorbereitenden Thätig- 
keit hemmend in den Weg, Bereits im März 1851 hatte 
der Hauptaussehuss bekannt zu machen"), dass sein Vor- 
sitzender, Graf Trampe, sich seiner Amtsgeschäfte wegen 
von der -Leitung seiner Versammlungen zurüci^ezogen, 
und überdiess sogar den Druck der eingelaufenen Bezirks- 
gutachten durch die Landesdruckerei verweigert habe, so- 
dass die Fortsetzung des begonnenen Blattes in Kopen- 
hagen statt in Reylg'avlk gedruckt werden müsse! Unter 
solchen Umständen war es nicht zu verwundem, wenn 
auch bei den übrigen Mitgliedern des Hauptausschusses, 
ohnehin meist Beamten, der Eifer erlahmte. Die einge- 
gangenen Gutachten von 8 Bezirken wurden zwar {in 
Kopenhagen) gedruckt; von der Herstellung aber eines 
Hauptgutachtens auf Grund derselben scheint keine Rede 
mehr gewesen zu sein, und die von einem Mitgliede des 
Hauptausschusses redigirte Zeitung filhrte sogar die Meinung 
aus, dass es besser sei die auf den 28. Juni 1851 ange- 
setzte Versammlung zu tingvellir unterbleiben zu lassen, 
da man, mit dem von der Regierung vorzulegenden Ver- 
fassungsentwurfe nicht bekannt, durch verfrühte Erörte- 
rungen über die Verfassungsfrage, nur auf Abwege ge- 



') Siehe die Erklärung des Aiiaaohuases der slidlichen tingeyjarejsla 
1 fjöeölfr, 1851. S. 244—45. 
*) Lanztieiodi, S. 179. 
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rathen werde'). — Die Versammlung selbst Hess sich 
allerdiDgs nicht hintertreiben, obwohl der Stiftamtmann 
selbst ein Verbot aller „ungesetzlichen Versammlungen" 
erlassen hatte; vielmehr kamen am bestimmten Tage in 
der That etwa 140 Männer in Jingvellir zusammen, um 
nenerdings unter dem Vorsitze des Sera Hannes zu t^en *). 
Aber sehr ungleich war auch jetzt wieder die Vertretung 
des Landes, indem der Osten nur 3, der Norden und der 
Westen gar nur je einen Mann gesandt hatten; toü den 
Mitgliedern femer des Hauptausschusses war nur S^ra 
Jakob Guömundsson *) erschienen. Dieser erstattete Bericht 
über die Thätigteit des Hauptausschusses und übergab dem 
Vorsitzenden eine Uebersicht über die Bezirksgutachten, 
sowie ein solches welches zu spät eingelaufen war um 
noch (im Auslände!) gedruckt werden zu können; dann 
wurde ein Ausschuss gewählt, welcher ein Gutachten über 
die Verfassungsfrage vorlegen sollt«. Am folgenden Tage 
erstattete Assessor Jon Pötursson Namens des Ausschusses 
Bericht, und es entspann sieh eine Debatte in Folge deren 
der Bericht wenig verändert, aber um einige Punkte er- 
weitert angenommen wurde. Weiterhin wurde beschlossen 
die Bezirksausschüsse aufrecht zu halten, anstatt des aus- 
einander gegangenen Hauptausschusses aber einen neuen 

'] I..anztiBmdi, S. 193—94; im I^öOölfr, 1851, S. 265—66, be- 
kämpft, wird diese Ansicht. LanztiBindi 8. 197 — 99, nochmals vcr- 
tbeidigt. 

') Ueber die Verhandlungen siehe UndirbiiningsWaB, S. 41 — 42. 

') Er war unterm 15. Juni 1851 P&rrei za Eäl&^örn und NjaiSvik 
geworden. 
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zu wählen. Damit trennte sich die Versammlung, und 
besteht deren Hauptei^ebniss in einer Adresse an das 
Volksding'), in welcher sie sieh über die zu wünschende 
Verfassung ausspricht, um Freiheit des Handels petitionirt, 
und zugleich die Dingleute auffordert zu besserer Unter- 
stützung ihrer Anträge nöthigenfells auf öffentliche Kosten 
eine Deputation nach Kopenhagen zu senden. Ein paar 
unbedeutende Schriftstücke, welche der neugewählte Haupt- 
ausschuss sofort in seinem Blatt« erliess, beschliessen diesen 
Abschnitt der Volksthätigkeit. 

Bewegt genug war immerhin die Stimmung des Volkes, 
wenn auch eine einheitliche Leitung derselben durch wohl 
gegliederte Ausschüsse und Versammlungen nicht gelingen 
wollte; in Richtung und Stärke ging dabei, was nicht zd 
übersehen ist, die Strömung wesentlich gleichmässig durch 
das ganze Land. Die Zeitungen zwar mag man allenfalls 
als den blossen Ausdruck der individuellen üeberzeugung 
einiger weniger Männer in Reykjavik betrachten; aber bereits 
die Beschlüsse der Versammlungen zu Pingvellir zeigen 
die gleichen Bestrebungen und Wünsche über die ganze 
Insel verbreitet, und deutlicher noch tritt diese Thatsaehe 
iu den Gutachten hervor, welche eine Reihe von Bezirks- 
ausschüssen über die Verfassungsfirt^e erstattete. In ihnen 
lassen hervorragende Capaeitäten jeden Standes und der 
verschiedensten Landestheile ihre Stimme vernehmen, und 
sie bieten darum eine erhöhte Gewähr für besonnene und 



') Gedruckt ün Uftdirbüningsblall, S. 42. Ferner NJ ftlagsrit, 
J852, 8. 110-12. 
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wohldurchdacht« Ansichten; auf sie mag daram, so weit 
sie durch das TJndirbüningsblaö zugänglich gemacht sind ^), 
noch etwas näher eingegangen werden. — Unt«r sich freilich 
sind diese Gutachten sehr verechiedenen Umfanges und 
Werthes. Während einige Bezirke völlig ausgearbeitete Ver- 
fassungsentwQrfe vorlegen, andere wenigstens ausführlich 
motivirte Gutachten einsenden, beschränken sich wieder 
andere darauf in kurzen Worten diejenigen Punkte hervor- 
zuheben, welche ihnen als die wichtigsten erscheinen. Ebenso 
ist auch der Standpunkt ein verschiedener, von welchem 
die verschiedenen Gutachten ausgehen, und während z. B. 
der Bericht des Ausschusses im SkagaQöröur, in welchem 
der gelehrte Alterthumforscher Propst Sera Benedikt Vig- 
fiisson sass, eine ausgesprochen antiquarische Färbung tr^ 
sucht das Gutachten der Hiinavatnssysla umgekehrt nach 
Kräften den bestehenden Verhältnissen Rechmmg zu tragen, 
und zumal jede übermässige pecuniäre Belastung von dem 
Lande ferne zu halten, u. dgl. m. Trotz aller dieser Ab- 
weichungen im Einzelnen, tritt indessen dennoch in allen 
Grundfragen eine überraschende TJebereinstimmuug zu Tage, 
und die Selbständigkeit der einzelnen Arbeiten unter einander 
zeigt deutlich, dass derselben in der That ein entschiedenes 
nationales Gefühl und Bedurfniss zu Grunde Üege. Völlige 
Uebereinstimmung herrscht aber zunächst darüber, dass Is- 
land einen Staat für sich neben dem Dänischen bilde, und 
somit voUe Selbstständigkeit seiner gesammten innem Or- 



*) Es Bind die Gutachten von 3 Syaseln des SüdlandeB, 3 des 
Westlandes und 2 des Nordlandes, welche hier gedruckt vorliegen. 
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ganisadon zu beanspruchen habe; ein Gatacbten will aua- 
dröcklich Island zu Dänemark eine ähnliche Stellung ein- 
geräumt wissen, wie sie Norwegen zu Schweden einnehme. 
Die Unterwerfung Islands unter die regierende Königsfamilie 
erkennen alle Gutachten ausdrücklich oder stillschweigend 
an; aber drei von ihnen halten so streng an dem Prinzipe 
der Personalunion fest, dass sie für den Fall ihres Aus- 
sterbens dem Lande die KOnigswahl in derselben Weise 
wie das dänische Grundgesetz für Dänemark thut, vor- 
behalten wissen wollen. Eben so bestimmt erklären sich 
alle Bezirke gegen eine gemeinsame Staatsregierung mit 
Dänemark, gegen eine Theilnahme am Dänischen Reichs- 
tage, und gegen alle Verhandlungen über Isländische An- 
gelegenheiten äu diesem letzteren; nur hinsichthch des 
obersten Gerichtahofes meinen einige Bezirke, er könne wie 
bisher mit Dänemark gemeinsam bleiben, wofür theils der 
Kostenpunkt theils auch der andere, sehr ori^nelle Grund 
angeführt wird; „dieses Gericht ist dasjenige, was uns am 
Besten ausgefallen ist von allem dem, was wir bei den 
Dänen zu suchen hatten," Hin und wieder wird zur ferneren 
Sicherung der eigenen Nationalität noch gefordert, dass 
alle Gesetze und Amtscorrespondenzeu ausschliesslich in 
der Landessprache abgefasst, und dass nur Isländer oder 
doch nur der Landessprache vollkommen kundige Leute 
auf Island angestellt werden sollten. Fast allgemein wird 
femer die Trennung des Isländischen Budgets von dem 
Dänischen gefordert, und allenfalls auch, dass dieselbe durch 
eine aus Isländern und_ Dänen zu gleichen Theilen zusammen- 
gesetzte Commission vollzogen werde; nur auf die Kosten 
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des Schulwesens wollen einzelne Bezirke diese Trennung 
nicht bezogen wissen, zumal darum, weil die Dänische 
Regierung zur Erhaltung der Isländischen Schulen schon 
längst durch einen speziellen Reehtsgrund verpflichtet 
sei. Jene Trennung vorausgesetat, wollen die meisten Be- 
zirke, dass Islfmd einen bestimmten Beitrag zur Civilliste 
öbemehme, and einige wollen auch noch zu andern gemein- 
samen Eiurichtungeu beischiessen lassen, falls sie nur dem 
Lande Vortheil bringen, wie z. B. die diplomatische Ver- 
tretung oder die Flotte; nur ein Gutachten findet selbst 
die Beitragspflicht zur Civilliste zweifelhaft, da eine Reihe 
von Einkünften, welche man als königliche zu betrachten 
pflege, eigentlich Einkünfte des Landes seien. Li einem 
einzelnen Bezirke will zwar ein Theil der Auaschussmitglieder 
die strengste Trennung der Budgets; der andere aber hält 
die Insel für zu arm um die aus ihrer Regierung und der 
Verbindung mit Dänemark erwachsenden Kosten allein zu 
tragen, und möchte darum anstatt der absoluten Handeis* 
freiheit, welche Jene fordern, nur den Dänischen Handel 
freier gestellt, nicht aber den ausländischen zugelassen, da- 
gegen Dänemark als Gegenleistung die alljährliche Zahlung 
einer bestimmten Summe, oder eventuell die Deckung aller 
Ausfälle, übertragen wissen, welche die Ausgaben Islands 
im Zusammenhalt mit seinen Einnahmen ergeben möchten. 
Endlich wollen manche Bezirke noch besondere Fürsorge 
für den Fall getrofien wissen, da etwa über einzelne Fragen 
zwischen Island und Dänemark Conflicte entstünden. Ein 
Gutachten will solchenfalls auf eine unparteiische auswärtige 
Volksvertretung, z.B. das Norwegische Storthing, provociren; 
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ein anderes will dagegen einen von beiden Theilen beschickten 
Ausschuss entscheiden lassen, fordert aber aus schlagenden 
Gründen welche auch für die deutschen Herzt^hümer voll- 
kommen zutreffen ^), Wahl desselben zu gleichen Hälftpn 
von Island und von Dänemark aus, nicht nach Verhältniss 
der Vülkszahl. — Was zweitens die politische Organisation 
der Insel selbst betrifft, so wird allgemein eine constitutionelle 
Verfassung gefordert, und allenfalls auch daran erinnert, dass 
diese den Isländern nicht venveigert werden könne, nach- 
dem sie den Dänen gewährt worden sei; aber ziemlich ein- 
stimmig will, abweichend von dem Dänischen Grundgesetze, 
dem Könige nur ein suspensives Veto zugestanden werden, 
damit nicht etwa der Einfluss Dänemarks ein übermächtiger 
werde. Uebereinstimmend wird femer die Bildung einer 
obersten Regierungsbehörde im Lande selbst gefordert, deren 
Mitglieder für ihre Regierunghandlungen persönhch ver- 
antwortlich seien; lüe meisten Gutachten wollen dieselbe 
aus drei Ministem zusammengesetzt wissen, einem Minister 
der Justiz und des Innern, einem Gült- und einem Finanz- 
minister: im Detail fteilich kommen gerade gelegentlich 
dieses Punktes gar manche Wunderlichkeiten in einzelnen 
Gutachten zu Tage. Allgemein ist man femer darüber 
einig, dass man zur Vermittelung zwischen dieser Regierung 
und dem Könige eines Beamten in Kopenhagen bedürfe; 
aber während die meisten Bezirke diesen, höchstens vor- 
behaltlich königl. Bestätigung, vom Alding wählen lassen 
wollen, sprechen eich andere über diesen Punkt gar nicht 

') Visigl UndirbüningsblaB, S. 18. 
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aus, oder lassen wieder andere ihn umgekehrt vom Könige 
ernennen, und allenfalls sogar, well lediglich durch dessen 
Nichtanfenthalt in Island veranlasst, die Kosten des Amtes 
von Dänemark tr^en. Ueber den Fortbestand des Äldii^ 
herrscht natürlich ebenfalls keine getheilte Ansicht, und 
ebenso wenig darüber, dass demselben die sämmthchen 
Rechte einer constitntionelleu Versammlung in ihrem 
weitesten Umfange und die vollkommenste Gleichbe- 
rechtigung mit dem Dänischen Reichstage eingeräumt 
werden müsßten; um so entschiedener gehen dagegen die 
Vorschläge über dessen Organisation und Zusammensetzung 
auseinander, also über die Dauer der Sitzungsperioden und 
den Versammlungsort, Ein- oder Zweikammersystem, Zahl 
der Abgeordneten, Wahlrecht und Wahllahigkeit, indirecte 
oder directe Wahl, Bildung der Wahlbezirke. Einzelne 
Gutachten fordern neben dem Aldii^e noch Behufs einer 
ähnlichen Vertretung der Kirche eine Synode, die in ge- 
mischten Fragen etwa mit dem Äldinge gemeinsam zu 
entscheiden hätte, wie denn eine durchgreifende Reorgani- 
sation der bestehenden Synode bereits im Jahre 1848 an- 
geregt, und in einem bischöflichen Circularsehreiben vom 
8. März 1850 ^), des Nähereu besprochen wird. U. (^1. m. — 
So die Gutachten der Bezirke, deren Inhalt hier natürlich 
nur in den für unseren Gesiehspunkt wichtigsten Grund- 
z%en voi^eführt werden konnte. Die Versammlung aber 
zu I*ingvellir begnügt sich zwar, nach scharfer Hervor- 



>) Gedruckt in; Ärrit prestaskölans eptir Dr. P. Peturason ( 
, MelBteO; Eeykjftrik, issO; S. 185—90. 

Mincsr, Zur pollUscben Oeaehiehte Islinds. 3 
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hebiing der iiatioiialen Selbstständigkeit der Insel und ihrer 
blossen Persoualanion mit Dänemark, mit dem Aussprechen 
der obersten Grandsätze, welche bei der Schöpfung der 
neuen Landesverfassung ihrer Meinung nach massgebend 
sein sollten; diese Grundsätze sind aber wieder durchaus 
die eben entwickelten. Sie fordert demnach, dass die ge- 
sammte Landesregierung in Gesetzgebung, Richteramt und 
Eicutive möglichst von Dänemark unahhäugig gestellt 
und in die Hand des Volkes selbst gelegt werde. Daraus 
folge, dass das Alding gemeinsam mit dem Könige die voUe 
gesetzgebende Gewalt erhalten müsse, das Steuerbewilligungs- 
recht sammt Festat^Uui^ der Etats, sowie die andern Rechte, 
welche der Volksvertretung nach freien Verfassungen zu- 
zukommen pflegen; dass alle Gerichtshöfe ihren Sitz im 
Lande haben müssen; endlich dass auch die Executive 
einer im Lande sitzenden Behörde, möge solche nun aus 
einer oder mehreren Personen bestehen, unter eigener Ver- 
antwortung übertragen, und zur Vermittlung zwischen ihr 
und dem Könige ein Bevollmächtigter in Kopenhagen be- 
stellt werde. Für die mit Dänemark gemeinsamen An- 
gelegenheiten möge der Grundsatz der Gleichberechtigung 
Islands durchgeführt, das Budget des Landes susgesondert, 
dessen Beitragspflicht zu den allgemeinen Reichslasten in 
billigem Verhältnisse festgestellt werden. Man sieht, trotz, 
aller Erlahmung, welche da und dort in der Theüuahme 
an dem Verfassungswerke sieh fühlbar machte, hat die 
Versammlung zu Pfngvellir auch im Jahre 1851 noch 
gegen ihr Land und Volk ihre Schuldigkeit erfüllt! 

Während auf Island solche Dinge vorgingen, hatten 
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die BeziehungeB Dänemarks zu den Herzi^hämem bereits 
wieder eine neue Wendung genommen. Am 2. Juli 1850 
war von Preussen im Namen des deutsehen Bundes mit 
Dänemark ein Frieden geschlossen worden, welcher der 
dänischen Kegienii^ zur Wiederherstellung ihrer „geseta- 
hchen Autorität" in Holstein sogar die Bundesesecution in 
Aussicht stellte, aber freilich auch beiden Theilen die vor 
dem Kriege ihnen zustehenden Rechte vorbehielt, und sollten 
in diesem Vorbehalte nach einer gleichzeitigen Declaration 
des Preussischen Bevollmächtigten insbesondere auch die 
im Bundesbeschlusse vom 17. September 1846 ausgesproche- 
nen ßechte mit inbegriffen sein. Auf Grund dieses Friedens- 
achlusses und des in ihm in Bezug genommenen Bundes- 
rechtes hatte die Dänische Regierung, ausser Stand die 
Herzogthftmer mit eigener Waffengewalt zu unterwerfen, 
sich genöthigt gesehen die Intervention des Bundes anzu- 
rufen. Diese war gewährt worden, jedoch unter der wieder- 
holten Erklärung, dass der Status ante bellum und zumal 
auch die Verbindung beider Herzi^thümer dabei gewahrt 
bleiben werde, und unter solcher Voraussetzung hatten sich 
die Herzogthümer auf die Aufforderung der Bundescommis- 
säre hin uuterm 11. Januar 1851 unterworfen. Inzwischen 
hatte der König unterm 14. Juli 1850 aji die Holsteiner 
ein Manifest erlassen, welches versprach, dass eine In- 
corporation Schlesw^s in Dänemark nicht stattfinden werde, 
und dass unverweüt achtbare Männer aus Holstein, Schleswig 
und Dänemark einberufen werden soUten, um ihre Meinung 
über die Ordnung der Verhältnisse Schleswigs zu Dänemark 
einer- und zu Holstein andererseits hören zu lassen. Dem 
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Bunde wsr dieses Manifest mitgetheilt worden, nnd unterm 
28, April 1851 erfolgte wirklich die Einberufung der „acht- 
baren Männer" auf den 14. Mai 1851, und die Vorlage 
eines Planes zur Organisation der Dänischen Monarchie 
an dieselben. Die Verhandlungen dieser „Flensburger No- 
tabeln" führten allerdings zu keinem Ergebnisse; immerhin 
aber ist die Vorige der Kegienmg bezeichnend genug fur 
deren eigenen Standpunkt, tun hier kurz ins Äuge gefasst 
werden zu müssen. Dieselbe statuiit die Einheit der Cre- 
sammtmonarchie, räumt aber Holstein und Lauenbui^ neben 
der Anerkennung ihrer Stellung im Bunde eigene Landtage 
mit besehliessender Stimme ein, gegen die Verpflichtung 
der Theilnahme an den gemeinsamen Ausgaben der Gle- 
sammtmonarchie. In gemeinsamen Angelegenheiten sollen 
die ofSciellen Organe beider Herzogthümer auf gleicher 
Linie mit den Dänischen Ministem im Staatsrathe Sitz 
und Stimme haben, die gemeinsame Geset^ebung aber 
von Ausschtlssen bebandelt werden, welche zu gleichen 
Theüen aus dem Duschen Reichst}^ und den Landt^en 
Holsteins und Lauenbui^ hervoi^hen, doch so, dass schliess- 
lich die Vorlage an alle drei Versammlungen und die An- 
nahme Seitens dieser nöthig wird. Schlesw^ soll, während 
seine Verbindung mit Holstein auf einige wenige Institute 
beschränkt wird, einen eigenen besehliessenden Landtag und 
eine abgesonderte ministerielle und locale Administration 
erbalten für eine Reihe bestimmt aufgezählter Angelegen- 
heiten; dagegen soll ihm al^sehen von den der Qesammt- 
monarchie gemeinsamen Angelegenheiten auch noch das 
Heer mit Dänemark gemein sein, und für alle gemein- 
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samen Angelegenheiten eine gemeinsame Verwaltung und 
Ciesetzgebung mit diesem bestehen, indem in Bezug auf 
letztere der Schleswig'sche Landtag mit dem Dänischen 
Reichstage zusammentreten soll. — Man sieht, der Stand- 
punkt der Regierung nähert sieh wieder dem des Ver- 
fassungsprojecteB vom 28. Januar 1848. Ein Gesammt- 
staat soll gebildet werden, in welchem das TCönigreich 
Dänemark nur als ein einzelner, mit anderen Theilen gleich- 
behandelter Theil begriffen sein soll. Aber dieser Gesichts- 
punkt wird ernstlich nur in Bezi^ auf Holstein und Lauen- 
burg durchgeführt, welchen ihre Stellung im Bunde gegen 
Incorporirungsgelüste sicheren Schutz gewährt«; Schleswig 
dagegen sollte weder als ein mit Holstein verbundenes, 
noch auch nur als ein isolirt selbstständiges Land in den 
Gesammtstaat eintreten, sondern als eine, wenn auch durch 
eine gewisse provincielle Selbstständigkeit ausgezeichnete, 
unmittelbare Dependenz des Königreiches Dänemark. Offen- 
bar sollte, da ein Mehreres für den Äugenblick nicht zu 
erreichen stand, wenigstens ein Anfangspunkt gewonneu 
werden, von welchem aus dieses Herzogthum nach und 
nach zu einer blossen Provinz Dänemarks herabgedrüctt 
werden könnte. Von Island und den Färöem war in dem 
Projeete gar nicht die Rede; sie sollten also wohl in noch 
engerer Verbindung mit dem Königreiche stehen als Schles- 
wig, was freilich nicht aussehloss, dass auch ihnen, bis auf 
Weiteres wenigstens, ein etwas grösseres Maass von Selbst- 
ständigkeit belassen werden konnte, als deren Bomholm 
oder Laaland, Ftllmen oder Falster sich erfreuten. Ganz 
abgesehen von den Einwendungen, welche etwa gegen die 
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Gesammtstaatspolitik als solche gemacht werden konnten, 
lag demnach klar zu Tage, das für Island sowohl als 
Schleswig deren Consequenzen nicht einmal ehrlich und 
ernstlich gezogen werden wollten. 

Unter solchen Umständen trat am 5, Juli 1851 das 
Isländische Volksdtng znsiunmen '). Auf den 4. Juli war 
die Versammlung einberufen Irorden; aher auch diesmal 
trat durch Schuld der Regierung eine Verzögerung ein. 
Graf Trampe, der Stiftamtmann, hatte nämlich zwar erfahren, 
dass er zum konigl. Commissäre ernannt werden süUe, aber 
die Ernennung selbst war ihm noch nicht zugegangen, und 
ebenso hatte er keine einzige der Vorlagen erhalten, welche 
der Versammlung zu machen waren. Im Einverständnisse 
mit den Abgeordneten eröffnete er am 5. die Versammlung, 
damit dieselbe wenigstens ihre vorbereitenden Berathungen 
beginnen könne. Am 10. Juli konnte der Graf seine Voll- 
macht vorlegen *) ; aber die für das Ding bestimmten Ge- 
setzentwürfe hatten sie in Kopenhagen beizupacken ver- 
gessen! Am 12. erst konnten diese, wie es scheint mit einem 
anderen Schiffe Bachgeschickt, der Versammlung vorgelegt 
werden; der Graf aber, welchem durch seine Vollmacht 
ausdrücklieh überlassen war, deren Dauer zu bestimmen, 
erklärte schon am 10. Juli mit Bezug auf diese Hemm- 
nisse^: „nichts desto weniger springt in die Äugen, dass 
diese Umstände die Verrichtungen der Versammlm^ er- 



') Seine Protokolle sind gedruckt unter dem Titel: Tifiindi fri 
tjöflfundi Islendinga, ärifl 1851; Eejlgavik, 1851. 
') Siehe dieselbe a. a. 0., S. 540—543. , 
») A. a. 0., S. 11. 
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heblicii verzögern müssen, und ich vermag hierbei nur die 
Bemerkung zu machen, dass ich hierauf vollständig Rück- 
sicht nehmen werde, wenn ich bestimme wie lai^e die 
Tersammlung währen soll." — Bereits in ihrer zweiten 
Sitzung, Montag den 7. Juli, hatte' die Versammlui^ in- 
zwischen einen Ausschuss gewählt um eine Geschäftsordnung 
zu entwerfen. Am 11. Juh hatt« dieser seinen Entwurf 
vorgelegt und die erste Verhandlung desselben stattgefun- 
den; am 12. war diese fortgesetzt, und Montag den 
14. sodann znr zweiten Verhandlung übergegangen wor- 
den, und am 15. erfolgte die Annahme der Geschäfts- 
ordnung, sowie die definitive Wahl der Beamten der Ver- 
sammlung auf Grund derselben. Indessen hatte man 
bereits am Tage vorher trotz der entgegenstehenden for- 
mellen Bedenken im Interesse möglichster Beschleunigung 
der Verhandlungen auf Grund eben dieser, wiewohl noch 
nicht förmlich angenommenen . Geschäftsordnung die Ab- 
theilungen gebildet, in welchen die Regierungsvorl^en 
zunächst zu berathen waren. Dieser Vorlagen waren aber 
drei: ein Gesetzentwmf tlber einige Bestimmungen bezüg- 
hch des Handels und der SchitK'ahrt auf Island, ein 
zweiter über Islands verfassungsmässige Stellung im Seiche 
und Ober die Beicbstagswablen auf Island, endlich ein 
dritter über die Wahlen zum Alding. Man beachloas zu- 
erst das Handelsgesetz vorzunehmen. Am 18. Juli erfolgte 
die erst« Verhandlung über dasselbe und die Wahl des 
Ausschusses, am 31. erstattet« dieser seinen Bericht, 
welchem sofort die zweite Verhandlung folgte, und diese 
setzte sich am 1., 2. und 4. August fort; am 6. August 
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eadlich schritt man zur dritten und letzten Verhandlung, 
welche mit der Annahme eines wesentlich umgearbeiteten 
Entwurfes schloss, An zweiter Stelle griff man das Ter- 
fassungsgesetz an; am 21. Juli fand die erste Verhandlung 
statt und die Wahl eines Ausschusses, dessen Bericht 
vom 4. August datirt ist. Das Gfesetz endlich über die 
Aldingswahlen kam am 24. Juli zur ersten Verhandlung, 
und der Bericht des an eben diesem TfLge niedergesetzten 
Ausschusses ist vom 9. August datirt. Weiter als bis zu 
dem b.ezeichneten Stadium gediehen indessen beide Ge- 
setzentwürfe nicht, und zwar in Folge des Conflictes, 
welcher sieh in Bezug auf sie zwischen dem Standpunkte 
der Regierung und dem der Versammlung ergab. 

Bereits der Gesetzentwurf' über die Aldingswahlen '■) 
war von der Versammlung sehr ungünstig aufgenom- 
men worden. Eine Reihe illiberaler Bestimmungen des- 
selben, zumal die Bindung der Wahliah^keit an einen 
Gensus und die Emennui^ eines Theils der Dingleute 
durch den Eön^, fand sowohl bei der ersten Ver- 
handlung in der Versammlung als innerhalb des Aus- 
schusses einhelligen Widerstand, und wenn zwar in dem 
letzteren einer Mehrheit von 8 Mitgliedern das neunte als 
Minderheit entgegentrat, so wich doch das Minoritätegut- 
achten nicht weniger als das der Majorität in allen wich- 
t^eu Punkten von der Regierungsvorlage ab ^. Weit 
schärfer noch trat aber der Gegensatz zwischen dem Willen 

') Siehe denaelben a. a. 0., S. 482—87. 

') Das Gutachten der Mehrheit dos Auaschuases siehe a. a. O. 
S. 526— S5, daa der Minderheit S. 536—39. 
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der Regierung nnd dem der Versammlung hervor hinsichtr 
lieh , des Verfaeamigsgesetzes , und hier musste derselbe 
überdies eine politisch ungleich wichtigere Bedeutung ge- 
winnen. — Die Regierungsvorlage, aus dem Gesetzentwurfe 
selbst, dem anhangsweise beigegebenen Dänischen Grund- 
gesetze, endlich ausfübrlicheD Motiven bestehend^), sucht 
zunächst in ihrem letzten Abschnitte den Gesichtepuntt 
festzustellen, von welchem bei der Behandlung des ge- 
sammten Geaetzpiojectes auszugehen sei. Mit RQcksicht 
auf die Vorgänge, in Folge deren die Versammlung ein- 
berufen worden sei, habe dieselbe erstens über den GJeseta- 
entwurf ihr Gutachten abzugeben , welcher des Landes ver- 
fassungsmäss^ Stellung im Reiche mit Rücksicht auf 
dessen besondere Verhältnisse bestimme, zweitens aber 
auch die in § 18 nnd 37 des Reichswahlgesetzes vorbe- 
haltenen Normen Ober die Reichstagswahlen auf Island 
ihrer Berathung zu unterziehen. In der ersteren Hinsicht 
werden aber sofort der Debatte die engsten Grenzen ge- 
zogen, indem es wörtlich heisst: „Nachdem das Königs- 
gesetz, zumal im § 19, sammt dem Patente vom i. Sep- 
tember 1709, mittelst dessen das Königsgesetz publicirt 
wurde, diiect ausgesprochen haben, dass Island ein Theil 
des Reichs sei, so dass diess nicht zum Gegenstande der 
Verhandlung werden kann, und nachdem der König durch 
die Bestätigung des Grundgesetzes eine volksthümliche 
Verfassung innerhalb der Grenzen bewilligt hat, welche 
durch das KOn^gesetz ■gezogen sind, so kann nun zum 



■) A. a. 0-, 8. 427—43, 3. 444-61 und 8. 462-81. 
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Gegenstände der Debatte nur das gemacht werden, auf 
welche Weise es wegen der hesonderen Verhältnisse Islands 
nOthig sei dessen Stellung naher zu bestimmen, damit die 
neue Verfassung welche mit dem Grundgesetze gegeben 
ist daselbst volle Geltung erlangen könne". Weiterhin 
wird sodann erörtert, dass in dem Grundgesetze zwar ein- 
zelne Bestimmungen enthalten seien, welche sich auf 
Rechtsverhaltnisse beziehen welche Island Nichts angehen ^), 
und eine Reihe anderer welche daselbst der Natur des 
Landes nach nicht angewendet werden können*); aber 
bezüglich jener erstfiren sei klar, dass man sie aus dem 
Gesetze nicht zu entfernen brauche, und nicht minder 
leuchte ein, dass letztere in einer Weise zu verstehen 
seien „dass man nicht fordern darf dass sie geradezu dem 
Wortlaute nach befolgt werden, sowie es klar vorliegt 
dass dies in keiner Weise geschehen kann". „Der Regie- 
rung erschien es darum unthuulich, die einzelnen Bestim- 



') Als Beispiel wird § 98 angefühlt, welcher die Errichtung von 
Lehen, StanungUtem und FamUienfideicommisseu verbietet, und ein 
Gesetz zur Beseitigung der vorhandenen zusagt. 

*) Z. B. § 85, nach welchem joder Verhaftete binnen 24 Stunden 
vor einen iücliter gestellt, und binnen 3 Tagen entlassen oder durch 
richterliches Decret weiterer Haft unterstellt werden soll; femer § 90, 
welcher für die Kinder anner Eltern unentgeltlichen Unterricht in 
der Volksechule gewährt. — Es giöbt auf Island keine Volksschulen, 
nnd aie sind daaelbst bei dem treefliehen Zustande dar häuslichen 
Erziehung überflüssig; die Stellung vor Gericht binnen 2+ Stunden 
ist bei einem Laude, das auf mehr als 1,800 O Meilen nur 19 Ge- 
richtsbezirke, mit Einzelnrichtern an der Spitze, kennt und von 
Wegen, BrQcken und dergL so gut wie Nichts weiss, ein Ding der 
Unmöglichkeit! 
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mutzen des CrrnndgeBetzes vorzuoehmen und nach den 
Bedorfaissen Islands umzugestalten, und sie hat darum 
vorgezogen das Grundgesetz daselbst Geltung erlangen zu 
lassen, umi nur die Bestimmungen beizufügen, welche 
durch des Landes Entfernung und bisherige Stellung voU- 
ktwnmen begründet sind". Die Bestimmungen , welche 
Islands Stellung zum Beiche ordnen sollen, enthalten die 
§ 1—10 des Entwurfes. Dabei verstehe sich von selbst, 
dass alle Angelegenheiten welche Island nur als Theil des 
Reiches betreffen, unter die oberste Keichsregierung ge- 
hören, und demnach soweit es sich um die Gesetzgebung 
handle unter den König im Verein mit dem Reichstage: 
„diese Gewalt müsste der Reichstag haben, gleichviel 
ob die Isländer auf demselben Vertreter hätten 
oder nicht; aber die Billigkeit scheint doch zu gebieten, 
dass den Isländern die MOgUchkeit geboten werde vom 
Volke gewählte Männer zum Reichstage zu senden wie 
dies anderen Bezirken des Reiches zusteht, und dass die 
Zahl dieser Vertreter im Verhältnisse zu der Volkszahl 
.bestimmt werde, wie solches im Grundgesetze angenom- 
men ist". Demgemäss enthalten die §§ 11^60 des Ent- 
wurfes Bestimmungen über die Wahlen zum Landsdinge 
sowohl als zum Voiksdinge. Der Inhalt aber des Gesetz- 
entwurfes selbst, welcher Island durchaus als einen Theil 
von Dänemark bezeichnet, ist seinen wesentlichen Grund- 
ztlgen nach folgender. § 1 : „Das Grundgesetz des König- 
reichs Dänemark vom 5. Juni 1849, welches diesem Ge- 
setze beigelegt ist, soll auf Island Geltung haben"; jedoch 
vorbehaltlich der im Folgenden zu statuirenden Ausnahmen. 
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§ 2: „In den Angelegenheiten welche ausschliesslich Is- 
land für sieh betreffen", soll die gesetzgebende Gewalt des 
Königs, welcher aber auch hier durch seine verantwort- 
lichen Minister zu handeln hat, nicht an die Mitwiikmig 
des Beiehstages gebunden sein, vielmehr ausgeübt werden 
„mit der Mitwirkung Seitens des Aldings, welche diesem 
jetzt Terliehen ist üder später verliehen werden kann"; die 
Motive betrachten dabei indessen als selbstveistAndlich, 
dass jene Verantwortlichkeit der Minister nur dem Reichs- 
b^e, nicht aber dem Aldinge gegenüber bestehe. „Zu 
diesen Angelegenheiten sollen gehören: 1. die Gerichtsver- 
fassung mid das Verfahren, soweit nicht das oberste Ge- 
richt in FrE^e ist; 2. das Privatrecht, soweit es sich nicht 
um gesetzliche Anwendbarkeit ausserhalb Islands handelt'); 
3. Vergehen und Strafen, wenn das Vergehen nicht gegen 
die Reichsregierung oder den Trieden der Volksgenossen- 
schaft gerichtet ist; 4. die kirchlichen Angelegenheiten 
auf Island selbst, innerhalb der Schranken, weiche für die 
Gesetzgebung hierüber durch KirchenverfassungsgesetÄe ge- 
■ zogen werden können, wie sie in ihren einzelnen Punkten, 
nachdem das Alding sein Gutachten über dieselben abge- 
geben haben wird, für Island gestaltet sein mögen; 5. die 
Angelegenheiten, welche die Erziehung und Bildung be- 
treffen, mit Ausnahme der gelehrten Schulbildung; 6. Ge- 
meindesachen, Armenwesen und die Einrichtungen im 
Lande, welche auf das allgemeine Wohl abzielen, z. B. 



■) AI» Beispiele einer solchen Äuauahiue führen die Motive die 
estimmuni^aii über die Volljährigkeit an. 



iiizedbv Google 



Islands Terfassungskampf gegen DfLnemark. 125 

der Posfenlauf im Lande, die Wege, die GeaundheitspoUzei 
nnd der Zustand der Spitäler, ao auch die Erwerbawege 
im Lande, insoweit diess nicht des Reichs gemeinen 
Nutzen oder die Majestät des Reiches betrifft^); 7, die 
innere LandesTegierung in den Angelegenheiten welche 
oben genannt wurden, soweit dadurch nicht der Verband 
mit der allgemeinen Reichsregierung betroffen wird; 
8. Die Einnahmen und Ausgaben welche ausschliesslich 
Island selbst betreffen, und zu der Landeskasse für Island 
besonders gelegt sind, nach dem was im § 6 und 7 hier 
unten bestimmt ist". § 3: „Entsteht darüber Streit, in 
welchen Ai^legenheiten die gesetsgebende Gewalt nach 
§ 2 des Grundgesetzes und in welchem nach § 2 dieses 
Gesetzes geObt werden solle, so soll die gesetzgebende 
Gewalt des Reiches hierüber nöthigenfalls entscheiden". 
Weiterhin wird, § 4 — 7, eine Scheidung zwischen einer 
Reichs- und Landeskasse aufgestellt In die Reichskasse 
sollen alle indirecten Abgaben fliessen, welche in Island 
hergebracht seien oder später noch gesetzlich eingeführt 
werden sollten, also z. B. die Erbschaftssteuer und Gnind- 
besitzveräusseningstase, die Schiff- und Handelsgelder, die 
Taxen fOr Dispensationen und Privilegien, u. t^l. m.; 
femer die Rai^teuer und die Einkünfte aus den Kron- 
gOtem; überdies sei an die Reichskasse auch der Aufwand 
des AMings zu vergüten, welchen sie bisher vorgeschossen 
habe, sowie alles was sie etwa sonst noch rechtlich zu 



*) Als einen Ansnahmafall führen die Hotive beispielsweü 
in Island sehr erhebliche, aasländiBche Fischerei an. 
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fordern habe. Andererseits sollen aus derselben Gehalt 
und Pension der Amtleute und der Mitglieder des Ober- 
landesgeriehts, des Bischofs, des Landvogts, der Lehrer 
bei den gelehrten Schulen und des oder der Beamten be- 
zahlt werden, welche die Einkünfte der Beichskasse er- 
heben; ebenso die übrigen Ausgaben auf die gelehrten 
Schulen, sowie die Kosten der Besendung des Reichstages 
und der Fostverbindung Islands mit Dänemark. In die 
neu zu stiftende Landeskasse dt^egen sollen die bisher 
abheben oder spater aufzulegenden directen Steuern mit 
Ausnahme der Bangstener fliessen, also die Al^ben der 
Sysselmänner und die Einkünfbe aus den unter Verwaltung 
stehenden Bezirke, der KOn^zehnt, Lögmannszoll und 
LOgdii^chreiberlohn ; femer die kOi^l. Einkünfte aus dem 
Strandrechte und die bisherigen Einkünfte der Amtsrepar- 
titionskasse, wogegen auch deren Ausgaben zu übernehmen 
wären; Beides jedoch nur für den Fall dass die Amtmanns- 
stellen auf der Lisel abgeschaflrt werden sollten; weiter die 
Einkünfte der Spitäler und die Ueberscbüsse des Polizei- 
fonds, enzlich die Ueberreste der CoUectgelder und der 
Ersatz für die Mehlbus^elder, erstere nach den Motiven 
noch 14,265 ßtblr. betragend, letztere in einer jährlichen 
Zahlung von 300 Thir. für Pulver, Unterstützung des 
Gartenbaues und der Gewerbe, u, dgl. m. bestehend')- 



') lu d«n Jahren 1783 und 1784 hatten valbuüsche Ausbiuche 
und Erdbeben einen aneelmlichen Theil von Island öde geleRt; aar 
ünteratützung der Hothleidenden wurde in der gesammten Monarchie 
eine Collecte eröffnet, welclie mehr als 40,000 Ethlr. einbrachte. Aber 
nicht der vierte Theil dieser Summe wurde zu dem Zwecke ' 
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Andererseits hat die Landesbasse die durch das Älding tmd 
die innere Landesregierung veranlassten Ausgaben zu 
tragen, soweit solche nicht etwa nach dem Obigen der 
B«ichskasse überwiesen sind, sowie mit demselben Vor- 
behalte auch die Pensionen der pensionsberechtigten Be- 
amten. Die Motive bemerken zu diesen Bestimmungen, 
dass die Souderung der Landeskasse von der Reichskasse 
zwar an sich in der Art erfolgen könnte, dass Island nach 
Verhältniss seiner Volkszahl und seiner Vermögenszustände 
eine bestimmte Snnune an das Reich zahle, welche Seitens 
des Landes auf Grund eines besonderen Steuergesetzes zu 
erbringen wäre. Allein es sei schwer, vielleicht unmög- 
lich, fOr die Beisteuer Islands die richtige Verhältniss- 
zahl zu finden, und passe überdies eine derartige Bestim- 
mwDg nicht auf das Verhältniss eines eiuzehien Landes- 
theüs zum R«iche; ausserdem würde zufolge anderweitiger 
Verfassungsgrundsätze dennoch fast die ganze iudirecte 



an welchem er gegeben war; der Ueberrest wurde von der ßegierung 
auf Bente ausgethan, und mittelst eines unerhörten Miaabrauchea des 
in ihre Ehrenhaftiglieit gesetzten Vertrauens zu den vorschiedeDsten 
Ausgaben, z. B. zor Deckung der Kosten dei Küstenvenneasung, ver- 
wendet Tergl. Magnus Stephenaen, Island i det attende Aarhundrede; 
igöbenh. 1808, 8. 290—291. Im Jahre 1768 sandte femer die mit 
dem Isländischen Handel belieheue Allgemeine Handebcompagnie ge- 
sundbeitsschädliches Mehl nach der Insel, und wurde dafür dorch. 
CommisaionBspruch vom 8. Februar 1772 in eine Busse von 4400 Bthlr. 
genonunen. Aber auch diese Geldei; wurden nicht zu dem Zwecke 
verwendet, za dem sie ursprünglich bestimmt gewesen waren. Vergl. 
Olav Stephensen, Eort Underrebiing om den Islaadske Handels Färelse; 
Kjöbenh. 1798, S. 28—30. Vergl. überdies auch NJ felagsrit, 1850, 
8. 64—67. 
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Besteuerung der Gompeteaz des Seichstages zufallen. 
Darum erscheine es zweckmässig, beiden Kassen gesonderte 
Sinnahmsquellen zuzuweisen, und dabei die Scheidung der 
directen und indirecten Steuern zu Grunde za legen, doch 
so dass die Kangsteuer den letzteren folge; bei der Ge- 
ringfügigkeit aber der hiernach dem Kelche zufallenden 
Bezüge sei es nothwendig ihm die Erträgnisse der Domä- 
nen zuzulegen. Allerdings stammen diese grösstentheils 
von kirchlichen Stiftungen her: aber dasselbe sei fast in 
allen protestantischen Ländern der Fall und zumal auch 
in Dänemark. TJeberdiess sei nicht zu übersehen, dass 
die Finanzen Islands zur Zeit nur einen Theil der al^e- 
meinen Reichsfinanzen bilden, und somit die Insel durch 
die Neuerung sehr an Selbstständigkeit gewinne, während 
zugleich deren Vertretung am Reichstage ihren Interessen 
eine weitere Gewähr biete; ja es sei jenes Zugeständniss 
der eigenen Bewilligung directer Steuern so wichtig, dass 
es sieh nur durch die Unmöglichkeit rechtfertigen lasse, 
dass der Reichstag die Wirkungen ermesse, welche diese 
oder jene Steuer auf Island äussern werde. Der König 
verspricht femer, § 8, keine neuen Ausgaben auf die 
Landeskasse legen, noch die bestehenden erhohen, noch 
auch neue oder erhöhte Steuern derselben zuweisen zu 
wollen ausser mit Zustimmung des Äldings; die Motive 
heben hervor, dass damit Alles gewährt sei, was sich ge- 
währen lasse ohne des Landes Verbindung mit Dänemark 
zu lösen, und dass der Natur der Sache nach das Steuer- . 
verwilligungsrecht des Aldings nicht so weit reichen könne 
wie das des Reichstages, zumal da das Ministerium nur 
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diesem letzterem verantwortlich sei. Nach § 9 soll durch 
ein eigenes Gesetz bestimmt werden, welche Gewalt dem 
Äldinge hinsichtlich der hohem Leitung der isländischen 
Angelegenheiten verliehen werde, gemäss dem was hin- 
sichtlich der hohem Bezirksregierung in Dänemark be- 
stimmt werden mOge; die Motive stellen dabei dem Äl- 
ding neben der Legislation auch einigen Äntheil an der 
Adminiattation in Aussicht, z. B, hinsichtlich der Prüfung 
von Bechnungen, u, dgl. Der König verspricht femer, 
§ 10, wenn dem Reichstage Vorschule zur Veränderang 
für Island gültiger Gesetze wegen der Verbindung vor- 
gelegt werden, in welcher die Sache mit dem gemeinen 
Nutzen des Reiches steht, hierüber zwar das Gutachten 
des Aldings einzuholen, „insoweit dies geschehen kann", 
und die Motive bemerken ausdrücklich, dass eio schranken- 
loses Versprechen in dieser Beziehung nicht gegeben 
werden könne. Endlich sollen die Islander nach § 11 
zum Volksdinge der Dänen 4, zum Landsdinge aber 
2 Männer wählen, und die folgenden Paragraphen entr 
halten die näheren Bestimmungen über die Wahlen zu 
beiden Kammern. 

So die Vorlage der Regierang. Der erste Blick zeigt, 
dass diese zunächst in formeller Beziehung einer Reihe 
von Bedenken unterliegt Es wird davon ausgegangen, 
dass bereits das Königsgesetz Island zu einem Theile von 
Dänemark gemacht, und dass die königl. G«nehmigung 
des Grundgesetzes nur dem durch jenes geschaffenen Ein- 
Jieitestaat eine constitutionelle Verfassung gewährt habe, 

Unurei, Znr poUtiaclieD aescIiiBlite Islude. 9 
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ohne dessen Hueseren Bestand und Umfang za andern; 
dass femer dieses Grundgesetz ohne irgend welchen 
Vorbehalt zu Gunsten der Insel vereinbart worden sei. 
Der Schluss, welcher aus diesen Vordersätzen zu 
ziehen wäre, müsste, so scheint es, der sein, dass das 
dänische Grundgesetz durch die erlangt« bOnigl. Unter- 
schrift eo ipso auch für Island verbindlich geworden, und 
dass somit nur noch in Bezug anf die Folgerungen, 
welche aus demselben hinsichtlich der Organisation der 
Insel selbst zu ziehen wären, eine gesetzliche Feststelinng 
unter Mitwirkung des Aldings nOthig und zulässig sei. 
Dieser Scblnss wird denn auch insofern anerkannt, als 
die Regierung keinerlei Modificationen des Grundgesetzes 
zulassen wollte, als sie ferner auf Grund desselben den 
dänischen Reichst^ ohneweiters Ober isländische Angelegen- 
heiten und zumal Ober das Budget der Insel verhandeln 
liess, und geradezu aussprach, dass er hiezu competent 
sei, gleichviel ob Island auf demselben vertreten sei oder 
nicht. Andererseits aber stand dieser Auffassung nicht 
nur die königl. Zusage vom 23. September 1848 absolut 
entgegen, auf welche doch ausdrücklich Bezug genommen 
wurde, sondern auch die weitere Thatsache, dass man 
das Grundgesetz auf Island nicht publicirt hatte und über 
dessen Publication dem Aldinge erst noch eine Vorlage 
zu machen für nöthig hielt. So lag demnach in dem Ver- 
fahren der Regierung von vornherein ein unlösbarer 
Widerspruch begründet, der wohl nur daraus zu erklären 
ist, dass man die im Herbste 1848 gegebene Zusage im 
Frühjahr 1851 bereits wieder bereute, und hinsichtlich 
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der Heillglialtuiig eioes Königswortes Island gegenüber 
eben so wenig Gewissenascnipel hatte, wie gegenüber den 
HerzogthUmern. — Abgesehen aber von dieser Inconaequenz 
in der Haltung der Regierung waren auch die Prämissen 
falsch, von welchen dieselbe ausgii^, nnd die Ergebnisse 
unertrJ^lich, zu welchen deren folgerichtige Anwendung 
fahren musste. Von Norwegen aus bevölkert, hatte Island 
nahezu 4 Jahrhunderte lang eine selbststandige Republik 
gebildet. In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
hatte sieh die Insel sodann den Norwegischen Konten unter- 
worfen; aber freiwillig und gegen bestimmte Bedingungen, 
welche die vollkommenste staatliche Selbstständigkeit 
Norwegen gegenüber trotz der Gemeinsamkeit des Königs 
wahrten. Allerdings waren diese Bedingungen von den 
Königen keineswegs ihrem vollen Umfange nach gehalten 
worden; die Abgelegenheit, schwache Bevölkerung und 
geringe politische Bedeutung der Insel hatte vielmehr in 
den gemeinsamen Angelegenheiten die Gleichberechtigung 
derselben neben den Hauptlanden des Königs ziemlich 
zuröcktreten, die Leitung ihrer obersten Regierung viel- 
&ch zu einem Nebengeschäfte der am Königshofe ohnehin 
schon bediensteten Centralbeamten werden, auch wohl 
sonst oft genug Eingriffe in die verbrieften Privilegien des 
Landes vorkommen lassen. Aber bei jedem Thronwechsel 
und bei mancher anderen Gelegenheit waren doch fort- 
während die alten Freiheiten bestätigt, und die Huld^ng 
des Landes war jederzeit besonders entgegen genommen 
worden; in Gesetzgebung und Steuerverfassung, Gerichts- 
wesen und Administration hatte Island fortwährend seine 
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Selbstständigkeit behauptet, und wenn zwar auch in diesen 
Beziehungen ein Einfluss des Norwegischen, und später 
des Dftnischeu Kecfates sich geltend gemacht hatte, so 
war dies doch zunächst nur auf dem Wege der Praxis 
geschehen und in einer Welse, welche mit der Reeeption 
des Komischen Itechts In Deutschland eine schlagende 
Äehnlichlieit zeigt. So hatte die Sache im Wesentlichen 
nach wie vor der Ealmarer Union geständen , durch welche 
Norwegen sammt Island in festere Verbindung zu Däne- 
mark getreten war; die sogenannte Incorporation Norwegens 
in D&nemark durch ECnig Christian HI. (1537), an sieh 
ein Act widerreehtlicher Gewalt, erstreckte niemals ihre 
Wirkungen anf Island, und nahezu dasselbe ist von der 
Souveränetätserklamng zu behaupten, sanmit der Legis- 
lation, welche an diese sich anschloss. Für Dänemark 
hatte diese (1660) eine zweifache Bedeutung gehabt; bis- 
her ein Wahlreich, wurde dasselbe nunmehr ein Erbreich, 
und an die Stelle der bisherigen beschränkten Monarchie 
trat fortan der Absolutismus. Für Island wie för Nor- 
wegen fiel die erstere Folge weg, da die Erblichkeit der 
Kione in beiden Landen längst feststand, der letzteren 
dagegen war man keineswegs gewillt sich zu unterwerfen; 
nur gegen die ausdrückliche Versicherung, dass in Becht 
und Verfassung des Landes da(iurch Nichts geändert werden 
solle, liess sich schliesslich eine zu Köpavogr gehaltene 
Versammlung herbei, die ihr vorgelegte Acte zu uuterzeieh- 
nen. Das Königsgesetz vollends vom 14. November 1665. 
sowie dessen Publicationspatent vom 4. September 1709 
waren auf Island nie publieirt worden, und hatten dem- 
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nach rechtliche Geltung für die Insel nie erlang. In der 
That war die Stellui^ der Insel nach wie vor wesentlich 
dieselbe geblieben, Sie hatte ihre eigenen Gesetze, ver- 
schieden von den Norwegischen sowohl als den Dänischen, 
und wenn zwar durch ßeseript vom 2. Mai 1732 und 
vom Id. Februar 1734 bestimmt wurde, dass man bis 
auf Weiteres in Bezi^ auf das gerichtliche Verfahren, 
dann die Todtschlags- und Diebstahlssacben die Vorschrif- 
ten des Norwegischen Rechtes befolgen solle ^), so wurde 
dabei doch ausdracklieb die Geltung des einheimischen 
Rechts in allen anderen Beziehungen gewahrt, und sollte 
überdies jene, durch die gar zu alterthUmlichen Satzungen 
des Isländischen Gesetzbuches (der Jöusbök) gerechtfertigte 
Yorschrift nur in so lange gelten, als mau nicht eine den 
Zeitverhältnissen entsprechendere einheimische Legislation 
zu Stande bringen würde. Allerdings kam die Mitwirkung 
des Aldings bei der Gesetzgebung seit dem Beginne des 
18. Jahrhunderts allmftlig ab; aber nach wie vor galt 
wenigstens die gesonderte Publication in Island für alle 
Gesetze als nothwend^, welche dort Geltung erlangen 
sollten, und als durch Verordnnng vom 11. Juli 1800*) 
das Alding nach nahezu dOOjährigem Bestände abgeschafft 
wurde, erfolgte dieselbe durch das Landesobergericht, 
welches an dessen Stelle trat. Die Gerichtsverfaßsung blieb 
wesentlich die alte, von der Norwegischen wie Dänischen 
sehr verschiedene, nur dass der Zug an das höchste Ge- 



') Vergl. Lovsamling for laland, H, S. 137—140 und S. 170—171. 
»1 Ebenda, VI, S. 165-478, 
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rieht in Kopenhagen aUmählig durch die Praxis eingeführt 
wurde; ebenso war das Abgabenwesen und die gesammte 
Verwaltimg, soweit eine solche auf der Insel selbst bestand, 
nach wie vor e^enthümlich gestaltet. Nur hinsichüich 
der obersten Leitung der Isländischen Angelegenheiten 
galt ein Anderes, sofeme diese, wenigstens grossentheils, 
an die Dänische Kanzlei und die Kentekammer gewiesen, 
und dabei bald mit den Norwegischen, bald mit den 
Colonialsachen, bald mit den Angelegenheiten von Thrond- 
heim oder Seeland zusammengeworfen wurden, wie solches 
eben die Geschäftsiepartition mit sich brachte. So war 
auch die Amtssprache auf der Insel selbst fortwährend 
die einheimische, wenigstens insoweit die Beziehungen mit 
den Untei^ebenen in Frage standen, während die Beamten 
unter sich und im Verkehre mit den Centralstellen 
Dänisch schrieben ; alle wichtigeren Gesetze und Ver- 
ordnungen wurden in Isländischer Sprache ausgegeben, 
und durch eine Reihe von Verordnungen wurde fest- 
gesetzt, dass alle, oder doch diejenigen gesetzlichen 
Bestimmungen, deren allgemeine Kenntniss nöthig er- 
scheine, in beiden Sprachen Teröffentlicht werden soll- 
ten '}. In allen wesentlichen Punkten stand demnach die 
Selbstständigkeit der Insel nach wie vor fest. Der factisch 
auch in Bezug auf sie sich geltend machende Absolutis- 
mus hatte zwar den Verlust der Voltsvertretung im Lande 



■) Kaozleiachreiben vom 26. Mai 1792, a. a. 0., VI, S. 15—16, 
and vom 2. August 180O, ebenda, S. 481—482; Verordnung vom 
21. December 1831, ebenda, IX, S. 817—836. 
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zur Folge gehabt und eine Vermischung der obersten 
Leitung seiner Angelegenheiten mit der anderer Theile 
der Gesammtmonarchie ; die gesonderte Stellung desselben 
WM überdies eine unklarere geworden, so dass Island bald 
selbstständig neben Dänemark und Norwegen aufgeführt, 
oder zu den Reichen oder Landen des Königs gezählt, 
bald als ein Norwegisches Schutzland, eine Colonie oder 
ein „Beüand" bezeichnet wurde. Aber diese Unklarheit 
konnte den Rechten des Landes Nichts vei^eben, und 
jene Veränderungen betrafen zwar das Verhältniss des 
Königs zu seinen Isländischen Unterthanen, liessen aber 
die Beziehungen Islands zu Dänemark oder anderen Thellen 
der Gesammtmonarchie unverändert. Unverständig ist es, 
eine solche Veränderung auf Axt. 19 des Königsgesetzes 
zurückfuhren zu wollen; dieser führt innerhalb des regie- 
renden Hauses die Untheilbarkeit und einheitliche Erbfolge 
ein, die Beziehungen aber der einzelnen Lande des Königs 
zu einander lässt er unberührt, und kann somit in dieser 
Richtung ganz abgesehen von der ihm mangelnden Gültig- 
keit für Island selbst aus materiellen Gründen nicht in 
Betracht kommen. Der Kieler Frieden vom 14. Januail814, 
welcher Norwegen an das Schwedische Regentenhaus ab- 
trat, Island dagegen bei dem Dänischen beliess, konnte 
der Natur der Sache nach ebensowenig eine solche Äende- 
nmg bewirken; die Einführung dagegen berathender Pro- 
vineialstände hatte zwar zu einem Versuche der Ineorporimng 
Islands in Dänemark Veranlassung gegeben, aber derselbe 
erwies sich bald als unpraktisch und die "VViederaufrichtung 
des Aldings gab sogar der Selbstständigkeit des Landes 
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einen neuen Halt und zugleich dessen nationalem Gefühle 
einen neuen Aufschwung. Aber auch die Voi^nge der 
Jahre 1848 — 49 waren nicht geeignet irgend welche TJm- 
gestidtuiigen in der angegebenen Richtung herbeizuführen. 
Dänischerseits freihch lebte man mit der ÜebenswUrdigsten 
Naivetät des Glaubens, dass der König seine bisherige 
absolute Gewalt einfach in die Hände seiner Dänischen 
Unterthanen (richtiger noch vielleicht in die der Einwohner 
Kopenhagens) niedergelegt habe, und somit das Dänische 
Volk fortan mit gleich souveräner Willkür alle unter dem 
Scepter seines Monarchen vereinigten Lande zu regieren 
berufen sei, wie dies dieser Letztere zur Zeit des Absolu- 
tismus seinerseits gethan habe. Für den unverblendeten 
Beurtheüer dagegen mnsste eine solche Auffassung läch^- 
lich unstatthaft, musste insbesondere auch der Umstand 
völlig irrelevant erscheinen, dass der König dem Dänischen 
Grundgesetze seine Sanction ertheilte. Ehe dieses auch 
nur im Entwürfe der Dänischen Reichsversanunlung vor- 
gelegt worden war, hatte der König bereits Island gegen- 
über die feierliche Verpflichtung eingegangen, dass dessen 
Bestimmungen, soweit sie die Insel berührten, nicht ohne 
vorgängige Einvernehmung einer aus ihrer Wahl hervor- 
gegangenen Versammlung rechtsverbindlich werden sollten; 
hinsichtlich der Bedeutung jener Sanction waren demnach, 
lange ehe sie ertheilt war, bereits Sehranken gezogen, und 
die früher schon in Bezug genommenen Verhandlungen 
der Dänischen Reichsversammlung zeigen zu allem Ueber- 
flusse, dass auch sie mit diesen Schranken bekannt und 
einverstanden war. Als eine wahre Ungeheuerlichkeit aber 
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mnss die Art bezeichnet weiden, in welcher das Dänische 
Gfrundgesetz eingeföhrt werden wollte. Dass eine Reihe 
von Bestimmimgen in demselben nicht etwa blos unpassend 
för Island, sondern daselbst unter keinerlei Umständen 
diirchfflhrbar war, wurde von der Regierung selbst unum- 
wunden zi^estanden , und dennoch sollte das ganze Gesetz 
ohne Vorbehalt und ohne Modification rechtliche Geltung 
erlangen, und der Praxis einfach überlassen bleiben, das 
unausführbare in demselben nach Beheben zu modificiren 
oder auch völlig unausgeführt zu lassen! 

Einer so offenbaren Verhöhnung alles Kechtsgefühles 
musste die Isländische Volksvertretung entgegen treten, 
wenn sie nicht, dass die Islandische Nation der Dänischen 
unt«rthan sei, zugestehen, und damit Recht und Geschichte 
der Insel von der ältesten bis in die jüngste Zeit herab 
sehnöde verläugnen wollte. Der Weg, welchen sie dabei 
einzuschlagen hatte, war ihr klar genug voi^ezeiehnet. Sie 
musste daran festhalten, dass das Isländische Volksding 
des Jahres 1851 eme constituirende Versammlung genau 
in demselben Sinne sei, in welchem die Dänische Reichs- 
versammlung der Jahre 1848 — 49 dies gewesen war; sie 
durfte die Grundlage ihrer Beratbungen, welche von der 
Regienmg octrojirt werden wollte, als den Rechten des 
Landes und der Zusage vom 23. September 1848 nicht 
entsprechend nicht acceptiren; sie musste vielmehr die 
Regierungsvorlage einschliesslich des Dänischen Grund- 
gesetzes lediglich als einen Vorschlag zu einer Ueberein- 
kunft behandeln, welchen sie ebensogut ablehnen oder 
durch Gegenvorschläge erwidern als annehmen konnte. 
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Die Isländische Volksvertretung hat diese ihie Pflicht 
erfüllt. Bereit« in der aUgemeinen Debatte über den Ent- 
wurf wurde von den verschiedensten Seiten her die üeber- 
zeugung ausgesprochen, dass die Tersammlung der Kegie- 
nii^ gegenüber ganz dieselbe Stellung einnehme, weiche 
seinerzeit unbestritten der Dänischen ReichsversanmÜHng 
zugekommen sei, und dass man, ohne an das Dänische 
Grundgeseta sich zu binden, lediglieh des eigenen Landes 
Becht und Nutzen vor Augen zu behalten habe. Nicht 
minder wurde die Bemfong auf das Eönigsgesetz und auf 
die ohne Vorbehalt erfolgte Sanction des Grundgesetzes 
zurückgewiesen, und die Ünzulässigkeit gesetzlicher Bestim- 
mungen hervorgehoben, welche doch nach allgemeiner TJrf)er- 
zeugung als unausführbar erschienen. Oder es wurde auf 
den Missbrauch aufmerksam gemacht, welchen man Dä- 
nischerseits mit dem Worte „Reich" treibe, das bald die 
Gesammtmonarchie , bald wieder das. blosse Königreich 
bezeichnen solle; es wird die Unmöglichkeit dargelegt, eine 
Verfassung für Island festzuötellen, ehe man wisse, welches 
das Schicksal anderer Landestheile der Gesammtmonarchie 
sein werde, und auseinandei^setzt, dass man nach dem 
zu Flensburg voi^elegten Entwürfe sogar Schlesw^ gün- 
stiger als Island zu bebandeln beabsichtige, während doch 
in Wahrheit die rechtüche Stellimg der Insel selbst der 
von Eolstein oder Lauenburg vei^leiehbar sei^), u. dgl. m. 
Vergebens suchten einzelne der vom Könige ernannten 

') Vergl. 1. B. die Eedeii von Sera Hannes Stephensen, Syssel- 
mann Eggert Briem, Jon SigurOsBon, Lehrer Gisli Magnüason, a, a. 0., 
S. 147-148, 150-152, 155-157, 161—162. 



iiizedbv Google 



Islands Verfaeeungskampf gegen Dänemark. IBQ 

Mitglieder die von der E«gierung fest-gestellte Basis fesl^ 
zuhalten; so der damalige Assessor, jetzige Justitiarius im 
Landesobergerichte, Pörör Jönassen, der doch, bezeichnend 
genug, selber zugestehen muss, dass weder das Eönigs- 
gesetz noch das Patent vom i. September 1709 jemals 
auf Island publicirt worden sei*), — so Professor Petur, 
welcher, die Nichtübereinstimmung der Vorlage mit den 
Wünschen des Landes bezeugend und die Rechtsfrage ab- 
sichtlich unerörtert lassend, aus Gründen der prattischeu 
Zweckmässigkeit auf den Standpmikt der Regierung ein- 
gegangen wissen will'). Zomig ruft dem Letzteren ein 
vom Volke gewählter Dingmann entgegen, er müsse ver- 
gessen haben, dass er ein Isländer sei, denn kein wahrer 
Isländer würde so reden, wo es sieh um des Landes 
heiligste Rechte handle! Vergebens tritt Graf Trampe 
selbst in die Schranken. Bei einer früheren Gelegenheit 
schon hatte dieser erklärt, dass die Versammlung keine 
beschliessende sei, sondern nur eine berathende wie das 
Alding seit 1843*); jetat behauptete er, dass aus den 
in den Motiven zum Gesetzentwurfe angeführten Giiinden 
die Frage gar nicht discutirt werden dürfe, ob Island ein 
Theil des „Reiches" sei oder nicht, und ebensowenig die 
Gültigkeit des für das gesammte Reich erlassenen Grund- 
gesetzes, — er erinnerte demgemäss die Dingleute, an die 
von der Regierung gegebene Grundlage sich zu halten, 
und zumal sich zu hüten, dass nicht etwa das Aussohuss- 

') A. a. 0., S. 158—154. 
») A. a. 0., S. 162-165. 
^1 A. a. 0,. S, 71. 
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gutactten auf eine andere Basia als diese gebaut werde ^). 
Mit scharfen Wort enentgegnete Dem der eben so charak- 
tert'este als verständige Bauer Asgeirr Einarsson von Eollar 
QartSames, daas die Isländer jederzeit ihrem Könige treu 
und frei von revolutionären Gelüsten gewesen seien, dass 
sie aber dafür vom Könige auch ihrerseits ihr Becht for- 
dern, und finden, man muthe ihnen zuviel zu, wenn man 
von ihnen verlange, „sieh der Abstimmung der Bauern an 
den Beichstagen der Dänen zu unterwerfen, welche wahr- 
scheinlich mit den meisten Zuständen der Isländer wenig 
bekannt sind", imd die Sache wurde um Nichts besser, 
wenn Jon Sigurßsson entgegnete; „ich fürchte nicht so 
sehr, dass die Bauern in Dänemark unserem Bechte zn 
nahe treten wollen; ich für meinen Theil bin viel mehr 
bange vor den Professoren als vor den Bauern!"*) — War 
aber schon nach dieser vorläufigen Verhandlung ein Ein- 
gehen der Versammlung auf den Standpunkt der Begiening 
in keiner Weise zu erwarten, so wm das Verhalten des 
von ihr niede^esetzten Ausschusses geeignet, jeden etwa 
noch in dieser Beziehung möglichen Zweifel vollends zu 
beseitigen. Der Ausschuss, in weichem doch 5 weltliche 
und 2 geistliche Beamte neben einem Gemeindevorsteher 
und einem einzigen amtlosen Abgeordneten, oder anders 
betrachtet neben 7 vom Volke gewählten auch 2 vom 
Könige ernannte Dingleute saesen, spaltete sich auch in 
dieser Frage wieder in eine Mehrheit und eine Minderheit, 



>) A. a. 0., S. 152-153. 
») a 158-159. 
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nnd wiederum wird diese letztere lediglieh von dem Con- 
ferenzrathe törör SveinbjÖrnsson gebildet, während auf 
jener Seite neben den 7 vom Volke gewählten Abgeord- 
neten auch der treffliche Propst S^ra Halldörr Jönsson 
steht. Das Gutachten der Ausschusamehrheit ^) weist aber 
zunächst an der Hand der Geschichte nach, wie Island 
seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts ein freies 
Unionsland Norwegens, dann Dänemark gewesen sei. und 
diese seine Selbstständigkeit bis auf die neueste Zeit herab 
sich bewahrt habe. Erst seit dem März 18i8 habe die 
Regierung angefangen der Ansicht sich zuzuneigen, dass 
zwar die deutschen Bnndeslande Holstein und Lanenbu^ 
eine besondere Regierung erhalten, dagegen Schleswig, die 
PärÖer und Island mit dem Königreiche Dänemark ein 
eigenes Ganzes bilden sollten, welches man im Gegensatze 
zu dem auf Jfltland und die Inseln beschränkten König- 
reiche seit der Dänischen Eeichsversammhu^ „das Beich 
Dänemark" zu nennen begonnen habe. Weil aber in dieser 
Versammlung nur für das Königreich vom Volk gewählte 
Vertreter sassen, habe die Regierung ausdrücklich erklärt, 
dass die derselben vorgelegten Gesetzentwürfe für Schles- 
wig und Island unter gegebenen Umstanden nur proviso- 
lische Geltung haben könnten, und auch der König habe 
beiden Theilen der Monarchie ihre Rechte vorbehalten. 
In der That könne der zu Recht bestehende Verfassungs- 
lustand legal nicht anders als durch einen Vertrag des 
Königs mit seinen Isländischen Unterthanen verändert 



') A. a. 0., S. 496—517. 
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werden, und von diesem Standpunkte gehe denn auch 
nicht nur das Rescript vom 23. September 1848, sondern 
sogar die gegenwärtige Vorlage an die Versammlung aus, 
welche letztere ja gerade dazu berufen sei, um ihre Mei- 
nung darüber zu sagen , in wie weit das Dänische Grand- 
gesetz für die Insel Geltung erlangen solle. Es sei aber 
Alles darüber einig, dass der Entwurf sehr erheblicher 
Aenderungen bedürfe, xmA ein dreifacher Weg stfihe offen 
solche durchzuführen. Entweder nämlich könne man die 
nöthigen Abänderungen, wie die Regierung gethan habe, 
in einem eigenen Gesetzentwurfe zusammenstellen, und 
das Dänische Grundgesetz dami üisoweit einfahren als die- 
selben nicht reichen; oder man könne das Grundgeseta 
paragraphenweise durcl^ehen und amendtren; oder endlieh 
es wäre dieses weder verändert noch unverändert anzu- 
nehmen, vielmehr nur über die Hauptbestimmui^en des 
Entwurfes 'oder die Grundregeln, welche sonst gee^et 
schienen, Islands verfassungsmässige Stellung zu bestim- 
men, die eigene Memung auszusprechen. Ein Ausschuss- 
mitglied habe den ersteren Weg gewählt; die Mehrheit 
aber könne sich nicht für die Annahme eines Gesetzes 
entscheiden, von dessen Bestimmungen viele das Land 
Nichts angehen, andere in ihm absolut unausführbar sind; 
jeder Willkürlichkeit würde durch ein solches Verfahren 
Thür und Thor geöffiiet, und bei einem Verfassungsgesetze 
sei dergleichen am Wenigsten zulässig. Aber auch den 
zweiten Weg zu gehen sei nicht räthlich, da das Grund- 
gesetz, nur vom Königreiche Dänemark angenommen und 
vieles nur auf dieses Bezügliche enthaltend, voraussieht- 
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lieh die erheblichsten Aenderuogen werde erleiden müssen, 
wenn es auf die übrigen Reichstheüe mit erstreckt werden 
woUe, und da somit die ^sammte Eeichsverfassung noch 
durchaus in der Schwebe sei. Man wolle also den dritten 
und letzten Ausweg versuchen, und schlage demgemäas 
vor, die Versammlung möge dem § 1 des Entwurfes, 
welcher die Geltung des Dänischen Grundgesetzes für Is- 
land ausspricht, ihre Zustimmung versagen. Weiterhin 
wird sodaun erörtert, dass die Besonderheit des Isländischen 
Landes und Volkes, nicht minder aber auch dessen recht- 
licher Anspruch auf voUe Gleichstellung mit den anderen 
Hanpttheilen der Monarchie sowie auf durchgängige Selbstr 
Btändigkeit seiner Verfassung ein Eingehen auf die in der 
Vorlage angebotenen Bedingungen nicht gestatte. Es wird 
specieU und unter Verweisung auf die in Eoeskilde ge- 
machten Erfahrungen auseinandergesetzt, dass eine Be- 
theHigung Islands an dem Dänischen Reichstage für die 
Insel aus den verschiedensten Gründen nur lästig, nicht 
TortheUhaft sein könne, und dass die Gleichstellung des 
Aldings mit diesem letzteren seihst durch die Consequenz 
früheren Eescripten gegenüber gefordert werde; die Vor- 
ige sei in der That um so weniger gerechtfertigt, da die 
Begierung gleichzeitig Schleswig bessere Bedingungen an- 
getragen habe, während doch klar sei, „dass weder die 
alte Grundlage der Verbindung Islands mit Dänemark, 
noch dessen Abstand und Entlegenheit, noch die früheren 
Zi^ständnisse der Könige und Regierungen den entfern- 
testen Grund dafür abgeben, dass die Gleichberechtigung 
Islands mit anderen Theilen der Monarchie i^end mehr 
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herabzudrücken sei als die Schleswigs". Allerdings ge- 
stehe der Entwurf dem Aldiuge in einigem Umfange be- 
schliesBende Stimme zu, nämlich hinsichtlich eines Theües 
der Besteuerung; aber die Scheidung zwischen einer Reichs- 
casse und Landescasse, wie sie die Regierung aufstelle, und 
die Vertheilung der directen und indirecten Einkünfte unter 
beide sei ein Unding, und lediglich dazu erfunden, um 
Island als einen Bezirk von Dänemark zu behandeln, und 
dennoch scheinbar dessen gar zu gerechte Forderung nach 
einiger gesetzgebender Gewalt des Äldings befriedigen zu 
können. Klar sei, dass die Gesetzgebung in allen Ange- 
legenheiten, welche nicht den sämmtlichen Theilen der 
Monarchie gemeinsam seien, dem Aldinge im Verein mit 
dem Könige zustehen, nicht minder klar aber auch, dass 
die Oi^anisation der Executive sowohl Memit als mit der 
obersten Leitung aller gemeinsamen Angelegenheiten über- 
einstimmend geordnet werden müsse; der Entwurf aber 
überliefere die Insel hinsichtlich ihrer Legislative wie Exe- 
cutive statt des absoluten Monarchen lediglich einem 
Ministerium, welches der Dänische Reichst^ einsetze und 
welches nur diesem TerantwortÜch sei. Das einzig Vei^ 
nünftige sei, die gesetzgebende Gewalt völlig in die Hand 
des Königs und Aldings zu legen, die Executive aber in 
die Hand königlicher Beamten im Lande selbst, welche 
Isländischer Geburt, und dem Lande wie dem Könige ver- 
antwortlich sein müssten. Ueberdies müsse ein vom Kön^ 
ernannter Bevollmächtigter des Landes bei Jenem bestellt 
werden, um die Verbindung zwischen Land und König 
herzustellen, und in gemeinsamen Angelegenheiten neben 
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den Miuietern der anderen Reicbstheile im Staatsratbe zd 
sitzen; auch dieser mfisae aber ein gebomer Isländer, und 
far seine AmtsföbruDg verantwortlicb sein. Femer müsse 
dem Aldinge auch die volle StenerbewUlignng zustehen, 
ohne Unterschied zwischen directen und indirecten Steuern, 
und die freie Verffigang ober alle Einnahmen und Aub- 
pben des Landes; hiemach sowie zufolge der Verlegung 
der obersten Behörde ins Land verstehe sich vollständige 
Trennung des Isländischen Budgets vom Dänischen von 
selbst, wie denn auch das erstere seit vielen Jahren vor- 
schriftsmässig in den Reichsrechnungen gesondert vorge- 
tragen worden sei. Hier entstehe dann allerdings die 
grosse Frage, ob Island ohne unerträgliche Erhöhung der 
Steuern sich selber zu erhalten vermöge, während gleich- 
zeitig dessen Regierung weit theurer, und ein Beitr^ zu 
den gemeinsamen Iteichslasten zu übernehmen sein werde. 
Jetzt betragen die Einkünfte der Insel reicbüch 22,000 Thlr. ^) ; 
etwa 60,000 Thlr. würden aber erforderlich sein um die 
neuen Lasten mit zu übernehmen. Inzwischen lasse sich 
die Differenz decken durch Heranziehung des bisher unbe- 
steuerten Besitzes zur Besteuerung, bessere Ausgleichung 
dieser mit Rücksicht auf das Vermögen, endhch einige 
Belastung des Handels, falls dieser, was denn doch ge- 
schehen müsse, demnächst völlig freigegeben werde. Die 
Forderungen, welche das Land für die vertauften bischöf- 
lichen Güter u. dgl, an die Eeichscasse zu machen habe. 



') Im Dänischen Finaoz^Betze für das Etatajahr 1856/5S Bind sie 
aaf 32,473 Thlr. angesetzt. Der Dänische Reichsthaler beträgt be- 
kanntlich nicht ganz 1 fl. IS'/i ^- rhein. [— 2 Mk. 28 Pf.]. 
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seien dabei noch nicht einmal gerechnet, and ausserdem 
würden die Kosten fär das Land bei Annahme des Ent- 
wurfes sich nicht geringer stellen, da dem Reichstage mög- 
lich gemacht sei, das bezüglich Islands mivermeidliche 
Deficit in der Beichscasse durch höhere Besteuerung der 
Insel zu decken. Auch materiell erklärt sieb somit die 
Ausschussmehrheit in allen Punkten gegen die Vorlage, 
welcher sie auch positiv einen neuen Entwurf entgegen- 
stellt, sammt kurzen Motiven; von ihm werden die Be- 
ziehungen Islands zu Dänemark nach den Grundsätzen 
der blossen Personalunion geregelt, während die Verfassung 
der Insel selbst in streng constitutionellem Sinne geordnet 
wird, — Demgegenüber föhrt nun der Conferenzrath PöriJr 
in seinem Minderheitsgutachten aus*), dass die Versamm- 
lung zwar befugt sei die Vorlage im Einzelnen zu amen- 
diren, aber nicht die von der Regierung einmal gegebene 
Grundlage völhg zu verlassen. Auch er kann das Verfahren 
nicht billigen, „welches die Regierung gewählt hat, um 
das Grundgesetz Dänemarks hier im Lande einzufuhren, 
welches völlig unähnhch ist dem Verfahren, welches lange 
Zeit hindurch bis jetzt bezi^lich der Dänischen Gesetz- 
gebung eingehalten wurde, die hier mit Rechtsgültigkeit 
zu bekleiden war;" aber er ist auch mit dem von seinen 
Collegen betretenen Wege nicht zufrieden, und zieht vor 
die einzelnen Bestimmungen der Vorlage paragraphenweise 
zu prüfen, und soweit nöthig zu amendiren. Er will aber 
zunächst das Dänische Grundgesetz nur mit dem Beisatze 

>] Siehe dieses a. a. O., S. 517—25. 
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ffir gelt«Bd erklärt wissen: „soweit dies möglich und nicht 
in den folgenden Pari^raphen eine Abänderung hievon 
getroffen ist". Ferner soll der König bez^lich der Gesetz- 
gebung in spezifisch Isländischen Angelegenheiten nicht 
dnrch ein Dänisches Ministerium, sondern durch eine im 
Limde selbst bestellte Behörde thätig werden; Competenz- 
streitigkeiten aber zwischen dem Alding und dem Dänischen 
Reichstage in Bezug auf die Gesetzgebung soll zuerst eine 
beiderseits zu gleichen Hälften besetzte Commission zu 
vermitteln suchen, eventuell aber der König mit seinem 
Staaterathe entscheiden. Die Auflegung neuer Stenem für 
die Reichscasse durch den Reichsti^ soll an die Zustim- 
mung des Aldings gebunden sein, im Verweigerui^falle 
aber wieder das obige Verfahren eintreten. Die Vergleichimg 
der dem Aldii^ einzuräumenden Befugnisse Tnit der Com- 
petenz der Dänischen Amtsräthe wird als unpassend ge- 
strichen, dagegen die Vorlage an das Alding bei allen vom 
Reichstage zu erledigenden Fragen der Gesetzgebung für 
absolut nothwendig erklärt, wenn die betreffenden Gesetze 
für Island verbindlieh werden sollen. Endlich soll am 
Dänischen Reichstage nur ein einziger Vertreter Islands 
sich befinden, welchen das Alding zu wählen, und welcher 
bei allen der Insel mit Dänemark gemeinsamen Frf^en in 
beiden Kammern zu sitzen hätte; er sollte überdies, so oft 
eine gemischte Commission nOthig würde, in dieser als 
eines der Mitglieder für Island seinen Platz nehmen. 

Wie bei der ersten Verhandlung in der Versammlung 
selbst, so zeigte sich demnach auch innerhalb ihres Aus- 
schusses der entschlossenste Widerstand gegen den Stand- 
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pnnkt der Regierung. Selbst die wenigen Mitglieder, 
welche ein demfithigeres Auftreten dieser gegenüber wonsch- 
ten, konnten und wollten doch weder die Zwechmässigkeit 
der Vorlage an und für sich vertheidigen, noch auch deren 
Annahme ohne sehr tief einschneidende Modiäcationen be- 
fOrworten. In Recht und Geschichte des Landes war diese 
Haltui^ seiner Volksvertret«! Tollkommen begründet: das 
Dänische Ministerium aber scheint, tlbermtlthig gemacht 
durch die Beseitigung der nächsten, von den HerzogthQmem 
her drohenden Gefahr, zur gewaltsamen Niederdrückung 
selbst der gerechtfertigtsten Opposition entschlossen gewesen 
zu sein, und in diesem Sinne seinem Regierungs-Commis- 
sflre die schärfsten Weisungen ertheilt zu haben. Von 
Hans aus wohlwollenden Charakters, hatte Graf Trampe 
sich gleich bei seiner Ankunft in Island dadurch populär 
zu machen gewusst, dass er in allen seinen amthchen 
Erlassen der Isländischen Sprache statt der Dänischen sieh 
bediente, und ein Beweis dieser seiner Popularität war 
jene Wahl in den Hanptausschuss gewesen, welcher fllr 
die Versammlung vorbereitend zu wirken übernommen 
hatte. Später seheint indessen die Wendung, welche die 
Thätigkeit der Bezirksansschasse nahm, den erst kurze 
Zeit mit seinem Amte bekleideten und darum mit den 
Zuständen des Landes noch nicht genauer bekannten Mann 
erschreckt zu haben; die Weigerung, die Ausschussgut 
achten in der Landesdruckerei drucken zu lassen, das 
Wegbleiben aus den Sitzungen des Hauptanssehusses, das 
Verbot „aller Ungesetzlichen" Versammlungen mögen als 
Belege dieser Sinnesänderung dienen. Jetzt sah sich aber 
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der Graf von Eopenhagen aus noch weiter gedrän^ 
Militär wurde, wie ea scheint, auf Änsnchen des Stiftamt^ 
maunes*) nach Island geschickt, wo solches eine völlig 
nene Erscheinung war; eine geheime Instruktion scheint 
den Stiflsamtmann unter andenn auch dazu angewiesen 
ZQ haben, von demselben nach eigenem Ermessen beliebigen 
Giebrauch zu maohen *). Durch regere Theilnahme an den 
Debatten auf die Versammlung einzuwirken, mochte dem 
Grafen schon seine geringe Fertigkeit in der Landessprache 
unmöglich machen; er verhielt sich in dieser regelmässig 
passiv, und die wenigen Worte, welche er bei einzelnen 
Gelegenheiten sprach, beschränkten sieh auf eine heftige, 
aber unmotivirte Ablehnung des von der Versammlmig ein- 
genommenen Standpunktes. Die Beantwortung ein^r 
Interpellationen, welche anf das Schicksal der am letzten 
Alding gestellten Anträge, auf die Grenzen des freien Ver- 
sammlungsrechtes im Lande, endlich auf die Gründe der 
Anhersendung einer Militärabtheiluug sich bezogen, lehnte 
er schriftlich barsch ab'), weil dieselben mit der genau 
abgegrenzten Aufgabe der Versammlung in keinem Zusam- 
menhange stünden, weil er selber zu deren Beantwortung 
nicht bevollmächtigt sei, endlich weil die Versammlung 
die ihr noch übrige kurae Zeit ungeschmälert auf ihre 
Hauptaufgabe zu verwenden habe. So erweiterte sich fort^ 
während die Kluft, welche den Bevollmächtigten der 

') Vergl. Sf felagsrit, 1856, S. 190-91. 

') VeigL was die NJ felagsrit, 1852, S. 108—109 über diesen ' 
Punkt nach Ejöbenhavnsposten, 25. September 1851 mittheilen. 
») TiMndi fra tjöBfundi, S. 197. 
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Dänischen Regierung von den Vertretern des Isländischen 
Volkes trennte; ein förmlicher Bruch zwischen beiden 
wurde unvernieidlich, und am 9. August trat ein solcher 
in der That ein. — Am 21. Juli hatte die erste Verhand- 
lung fiber die Verfassungsfrage stattgefunden, und bereits 
- am folgenden Tage Graf Trampe ein Schreiben an den 
Präsidenten der Versammlung gerichtet, in welchem er 
demselben seine Absicht zu erkennen gab, sie am 9. August 
zu schliessen •). Der Präsident, Amtmann Pfül MelsteS, 
hatt« dann auf diesen Tag eine Sitzui^ anberaumt, um 
Mittfaeilungen des Regienings-Commissärs ent^gen zn 
nehmen*). In dieser Sitzung las nmi Graf Trampe eine 
Rede ab, in welcher er bemerkte, dass nach Swöchentlicher 
Dauer der Versammlung nunmehr der Tag gekommen sei, 
welchen er für deren Ende bestimmt habe. Es sei sehr 
bedauerlich , dass die Versammlung die ihr gemachten Vor- 
lagen nicht erledigt habe; aber die Schuld hievon treffe 
lediglich sie selbst, indem sie unverantwortlich viele Zeit 
auf die Berathung ihrer Geschäftsordnung verwandt, und 
diese überdies in einer Weise eingerichtet habe, welche die 
Verhandlungen allzu schleppend machen musste. Ueber- 
dies habe die Versammlui^ auch ihre ebenen Kräfte 
nicht gehörig benützt, vielmehr alle Arbeit in den Aus- 
schüssen auf einige wenige Leute gehäuft, und auch 
dadurch einer rascheren Erledigung Hindernisse bereitet 
So sei demnach nur die den Handel betreffende Vorlage 



') Ä. a. 0., 8. 170. 

*) VergL über daa Folgende 8. 412— 
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eriedigt; über das Gesetz die Aldingswahlen betreffend 
lie^e noch nicht einmal ein Ausschussbericht vor^), und 
der Mehrheitsbericht in der Verfassungsfr^e sei so be- 
schaffen, dass die Versammlung gar nicht befugt sei über 
ihn zu berathen, ihn vielmehr lediglich zu neuer gesetz- 
mäss^erer Behandlung an den Ausschuss zurückverweisen 
müsste (!) Mit einer Verlängerung der Dingzeit um wenige 
Tage sei hiemach nichts gedient, und untfir solchen Um- 
ständen beabsichtige er um dem Lande unnöthige Kosten 
zu ersparen, kraft der vom Könige ihm ertheilten Voll- 
macht die Versammlung zu schUessen. Jetzt entwickelt 
sich eine überaus drastische Scene. Indem der Graf die 
Worte ausspricht: „und so erkläre ich im Namen des 
Königs", unterbricht ihn Jon Sigurösson, hier wie ander- 
wärt« der entschlossenste Verfechter des Rechts und der 
Ehre seines Laudes, mit dem Rufe: „darf ich um das 
Wort bitten, um das Verfahren des Ausschusses und der 
Versanmdung zu rechtfertigen?" Der Vorsitzende, — ein 
Beamter! — antwortet: „nein", und der Graf scbliesst: 
„die Versammlung für aufgehoben". Nochmals erhebt sich 
Jon: „so protestire ich gegen dieses Verfahren!" Der 
Graf, indem er und der Vorsitzende ihre Stühle verlassen; 
„ich glaube, die Dingleute haben gehört, dass ich die 
Versammlung im Namen des Königs aufgehoben habe". 
Jon Sigurösson: „und ich protestire im Namen des 
Königs und des Volkes gegen dieses Verfahren, und 

') Er nar an demseiben Tage zu Stande gekommen; durfte und 
konnte der Ausacliuss ihn erstatten, ehe der Bericht über Islands 
rerfassungsmäasige Stellung im Beiche feststand? 
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ich behalte dei Versammlnag das Becht vor, über diese 
Gesetzwidrigkeit beim König zu klagen, die hier voi^efat!" 
Sa erheben sich die Binglente, und rufen nahezu aus 
einem Munde: „wir protestiren Alle!" Während dies ge- 
schieht, verlässt der Graf und der .Präsident den Saal; als 
die aber draussen sind ruft einer der Abgeordneten: „lange 
lebe unser König, Friedrich Vn.", und einstimmt nahmen 
die Dingleute den Ruf auf. Damit trennte sich die Ver^ 
Sammlung. 

So endigte der Versuch, auf gesetzlichem Wege die 
verfassungsmässige Stellung Islands zur Gesammtmonarchie 
zu regeln. Sieht man von den materiellen Gesichtspunkten 
ab, welche oben bereits erörtert wurden, und behält mtm 
lediglich die Art und Weise im Auge, in welcher die Auf- 
lösung der Versammlung erfolgt war, so kann keinem 
Zweifel unterliegen, dass mit dieser das schreiendste Un- 
recht, ein Act der brutalsten Gewalt begangen war. Nahezu 
8 Monate (vom 23. Ottober 1848 bis zum 5. Juni 1849) 
hatte die Dänische Eeichsversammlung getagt; das Islän- 
dische Volksding, welches für die Insel genau dieselbe 
Bedeutung behauptete wie jene für Dänemark, hatte nur 
5 Wochen gesessen, als es aufgelöst wurde, und von dieser 
kurzen Frist ist sogar noch eine volle Woche abzurechnen, 
um vfelche durch Schuld der Regierung die von ihr zu 
machenden Vorlagen verspätet wurden. Unbegründet ist 
auch der Vorwurf, dass die Versammlung zu viele Zeit 
auf die Berathung ihrer Geschäftsordnung verwendet habe; 
drei Tage nachdem die Regierung ihre Vorlagen gemacht 
und diunit die Dothwendige Vorbedingung jeder weiteren 
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Verhandlung erfüllt hatte, war diese bereits definitiv ange- 
nommen, und von diesen drei Tagen war Oaerdies einer 
ein Sonntag gewesen, und hatte man trotz der entgegen- 
stehenden Form bereits am zweiten Tage die Äbtheilungen 
gebüdet, in welchen die Vorberathung der kaum erst vor- 
gelegten Gesetzentwürfe voraunehmen war. Die angenom- 
mene Geschäftsordnung ist ferner in ihren wesentlichen 
Punkten, und zumal denjenigen, welche im Interesse der 
Gründlichkeit der Berathungen deren Raschheit beeinträch- 
%ten, dm'chaus der Geschäftsordnung der Dänischen 
Reichsversammlung nachgebildet; wie stand es hiemaoh 
dem Dänischen Vertreter einer Dänischen Eegierong zu, 
gegen deren Bestimmungen Beschwerde zu führen, selbst 
wenn dies überhaupt der autonomen Versammlung gegen- 
über zulässig gewesen wäre? Die Verweisung endlich des 
Verfessungsgesetzes und des Gesetzes über die Aldings- 
wahlen an emen und denselben Aussohuss war wie die 
Verhandlungen selbst zeigen^), eine nothwendige Folge . 
ihrer materiellen Connesität gewesen, während die Wahl 
verschiedener Mitglieder zu Referenten (des tüchtigen Ge- 
schichtsforschers Jon Sigurösson in der Verfassungs-, des 
rechtskundigen Sysselmannes Eggert Briem in der Wahl- 
gesetzfrf^e) den guten Willen nach Thunlichkeit die Arbeit 
zu beschleunigen zeigte; dass aber' auch in den Ausschuss 
über das Handelsgesetz mehrere Mitglieder jenes ersteren 
Ausschusses gewählt worden waren, und auch Ober diese 
Fn^ dae Referat an Jon Sigurösson g^eben wurde, das 

') Ä. a, 0-, S. 196. 
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kann nur deijenige tadeln, dev weder für den untrenntar 
engen Zusammenhang der politischen mit der Handelsver- 
fassung Islands ein Verständniss, noch von dem ui^e- 
wöhnlichen Maase der gründlichsten und ausgebreitetsten 
historischen Kenntnisse eine Ahnung hat, welche zq einer 
umsichtigen Erwägung heider gehören. So viel liegt nach 
allem dem klar zu Tage, dass nicht der Versammlung die 
Nichterledigmig zweier von den ihr vorgelegten Gesetzent- 
würfen zur Last zu legen i*st; schwieriger aber ist die 
andere Frage zu beantworten, wen denn in Wahrheit die 
Schuld dieses unglücklichen Ausganges treffe. In der 
Vollmacht des Grafen, und zwar in der geheimen ebenso- 
gut wie in der offenen, war seine Befugniss begründet, 
nach eigenem Ermessen die Dauer der Versammlung zu 
bestimmen. Er hatte überdies selber zi^esagt, dass er 
bei Ausübung dieses seines Rechtes der Billigkeit enfr 
sprechend auf die verspätete Vorlage der Gesetzentwürfe 
Röcksicht nehmen werde. Diese Zusage war nicht gehal- 
ten, das Recht die Dauer der Versammlung zu bestimmen 
war in einer allem Rechtsgefühle hohnsprechenden Weise 
ausgeübt worden, und beidemale scheint der erste Blick 
zu zeigen, dass den Regierungs-Commissär dabei alle und 
jede Schuld allein treffe. Und dennoch dürfte dieser Sehern 
trügen. Graf Trampe war sicherlich von Vornherein darauf 
angewiesen, eingehende Erörterungen über das Verhältniss 
Islands zu Dänemark um keinen Preis zu dulden, da 
solche in jedem Falle nur zum Na«htheile der eben am 
Ruder befindlichen Partei ausschlagen konnten; er musste 
also, gleichviel auf welchem Wege, die Verhandlungen 
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abschneiden, ehe sie auf jenen Punkt gelangten, und der 
von ihm gewählte Ausweg war dann freilich dem geraden 
und offenen Charakter des Mannes entsprechend, nicht 
gerade ein besonders feiner, und durch die der Versamm- 
lung geniaclit«n Vorwürfe nur übel beschönigter, — die 
Verantwortung dafür, dass wenn nicht dieses so doch 
irgend ein anderes Mittel ergriffen werden musste, um die 
Versammlung zu hindern, für Recht und Wahrheit ein 
Zeugniss zu geben, diese Verantwortung trifft nicht den ' 
Grafen, vielmehr allein das Dänische Staatsministerium, 
und dessen auch anderweitig bewiesene Unfähigkeit, irgend 
welches Recht und ii^end welche Selbstständigkeit einer 
anderen als der Dänischen Nation anzuerkennen! 

Ueber die späteren Ereignisse können wir uns ver- 
gleichsweise kurz fassen. Es versteht sich von selbst, dass 
die Mitglieder der aufgelösten Versammlung bei dem gegen 
diese eingehaltenen Verfahren sich keineswegs beruhigten. 
Vorerst erklärten dieselben ihrem dgenen Präsidenten, 
welcher in der That mehr als Ämtmann der Dänischen 
Regierung denn als Vorsitzender einer Isländischen Volks- 
vertretung aufgetreten war, schriftlich, dass er nach ihrer 
Ansicht die Versammlung keineswegs in der Weise ver- 
treten habe, wie man dies von ihm zu erwarten berechtigt 
gewesen sei^). Sodann wurde von 35 vom Volke gewählten 
Dingleuteu, denen sich auch ein vom König ernannter, 
nämlich Sera Halldörr, anschloss, imterm 10. August eine 
Adresse an den König erlassen*), in welcher dieselben 

') Vergl. Ny ßl^srit, 1852, S. 114. 

*) Dieselbe sh^ht gedruckt an dem ei>eben angotührten Orte, 
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unter scharfer Vertretung des Standpunktes des Versamm- 
lung in der Verfassnngsfr^e den Protest ausführen, welchen 
sie sich in deren letzter Sitzung vorbehalten hatten; sie 
bitten schliesslich, der König möge die Leitung der Is- 
ländischen Angelegenheiten Inländern übertrs^eni welche 
des Vertrauens des Landes geniessen, und dem Beamten 
in Kopenhagen', welcher über dieselben gesetzt würde, in 
allgemeinen Angelegenheiten, welche Island betreffen, Sitz ' 
' und Stimme im Staatsrathe einräumen, — er möge femer 
einen Verfassungsentwurf den von der Ansschussmehrheit 
dai^legten Grundzfigen entsprechend abfassen, und einer 
in Island zu haltenden Versammlung zur Verhandlung 
und Annahme vorlegen lassen, — endlich befehlen, dass 
diese Versammlung nach demselben Wahlgesetze gewählt 
werde, wie die soeben aufgelöste. Zugleich wurden 
3 Männer gewählt um die Adresse dem Könige zu über- 
reichen, von welchen indessen nur zwei, Jon Sigurösson 
nämlich und Jon Guömundsson, wirklich nach Kopenhagen 
abgingen. Endlich beschloss man an demselben Tage 
einen Aufruf an das Isländische Volk, in welchem die 
Thatigkeit der Versammlung gerechtfertigt, und zugleich 
das Verfahren des Stiftsamtmannes gegen dieselbe einer 
strengen Kritik unterzogen wird '), — Aber auch das Land 

S. 114 — 124. Da 3 gewählte Vertreter überhaupt nicht in der Ver- 
saminlnng erschienen waren, hatten somit nur zwei unter deoaelben 
die Eingabe nicht unterschrieben, der Propst Sera törarinn Kris^nsson 
nämlieh und der Sjsselmann Pdll MelsteS, ein Sohn des Amtmanns. 
') Er steht gedruckt in &jö8öl£r, 1852, S. 290—91. Die ver- 
epätete Mittheiiun^ derselben ist dadurch veraolasist, dass dem Blatte 
während der zweiten Hälfte des Jahres 1851 der Druck versagt war! 
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zeigte, dass es mit der Haltung seiner Abgeordneten zu- 
frieden war. Ans einzelnen Bezirken ergingen Zustimmongs- 
adressen an deren Abgeordnete, ans andern Petitionen an 
den König, und diese letzteren fanden, obwohl die Beamten, 
dnrch einzelne Absetzungen erschreckt, sieh scheu zurück- 
hielten oder seibat offen entgegenwirkten, über 2200 Unter- 
schriften, ^ eine ungeheure Zahl für ein Land, das auf 
mehr als 1800 Quadratmeilen nur etwa 60,000 Einwohner 
zahlt, und Strassen absolut-nicht kennt^)! 

Erfolg hatten freilich alle diese Schritte nicht. Unterm 
12. Mai 1852 erging vielmehr an die Bevölkerung Islands 
ein köngl. Patent, welches die Adresse der 36 Abgeord- 
neten sowohl als die aus den einzelnen Bezirken einge- 
laufenen Petitionen abschlug beschied ^. Die Anschau- 
ungen, von welchen der Ausschuss ausgegangen sei und 
welche die Unterzeichner der ersten Adresse sich ange- 
e^et haben, bezeichnet dieses Document als mit dem 
Bechtszustande in offenbarem Streite stehend, und sollen 
dieselben, wie sie in den bestehenden Rechtsverhältnissen 
keinerlei Rechtfertigung finden, so auch zu Islands Ver- 
derben gereichen und auf eine Zerreissung des dänischen 



') NJ ßlagsrit, ang. Jahr, S. 124—128; die Petition aus dem 
EjgaQörBni ist hier beispielsweise abgedruckt. Tergt. etwa auch 
^6BöIfr, 1852, S. 299—301. 

') Gedruckt in; NJ (JBindi, S. 54 — 56, dann Lovaamling, SV, 
S. 252 — 55, in Isländischer und Dänischer Sprache; Dänisch steht 
der Erlass auch bei I^rsen, Forfatnings- og Valglove for det danake 
Monarchie og dets enkelte Landsdele; Kopenh. 1856, S. 426—28, 
und Isländisch in: TiOindi frä alpiagi fslendinga, 1853, Anhang, 
8. 40—42. 
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Eeiches ausgehen, welche der König unmöglich dulden 
könne. Bei der bestehenden IdeenTerwimmg erscheine es 
nicht räthlich, neuerdings einen Verfassungsentwurf vor- 
legen zu lassen; dagegen solle das Alding seine gesetzliehe 
Thätigkeit fortsetzen, „bis die Zeit kommt, da Wir es 
räthlich finden, andere Eegeln Qher Islands verfaesui^s- 
mässige Stellui^ im Eeiehe zu geben, was nicht geschehen 
wird, ohne dass das Gutachten des Aldings in Uehereinstim- 
mung mit der in der Verordnui^ vom 8. März 1843, 
§ 79 gegebenen Zusage darüber eingeholt ist". Demge- 
mäss wurden neue Wahlen zum Aldinge angeordnet, 
welches im folgenden Jahre zusammentreten sollt«, und 
erging zugleich die Weisung, dass keinem der Beamten, 
welche die Adresse vom 10. August unterschrieben hatten, 
der nöthige Urlaub zum Eintritt in die Versammlung er- 
theilt werden dürfe, wenn eine Wahl auf einen solchen 
feilen würden, und dass diese Verfügung, zur Verhinderung 
zweckloser Wahlen, öffentlich bekannt gemacht werden 
solle! — Sieht man von dieser letzteren Massregelung ab, 
welche die Liberalität des dänischen Liberalismus in einem 
etwas eigen thümlichen Lichte leuchten lässt, so wird doch 
unverkennbar schon durch das Patent seihst den alt«n Be- 
schwerden Islands eine neue hinzugefügt. In der Rede, mit 
welcher der König die dänische Reichs versammlung eröffnete, 
hatte er persönlich die Zusage ertheilt^), dass für den 
Fall, dass eine Einigung mit derselben nicht erzielt werden 
sollte, nicht etwa auf die Provincial Versammlungen zu Wiborg 

') B«retning om Forhandlingerue paa Mgsdagen, 8. 5. 
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und Roestilde zurückgegriffen, sondern eine neue Keichs- 
Tereammlung einberufen werden sollte. Das Islän- 
dische Volksding war unter den nichtigsten Vorwänden 
auseinandergesprengt worden, ehe es auch nur seine Stimme 
hatte erheben können, und doch ^eift das Patent ohne 
Weiters auf das Älding in seiner frühem Verfassung zurück, 
als ob die Zust^e vom 23, September 1848 niemals er- 
theilt worden wäre! Aber noch mehr. Gedrängt durch 
die deutschen Mächte hatte die Dänische Regierung unterm 
28. Januar 1852 eine Prociamation erlassen, welche im 
Ztisammeuhalte mit der Oesterreichischen Depesche vom 
26.December 1851 und der Dänischen vom 29. Januar 1852, 
80 ungenügend auch ihr Inhalt in anderen Beziehungen 
ist, doch wenigstens die Nichtineorporirung Schleswig's 
in Dänemark neuerdings zusichert, und den 3 Herzog- 
thümern neben einer für den Gesammtstaat zu bildenden 
Volksvertretung auch noch je ihre eigene ständische Reprä- 
sentation mit beschliessender Stimme verspricht. Davon, 
das Island eine ähnliche Stellung im Gesammtstaate, wenn 
denn doch ein solcher geschaffen werden sollte, an- 
zusprechen berechtigt war, spricht die Proclamation, 
die doch an „Unsere lieben und getreuen Unterthanen in 
allen Theilen Unserer Monarchie" gerichtet war, nicht. 
ein Wort! 

Das Alding des Jahres 1853 suchte, aufgefordert 
durch Petitionen einer unter Vorsitz des S^ra Hannes 
Stephensen in Jingrellir gehaltenen Versammlung, dann 
der Versammlung zu KoUabüöir und einzelner Bezirke, die 
Verfassungssache neuerdings in Gai^ zu bringen. Eine 
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Petition wurde von ihm an den König erlassen^), welche, 
an die Zusage vom 23. September 1848 und die Procla- 
mation vom 28. Januar 1852 erinnernd, die Bitte stellt, 
der König möge bei einer neuerlichen Gesetzvorlage über 
die Verfassung Islands folgende Punkte berüchsichtigen 
lassen : die Verleihung beechliessender Stimme an das 
Alding bezüglich aller der Angelegenheiten, welche bereits 
bisher seiner Mitwirkung unterstellt gewesen seien; die 
Niedersetzung einer aus drei Personen bestehenden höheren 
Behörde in Beytjavik, welche die gesammte Administration 
des Landes in letzter Instanz in ihrer Hand habe, soweit 
nicht einzelne Sachen nach gesetzlicher Vorschrift der Ent- 
scheidung des Königs selbst oder seines Staatsrathes be- 
dürfen, und sollten jene drei Männer Sitz im Aldinge 
haben, um hier die Regierung zu vertreten; die Erhöhung 
der Competenz, Mitgliederzahl und Stellung des Ober- 
gerichtes auf Island, so dass die oberste Richtergewalt des 
Landes eine den neuen Veränderui^en der gesetzgebenden 
und der vollziehenden Gewalt entsprechende Gestalt erhalte; 
die Vertretung Islands nach der Yeihältnisszahl seiner 
Bevölkerung auf dem für den Gesammtstaat zu bildenden 
Reichstage durch vom Aldinge zu wählende Abgeordnete 
hinsichtheh aller gemeinsamen Angelegenheiten; endlich 
wird noch dem Könige anheimgestellt, oh es nicht zweck- 
mässig erscheine, die Erledigung derjenigen Sachen, welche 
weder gesammtstaatliehe seien, noch auf Island selbst zu 



•) TiBindi fra alpingi lalendinga, 1853; BejkjaviK 1863—54; 
S. 1044—54. 
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Ende gebracht werden konnten, einem einzigen Beamten 
zu übertragen , welcher dann, soweit nöthig, Überdieseiben 
die königl. Entscheidung einzuholen hätte. — Die Petition 
war in den massigsten Ausdrücken abgefasst; der Regie- 
rungscommissär, Amtmami Päll MelsteÖ, hatte deren Hal- 
tung ausdrücklich gutgeheissen und belobt'), und keine 
einzige Stimme hatte in der zweifachen Verhandlung über 
dieselbe sich gegentheilig ausgesprochen. Nichts dest-o 
weniger erklärte der König in einer vom 7. Juni 1855 
datirten Eröfi'nung dem nächstfolgenden Aldinge, dass er 
nicht gedenke, jener Petition durch dermaJige Vorlage eines 
Verfassungsgesetzentwurfes zu entsprechen, wugegen es bei 
der im Patente vom 12. Mai 1852 gemachten Zusage sein 
Verbleiben haben solle, dass nämlich hinsichtlich der Stel- 
lang Islands im Reiche keine Aenderung erfolgen solle, 
ohne voi^ängige Einholung des Gutachtens des Aldings*). 
Ueberdies liess die Regierung durch den königl. Commis- 
sär, Amtmann Melsteö, dem Aldinge eine ausführlichere 
Mittheilung über diesen Punkt zugehen*), welche vor 
Allem geradezu ausspricht^ dass die königl. Zusage vom 
23. September 1848 durch die blosse Einberufung der 
Versammlung von 1851 bereits so voUständ^ erfüllt sei, 
dass man auf sie nicht mehr zurückgreifen könne, dann 
aber erklart, dass man nicht wohl das verfassungsmässige 



») A. a. 0., S. 658—659 u. 8. 1078. 

') TiSindi frä alj)mgi tslendinga, 1855; Reyl[)av)k, 1855; S. 8—9; 
LoTsamling, XVI, S. 220—234. 

') Ä. a. 0., S. 48 — 51; etwas ausführlicher in; TiSiadi um 
stgomannälefni Islanda, Bd. I., 8. 91—97 (Kopenhagen, 1864). 
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Becht eines einzelnen Reichstheiles festzustellen vennöge, 
ehe noch die Gesammtverfassung des Reiches feststehe. 
Der Grundzüge, welche für diese letztere in der Proclar 
mation vom 28. Januar 1852 aufgestellt waren, wird mit 
keinem Worte gedacht, dagegen auf die einzelnen Begebren 
einzeln eingegangen, welche die Petition als wünschens- 
werthe Richtpunkte für die erhetene Gesetzesvorlage be- 
zeichnet. Hinsichtlich d»s Aldings wird erklärt, dass man 
seiner Zeit überlegen werde, in wie weit das Alding be- 
schliessende Stimme in Fragen „der eigentlichen Geseta- 
gebung", welche das Land speciell betreffen, erlangen 
könne, dass aber kein Grund vorliege, für diesmal dem 
Alding hierüber eine Torlage zu machen; die Vorschläge 
gewisser Verbesserungen in der Administration und der 
Verwaltung des höhern Richteramtes werden abgelehnt, 
theils weil es nicht möglich sein würde, gehörig qualifichte 
Beamte in gehöriger Zahl zu finden, theils und hauptsäch- 
lich wegen der Unthunlichkeit einer Belastung des Landes 
mit den dadurch veranlassten Kosten, über deren Auf- 
bringung das Alding sich vorerst zu äussern hätte, wenn 
es um dergleichen petitioniren wolle, lieber die Vertre- 
tung Islands auf dem für den Gesammtstaat zu bildenden 
Reichst^e lasse sich nichts bestimmen, ehe die Gesammt- 
staatsverfassung festgestellt sei, und überdies stehe einer 
solchen auch materiell die Niehtbetheüigung der Insel an 
den allgemeinen Reichslasten entgegen, während es für 
dieselbe andererseits nur wenig Werth habe, etwa Vi* ^^^ 
Reiehstagsmänner wählen zu dürfen^). Abgelehnt whd 

') Aber in genaa demBelbeo Verhältniflae das Dänische Lands- 
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endlich auch die Bitte um Ernennung eines ebenen Is- 
ländischen Ministers. — Es konnte uieht schwer halten, 
die Aufstellungen der Begiening zu widerlegen, und es 
musste zumal die Aufforderung an das Alding, über die 
Anfbiingnng der Geldmittel für die gewünschten Verfas- 
sungsänderungen sich zu äussern, während doch die 
Kegierung selbst consequent jede Befugniss demselben ab- 
sprach, über die financiellen Zustände des Landes zu ver- 
handeln, zu einer scharfen Erwiderung reizen. Dennoch 
unterblieb eine solche. Als S^ Jon KristjÄnsson die Er- 
lassuug einer Petition an den König im Sinne der früheren 
beantragte, sprach nicht nur der ßegierungsbevollmächtigte 
gegen den Antrag, sondern auch zwei vom König ernannte 
Dingleute erhoben sich gegen denselben; veigebens trat 
der tüchtige Jurist Jon Guömundsson, trat der hochbe- 
gabte Bauer Fäll Sigurösson für denselben auf: nicht ein- 
mal ein Äusschuss wurde zu dessen Begutachtung nieder- 
gesetzt ^). 

Inzwischen waren unterm 20, December 1853 für 
Lauenburg, unterm 15. Februar 1854 für Schleswig und 
unt«rm 11. Juni 1854 für Holstein auf die Verfassung be- 
zügliche Verordnungen erschienen, welche, so viel sich 
auch gegen dieselben einwenden läset, doch Immerhin die 
in der Proclamation vom 28. Januar 1852 enthaltenen 
Grundsätze wenigstens annähernd durchführen, und zumal 



nnd Tolbsdlng beBohicken zu dürfoD, wie die Vorlage des Jahrea 18S1 
wollt«, sollte damala Werth haben 1 

') S. die Verhandlungen a. a. 0., S. 168—177. 
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dem Herzi^htmie Schleswig ungefähr die Stellung em- 
räumen, welche in dem Flensburger Projecte demselben 
schon um einige Jahre früher zugedacht gewesen war. 
Andererseits war auch mit Zustimmung des Dänischen 
Reichstages unterm 15. April 1854 ein Gesetz über das 
Lagthing auf den Färöem zu Stande gekommen, durch 
welches die Stellung der Provincialversammlui^ dieser 
Inseln, welche die Incorporirnng in Dänemark sich ruhig 
hatten gefallen lassen und den Dänischen Reichstag regel- 
mässig beschickten, ungefähr in der nichtssagenden Weise 
geordnet wurde, wie dies die Regien«^ bezüglich des Is- 
ländischen Äldings vergehlich versucht hatte. Für die 
Verfassung Islands geschah Nichts. Einer vorlauten Ver- 
ordnung vom 26. Juli 1854 fo^te femer unterm 2. Octo- 
ber 1855 das Verftissungsgesetz für die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten der Dänischen Monarchie , und ein Geaets 
über die Wahlen für den Reichsrath; dann im Zusammen- 
hange dajnit ein Gesetz, welches die Geltung des Grund- 
gesetzes auf das Königreich Dänemark selbst beschränkte, 
nnd die besondem Angelegenheiten dieses letzteren in der- 
selben Weise aufzählte, wie dies wenig später eine Be- 
kanntmachung vom 10. November 1855 bezüglich Schles- 
wigs that. Aber auch die ersteren Gesetze, obwohl fiir 
die gesammte Monarchie bestimmt, gedenken der Insel 
nicht mit einem Worte, und die Vertheilung der Mitglieder 
- des Beichsrathes unter Dänemark, Schleswig, Holstein und 
Lauenbui^ zeigt, dass nur aus diesen Landestheilen der- 
selbe beschickt werden sollte; selbst § 16 des Wahlgesetaes 
für den Reichsrath nimmt bei der Bestimmung der Wahl- 
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kreise innerhalb dea Königreichs auf Island keine Rück- 
sicht und dieses soll somit sogar als Dänische Provinz 
unvertreten bleiben! Alles was für Island in dieser Rich- 
tung gethan wurde, beschränkte sich vielmehr darauf, dass 
man durch den Kechtshistoriker J. E, Larsen eine Streit- 
schrift aber die Verfassungsfrage ausarbeiten Hess, welche 
unmittelbar gegen das Gutachten der Ausschussmehiheit 
Ton 1851 gerichtet, die Zugehörigkeit Islands zu Däne- 
mark, und demnach auch die Gültigkeit des Grundgesetzes 
föT die Insel zu beweisen suchte*), — eine Deduetion, 
welche Jon Sigurösson durch eine mit vollster Beherr- 
schung des weitschichtigen historischen Materiales abgefasate 
Gegenschrift in glänzender Weise vernichtete*). — Trotz 
ihres Unterhegens im geistigen Kampfe hielt die Dänische 
Regierung den von ihr einmal behaupteten Staudpunkt 
fest. Während man nicht nur Holstein und Lauenburg, 
soiidern auch Schleswig gegenüber wenigstens zur Gesammt- 
staatstheorie überzugehen sich genöthigt sah, wurde Island 
nach wie vor nicht als ein selbstständiger Theil des Ge- 
eammtstaates behandelt, sondern als eine, wenn auch mit 
einem etwas erheblicheren Masse von Selbstregierung aus- 



') Om lelands hidtüvärende Btatsretlige Stilling; luerst als Uni- 
rersitatsprogramm am 6. October 1855 erHchienen, dann aach in des 
Vcrfässers Samlede Skrifter, Afdoling I. Bd. lU, S. 213—249 auf- 
genoDunen (1857), und nnter dem Titel: Um stöBu lalands i riimu ' 
ii Ibgum eins pg hün befiir veril) hingaOtil, auf Veranstaltung des 
Jünisterimna (achieclit genug!) in's IflläudiBohe libersetst (1856). 

') Om lalanda stataretlige forhold; Kjöbeniiayn, 1855; ins Islän- 
Üwhe übersetzt in Nj felagsrit, 1856. S. 1—110. 
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gestattete Provinz des Königreichs Dänemark. Der Dä- 
nische Reichstag, obwohl von Island nicht beschickt, ver- 
handelte und beschloss Nichts desto weniger über die 
Handelsgesetzgebung der Insel*), und das Budget der 
Insel wurde ihm Toi^elegt, ohne dass das Älding hierüber 
jemals wäre gehört worden*)! 

Verloren für Island war allerdings auch diese Zeit 
nicht. Das Gesetz vom 15. April 1854 über die Schiff- 
fahrt und den Handel auf Island^, so viel sich auch 
gegen die Art seines Zustandekommens s^en lässt, et- 
öfihete doch immerhin die Lisel einem wesentlich freien 
Handel, und nahm damit das Joch von ihr, welches sie 
nahezu drei Jf^hunderte gedrückt hatte. Das Pressgeseta 
vom 9. Mai 1855*) gewährte ein genügendes Mass voe 
Pressfreiheit, wie solches in Dänemark durch ein G-eseti 
vom 3, Januar 1851 bereits gewährleistet worden war. 
Femer wurde, nachdem das Alding von 1853 auf Grund 
mehrfacher bei demselben eingereichter Petitionen selbst 



') Vgl. über seine VerbaudlunKen NJ ftlaggrit, 1854, S. 1-166, 
und 1856, S. 173—185; ferner TiBindi um atjömarmäle&ii fclandB, 
Bd. I, 8. 118—126. 

») Vgl. NJ felagarit, 1850, 8. 1—79; 1851, S, 132-146; 1852, 
S. 133—144; 1856, S. 185 — Ifil; ferner Sk^lur am landahagi ä 
Islandi, Bd. I (1858), 8. 284— 808, 488 -501, 802—810. 

•) Abgedruckt: NJ felagarit, 1854, S. 159—165, sowie TiBindi 
fra alpingi Islendinga, 1855, Anhang, S. 69—72; Lovsamllng, XV, 
S, 613—623. 

*) Abgedruckt: TiBindi frä alpingi Islendinga, 1857, Anhang, 
S. 73—77; Lovsamling, XVI, S. 155—164. 
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eine solche an den Xön^ erlaesen hatte ^), der Versamm- 
lung des Jahres 1855 ein Gesetzentwurf über die Wahlen 
znm Älding voi^elegt*), und unter Berücksichti^ng ihrer 
Bemerkungen") untenn 6. Januar 1857 ein desfallsiges 
(Jesetz erlassen*), welches trotz aller gegen dessen Be- 
stimmungen etwa noch zu machenden Einwendungen 
immeihin gegen das ältere ßeeht einen sehr erheblichen 
Fortschritt bezeichnet U. dgl. m. Immerhin blieb in- 
dessen die Hauptfrage für das staatliche Leben der Insel 
ungelöst, und es war natürlich, dass das Alding des 
Jahres 1857 auf dieselbe zraUckgriff*). Sieht man ab 
von den Conflicten, welche hier wie bereits in einigen 
früheren Versammlungen über die Geltung Dänischer Ge- 
setze, beziehungsweise deren Einführung auf Island sich 
ergaben, so wurde hier zunächst das Steuerbewilligungs- 
recht des Aldings angeregt Am Dänischen Beichstf^e 
selbst war der Wunsch ausgesprochen worden, dass das 
Alding beschlieseende Stimme hinsicbtUcb des Budgets 



>) Siehe dieselbe: TiSindi M al^ingi laleudioga, 1853, S. 975 

») TiBindi fra alpingi Islendinga, 1855, Anhang, S. 31—33. 

») Ebenda, S. 308—307. 

*) TiDindi frä aljingi Islendinga, I8E7, Anhang, S. 85—87. 
Lovsamling, XVH, S. 4—9. 

^) Eine Uehersicht über die wichtigeren Aldingsvorhandlungen 
and sonstigen Torgänge im sUatlichen Leben der Insel nährend der 
letzten Jahre genährt, mit mancherlei trefflichen geschichtUchen Be- 
merkungen renuischt, ein Aufsatz von Jon SigiuBsaon in üf fetagsrit, 
1858, S. 1—112. 
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der Insel erlangen, diese dagegen einen Antheil an den 
aligemeinen Reichslasten, z. B. dem Dienst auf der Flotte, 
abemehmen mOchte. Das Ministerium hatte eine desfall- 
■ sige Vorlage an das Alding versprochen, aber in dieser 
lediglich eine einmalige oder aber nur eine berathende 
Mitwirkung bei Feststellung des Budgets der Versammlung 
zugestehen wollen. Mit vollstem Buchte lehnte das Alding 
sowohl die vorgeschlagen^ Betheihgung bei der Budget- 
behandlung als die Zuziehung des Landes zum Dienste 
auf der Flotte ab, schlug dagegen im Einklänge mit dem 
Ausschusse des Dänischen Reichstages vor, dass ihm be- 
schliessende Stimme hinsichtlich des Budgets verliehen 
werden möge^). Weiterhin wurde, veranlasst durch eine 
lange Reihe von Petitionen an die Versammlung, die Ab- 
sendung einer wiederholten Petition an den König beschlos- 
sen , welche die endliche Erfüllung der Zusage vom 
23. September 1848 ziemlich in derselben Weise fordert, 
wie dies bereits im Jahre 1853 Seitens des Aldings ge- 
schehen war*). Eine Adresse endlich, welche auf Antrag 
des Vicepräfiidenten der Versammlung, Jon Guömundsson, 
erlassen wurde'), sprach dem Kön^e zwar den Dank for 



') Das Gutachten der Vereaiomlung siehe in : TiBiudi fra al|>iii^ 
Islendinga, 1357, S. 901—908. Die Betheiligung am Flottendienst« 
wurde, nebenbei bemerkt, wesentlich darum ab^ebhnt, weil bei der 
hüchat unbedeutenden Zahl des von Island zu stauenden Contingentes 
dessen Bedeutung die schweren Kosten des Transportes der Becruten 
nach Dänemark nicht aufwiegen würde. 

•) Dia Petition siehe a. a. 0., S. 525—582. 

') A. a. 0., S. 1026-1028. 
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eine Reihe von Verbesseningen in der Landesgesetzgebung 
ans, verfehlte aber auch nicht, in ziemlich unverblümten 
Worten auf die Nichteinlösung des in der Verfassnngs- 
Sache verpföndeten Königswortes hinzuweisen. Ueber einen 
etwiugen Erfolg ajler dieser Beschlüsse ist zur Zeit noch 
nichts bekannt, und werden wohl erst die Verhandlungen 
des in diesem Sommer wieder zusammentretenden Aldings 
hierüber Äufschlnss bringen. 

Ausgekämpft hat hiernach Island seinen Yerfassungs- 
kampf gegen Dänemark noch ebenso wenig, als dies den 
Herzogthümera von ihrer Seite bis auf den gegenwärtigen 
Augenblick gelui^en ist. Auf welcher Seite das Recht, 
auf welcher das Unrecht liege, wird im Hinblicke auf die 
obige Darstellung dem unbefangenen Auge kaum noch 
zweifelhaft sein können. Die geistige Energie, die sitt- 
liche Integrität, mit welcher das wenig zahlreiche, arme 
und scheinbar von allen Culturmitteln weit abgeschnittene 
Volk gegen einen physisch übermächtigen Gregner für seine 
staatliche Existenz streitet, müsste unsere Sympathie auch 
dann gewinnen, wenn wir nicht als Deutsche aus weit 
näher liegenden Gründen in dem Streite Partei zn nehmen 
uns gedrungen fOhlen würden. Dass auf Island, wenige 
höhere Beamte abgerechnet. Manu für Mann der Dänischen 
Ueberhebung feindlich gegenüber steht, dass dieser Wider- 
stand an Zähigkeit und Tiefe des Gehaltes mit der geistigen 
Begabung, mit der Bildung, mit der personlichen Willens- 
kraft des Einzelnen in gleichem Verhältnisse wächst, davon 
hat sieh der Verfasser dieses Aufsatzes während eines 
halbjährigen Aufenthaltes auf der Insel durch tf^lichen 
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und engen Verkehr mit Hoch und Nieder, und nicht am 
Wenigsten und nicht am Ungernsten mit dem Isländischen 
Bauern, lebhaft überzeugt. M^ das Machtverhältniss 
zwischen den Gegnern noch so ungleich sein, — bei 
solchem Masse nationalen Bechtsbewusstseins wird schliess- 
lich doch Recht Kecht bleiben müssen! 
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Das praktische Interesse, welches die Zerwürfnisse 
Islands mit Dänemark för uns Deutsche gehabt hatten, 
ist mit der Abtrennung der Herzogthümer von der Däni- 
schen Monarchie verschwunden. Die moralische Theil- 
nahme aber, welche der harte Kampf eines armen und 
wenig zahlreichen Völkchens um sein gutes Recht unter 
allen Umständen verdient, wird auch den Isländern bei 
uns nach wie vor gesichert sein, und es wird die geehrte 
Redaction einigen Bemerkungen über die im fernsten Nor- 
den eben jetzt heftig geftlhrte Controverse um so weniger 
den Raum versagen woUen, als die dänische Presse das 
ihrige thut, um das vollbegrttndete Recht Islands theils 
durch einseitige Behandlung der Streitpunkte zu verdrehen, 
theils wenigstens todtzuschweigen ^). Es sind aber zwei 
Fragen, welche gegenwärtig zwischen Island und Däne- 
mark obschweben, eine staatsrechtliche und eine finanzielle; 
ich werde beide zunächst ihrem geschichtlichen Verlaufe 
nach getrennt bespre.chen, sodann aber in einem gemein- 
samen Schlusswort ihrem derzeitigen Stande nach würdigen. 

') Unter dem Titel: „Island und Dänemark" in der wiasenschaftl. 
Beilage der „Allgemeinen Zeitnng" vom 7., '25. und 26. Mäiz, dann 
11. und 12. April 1870 zuerst abgedruckt. 
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1. 

Seit nahezu zwei Jahrhunderten absolutistisch regiert, 
hatte Dänemark endlich im Jahre 1834 herathende Pro- 
vincialstände erhalten. Nach einem vorübei^ehenden Ver- 
suche, die Isländer zum Landtage der Ineeldftnen heran- 
zuziehen, war im Jahre 1843 auch diesen ihr Älding ver- 
wiUigt worden. Aber schon im Jahre 1848 wurde in 
Folge der bekannten Bewegui^en eine constituirende Ver- 
Bammlung einberufen, um für Dänemark sowohl als Schles- 
wig, Island und die Färöer eine gemeinsame Verfassung 
zu entwerfen, und der von ihr mit der Regierang verein- 
barte Entwurf ward am 5. Juni 1849 als „Gruudgeseta 
des Reiches Dänemark" promulgirt. In diesen Thatsachen 
wurzelt die staaterechtliche Streitfrage, welche zwischen 
Island und Dänemark noch heutiges Tages besteht 

Zunächst in formeller Hinsicht. Nach dem Regie- 
rungsentwurf sollte die constituirende Versammlui^ aus 
145 gewählten und 42 vom ^Onig ernannten Mitgliedern 
für Dänemark und Schleswig, dann aus 5 vom König er- 
nannten Mitgliedern für Island und einem solchen für die 
Faröer besteben. Aber nur den Landtagen der Inseldänen 
(zu welchen auch die Färinger sich hielten) und der Jüt- 
länder wurde derselbe zur Begutacbtni^ vorgelegt, und 
für Island sowohl als für Schleswig existirte demnach jene 
Versammlung legal nicht. Nicht minder aber auch in 
materieller Beziehung. Das neue Grundgesetz behandelte 
Island frischweg als einen Theil von Dänemark, x>hne alle 
Rücksicht auf die Schwier^keiten, welche die Entlegenheit 
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der Insel, deren eigenthümliche wirthschaftliche Zustände, 
die besondere Nationalität ihrer Bewohner und die Ge- 
schichte ihrer Verfassung und Gesetzgebung einer solchen 
Behandlung entgegenstellen. Nur wenige Jahre zuvor 
hatte sieh die Betheiligung der Isländer am Koeskilder 
Landtag unthunlich gezeigt; jetzt aber sollte der alte 
Fehler nochmals begangen und der Fortschritt wieder un- 
geschehen gemacht werden, welcher für Island in der Ver- 
willigung seines Aldings gelegen hatte. 

Anfanglich erkannte die dänische Regierung das In- 
eoireete ihres formellen Vorgehens selber an. Ein königl. 
Eescript lom 23. September 1848 entschuldigt« die Un- 
förmlichkeit der Vertretung Islands in der constituirenden 
Versammlung mit der Kürze der Terfägbaren Zeit, und 
versprach zugleich in bündigen Worten, dass die „Grund- 
bestimmungen, welche in Hinsicht auf Islands eigeuthüm- 
hehe Verhältnisse nothwendig werden mögen, um die ver- 
fessungmässige Stellung des Landestheils im Reiche zu 
ordnen", nicht endgültig angenommen werden sollten, 
„ehe die Isländer in einer eigenen Versammlung im Lande 
darüber gehört sein würden". Bei der Eröffnungsfeier der 
constituirenden Versammlung machte der Ministerpräsident 
Graf Moltke ausdrücklich einen entsprechenden Vorbehalt, 
und wenn zwar in dem Publicationspatent des Grund- 
gesetzes ein solcher zu Gunsten Islands nicht eii^erückt 
wurde, so unterblieb dies doch zugestandenermassen nur 
darum, weil man die bereits ertheilte königliche Zusiche- 
nmg als vollkommen genügend ansah. In dem Wah^esetz 
vom 16. Juni 1849 wurden auch wirkbch für Island so- 
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wohl ala für Schleswig und die Färöer die einBchlägigen 
Bestimmungen yorhehalten; endlich wurde auch, ganz folge- 
richtig, das dänische Grundgesetz auf Island niemals pro- 
mulgirt. Aber in der nächstfolgenden Zeit änderte das 
Ministerium mit einemmal seinen ganzen Standpunkt. la 
correctester Weise zwar wurde noch im Jahre 1849 unter 
Mitwirkung des Äldings ein Wah^esetz für die verheissene 
Versammlung zn Stande gebracht, und diese nach mancher 
Zögerung im Sommer 1851 eröfihet. Auch wurde dieser 
„Volksversammlung" wirklieh ein Gesetzentwurf über Is- 
lands verfassungsmässige Stellung im Reich und Ober die 
Reichetagswahleu voi^elegt, welchem das dänische Grund- 
gesetz anhangsweise beigegeben war; aber die Art, wie 
diese Vorlage erfolgte, lies erkennen, dass mit derselben 
die bisherige Grundl^e des isländischen Staatsrechts völlig 
aufgegeben werden wollte. Für Dänemark war das Grund- 
gesetz darum legal zu Stande gekommen, weil es von 
einer Versammlung mit der Krone vereinbart worden war, 
welche auf Grund eines unter Mitwirkung der Dänischen 
Provineial-Landtage erlassenen Gesetzes gewählt wurde; 
für Island, dessen Alding beim Zustandekommen jenes 
Wahlgesetzes nicht mitgewirkt hatte , konnte dasselbe eben 
darum solche Geltung erst nachträglich dadurch erlangen, 
dass die dem Lande zugesicherte auf Grund eines legalen 
Wahlgesetzes zusammentretende besondere Versammlung 
auch ihrerseits demselben ihre Zustimmung ertheilte. Ihre 
Zustimmung; wenn nämhch zwar das Rescript vom 23. Sep- 
tember 1848 nur von deren Recht „gehört" zu werden 
spricht, so ist doch klar, dass man das dem einen Reichs- 
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land zugegtandene Recht der Vereinbarung dem andern 
nicht ohne die gröbst« Ungerechtigkeit versagen konnte. 
Hierzu stimmte nun aUerdings recht wohl, dasB § 1 des 
Regiernngsentwurfa bestimmte: „das Grundgesetz für das 
Reich Dänemark vom 5. Juni 1849, welches diesem Gesetz 
angehängt ist, soll auf Island Geltung haben"; dennoch 
aber sprechen die dem Entwurf beigegebenen Motive füsch- 
weg die Behauptung aus: dass das Grundgesetz durch die 
■ königl. Unterschrift bereits volle Geltung auch för Island 
erlangt habe, und dass demnach nicht dieses einer Be- 
rathung und Beschlussfassung der Versammlung unterstellt 
werden dürfe, sondern nur deijenige Complei von Bestim- 
mungen, welcher etwa nöthig werden möchte, um die 
innere Verfassung Isltmds mit demselben in Einklang zu 
bringen. Unumwunden gaben femer dieselben Motive zu, 
dass eine Reihe von Bestimmungen im Grundgesetz ent- 
halten sei, welche auf der Insel ihrem Wortlaut nach gar 
nicht angewandt werden könnten; dennoch aber sollten 
auch diese von der geforderten Promulgation nicht aus- 
geschlossen werden dürfen. Man hatte es also mit einem 
Gesetz zu thun, bei dessen Erlassung nur den Voraus- 
setzungen der älteren dänischen Verfassung gen^;t worden 
war, und welches darum doch auch für die isländischen 
Unterthanen des Königs gültig sein sollte, welches erst 
«Bter Mitwirkung derselben Versammlung für Island Gel- 
tnng erhalten sollte, der man alle Discussion über seinen 
Inhalt untersagte, weil er bereits gesetzliche Geltung im 
I^nde habe, welches endlich seinem vollen Wortlaute nach 
als Gesetz proraulgirt werden wollte, während der Gesetz- 
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geber selbst zugestand , dass es theilweise gar nicht befolgt 
werden könne. Es begreift sich, dass eine derartige Vor- 
lage die isländische Volksversammlung in scharfe Oppo- 
sition zum dänischen Ministerium bringen musste; um 
einem gehamischten Votum derselben zuvoraukommen, löste 
sie der Regierungscommissär auf, ehe sie sich auch nur 
über den Gesetzentwtuf hatte aussprechen können, und auf 
eine von 36 Mitgliedern der aufgelösten Versammlung 
eingereichte Petition ertheilte der König am 12. Mai 1852 
den Bescheid: dass die in derselben ausgesprochenen An- 
sichten mit der bestehenden Kechtsordnuug unvereinbar 
und für Island wie Dänemark gleJchmässig verderblich 
seien, und dass er unter gegebenen Umständen die Vor- 
lage eines neuen Verfassungsentwurfs nicht räthlich finde, 
wogegen das Älding seine gesetzliche Thätigkeit bis zu 
dem Zeitpunkt fortsetzen solle, da unter dessen verfas- 
sungsmässiger Mitwirkung eine neue Regelung der Stellung 
Islands im Reich eintreten werde. 

Nicht auf die am 23. September 1848 zugesagte 
Verhandlung mit einer eigens einzuberufenden Versamm- 
lung wurde also jetzt zurückgegriffen, sondern einfach auf 
das Alding, wie wenn jene Zusage niemals ertheilt worden 
wäre; im flhrigen aber waren und sind die Zustände der 
Insel einstweilen die folgenden. Wie Mher, so trat auch 
jetzt wieder in jedem zweiten Jahre das Alding zusammen, 
aber nach wie vor nur mit seinem alten beschränkten 
Wirkungskreise, mit nur berathender Stimme und ohne 
Steuerbewilligungsrecht; umgekehrt liess man aber Jahr 
für Jahr den dänischen Reichstag neben dem dänischen 
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auch das isländische Bu(^et feststellen uDd mancherlei 
speciell oder wenigstens nebenbei für Island bestimmte 
Gesetze votiren, obwohl er von der Insel nicht beschickt 
war und nicht beschickt werden konnte, weil es an jedem 
Wahlgesetz for dieselbe fehlte. Die oberste Verwaltung 
des Landes, welche zur Zeit des Absolutismus untr die 
Eentekammer , die dänische Kanzlei, sowie die Direction 
fftr die Universität und die gelehrt«n Schulen vertheilt 
gewesen war, wurde zwar durch königl. Ent'^chliessung 
vom 10, November 1848 zugleich mit den farOischen und 
grönländischen Angelegenheiten einem eigenen Departement 
überwiesen, und ein gebomer Isländer an dessen Spitze 
gestellt; aber dieses isländische Departement wurde erst 
dem Dänischen Ministerium des Innern und später (1855) 
dem Dänischen Justizministerium unterstellt, noch später 
auch noch das ßechnungsrevisionswesen demselben abge- 
nommen, und andemtheils nicht einmal die Anfangs an- 
geordnete directe Vortragserstattung des Departementschefa 
an die übrigen Minister, je nachdem die einzelnen Ange- 
legenheiten in den Ressort des einen oder andern von 
ihnen einschlugen, consequent festgehalten, so dass die 
Verwaltung der Insel in oberster Instanz ganz in der 
Hand mehrerer Dänischer und nur dem Dänischen Reichs- 
tag verantwortlicher Minister, wenn nicht gar eines ein- 
zigen aolchen, lag. Endlich das höchste Gericht hatte 
allerdings schon kurz nach seiner Errichtung für Däne- 
mark (1661) angefangen, auch isländische Rechtssachen vor 
sein Forum zu ziehen; aber dasselbe hatte auch immer 
nur des Königs Person vertreten, welcher denn auch be- 
12* 
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rechtigt gewesen war, wenn er den Vorsitz in demselben 
öbernahm, selber das Urtheü zu fällen, und welcher bis 
in die neueste Zeit herab dasselbe wen^stens noch in 
eigener Person zu eröffnen pflegte. Durch das Grund- 
gesetz dagegen war die richterliche Gewalt als eine selbst- 
ständige den Gerichten übertragen worden; dennoch aber 
hielt der Dänische oberste Gerichtshof auch Island gegen- 
über seine Competenz fest, wozu doch nunmehr aUer 
BechtsgTund fehlte. Nach allen Seiten hin ging demnach 
die Dänische Regierung frischweg von der Anschauung 
aus, dass der absolute König einfach zu Gunsten seiner 
Dänischen ünterthanen abgedankt habe, so dass alle übrigen 
Angehörigen der Gesammtmonarchie jetzt diesen ebenso 
schrankenlos unterworfen seien, wie sie dies vordem ihrem 
Souverän gewesen waren. Höchstens eine gewisse Billig- 
keit, meinte man, spreche dafür, dass man auch ihnen 
einen gewissen Antheil am Dänischen Iteicbstag einräume, 
welcher übrigens Island gegenüber dadurch nichts an seiner 
Competenz verlieren könne, dass die Isländer von seiner 
Beschickung fernblieben (so die Motive zum Entwurf 
von 1851). 

Selbstverständlich wurden isländischerseits wiederholte 
Versuche gemacht, so verworrenen Zuständen ein Ziel zu 
setzen. Das Alding richtete dieserhalb eine Petition um 
die andere an den König (1853, 1857, 1859, 1861, 1863); 
jedesmal aber erfolgte eine abschlägige Antwort, sei es 
nun, dass man sich auf die Unmöglichkeit berief, die 
Stellung eines einzelnen Beichslandes zur Gesammtmonarchie 
festzustellen, ehe die in der Schwebe begriffene Verfassung 
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dieser letartieren noch geordnet sei (I85S), oder daes man 
anf den engen ZuBammenhang hinwies, welcher zwischen 
der isländischen Verfassmigsfrage und der gleichfaHs noch 
ungelösten Finanzfrt^e bestehe (1861, 1863), oder dass 
man auch wohl von jeder Angabe eines Grnndea absehen 
zu dürfen meinte (1859). Dem Alding des Jahres 1865 
legte die Begierui^ endlich den Entwurf eines Gesetzes 
vor, welches die finanziellen Beziehungen Islands zu Däne- 
mark regeln sollte, indem sie zugleich versprach, unmittel- 
bar nach der Erledigung dieses Punktes ein Ver^suugs- 
gesetz für die Insel in Angriff nehmen zu wollen; aber 
das Alding lehnte diesen Entwurf aus guten Gründen ab, 
und bat um sofortige Einberuftmg einer neuen „Volksver- 
sammlung" auf Grund des Wahlgesetzes vom 28. Sep- 
tember 1849, welcher ein die Verfassungsfrage im ganzen 
(d. h, einschliesshch der Finanz&a^) behandelnder Gesetz- 
entwurf vorgelegt werden möge. Auf dieses Gesuch ein- 
zugehen lehnte hinwiederum die Kegienmg ab; dagegen 
legte sie dem Alding des Jahres 1867 wenigstens den 
Entwurf eines Verfassungsgesetzes für Island vor, und ver- 
sprach, wenn sie zwar die Finanzfrage für diesmal im 
übrigen unberührt hess, wenigstens so viel, dass sie für 
den Fall der Annahme dieses Entwurfs versuchen werde, 
den dänischen Reichstag zur Verwilligung eines bestimmten 
j^ilichen Beitrags zu den Finanzen Islands zu bewegen. 
Da der B^erungsoommissär die ausdrückliche Versiche- 
rung ertheUte: der König erkenne der Versammlung in 
der Verfassungsftage eine beschliessende, nicht blos eine 
berathende Stimme zu, und denke an keinerlei OctroyiruDg, 
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so setzte sich das Alding über die formelle Fn^e hinweg, 
üb der Entwurf nicht vielmehr einer auf Grund des er- 
wähnten Wahlgesetzes zu berufendeu eigenen Versammlung 
hätte vorgelegt werden sollen, und trat auf dessen Be- 
rathung ein; es erkannte überdies an, dass die nunmehrige 
Vorlage gegenüber dem bisherigen Verfahren der Regienmg 
einen dankenswerthen Fortschritt bezeichne, und dass die- 
selbe im Grossen und Ganzen geeignet sei, als Grandlage 
fur einen Ausgleich zu dienen. Aber es emendirte diese 
Vorlage eben doch in einer B«ihe nicht unerheblicher 
Beziehungen, indem es zi^leich im Finanzpunkt eine be- 
stimmte höhere Forderung formulirte, und wenn es primär 
um die sofortige Sanctionirung dieses emendirten Entwurfs 
nachsuchte, so bat es eventuell wieder um möglichst bal- 
dige Vorige eines neuen Entwurfs an eine auf der Insel 
neu zu erwählende Versammlung. 

Jetzt versuchte es die Kegierang wieder einen andern 
Weg einzuschlagen. Weder das Verfassungsgesetz fllr die 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten der dänischen Mon- 
archie vom 2. Octoher 1855, sammt dem gleichzeitig er- 
lasseneu Wahlgesetz für den Keichsrath und dem die 
Geltung des Grundgesetzes auf Dänemark beschränkenden 
Gesetze, noch das Grundgesetz für die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten des Königreichs Dänemark und des Herzog- 
thoms Schleswig vom 18. November 1863, noch endlieh 
das neue in den Jahren 1865/66 verhandelte und am 28. 
Juli 1866 promulgirte dänische Grundgesetz hatt« ii^end- 
welche Rücksicht auf Island genommen, und demgemäss 
war dieses nach wie vor weder als selbstständiges Land, 
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noch auch nur als dänische Provinz im dänischen Reichs- 
tage vertreten. Dennoch wandte sich jetzt das Ministe- 
rium, statt eine neue „Volitsversammlung" auf Island ein- 
znbemfeu, oder wenigstens mit dem Aldiiig weiter zu 
verhandeln, an diesen Beichstag, und legte ihm einen 
„Entwurf eines Gesetzes über Islands Finanzwesen" vor 
(7. October 1868), welchem der Verfassungsentwurf von 
1867, dessen vom Alding emendirter Text und manche 
andere ähnliehe Stflcte als Beilagen beigegeben waren. 
Die Form der Vorlage bereits zeigte und der Gang der 
Verhandlungen bestätigte, dass man dabei die einseitige 
Vereinbarung eines Gesetzes mit dem Ileichstag beab- 
sichtigte, welches dann ohne weiteres auch für Island 
gültig sein sollte, und doch beschränkte sieh der Entwurf 
ganz und gar nicht auf das Postulat eines bestimmten 
Beitrags aus den Dänischen Kassen zur Bestreitung der 
Bedflrfiiisse der Insel, vielmehr griff dieser tief genug auch 
in die Verfassungsfrage hinein. Manche wohlwollende 
Stimme Hess sich am Landsdinge sowohl als am Volks- 
dinge zu Gunsten der Isländer vernehmen; aber niemand 
sah sich veranlasst auf das Absurde einer Verhandlung 
hinzuweisen, welche das dänische Ministerium mit der 
dänischen Volksvertretung anknüpfen wollte, um über is- 
ländische Angelegenheiten endgültig zu beschliessen, ohne 
dem Alding oder einer anderen Vertretung Islands auch 
nur eine Stimme einzuräumen. Im Gegentheil; man be- 
anspruchte von allen Seiten sogar bezüglich der Lösung 
der isländischen Verfassungsfrage für den Beichstag ein 
entscheidendes Votum, und das Ministerium, dessen Hal- 
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tung in der Sache Ton Anfang an eine unsichere und viel- 
leicht selbst eine zweideutige gewesen war, leistete nur 
schwachen Widerstand. So wurde denn der Entwurf im 
letzteren Sinne vom Landsding emendirt und zugleich an 
den finanziellen Zugeständnissen, in noch höherem Mass 
als dies bereits vom Volksding geschehen war, abgestrichen ; 
doch blieb die Sache unerledigt, da der Reichstag ge- 
schlossen wurde, ehe noch zwischen dessen beiden Kam- 
mern ein Binverstfindniss erzielt war. 

So knüpfte denn die Regierung wieder mit Island 
Verhandlungen aa. Unmittelbar vor dem Schlüsse des 
Reichstags hatte sie das Alding aufgelöst und Neuwahlen 
ai^eordnet. Obwohl die betreffenden Verffigungen erst 
am 21. März 1869 nach Island gelangten, und das neu- 
gewählte Alding bereite am 27. Juh zusammentreten sollte, 
wurde dieser Termin doch eingehalten, so schwere Hinder- 
nisse auch die Ausdehnung und Unwegsamkeit des Landes 
dem rechtzeitigen Vollzug der Wahlen in den Weg legten. 
Gleich in seiner ersten Sitzung empfing das neugewählte 
Alding die Mittheüung: dass der emendirte Verfassungs- 
entwurf von 1867 die königliche Sanction nicht erlangt 
habe, zugleich aber auch eine neuerliche Vorli^e in gleichem 
Retreff, und zwar waren es diesmal zwei gesonderte Ent- 
würfe, welche vorgelegt wurden, einerseits nämlich der 
Entwurf eines Gesetzes, welches die verfassungsmässige 
Stellung Islands im Reiche genauer bestimmen und zu- 
gleich auch die finanzielle Frage regeln sollte, andrerseits 
aber der Entwurf einer Verfassungsurkunde bezi^lich der 
besonderen Angelegenheiten der Insel. Beide Vorlagen 
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wurden freUich naeh angehenden Verhandlangen schliees- 
lich abgelehnt; dieselben bieten aber sanuut diesen Ver- 
handlungen immerhin ein besonderes Interesse, da mit 
denselben der ganze Verfassungsstreit unverkennbar in ein 
neues Stadium eingetreten ist, Ihrer Besprechung müssen 
aber vorerst noch einige Bemerkungen über die geschieht^ 
lieben Thatsachen vorhergehen, welche fttr die finanzielle 
Frage von entscheidender Bedeutung sind. 



2. 
Ueber die finanziellen Beziehungen Islands zu Däne- 
Diarlf sich ein klares Bild zu verschaffen, ist nichts weniger 
als leicht. Seit dem Jahre 1825 bereits wird von den dä^ 
nischen Oberbehörden auf das ständige Deficit der is- 
ländischen Landeseasse hingewiesen und von kgl. Besolutio- 
nen auf dessen Abstellung gedrungen. Bei jeder Gelegenheit 
wiederholt sich daniecherseita die Klage, dass die Insel 
sich nicht selbst zu erhalten vermöge, vielmehr steter Zu- 
schüsse aus der dänischen Staatscasse bedürfe. Das dä^ 
nische Finanzgesetz vom 26. Februar 1869 berechnet für 
das laufende Jahr, 1869/70, diese TJnterbilanz auf 26,139 
Reiehsthaler {etwa 34,000 fl.), welche Ziffer, an sich un- 
bedeutend, doch im Verhältniss zu dem gesammten Budget 
von 51,222 Thlrn. Einnahme und 77,361 Thlrn. Ausgabe 
sehr beträchtlich erscheint, zumal da Island zu den ge- 
meinsamen Bedarfhissen des Gesammtstaats , wie z. B. 
der königlichen Civillist«, dem Heer und der Marine, der 
diplomatischen Vertretung u. dg]., gar nichts beisteuert. 
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Das scheint so einleuchtend, dass man sich fast darüber 
wundern möchte, warum wohl Dänemark nicht den Kieler 
Frieden benutzt habe, um mit guter Manier Island zugleich 
mit Norwegen von sich abzuschütteln. Aber die Sache 
hat denn doch auch ihre Kehrseite, uud manhatisländischer- 
seits nicht versäumt, auch diese gelegentlich zur Sprache 
zu bringen. 

Genauere Betrachtung zeigt zunächst, dass das so- 
genannte isländische Deficit theilweise nur ein scheinbares 
ist. TJrspriinglich freilich war für Island stets eine klare 
und gesonderte Eeclinung geführt worden, und soweit die 
betreffenden Documente noch vorliegen, kann man sich aus 
diesen leicht überzeugen, dass dazumal von einer Unter- 
bilanz keine Rede war, vielmehr umgekehrt ein Ueberschuss 
in des Königs Gasse abgeführt wurde. Aber seit der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts brachte theils das Bestreben, alle 
dem König untei^ebenen Lande möglichst als Theile eines 
einzigen Staates erscheinen zu lassen, theils jene heiUose 
Pinanzwirthschaft, welche schliesslich zu einem förmlichen 
Staatsbankerotte führte, das Verhältniss des isländischen 
Kech nun gs Wesens zum dänischen in vollständige Verwirrung, 
welche sich auch nicht sofort wieder beseitigen liess, nach- 
dem ein „Normalreglement" für deu Staatshaushalt glück- 
lich zu Stande gebracht war (1825). Die für Island auf- 
gestellte Rechnung war fortan nur eine Abrechnung zwischen 
der dortigen Grundbucheasse und der dänischen Zahlcasse, 
repräsentirte aber keineswegs eine Abrechnung zwischen 
dem isländischen und dem dänischen Finanzwesen, und die 
Rentekammer selbst sprach dies gelegentlich (1845) un- 
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nmwundea aus: „Es lässt sich vielleicht bezweifeln, ob in 
Wirkliehkeit irgendetwas für Island zugeschossen wurde, 
und wie viel es etwa sei; denn es ist zwar gewiss, dass 
alljälirlieh zur Grandbucheasse auf Island mehr oder minder 
zugeschossen wird, und dass hiervon alljährlich in den 
Bechnungen und Voranschlf^en für das Reich Erwähnung 
geschieht, um einen Ueberblick über den Gesammtzustand 
der Reichsfinanzen zu ermöglichen, aber das kann man 
eigentlich keinen Zuschuss für Island nennen, denn weder 
vereinnahmt die Grundbucheasse alle Einkünfte, welche 
ans Island in die Reichscasse fliessen, obwohl man nun 
in den letzten Jahren angefangen hat, diesen Punkt zu 
beachten und ihr solche nach und nach zu gute zu rech- 
nen, noch auch wurde beachtet, dass aus jener Gasse ' 
mancherlei Zahlungen gemacht wurden, welche nicht unter 
die Ausgaben für Island gerechnet werden können, und 
hat man angefangen, auch dies nach und iLach in bessere 
Ordnung zu bringen." In so weit also ist es nur die 
Verkehrtheit der Rechnungsstellung, welche das angebliche 
Deficit Islands veranlasst. 

Zweitens aber fehlt in den Kopenhagener Budgets 
eine Reihe von Posten, welche zu Gunsten Islands aufzu- 
führen wären, und welche zum Theil sogar in ganz be- 
stimmter Beziehung zu bestimmten einzelnen Ausgabe- 
posten stehen, die zu Lasten des Landes wirklich eingestellt 
sind. Ein beträchtlieher Theil der Einkunft« Islands be- 
stand von jeher in den Erträgnissen des Kronguts, und 
noch gegenwärtig liefern diese etwa ein Drittel des Ge- 
sammtbetrs^es. Keinem Zweifel kann unterliegen, dass 
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dieses Krongut, gröestentheils aus dem Grundbesitz der 
gelegentlich det Reformation eingezogenen Elöster her- 
stammend, ausschliesslich dem Lande selbst zugehört, und 
ganz folgerichtig wird denn auch von Jahr zu Jahr dessen 
Ertrag zu den Eintünften gerechnet, welche dieses abwirft; 
aber sowie die eine oder andere Domftne veräussert wird, 
lässt man den Kaufpreis derselben in die dänische Keichs- 
casse äiessen, und Capitalwerth wie Rente verschwindet 
damit spurlos für den isländischen Staatehaushalt. Die 
Bentekammer selbst hatte längst auf das Widersinnige dieses 
Verfahrens hingewiesen, und bemerkt, dass nothwendig 
immer grössere Zuschüsse aus der Beichscasse fßr Island 
verrechnet werden mflssten, wenn man diesem nicht min- 
destens die Zinsen der eingehenden Kaufgelder gut schreibe ; 
durch eine kgl. Resolution vom 18. Mai 1836 wurde dieses 
evident begründete Verlangen zurückgewiesen, und dabei 
hatte es sein Verbleiben. Freilich beruft man sich dänischer- 
seits darauf, dass auch bezüglich der dänischen Domänen 
stets das gleiche Verfahren beobachtet worden sei; aber es 
ist denn doch klar, dass es sich für Dänemark dabei nur 
um die Art der Abrechnung zwischen den verschiedenen 
Gassen eines und desselben Landes handelt, während für 
Island, sowie einmal dessen Finanzen von den dänischen 
geschieden werden sollen, die dänische Gasse eine fremde 
ist, an welche die betreffenden Kaufgelder entrichtet werden. 
Dass es sich aber dabei um einen vergleichsweise sehr be- 
deutenden Posten handelt, zeigt sich sofort, wenn man be- 
denkt, dass bis zum 1. April 1866 f^r verkaufte isländische 
Domänen 175,037 Thaler eingegangen waren, welches ganze 
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Capital sammt allen seinen Zinseni somit Dänemark auf 
Kosten Islands verschlungen hatte. In Betracht kommt 
ferner der Grundhesitz der beiden Bischofstühle Islands. 
Gelegentlich der Verie^ng des Bisthums Skälholt nach 
Reykjavik hatte der König durch Reacript vom 29. April 
1785 erklärt, dessen ganzen Grandbesitz auf eigene Rech- 
nmig versteigern lassen zu vpoUen, gegen Uebernahme der 
Verpflichtung, fortan seinerseits für den Unterhalt des Bischofs 
sowohl als seiner Domschule zu sorgen. Durch Rescript 
vom 2. October 1801 wurde sodann das Bisthum zu Hölar 
und dessen Domschule mit dem Bisthum und der Schule 
zu Reykjavik vereinigt, und sollten durch die Versteigerung 
auch seines Grundbesitzes die Mittel gewonnen werden 
zn einer gründlichen Aufbesserung der Dotation dieser 
letzteren. Die Versteigerung brachte für den Besitz beider 
Bisthümer zusammen 123,909 Tbaler ein; auch dieser 
Posten aber wird in keinem isländischen Budget zu Gunsten 
der Insel vorgetragen, während sie doch alle den Unter- 
halt des Bisehofs und seines Dompfarrers, dann den der 
Lateinschule und der Priesterschule, zu deren Lasten ein- 
stellen. Die betreffenden Leistungen also wollen dem is- 
ländischen Budget überwiesen, die Capitalbestände aber, 
auf welchen dieselben ruhten, als an die danische Reichs- 
casse übei^egangen behandelt werden, und das soll dann 
eine Klarlegung der isländisch-dänischen PinanzverhäUnisse 
heissen! 

Ferner. Schwere Nothstftnde, welche die Insel in den 
Jahren 1783 und 1784 heimsuchten, hatten den König 
veranlasst, eine allgemeine Collecte in allen seinen Landen 
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zu eröffnen „zur Unterstützung dieser verarmten Einwohner". 
Von allen Kanzeln sollten nach Verlesung einer Schildening 

der eingetretenen Verwüstungen die Gtemeinden zu christ^ 
lieber Barmherzigkeit und Mildthfttigkeit aufgefordert werden ; 
die eingehenden Gelder aber sollte die kgl. Zahlcasse in 
Empfang nehmen und bis zu ihrer Äusbezahlung yerzinsen. 
Ein Betrag von 41,535 Thalern kam durch milde Bei- 
steuern zusammen ; aber nicht der vierte Theil dieser Summe 
wurde zur Unterstützung der Beschädigten verwendet, der 
Ueberrest dagegen als ein Nothpfennig für etwaige zu- 
künftige Unglüeksfölle, in der kgl, Casse verzinshch an- 
gelegt, zurückbehalten. Bereits eine derartige Anordnung 
war mit dem Zweck der Collecte und der Absicht der 
Geber kaum vereinbar; aber doch erkannte die Kentekammer 
wenigstens zunächst noch an (1789), dass jener Fonds nnr 
bestimmt sei, nothleidenden Isländern aufzuhelfen, nicht 
aber zu Gunsten irgendwelcher Öffentlichen Einrichtungen 
oder Regiemngsmassregeln anderer Art angegriffen werden 
dürfe. Dennoch begann man schon wenige Jahre später 
denselben sogar zu Zwecken in Anspruch zu nehmen, welche 
für Island nicht das mindeste Interesse hatten, wie z. B. 
zu Gunsten einer Vermessung der isländischen Küsten und 
Häfen (Rescript vom 28. Mai 1800), die doch nur der 
dänischen Marine zu gute kam, und behandelte die „Colleet- 
gelder" überhaupt als ein der freiesten Verfagung der 
dänischen Finanzcollegien unterliegendes Gut. Wahrend 
der Fonds schon zu Ende 1799 auf 50,950 Thaler an- 
gewachsen war, bestimmte eine königl. Resolution vom 
25. Juli 1844 dessen Höhe nur auf 28,165 Thaler, und 
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wies auf deneelben noch überdies einen guten Theil der 
Kosten fnr den Bau eines Schulhauses in Reykjavik an — 
Ausgaben also, die mit dem Zweck der Collecte nicht das 
mindeste zu thun hatten, und welche überdies die Krone 
bei der Uebemabme der bischöflichen Güter sieh ver- 
pflichtet hatte, ihrerseits zu tragen. Dass die dänische 
Regierung diesem Fonds ihrem eigenen Zugeständnisse nach 
sich nur in der Lage eines Depositars befand, hat das Al- 
ding wiederholt geltend gemacht, und wenn man dänischer- 
seits hiergegen zu erwidern pflegt, dass man einer Re- 
gierung gegenüber nicht die gleichen Rechtsregeln anwenden 
dürfe wie einem Privatmann gegenüber, so ist dies doch 
nur theilweise richtig. Allerdings wird kein Gericht einen 
dänischen Minister wegen Unterschlagung der CoUectgelder 
ins Zuchthaus schicken können, wohin jeden Privatdepositar 
eine ähnliche Handlungsweise unzweifelhaft geführt hätte; 
soweit di^egen die civilrecbtliche Ersatzpflicht in Fr^e 
steht, ist nicht abzusehen, warum ein anderes für den 
Fiscus als Depositar gelten sollte, als für jeden anderen 
Schuldner. In ähnlicher Weise war aber auch mit nicht 
wenigen anderen isländischen Geldern gewirths chattet 
worden, wofür instar omninm der Mehlbussenfonds als 
Beispiel dienen mag. Durch einen Commissionsspruch vom 
8. Februar 1772 war der allgemeinen Handelscompagnie 
für das Absenden gesundheitsschädlichen Mehls eine be- 
trächtliche Geldbusse auferlegt worden, aus deren Betrag 
ein Fonds „für Islands allgemeines Bestes" gebildet wurde. 
Im Jahre 1797 auf 5395 Thaler angewachsen, wurde er 
im Jahre 1844 auf 7500 Thaler veranschlagt, aber bereits 
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durch kgl. Resolution vom 25. Juli 1844 ebenfalls zu den 
Kosten des Schulbaues in Reykjavik herangezogen und 
vollständig aufgebraucht ~ aufgebraucht far Ausgaben, 
welche die Krone als Entgelt für die von ihr übernom- 
menen bischöflichen Gfoter zu tragen sich verpflichtet hatte, 
u. dgl. m. 

Man sieht, ganz abgesehen von kleinem oder minder 
leicht evident zu stellenden Posten ergibt sich bereits aus 
dem Bisherigen eine Gegenforderung Islands gegen Däne- 
mark im Betrag von mehr als 350,000 Thlm., selbst wenn 
man sich nur an die dänischerseits bekannt gegebenen Ab- 
rechnungen hält, die doch sicherlich vielfach untersetat 
sind. Dabei kann es sieb selbstverständlich nicht um 
einen einfachen Ersatz der bei dieser oder jener Gelegen- 
heit percipirten Capitalien handeln, sondern es ist auch 
die Frt^e in Betracht zu ziehen, ob nicht durch die Art 
ihrer Realisirong dem Land ein weiterer Schaden zugefBgt 
sei, und ob nicht überdies neben den Capitalbeträgen auch 
deren Verzinsung in Rechnung zu kommen habe. In der 
ersteien Beziehung lässt sich freilich entgegnen, daas die 
Regiemngshandlungen des absoluten Monarchen sein Land 
verbinden, mögen sie ihm nun nützen oder schaden; aber 
doch steht billig zu bezweifeln, ob dieser Satz auch auf 
den Fall Anwendung finde, wo es sich um eine Bereiche- 
rung handelt, welche dem einen Lande durch einen Regie- 
rungsact des gemeinsamen Regenten anf Kosten des anderen 
zugegangen ist, und jedenfalls muss man, wenn man auf 
den Satz sich berufen will, auch alle seine Consequenzen 
sich gefallen lassen, xmd darf z. B. nicht hinsichtlich der 
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geringen Preise, welche für die bischöfliehen Güter in Folge 
ihrer übereilten Veräosserung erzielt wurden, ihn in Bezug 
nehmen, und sich doch gleichzeitig weigern, die gesteigerten 
Kosten von Bisthum und Schule aus der Reiehscasse zu 
bestreiten, welche deren Tragung doch gelegentlich derselben 
schlechten Speculation üheraommen hatte. In der zweiten 
Beziehung dagegen lässt sich denn doch der Grundsatz kaum 
bestreiten, dass für Posten, welche das eine Keichsland an 
das andere ohne. Entgelt übertragen hat^ eine landesübliche 
Verzinsung bis zur Ersafcdeistung dem ersteren zu gute 
komme, wenn es auch bei den vielfach verschlungenen 
gegenseitigen Äbrechnungsverhältnissen schwer, ja unmöglich 
sem mag, den nach Abzug aller Gegenleistungen dafür 
verbleibenden Betrag auf Heller und Pfennig zu liquidiren ; 
und dasB eine Iteihe der einschlägigen Zahlungen schon 
vor sehr langer Zeit den dänischen Gassen zugeflossen ist, 
mass jedenfalls genügen, um zu zeigen, dass der betreffende 
Conto an Zinsen und Zinses zinsen zu Gunsten Isl^ids 
bereits eine ganz anständige Höhe erreicht haben mass. 

Zu dem bisher Besprochenen kommt nun aber noch 
ein zweiter, ohne allen Vergleich bedeutenderer Anspruch 
hinzu, welcher sich auf die Handelsgeschichte Islands 
begründet. Ungemein reich an Producten der Fischerei 
und der Viehzucht, entbehrt die Insel alles Getreidebaues, 
alles Bolzes, aller Metalle, alles Salzes; mehr vielleicht 
als ii^end ein andres Land bedarf dieselbe hiemach der 
freiesten Handelsbewegung, und weniger als irgend einem 
andern ist sie ihm von Dänemark verstattet worden. Schon 
seit der Mitte des 14. Jahrhunderts hatte man freilieh 

Kinier, Zur poUtiiebsn »«sehlchM lalioda. 13 
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den isländischen Handel zu beschränken und zugleich durch 
mancherlei Abgaben an des KönigB Kammer fOr diese ren-^ 
tabel zu machen gesucht; aber doch hatten noch im 15. 
und 16. Jahrhundert die Engländer, dann die Hanseaten 
ond Hollander einen »emlicb lebhaften Verkehr mit der 
Insel gehabt, und da gleichzeitig auch noch einzelne Dänen, 
)a selbst königliche Handelsschiffe dieselbe besuchten, war 
immerhin noch fOr eine ziemlich ausgiebige Concmrenz 
gesorgt gewesen. Als nun aber König Christian IV. mit 
aller Gewalt seinen Dänen eine Handelsmarine zu Stande 
bringen wollte, war es selbst mit diesem geringen Masse 
Ton Handelsfreiheit sofort vorbei. Im Jahre 1602 wurde 
das ausschliessliche Becht auf Island zu handeln den 
Städten Eopenhi^n, Malmö und HelsingCr übertFagen, 
und über 180 Jahre blieb von da ab der isländische Handel 
strengstens monopolisirt. Bald waren es bestimmte dänische 
Städte, Handelscompagnien oder Gilden, an welche der 
gesammte Handel des Landes verheben wurde; bald wurden 
die einzelnen Häfen desselben an einzelne Eaufleute oder 
Interessentschaften einzeln verpachtet; zuweilen wurde auch 
wohl der Handel nach Island vom König in eigener Regie 
geführt Aber so oft auch die berechtigten Personen wech- 
selten, so bleibt doch stets die Regel bestehen, dass der 
isländische Einfuhr- wie Ausfuhr-Handel nur einer kleinen 
Zahl von solchen zustehe, während aller Handelsverkehr 
mit Unberechtigten nicht nur, sondern selbst mit den in 
einem andern Bezirke Berechtigten den strengsten Strafen 
unterlag; zu Ruthenhieben, Zuchthaus, Verlust ihrer ganzen 
Habe wurden Leute verurtheilt, die von einem nicht be- 
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rechtigten Händler ein paar Ellen Zeug kauften, oder au 
einen solchen ein paar Fische ahsetzten. Durch eine Reihe 
von Waarentaxen, an welche man sich im Verkehr zu 
binden hatte, suchte die Regienmg den ITehelstäuden ab- 
zuhelfen, welche mit dieser Erdrückung jeder Concurrenz 
nothwendig verbunden waren, und solche liegen aus den 
Jahren 1619, 1684, 1702, 1776 vor; aher da dieselben 
in Dänemark und unter dem vorwaltenden Einfluss dar 
nischer Männer entworfen wurden, berücksichtigten sie die 
Interessen der dänischen Kaufleute weit mehr als die der 
islftndischen Consnmenten und Produeenten, während sie 
zugleich alles Interesse an der Verbesserung der Qualität 
der Waaren ertödten mussten, da für die beste nicht mehr 
zu erhalten war als für die schlechteste; sie heesen ferner 
den Isländer nach wie vor von der Gnade des däaiischen 
Kanfinanns abhängig, da er die Waaren deren er schlecht- 
hin bedurfte, schlechthin von ihm beziehen musst«, und 
den Uebersehuss seiner Product«, den dieser nicht abnehmen 
wollte, an keinen andern abaetaen durfte. Während die 
dänischen Könige beträchtliche Pachtgelder aus dem is- 
ländischen Handel zogen ^) und dieser als eine der werth- 
vollsten Stützen für die Wohlfahrt des Kopenhagener Kauf- 
mannsstandes galt, verarmte Island zusehends, und alle 
Versuche, demselben aufzuhelfen, seheiferten an dem zähen 
Widerstände der Monopolhändler, die jeden Aufschwung; 
des Landes ihren Interessen geföhrlich hielten. Erst als 

') Drei verechiedene Angaben aua den Jahren 1785—1786 schätzen 
dieselben nach einem für die Jahre 1602—1784 berechneten Dnich- 
Bchnitt auf jährlich 7659, 7316 oder 7355 Thli. 
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die schon erwähnten Nothstände der Jahre 1783 — 1784 
Tausende von Menschen durch Hunger und Klend umkommen 
Hessen, und unerschrockene. Schriftsteller, unter ihnen 
vorab der Holateiuer Christian Ulrich Detlev E^ers, offen 
aussprachen, dass weniger die Natur als die verkehrten 
Massregelu und Einrichtungen der Mensehen solches Un- 
glück verschuldet hätten, und dass die Geschichte des is- 
ländischen Handels zugleich „die Beschreibung des stnfen- 
weisen Verfalls des Landes" sei, schritt man endlieh zur 
theilweisen Aufhebung des Monopolhandels (1787). Aach 
jetzt noch beschränkte sich die Freigehung des Handels 
auf die Unterthanen des Königs in Dänemark, Norwegen 
und den Herzogthümem, während Eremde nach wie vor 
von aller Theilnahme an demselben ausgeschlossen waren, 
und selbst jene auf dessen Betrieb an wenigen namentlich 
bezeichneten Orten beschränkt blieben; eine Verordnung 
aber vom 11. September 1816 und einige weitere nicht 
bedeutsamere Erfasse hielten im wesentlichen an denselben 
Grundsätzen fest, und insbesondere war die in der ersteren 
ausgesprochene Zulassung fremder Kaufleute in Folge der 
ihnen auferlegten schweren Belastung eigentlich nur eine 
nominelle, wogegen durch die Trennung Norwegens von 
Dänem^k der Kreis der effectiv Handelsberechtigten s(^ar 
sehr erheblich geschmälert wurde. Bis zum Jahre 1854 
herab, in welchem eine wirkliche und voUstäudige Frei- 
gebung des isländischen Handels erfolgte, blieb dieser nun 
einerseits mit mancherlei Abgaben, wie Schiffsgeldem und 
Zöllen (bei der Ausfahr in fremde Lande), belastet, die 
doch im Budget Island nicht oder nicht vollständig zu 
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gute gerechnet wurden, und andrerseits konnte auch die 
Bereichernng, welche dem dänischen Handelsstand und 
dessen Steuerkraft aus demselben erwuchs, als eine indirecte 
Besteuerung der Insel betrachtet werden. 

Es ist allerdings richtig, wie dies die Dänische Re- 
. gierung gelegentlich der Budgetvorl^^ filr 1850/51 aus- 
gesprochen hat, dass es vollkommen unmöglich ist, den 
Schaden, welchen Island durch diese langjährige Verküm- 
merung seines Handels erhtten, und den Vortheil, welchen 
der Danische Handelsstand aus derselben gezogen hat, in 
bestimmten Ziffern anzugeben; aber daraus folgt doch für 
Dänemark nicht die Berechtigung, nachdem es Jahrhun- 
derte lang das arme Land systematisch ausgesaugt und an 
jeder gesunden wirthschaftliohen Entwicklung verhindert 
hat, dasselbe nunmehr ohne jeden Ersatz für diese Be- 
raubung wie die ausgepresste Schale einer Citrone von 
sich zu werfen, oder auch nur von einer TJnterbilanz des- 
selben zu sprechen, während man doch in der durch den 
isländischen Handel gesteigerten eigenen Steuerkraft längst 
dessen Mark verzehrt hat. Man darf sieh auch hier wieder 
nicht auf den Druck berufen, welchen vordem die Prohn- 
den auf den dänischen Bauernstand oder der Zunftzwang 
auf die dänischen Consumenten geübt hatte; dort war eine 
Classe von Angehörigen desselben Staates zu Gunsten 
einer andern belastet worden, und da der einheitliche 
Staatsbaushalt für beide auch in Zukunft fortbestehen soll, 
wird durch entsprechende Regelung der Besteuerung den 
etwa noch fühlbaren Nachwirkungen jener früheren Miss- 
stände ßeobnung zu träfen sein; hier dagegen handelt es 
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sich um eine langjährige Ausnutzung des einen Iteichs- 
landes durch das andere, und diese kann in dem Moment 
nicht unberflcksicht^ bleiben, in welchem beide ihren 
Haushalt völlig ton einander trennen wollen. Man wende 
auch nicht ein, dass Island schon genugsam begünstigt 
sei dnreh die Befreiung von allen Beiträgen zu den Kosten 
des Gesammtstaats. Was leistet denn dieser fdi Island» 
das des Bezahlens werth wäre? Hat das Land jemals . 
. äussere Feinde gehabt, gegen die es von dem dänischen 
Heer oder der dänischen Flotte Schutz zu hoffen hätte? 
Weder gegen die algieriscbeo Corsaren, welche im Jahre 1627 
auf der Insel plauderten, noch gegen den lumpigen Aben- 
teurer Jörgen Jöi^nsen, der sich im Jahre 1809 in deren 
Besitz setzte, hat sie dieselbe zu schützen vermocht, und 
die Disciplin über die zahlreichen französischen Fischer- 
boote, welche alljährlich auf Island so mancherlei TJnfiig 
verüben, wird weit mehr von französischen als dänischen 
Kriegsschiffen gehandhabt. Die königl. Civilliste wird in 
Dänemark verzehrt; für dänische Kriege, für dänische 
Eisenbabnbauten werden Änlehen contrahirt: wo sollte da 
die Verpflichtung zu einer Theilnahme an den betreffenden 
Lasten herkommen? Auch ist noch nicht bekamt gewor- 
den, dass in Dänemark daran gedacht worden wäre, die 
Millionen, um welche der Snndzoll abgelöst wurde, mit 
Island zn theilen; warum dann die Lasten? 

Die längste Zeit über waren die finanziellen Beziehungen 
Islands zu Dänemark nur auf hureaukratischem Wege be- 
handelt, oder literarisch besprochen worden; bei lebendigerer 
Inangriffnahme der Verfassungsfrage aber konnten sie auf 
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die Dauer nicht beiseite gelassen werden. In der Antwort 
welche das Ministerium anf eine Petition des Äldinges von 
1853 ertheilen liess, wurde bereits darauf hingewiesen, dasa 
das Land an den allgemeinen Beichslasten nicht participire, 
rielmehr eines jährlichen Zuschusses aus Dänischen Mitteln 
bedürfe. Anf Anregung des Dänischen Volksdii^s, welches 
mit dem Isländischen Budget sich nicht zu helfen wusste, 
wnrde sodann am Alding 1857 darüber verhandelt ob nicht 
diesem eine berathende Stimme bei der Feststellung dieses 
Budgets eiozur&umen, dafür aber vom Eeicbstag ein be- 
stimmter Zuschuss auf eine begrenzte Zahl von Jahren zu 
Terwilligen, und andrerseits von Island wenigstens ein Con- 
tingent zur dänischen Flotte zu flhemehmen sei; das Al- 
ding aber lehnte diese Vorschläge ab, und verlangte dafür, 
neben einem derartigen Zuschuss, beschliessende Stimme 
bei Feststellung des Landesbudgets. Hierauf wollte hin- 
wiederum die Regierung nicht eingehen; aber die enge 
Verbindung in welcher die Finanzfrage mit der Verfaesungs- 
frage steht, wurde von ihr wiederholt benützt, um auf die 
letztere bezügliche Petitionen des Aldings zurückzuweisen 
(1861, 1863). Im Jahr 1861 wurde sogar eine Commission 
niedei^esetzt um Vorsehl^e über die Ordnung der Finanz- 
frage zu entwerfen; aber obwohl dieselbe nur aus drei Dänen 
(Tscheming, Nutzhom, Ejerring) und zwei Isländern (Jon 
SigurÖsson, Oddgeirr Stephensen) bestand, legte dieselbe 
doch nicht weniger als drei verschiedene Gutachten vor, 
und war nur darüber einig, dass eine genaue zlffermäasig 
berechnete Feststellung der Forderungen Islwids unmöglich, 
andrerseits aber eine Trennung der isländischen Finanzen 
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von den daniBchen höchst wünsehenswerth und mir im 
Zusammenhang mit einer gründlichen Lösung der Ver- 
fassungsfrage mdglich sei. Der schon erwähnte Gesetz- 
entwurf von 1865 bot den Isländern einen jährlichen Zu- 
schusB von 42,000 Thlm. auf zwölf Jahre, nach deren 
Ablauf eine neuerliche gesetzliche Feststellung eintreten 
sollte; er wurde abgelehnt, schon aus dem Grunde, weil 
die entscheidende Stimme dem Dänischen Reichstf^e vor- 
behalten werden wollte, für dessen BesehluBs keinerlei G!e- 
währ bestand. GfllegenÜich der Vorlage des Verfassungs- 
entwurfs von 1867 machte die Regierung ein wesentlieh 
günstigeres Angebot: 37,500 Thlr, jährüchen Zuschusses 
auf ewige Zeiten, und 12,500 Thlr. auf zwölf Jahre, und 
von da ab allmählich wegfallend; aber auch diessmal kam 
es zu keiner Einigung, freilich wohl aus andern als finan- 
ziellen Grttnden. So kam es denn zu jenen Verhandlungen 
am Dänischen Reichstage der Jahre 1868 — 69, und am 
Alding 1869, deren Besprechung den Gegenstand eines 
dritten und letzten Artikels bilden soll. 



Die geschichtlichen Ausgangspunkte des isländisch- 
dänischen Verfassungseonflictes, sowie der äussere Veilauf, 
welchen derselbe bisher genommen hat, wurden in den 
beiden vorhergehenden Artikeln besprochen; so mag denn 
zum Schlüsse noch ein kritischer Ueberblick über den der- 
maJigen Stand der Sache folgen. 
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Die Erledigung der obschwebenden Differenzen ist, wie 
das Bisherige bereits gezeigt haben wird, dadurch gar sehr 
ersehwert, , dass die beiden Streittheile principiell von 
dnichaus entgegengesetzten Gesichtspunkten ausgehen. Is- 
ländischerseits beiruft man sich darauf, dass die Insel durch 
freien Vertrag und mit Vorbehalt ihrer staatiiehen Selbste 
ständ^keit dem König von Norwegen sich unterworfen 
habe (1262^1264), und mit Norwegen als selbstständiges 
Land an den König von Dänemark gekommen sei (1380); 
dass die Einftthrung der Souveränetät (1662) zwar das 
Yerhältniss der Isländer zu ihrem König, aber nicht das 
Veihältniss Islands zu dessen anderen Reichen, zumal zu 
Norwegen und Dänemark, verändert habe, wie denn auch 
Jtets eine besondere Gesetzgebung sowohl als Verwaltung 
dem Lande verblieben, und dieses neben Dänemark und 
Norwegen in Öffentlichen Erlassen gesondert aufgeführt 
worden sei; dass dieses Rechtsverhaitniss durch die Ein- 
führung des Aldings neuerdings einen kraftigen Ausdruck 
erlangt habe, und in der That noch gegenwärtig zu Recht 
bestehe, indem das dänische Gruni^esetz von 1849 zwar 
fui Dänemark, aber nicht für Island legal zu Stande ge- 
kommen sei. Man zieht von hier aus ganz folgerichtig 
den Schluss: dass die Einführung einer Constitution in 
Dänemark für Island nur die Bedeutung habe, dass auch 
hier der Absolutismus nicht länger haltbar sei; dass aber 
der König sich mit seinen isländischen ünterthanen in 
gleicher "Weise über eine islandische Verfassung zu einigen 
habe, wie er sieh über eine dänische mit seinen dänischen 
Ünterthanen geeinigt. Dänischerseits dagegen behauptet 
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man, dase, gleichviel wie die Sache früher sich verhalten 
haben möge, jedenfalls durch die Einffthrung der Allein- 
herrschaft die Isländer „Unterthanen des dänischen, Staats" 
geworden seien ^); dass in Folge der in Dänemark ein- 
getretenen Verfassungsverändenmg an diesem ihrem Unter- 
thanenverhältnisse nichts sich geändert habe, und dass 
demzufolge das für Dänemark zu Stande gekommene Grund- 
gesetz auch für Island gültig sei, dass somit nur darüber 
mit dem Aldinge verhandelt werden kOnne, wie die be- 
sondere innere Verfassung Islands der durch das dänische 
Grundgesetz geschaffenen neuen Gesttdtung der Dinge an- 
gepasst werden könnte, und dass selbst in dieser Beziehung 
dieser Versammlung nur ihre frühere berathende, ganz und 
gar nicht aber eine bescWiessende Stimme zustehe. Neuer- 
dings tritt dänischerseits auch wohl die etwas modificirte 
Behauptung auf: dass, wenn auch nicht das Grundgesetz 
im ganzen, so doch wenigstens diejenigen Bestimmungen 
desselben für Island gültig seien, welche sich auf die ge- 
meinsamen Angelegenheiten des Reichs bezögen, weil diese 
schon vor dem Jahr 1848 aller Competenz des Aldings 
entrückt gewesen seien — eine Unterscheidung, welche sieh 
zwar scheinbar auf den Wortlaut der Nr. 1 der Äldings- 
verordnung vom 8. März 18i3 stützt, aher Im Hinblick 
auf die Entstehungsgeschichte dieser Verordnung sowohl 
als deren durch eine kgl. Resolution vom 10. Nov. 1843 



') Worte des EBgierungscominissärs beim Älding 1869; vgl, dia 
ofSciell herausgegebenen Aktstykber vedkommeDde den islandske 
I'orfatnings- og Finantsaag (1870) S. 344. 
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geregelte Vollzugsweise sieh als durchaus unstatthaft erweist 
BezOglich der finanziellen Frt^e femer stehen sich die 
beiderseitigen Auffassungen um nichts weniger schroflF 
g^enOher, indem man isländisclieTseits, auf eine Beihe 
specieUer Bechtstitel gestützt, Entsehäd^ungsansprüche 
auf nicht unbedeutende Beträge erhebt, während man die 
Existenz solcher Forderungen und beziehungsweise die 
Haftungspflicht der dänischen Staatscasse dänischerseits 
schlechthin iii Abrede stellt, und vielmehr behauptet, dass 
lediglich durch freiwillig gegebene dänische Zuschtisse der 
Bedarf der Verwaltung Islands seit geraumer Zeit gedeckt 
werde. Der Widerstreit beider Standpunkte ist aber um 
so bedenklicher, als er geradezu mit dem Gegensatz der 
Nationalitäten zusammenföllt Dass das dänische Volk 
hinter seiner Regierung steht, haben die Reichstagsverhand- 
lungen der Jahre 1868 — 69 deutlich bewiesen; auf Island 
aber ist mit Ausnahme einiger weniger königlicher Beamter 
keine eingeborne Seele zu finden, die sich beigehen liesse, 
an der Rechtmässigkeit der oben als isländische bezeich- 
neten Anschauungen zu zweifeln. 

Und dennoch liesse sich bei einigem guten Willen 
eine Einigung wohl erzielen. Sowie man nämlich Yon den 
Principien absieht, gehen die beiderseitigen Ansichten, tlber 
das was zu fordern und zu bieten sei, ganz und gar nicht 
so hoffnungslos weit auseinander. Der dänische Reichsti^ 
wäre herzlieh gern alle Beschäftigung mit dem isländischen 
Budget los, und er sowohl als das Ministerium ist, wenn 
auch noch so abgeneigt ii^endwelchen Rechtsanspruch Is- 
lands anzuerkennen, doch darüber sich vöDig klar, dass es 
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ein Bing der Unmöglichkeit sei, die Insel, verarmt wie sie 
ist, ohne Zuschuss aus der dänischen Staatscasse auf sich 
selber anzuweisen, klar auch darüber, dass es eine Pflicht 
der Billigkeit sowohl als des Auslandes sei, diesen Zuschuss 
nicht niedriger als so zu stellen, dass das Land dabei nicht nur 
bestehen, sondern auch wieder iu die Höhe sich arbeiten 
könne. So sieht man femer in Dänemark, und zwar seitens 
der Regierung ebensowohl als seitens des Beicbstags, recht 
wohl ein, dass das bisherige System, Island bis in alles 
Detail hinein von Kopenhagen aus r^eren zu wollen, 
nichts tauge, und man ist gerne bereit, der Insel für ihre 
inneren Angelegenheiten ein ziemlich weit^hendes Mass 
von Selbstherrlichkeit und för deren Ausübung ein ziemlich 
reichliches Mass volksthünüicher Organisation zu verwinden, 
wenn nur die Zugehöri^eit zum dänischen Reich und die 
Unterordnung unter dieses iu den gemeinsamen Angelegen- 
heiten gewahrt, bleibt. Die praktischen Differeuzpunkte 
concentriren sich demnach schliesslich auf drei oder vier, 
und auch über diese liesse sich mit ein^r Klugheit und 
Besonnenheit wohl hinauskommen; die formelle Behandlung 
der Verfassungssache, die Ordnung der gemeinsamen Reichs- 
angelegenheiten und die damit eng zusammenhängende Kor- 
mimng der Ministerverautwortlichkett, eudlich die Höhe 
des der Insel zu gewährendeu finanziellen Zuschusses dürfen 
als solche Streitpunkte bezeichnet werden. 

Die Haltung des Äldings von 1867 war in der That 
eine sehr entgegenkommende gewesen. Der von der Regie- 
rung vorgelegte Verfassungsentwurf hatte Island für einen 
untrennbaren Bestandtheil des Reichs Dänemark erklärt, 
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nnd demgemäss ausgesprochen, dasa die Bestimmungen 

des dänischen Grundgesetzes flher die Thronfolge, des Königs 
Confession, Mündigkeit, Eegierungsantritt und Keeht, Über 
fremde Lande die Regierung zu übernehmen, dann über 
die Reichsverwesung und den Thronerledigungsfall, auch für 
Island gelten sollen (§ 1); doch sollte der König hei seinem 
ßegierangsantritt auch die Haltung der isländischen Ver- 
fassung durch einen besonderen Eid angeloben (§ 2). Als 
gemeinsame Angelegenheiten für Island und Dänemark 
waren sodann neben den in § 1 bereits erwähnten noch 
genannt worden: die königliche Civilliste und das ApanE^e- 
wesen, die Reichsvertretung nach aussen, Heer und Kriegs- 
marine, Staatsrath, Indigenatsrecht, Monzwesen, Staats- 
schulden und Staatsvermögen, sowie die Poetverbindung 
zwischen Island und Dänemark. In allen diesen An- 
gelegenheiten sollte Island mit Dänemark die Gesetzgebung 
lind Verwaltung gemein haben, jedoch so, dass dasselbe 
einstweilen zu den Kosten derselben keinen Beitrag geben, 
und darum auch an der Gesetzgebung keinen Äntheil 
nehmen sollte; würden die Finanzen der Insel sich bessern, 
so solle der König die Höhe des von ihr zu leistenden 
Beitrags, und ein Gesetz die Art ihres Antheils an der 
gemeinsamen Gesetzgebung und Verwaltung bestimmen, 
bei Differenzen aber Ober die Abgränzung der gemein- 
samen von den besonderen Angelegenheiten des Landes 
die Entscheidung dem König zustehen (§ 3). Demgemftss 
sollten einstweilen die gemeinsamen Gesetze durch ihre 
blosse Publication auf Island für das Land rechtliche 
Geltung erlangen (§ 4), wogegen dieses in seinen be- 
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sonderen Angelegenheiten seine besoudeie Gesetzgebung 
und YerwaltuDg haben sollte (§ 5). Im übrigen war die 
Yerfassang nach dem gewöhnlichen constitutionellen Zu- 
schnitt eingerichtet, jedoch so, dass einerseits für das Al- 
ding das Eintanunersystem und im wesentlichen auch die 
bisherige Mitgliederzahl festgehalten, dagegen dessen Ein- 
bemfang in dreijährigen, statt der bisherigen zweijährigen 
Perioden beliebt, andrerseits aber alle Verantwortlichkeit 
fflr die Regierung auf diejenige Persönlichkeit concentrirt 
werden wollte (§ 8), welche der KOnig unter Beinen (dänischen) 
Ministem für die Fuhrung der besonderen Angel^nheiten 
Islands auswählen würde {§ 9). 

Auf die Berathung des Entwurfs einzutreten, hatten 
manche Dingleute Bedenken getragen, indem es dahinstiuid, 
ob das Alding hieza überhaupt competeut sei, und ob 
nicht vielmehr zu solchem Behuf eine eigene „Volkaver- 
sammlung" auf Grund des Wahlgesetzes vom 28. Sept. 
1849 einberufen werden müsse; als aber der kgl. Com- 
missär die bestimmte Erklärung abgab, dass dem Alding 
in der Verfassimgs&age eine beschliessende, nicht bloss 
herathende Stimme zukomme, nnd dass der KCnig kein 
neues Verfassungsgesetz fSr Island ohne dessen Zustimmung 
oetrojiren werde (Aldingsprotokoll 1867, Bd. I, 8. 802), 
Hess man diesen Funkt sofort fallen. Mit dem Inhalt des 
Entwurfs erklärte man sich ferner im grossen und ganzen 
einverstanden, und wenn man denselben zwar an nickt 
wenigen Stellen amendirte, so ist doch die überwiegende 
Anzahl dieser Amendements nur redactioneller Natur, und 
auch von den übrigen ein guter Theil für die Regierung 
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und Dänemark durchaus unbedenklicher Art, wie etwa die 
Pordemng einer gesetzlichen Regelung der Verfassung der 
Nationalkiiche (g 57 des amendirten Entwurfs), oder einer 
Verschärfung des Unterriehtszwangs (§ 66 ebenda); ja 
manche von ihnen sind sogar in entschieden conservativem 
Sinne gemacht, wie etwa wenn dem Kflnig das Reicht ge- 
wahrt werden will wie bisher 6 Mitglieder des Äldings zu 
ernennen, während der Regiemngaentwurf die Mitgliedschaft, 
insoweit an gewisse Äemter ein fQi allemal knüpfen wollte 
(§ 22), wemi die Gültigkeit der Beschlüsse an die An- 
wesenheit zweier Drittel der Dingleute statt der Hälfte 
gebunden werden wollte {§ 41 resp. 44), oder wenn das 
Zustandekommen von Verfassungsänderungen erschwert 
werden wollte (§ 67, resp. 74). Erhebhcher war alle> 
dings, dass an den bisher üblichen zweijährigen Perioden 
fOr die Einberufong des Aldings festgehalten (g 12), und 
dass vom Einkammersystem zum Zweikammersystem flhei^ 
gegangen werden wollte, unter gleichzeitiger nicht un- 
beträchtlicher Erhöhung der Zahl der Dingleute (§ 22). 
Am bedenklichsten endlich konnten die Amendements er- 
scheinen, welche die Beziehungen der Insel zu Dänemark 
betrafen; aber selbst diese waren uniäi^bar massig genug. 
Statt als einen Tbeil des Reiches Dänemark weilte man 
Isluid als einen Theil der Dänischen Monarchie, und zwar 
„mit besonderen Landesrechten" bezeichnen; sicherlich 
wenig bedeutsam, wenn man erwägt, dass der Entwurf 
selbst ja eben die „besonderen Landesrechte" normirt, und 
daes selbst der eiugeöeischteste Däne Island nicht gleich 
Föhnen oder Seeland als Dänische Provinz betrachten kann. 
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Die ÄuMhluDg der gemeinsamei} Angelegenheiten ist un- 
verändert gelassen, und nur daneben noch eine, ausdrücklich 
als hlos exemplificativ bezeichnete, Aufzählung der be- 
sonderen Angelegenheiten Islands eingestellt (§. 5). Die 
Entscheidung von Differenzen über das, was zu den ge- 
meinsamen oder zu den besonderen Angelegenheiten gehöre, 
wiD dem Könige belassen, und nur eingeschoben werden, 
dass sie nach voi^ängigem Vortrag des Islandischen sowohl 
als des betreffenden Dänischen Ministers erfolgen soll (§ 6 
des am. Entw.). Die Bestimmung wann und wieviel Island 
zu dem Budget der gemeinsamen Angelegenheiten beizu- 
tragen habe, will nicht dem König allein überlassen, viel- 
mehr an die Mitwirkung des Aldings gebunden, und ebenso 
die Mitwirkung des letzteren bei der Bestimmui^ des An- 
theils entschiedener gesichert werden, welchen die Insel 
solchenfalls an der Leitung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten zu nehmen habe (§ 3). Die Wahl des Ministers 
für Island will dem König völlig freigegeben, also die Be- 
schrankung seines Wahlrechts auf den Kreis seiner Dänischen 
Minister beseitigt werden (g. 10 des am. Entw.). Endlich, 
und dies ist am Ende noch der relevanteste Punkt, wollte 
neben der Verantwortlichkeit des Ministers auch noch eine 
besondere Verantwortlichkeit für diejenigen Beraten statoirt 
werden, welchen die oberste Gewalt auf der Insel selbst 
anvertraut werden würde (§ 9 und 10 ebenda); eioe fOr 
Island darum sehr relevante Bestimmung, weil bei der 
neuen Ordnung der Dinge gerade in die Hand dieser 
Landesregierung die wicht^sten Interessen der Insel ge- 
legt werden sollten. In finanzieller Beziehung aber hatte 
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die Regierung zwar keine eigentliche Vorlage gemacht, 
jedoch fßr den Fall des Zustandekommens des Verfassungs- 
gesetzes die bestimmte Zuss^e gegeben, einen festen Za- 
schuss von 37,500 Rigsdalern und einen vorübergehenden 
von 12,500 Bigadalem beim Reichstag vertreten zu wollen, 
welcher letztere auf 12 Jahre voll, dann aber in einem 
von Jahr zu Jahr um 500 Rigsdaler geminderten Betrag 
geleistet werden solle, bis er schliesslich ganz wegfalle; 
das Alding aber hatte gebeten : es möge vielmehr ein fester 
Zuschuss von 60,000 Rigsdalera verwilligt werden, da die 
nenen Einrichtungen ungleich höhere Kosten als die bis- 
herigen verursachen würden, und möge derselbe in der 
Weise gesichert werden, dass für den entsprechenden 
Capitalbetrag unauftündbare Reiehssehuldhriefe zu Gunsten 
Islands ausgestellt würden. 

In sehr wichtigen Punkten hatte hiemach das Älding 
den Forderungen Dänemarks nachgegeben; in einigen we- 
nigen, unter denen die Forderung einer verantwortlichen 
Regierung im Lande selbst der bedeutsamste war, hatte es 
die Vorschläge der Regierung modiflcirt; im Geldpunkte 
war ein bestimmtes Petitum gestellt, das vom Angebote 
der Regierung nicht übermässig abwich. Man durfte er- 
warten, dass das Ministerium die Abanderungsrorsehläge 
annehmen, oder doch wenigstens auf der nunmehr endlich 
gewonnenen Grundlage weiter verhandeln werde, und die 



Vorlage, welche dasselbe dem Reichstag 
über den Finanzpunkt machte, schien v 
solche Absicht hinzudeuten, da dieselbe ei 
3 von 50,000 Rigsdalem und 
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von 10,000 ßigsdalem for Island begehrte, uüd sieh somit 
den Wünschen des Aldings entschieden näherte. Aber die 
mancherlei bissigen Bemerkungen, welche am Landsding 
und in der Presse verlauteten — Orla Lehmann z. B. meinte 
als Berichterstatter : es sei wohl noch nicht voi^ekommen, 
dass man bei einem Volk habe bitten und betteln, ja selbst 
Geld versprechen mflssen, um es zur Annahme der Freiheit 
zu vermögen, und „Fädrelandet" findet die Ehre theuer 
erkauft {1868, 28. October), einen Stockfisch im Wappen 
führen nnd die Verbindung mit der alten norwegischen 
Colonie erhalten zu dürfen — brachten den dänischen 
Justizminister (Nutzhom) bald von jener Absicht zurtlck, 
falls er sie überhaupt jemals gehegt und nicht blos vor- 
gegeben hatte, um den von seinem Vorgänger (Leuning) 
betretenen Weg mit guter Manier wieder verlassen zu 
können. Die Haltung, welche man Island gegenüber fortan 
einnahm, war eine nichts weniger als zuvorkommende. 
Unmittelbar nach der Bröffiiung des Aldings liess man 
durch den Regiemngscommissär auf die frivolsten Gründe 
hin die Wahl von drei Dingmftnnem anfechten, darunter 
die des Archivars Jon Sigurösson. Von der Stiftung des 
Aldinges an war dieser Mann stets von demselben Wahl- 
kreise gewählt worden, und oft geui^ hatte er als Präsident 
die Verhandlungen des Aldinges geleitet; der anerkannte 
Führer der isländischen Opposition, hatte er doch vor we- 
nigen Jahren, als in einer, für das Land hochwichtigen An- 
gelegenheit, seine Ueberzeugung von der der überwiegenden 
Mehrheit seiner Landsleute sich trennte, keinen Augenblick 
geschwankt, seine ganze Popularität aufs Spiel zu setzen, 
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indem er sich auf Seite der Regierung stellte; trotz oder 
Tielleicht wegen solcher Unabhängigkeit der Gesinnung 
sollte er um jeden Preis beseitigt werden. Der Erfolg der 
Intrigue war sohlend; in einer Versammlung, die neben 
21 gewählten 6 vom König ernannte Mitglieder zählt, 
wurde die Gültigkeit der Wahl mit 25 Stimmen anerkannt, 
mid selbst der einzige Dingmann, der gegentheilig sich 
aussprach, wagte nicht im gleichen Sinne zu stimmen; 
mit 22 Stimmen wurde unmittelbar darauf derselbe Jon 
S:^urÖ88on zum Aldingspräsidenten gewählt. 

Nicht minder abstossend war das Verfahren in der 
Sache selbst. Die Trennung zwar der auf Islands verfas- 
snngsmässige Stellung im Reiche bezüghcben Bestimmnngeu 
von denen die sich auf die besonderen Angelegenheiten 
der Insel bezogen, mochte sich rechtfertigen lassen, obwohl 
noch unterm 27. April 1863 der dänische Justizminister 
selber anerkannt hatte, dass der Reichstag nur bez^lich 
der Finanzfr^e mitzureden habe; aber doch nur unter der 
Voraussetzung, dass man bezüglich der ersteren Island 
und Dänemark als contrahirende Parteien betrachtete, die 
letzteren dagegen als eine ausschliesslich innere Angelegen- 
heit Islands behandelte. Statt dessen halten die Motive 
zu beiden Gesetzentwürfen, und zumal zu dem über Is- 
lands verfassungsmässige Stellung im Reiche, mit aller 
Schroffheit den alten dänischen Standpunkt in seiner ein- 
seitigsten Ausprägung fest, und ziehen daraus Folgerungen 
für die formelle Behandlung beider Entwürfe, welche es 
nahezu über&üssig machen mussten, dass sich die islän- 
dische Volksvertretung mit demselben überhaupt befesse. 
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Nach wie vor wird die Geltung des dänischen Grund- 
gesetzes ffir Island, wenigstens hinsichtlich aller gemeia- 
sameii Angelegenheiten, in Anspruch genommen, und ans 
ihr die voUe legislative Competenz des dänischen Reichs- 
tags auf diesem Gehiet ahgeleitet; nach wie vor will 
andrerseite dem Alding nur eine berathende Stimme zu- 
gestanden werden, und ausdrücklich wird die gegentheilige, 
vom BegieruQgscommissär vor zwei Jahren abgegebene 
Erkläiiing zurQcVgezogen, so wenig dies auch zu der That- 
sache stimmen will, dass die Regierung selbst das Alding 
80 eben erst aufgelöst hatte, wozu ihr das Recht nur zu- 
stehen konnte, wenn sie dasselbe als eine beschliessende, 
nicht berathende Versammlung betrachtete. Sehr bestimmt 
wurde ausgesprochen, dass der König zwar geneigt sei, den 
etwaigen Bedenken des Aldings aber die Gesetzvorlagen 
„alle die Bedeutung beizulegen, welche sie verdienen", 
dass er aber die Ordnung der verfassungsmässigen Stellung 
Islands im Reiche keinenfalls auf eine unbestimmte Zu- 
kunft verschieben, vielmehr dieselbe mit dem Reichstag 
feststellen werde, sowie das Alding nur erst gehört sei; 
bezüglich des Verfassungsentwurfs über die besonderen 
Angelegenheiten Islands d^gen wurde zwar ges^, dass 
derselbe einer Vorlage an den Reichst^ nicht bedürfe, 
aber d^ jener erstere Entwurf in seinem § 1 auf diesen 
letzteren Sezug nimmt, war auch nach dieser Seite hin 
jeder Einmischung der Dänischen Volksvertretung eine 
Handhabe geboten. Unverblümt ausgedrückt: über Islands 
verfassungsmässige Stellui^ im Reich entscheidet der König 
und der dänische Reichstag, und lässt man die isländische 
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Volksvertretung reden ohne sich um ihre Beschlüsse weiter 
zn kümmern, als soweit sie dem Dänischen Reichste^ nnd 
dem KOnig, will sa^n dem Dänischen Ministerium, con- 
veniren; über die besondere Verfassung Islands aber ent^ 
scheidet der König, resp. das Dänische Ministerium allein, 
innerhalb der Grenzen, welche es dem Dänischen Reichs- 
tag behebt hat, durch seine Abstimmung über jenes erstere 
Gesetz fOr diese Verfassung zu ziehen. 

In gleichem Geiste sind endlich auch die Entwürfe 
selber gearbeitet. Der Entwurf freilich einer besonderen 
Verfassung für Island bemcksichtigt die meisten der Vom 
Aldinge des Jahres 1867 erhobenen Bedenken, soweit 
solche die innere Organisation des Landes hetreffen, und 
nimmt sc^ar das Zweikammersystem, die zweijährigen 
Sitzungsperioden, die erhöhte Zahl der Dingleute unbe- 
denklich an; aber in Punkten, die mit der Stellung des 
Landes zum Reiche zusammenhängen, wie etwa die 
Ministerverantwortlichkeit oder die allgemeine Heerpflieht, 
verfolgt er einen ganz andern Weg, und da er mit dem 
auf Islands Verbältniss zum Reiche bezüglichen Entwurf 
steht und fällt, liegt überdies nicht in ihm, sondern in 
diesem letzteren der Schwerpunkt der ganzen Verfassungs- 
Irage. Und in diesem Entwurf zeigt sich nicht eine 
Spur von Entgegenkommen, vielmehr umgekehrt ein 
sehr entschiedenes Zurückgehen hinter die Concessionen, 
welche der Entwurf von 1867 bereits gemacht hatte. 
Die Aufeahlung der besonderen Angelegenheiten Islands 
in § 3 ist zwar ziemlich dieselbe, wie sie das Alding von 
1867 gegeben hatt«; aber sie tritt hier als eine erschöpfende 



iiizedbv Google 



214 Zum iständischen Verfassun^treite. 

auf, während sie dort nur exemplificativ gewesen war, 
und die Motive sprechen ausdrücklich aus, dass alle nicht 
aufgeführten Angelegenheiten gemeinsame seien. Eine 
Erweiteruug des KreiseB dieser besonderen Angelegenheiten 
soll nur auf Antrag des Aldings durch ein vom Beichstag 
angenommenes Gesetz erfolgen können; über die Art aber, 
wie eine Differenz über die Abgrenzung der besonderen 
Angelegenheiten von den allgemeinen entschieden werden 
solle, fehlt jede Bestimmung, so dass in dieser Beziehung 
Island lediglich der Gnade des dänischen Ministeriums 
und Reichstags überantwortet ist. Die Gesetzgebung 
betreffs der allgemeinen Angelegenheiten bleibt lediglich 
dem König nind dem Beicbstag überlassen, so dass 
eine einfache Promulgation genügt, um die von ihnen 
vereinbarten Gesetze auch auf Island anwendbar zu macbea; 
da die Theilnahme der Isländer an diesem Beichstf^ von 
einem Gesetz abhängig gemacht ist, welches in Zukunft 
etwa unter Mitwirkung des Beichstags sowohl als des Al- 
dinges erlassen werden mag, so ist es überdies iu die 
Hand dieses ersteren gelegt, ob derselbe dereinst seine 
Allgewalt ober die Isländer mit diesen theilen, oder nach 
wie vor lediglich der dänischen Bevölkerung reserviren 
wolle (§ 7). In finanzieller Beziehung ist diese Allgewalt 
ganz besonders scharf ausgeprägt. Zu den auf die aUge- 
meinen Keichsangelegenheiten erwachsenden Ausgaben soll 
Island nichts beitragen, aber nur „bis durch ein vom 
Beichstag angenommenes Gesetz anders bestimmt wird" 
(§ 7); ein bestimmter jährlicher Zuschuss zum isländischen 
Budget, wohl bemerkt, beträchtlich geringer selbst als der 
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im Jahre 1867 von der Kegiening angebotene, soll theils 
auf die Dauer, theils anf bestimmt« Zeit aus der Staats- 
easse gegeben werden, aber beides nur „bis durch ein 
Tom Reichstag angenommenes Gesetz anders bestimmt 
wird" (§ 4), und solang' ein solcher (dauernder oder vor- 
übergehender t) Zuscbuss gegeben wird, soll alljährlieh ein 
Duplicat des besonderen Budgets der Insel dem Reichstag 
voi^elegt werden (§ 8). Hiernach könnte also Island jeden 
Augenblick durch ein dänisches Finanzgesetz zu Gunsten 
der gemeinsamen Ai^legenheiten besteuert werden, konnte 
jeden Augenblick ein dänisches Finanzgesetz den zum is- 
ländischen Bu(^et zn leistenden Zuscbuss streichen, und 
ist, insolang als derselbe noch nicht zurtlckgezogen wurde, 
dem dänischen Reichst^ eine förmliche Controle über die 
isländische Finauzwirthschaft vorbehalten, während noch 
obendrein der kai^ bemessene und in keiner Weise sicher 
gestellte Zuscbuss in den Motiven als ein in keiner Weise 
rechtlich zu beanspruchender hingestellt wird, obgleich 
ausdrücklich bemerkt wird, dass alle Abrechnungen zwischen 
der Reichscasse und Island als abgeglichen gelten sollen. 
Weiterhin wird zwar den Isländern em verantwortlichea 
Ministerium zugestanden — aber wie? Der König über- 
trägt die Leitung der isländischen Angelegenheiten einem 
seiner dänischen Minister, und dieser übernimmt sofort 
die VerantworÜichkeit nach Massgabe des dänischen Grund- 
gesetzes, d. h. es kann zwar von Seiten des Aldings, oder 
vielmehr seiner zweiten Kammer, die Ministeranklage be- 
schlossen werden, aber die Entscheidung darflber, ob die- 
selbe durchgeführt werden soll, liegt beim Dänischen 
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Volkßdiöge {§ 2), und das Urtheil wird vom Dänischen 
Reichsgericht gefällt. Auch der Landvogt („Landstyrer"), 
welchem die oberste Gewalt im Lande selbst übertragen 
werden wiD, ist fttr deren Ausübung verantwortlich; aber 
der König soll auf Antrag des Aldings von Fall zu Fall 
bestimmen, ob und wie unter gegebeneu Umständen diese 
Verantwortlichkeit geltend gemacht werden solle (§ 3 des 
besonderen Verfassungsentwurfs). Eine schöne Verantworte 
lichkeit das! Elndheh soll noch das unterm 28. Juli 1866 
revidirte Dänische Grundgesetz vom 5. Juni 1S49 auf Is- 
land promulgirt werden {§ 9), dasselbe Gesetz also, von 
dem man bereits 18 Jahre zuvor officiell anerkannt hatte, 
dass es, so wie es liege, auf Island gar nicht zum Voll- 
zug gebracht werden könne. 

Es begreift sich, dass der zur Begutachtung des Ge- 
setzentwurfs niedergesetzte Ausschuss vorschlug, ohne auf 
eine Einzelberathung einzutreten, denselben im ganzen ab- 
zulehnen, da er, wie der Berichterstatter richtig bemerkte 
(Aktstykker, S, 111), doch nur darauf abziele, die Islander 
„zu Unterthanen von TJnterthanen" zu machen. Es be- 
greift sich auch, dass ein klarer, praktischer Kopf, wie 
der treffliche Oberlandesgerichteassessor Benedikt Sveins- 
son, umgekehrt auch jetzt noch den verzweifelten Versuch 
wagen mochte, den Entwurf im Sinne der Beschlüsse von 
1867 zu amendiren, um noch die letzte Möglichkeit einer 
Einigung zu eröffnen, und dass er dabei bei ein paar in 
ihrem Gewissen bekümmerten Geisthchen Anklang fand, 
zumal da die Inconsequenz, welche die Eegierung bis da- 
hin in der Behandlung der Angelegenheit bewiesen hatte. 
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auch für die Zukunft nocb maneben ümBchl^ hoffen lassen 
konnte. Es begreift sieb endlicb, dass dieselbe Meinui^s- 
verschiedenheit bezüglich des einzuhaltenden Verfahrens 
auch bei der Behandlung des zweiten Gesetzentwurfs sich 
wiederholte; das Krgebniss aber der Verhandlungen war 
folgendes. Der Gesetzentwurf über Islands verfassungs- 
mässige Stellung im Reiche wurde einfach abgelehnt, und 
lediglich die Bitte um einen festen jährlichen Zuschuss 
von mindestens 60,000 Bigsdalem zum isländischen Budget 
beigefügt, über dessen Capitalbetrag unaufkündbare Staats- 
schuldbriefe auszustellen seien; der Gesetzentwurf über Is- 
lands besondere Angelegenheiten aber wurde primär eben- 
falls abgelehnt, und um die Vorlage eines neuen Entwurfs, 
der mindestens so weit gehe wie der im Jahre 1867 vom 
Älding amendirte, an eine mit beschliessender Stimme 
versehene isländische Versammlung im Jahre 1871 ge- 
beten, — eventuell aber um die Sanetionirung eines im 
gleichen Sinn amendirten Entwurfs gebeten, in welchen 
auch die auf Islands Stellung zum ßeiche bezüglichen 
Bestimmungen eingestellt worden waren. Nm* ein einziger 
gewählter Dingmann stimmte neben den 6 vom König er- 
nannten gegen diese letzteren Beschlösse, der Poet und 
Legationsrath Grimur Thomsen. 

Auf Island war die Sache damit für diesmal erledigt. 
Am dänischen B«ichstt^ wurde sie neuerdings wieder an- 
geregt, zunächst durch eine Interpellation, welche Leh- 
mann im Landsding stellte (26. Januar 1870), und dann 
durch einen Gesetzesvorscblt^ über Islands verfassungs- 
mässige Stellung im B«iche, welchen derselbe Dingmann 



iiizedbv Google 



218 Zum ial&ndiBchen Yer&ssungsBtreite. 

einreichte (31. Januar), nachdem der Justizmlnister erklärt 
hatte, die Angelegenheit nunmehr völlig rahen lassen zn 
wollen. Nach einer ziemlich unbedeutenden Verhandlung 
wurde die Angelegenheit indessen auch hier durch einen 
motivirten Uebergang zor Tagesordnung beendigt (H. Fe- 
bruar), und Island ist somit zur Zeit zwar nicht der Ge- 
fahr einer gewaltsamen Verfassungsoctroyirung ausgesetzt, 
aber auch ohne Hoffnung, so b^d zu seinem guten Beeht 
zu kommen. — Qeduld! 
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V or nahezu vier Jahren wurde den Lesern der „All^. 
Ztg."') über die staatsrechtlichen Streitpunkte Bericht er- 
stattet, welche zwischen Island und Dänemark seit einem 
vollen Vierteljahrhundert verhandelt werden *). Die ein- 
schlägigen Fr^en sind inzwischen theils durch einseitiges 
Vorgehen der Dänischen Regierung und des Dänischen 
ßeichstages, theils durch Verhandlungen und Beschlüsse 
des isländischen Aldings während seiner diesjährigen Sitzungs- 
periode in ein neues Stadium eingetreten. Es dürfte so- 
mit an der Zeit sein, neuerdings auf sie zurückzukommen. 
Der Anfangspunkt des ganzen Gonflicts ist bereits 
im Jahre 1848 zu suchen. Bis in dieses Jahr herab hatten 
die unter dem Scepter des DänenkCnigs vereinigten Lande 
nur Provinciallandtf^ mit herathender Stimme gehabt 
Für Holstein, Schleswig, Jütland, die Inseldänen sammt 
den Färingern bestanden seit dem 15. Mai 1834 besondere 
Provinciallandtage ; fär Island aber, welches anfuigs den 
Landtag der Inseldänen beschickt hatte, war durch eine 

') Unter Reichem Titel wie der vorhergehende Aufsatz und im 
Jahre 1874 a. a. 0. (21., 27. und 28. Januar) zum Abdruck gelangt. 

») Vgl. Nr. 66, 84 und 85, dann 101 und 102 des Jahrg. 1870; 
siehe den vorhergehenden Aufsatz. 
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Verordnung vom 8. M&rz 1843 das Älding als eine analoge 
Vertretung eingefOhrt worden. Als die Bewegungen des 
Jahres 1848 zur Einberufung eines verfassunggebenden 
Reichsts^es nach Kopenh^en fflhrten, wurde jedoch nur 
mit den Landtf^n der Inseldftnen und der Jütea über 
dessen Zusammensetzung verhandelt, und nur diese beiden 
Provinzen beschickten denselben mit gewählten Vertretern; 
Schleswig dagegen blieb völlig unvertreten, und für Island 
sowohl als die Färöer erschienen nur einige Männer, welche 
der König auf eigene Hand ernannt hatte, obwohl für Is- 
land wenigstens diese schon darum nicht als legale Ver- 
treter gelten konnten, weil das Alding über .die Bildung 
des Keichst^es and die Vertretung Islands auf demselben 
nicht gehört worden war. Der Nothstand, in welchem sieh 
Dänemark befand, und welcher eine Itogere VertJ^ung der 
Verfassungsfrage nicht zu gestatten schien, mochte die 
formelle Incorrectheit des Verfahrens allenfalls entschuldigen; 
aber legale Gültigkeit vermochte das mit dem Beichsb^e 
vereinbarte und am 5. Juni 1849 vom König sanctionirte 
Grundgesetz weder für Island noch für Schleswig zu er- 
langen, obwohl dasselbe für das ganze „Reich Dänemark" 
(mit Ausnahme von Holstein und Lauenburg) solche zu 
erlangen beabsichtigte. 

Anfangs war man sich hierüber denn auch in Däne- 
mark ziemlich klar. Noch vor dem Zusammentritt des 
Beichstaga hatte der König unterm 23. September 1848 
in einem an den Stiftsamtmann Islands erlassenen Rescript 
die formelle Zusicherung ertheilt: dass die verfassungs- 
mässige Stellung der Insel im Reiche nicht endgült^ feat- 
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gestellt werden solle, ehe die Isländer selbst in einer eigenen 
Vergamiulung hierüber gehört sein würden. Ein ähnhcher 
Vorbehalt wurde bei der Eröffnung des Keiehtages, am 
23. Oetober 1848, durch den Ministerpräsidenten, den 
Grafen Moltbe auf Bregentved, gemacht'), und die Ver- 
handlungen, welche auf diesem Reichstag Aber den Entwurf 
des Grundgesetzes gefuhrt wurden, lassen deuüicb erkennen, 
dass man auch seitens seiner Mitglieder nachtr^liehe 
Verhandlungen mit einer islandischen Volksvertretung fßr 
erforderlich hielt, um diesem gesetzliche Geltung auf der 
Insel zu verschaffen "). Hervorragende Reichstagsmänner, 
wie Tscheming und Oersted, sprachen geradezu aus: dass 
das etwa zu Stande kommende Grundgesetz einen zwei- 
fiieheu Charakter an sich trage, indem es für Dänemark 
ein wirklich gült^es Verfassungsgesetz bilde, fOr Schleswig 
aber — und dasselbe musste auch für Island gelten — 
zunächst nur ein Entwurf bleibe, welcher, von Dänemark 
aus angeboten, von jenem Land ebensowohl verworfen als 
angenommen werden könne. Ganz folgerichtig wurde denn 
auch das Grundgesetz auf Island nicht pubhcirt, wie dies 
doch hätte geschehen müssen, wenn dasselbe für dieses 
Land hätte geltendes Recht werden sollen; ganz folgerichtig 
behielt femer das Wahlgesetz vom 16. Juni 1849 in seinen 
§§ 18 und 37 die Bestimmungen über die Reichstagswahlen 
auf Island sowohl als in Schleswig und auf den Färöem 
der Zukunft bevor. Auch das weitere Verfahren Island 



') Beretning om Porhandlingenie paa Rigadagen, p. 7. 
•) Ebenda, S. 1479 und 2729—37. 
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gegenüber war anlänglich ein völl^ correctes. Nach vor- 
gflngi§fer Einvernehmung des Aldings wurde am 28. Sep- 
tember 1849 ein Wahlgeseta für die Insel erlassen, und 
anf Grund desselben die versprochene Landesversammlmig 
gewählt; als dieselbe im Juli 1851 zusammentrat, wurde 
ihr femer das Grundgeseta wirklich zur Annahme voi^elegt. 
Von hier ab aber trat die entscheidende Wendung ein. 
Als die Versammlung sich anschickte, die ihr zugegangenen 
Vorlagen ernsthaft zu prüfen und, soweit deren Inhalt mit 
den eigenthümlichen Bedtlrfnissen der Insel in Wider- 
spruch zu stehen schien, durch Gegenvorschläge zu ersetzen, 
wurde sie aufgelöst, ehe ihr auch nur G«legenheit geboten 
war, sich in der Sache auszusprechen, und eine kOnighche 
Bekanntmachung vom 12. Mai 1852 erklärte die Angelegen- 
heit einstweilen auf sich beruhen und das Alding in seiner 
bisherigen Wirksamkeit fortbestehen lassen zu wollen, ohne 
dessen vorgängige Einvemehmui^ übrigens Islands ver- 
fassungsmässige Stellung im Reiche keinesfalls geregelt 
werden solle. 

Auch dieses letztere Voi^hen der Dänischen Regie- 
rung Hess sich, abgesehen etwa von dem verfrühten Ab- 
brechen der Verhandlungen, in gewisser Weise rechtfer- 
tigen. Bin Vorschlag war von Dänemark aus gemaeht 
worden, man hatte ihn isländischerseits verworfen; was 
einfacher, als dass m Folge dessen die Verfassungssache 
einfach in ihrem bisherigen Stande verblieb? Aber beim 
Lichte betrachtet, gewinnt das gegen Island eingeschlagene 
Verfahren eben doch ein ganz anderes Aussehen, sofern 
sich zeigt, dass es hinsichtlich der Verfassungszustände 
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des Landes thatsächlich ganz und gar nicht l^eim Alten 
blieb. Vor dem Zustandekommen des Grundgesetzes war 
Island mit Dänemark durchaus auf gleicher Linie gestan- 
den. Hier wie dort waren die in den Bereich der Provin- 
ztalstände fallenden Gesetze bis dahin vom König nach 
TOi^ängigem Einvernehmen der Stande jedes einzelnen 
Eeiehstheiles erlassen worden; andererseits waren die all- 
gemeinen Eeichsangelegenheiten, wie z. B. die militärische 
Gesetzgebung oder die Aufstellung des Budgets, ganz 
gieichmässig ohne die Mitwirkung irgend eines Provinzial- 
landtages vom König und seinen EegierungscoUegien be- 
soi^ worden, so dass auch in dieser Beziehung kein 
Belcheland vor dem anderen etwas voraus gehabt hatte. 
Seit dem Jahre 1849 dt^egen besteht in Dänemark ver- 
möge des Grundgesetzes eine Verfassung von unUestrittener 
Eechtsgültigkeit, und wenn dieselbe zwar mit der Zeit gar 
mancherlei Aendeningen erlitten hat, so sind diese doch 
anf formell correctem Wege zu Stande gekommen, und 
demgemäss auch ihrerseits formell rechtsgültig. Vermöge 
dieser Verfassung wird aber Dänemark nach constitutionel- 
leu Grundsätzen regiert, und zwar erstreckt sieh dieses 
constitntionelle Kegiment nicht nur auf die besonderen 
Angelegenheiten Dänemarks, sondern auch auf die allge- 
meinen Reichsaugelegenheiten; die Gesetzgebung wird auch 
in Fällen, welche diesen letzteren Charakter zeigen, von 
dem König in Gemeinschaft mit dem Dänischen Reichstag 
ausgeübt, die gemeinsame Regierung von dem Dänischen 
und dem Dänischen Reichstage verantwortliehen Ministe- 
rium geführt, endlich auch das Budget von diesem Mini- 
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sterium mit diesem Reichstage vereinbart. Für Island hin- 
wiederum ist das Grundgesetz sammt allen späteren Ver- 
änderungen desselben, nicht in rechtsgültiger Weise zu 
Stande gekommen, und hier ist demnach der König nach 
wie vor absoluter Regent geblieben, und hat das Aldmg 
nach wie vor nur berathende Stimme; von einer Gleich- 
berechtigung der Insel mit Dänemark kann demnach seit 
dem Jahre 1848 nicht mehr die Rede sein, und zwar ist 
diese Gleichberechtigung in zweifacher Sichtung schwer 
verletzt: einmal insofern als den Dänischen ünterthanen 
des Königs bezüglich der Hegierung ihres eigenen Landes 
ein Mass politischer Berechtigung eingeräumt wurde, 
welches dessen isländischen ünterthanen versagt blieb; so- 
dann aber auch dadureh, dass dem Dänischen Ministerium 
und dem Dänischen Reichstage nunmehr eine Gewalt in 
Island betreffenden Angelegenheiten eingeräumt war, von 
welcher die frühere Zeit nichts gewusst hatte. Der letztere 
Punkt musst« das sehr empfindliche Nationalgefühl der Is- 
länder ganz besonders peinlich berühren, und nicht mit 
Unrecht mochten dieselben fragen: ob denn der absolute 
König nur zu Gunsten seiner Dänischen ünterthanen ab- 
gedankt habe, oder darüber klagen, dass man sie wider 
Recht und Billigkeit zu Ünterthanen von Ünterthanen 
machen wolle. Es liegt auf flacher Hand, .dass solcher 
Ungleichheit der beiderseitigen Stellung gegenüber ein 
längeres- Hinhalten der Verfasaungsfrage für beide Lande 
durchaus nicht die gleiche Wirkung hatte, und dass die 
weit ungünstigere Lage, in welcher Island sich befand, ledig- 
lich durch das incorrecte Verfahren bedingt war, welches 



ilizedbXiOOgIc 



Zum isläadischen VerfassuDgsstreite. 227 

man bei der Erlassung des Grundgesetzes dem Land gegen- 
über eingescHagen hatte. Ohne Mitwirtnng einer legalen 
Vertretung Islands, Schleswigs, der Färöer, dann ohne alle 
Berücksichtigung Holsteins und Lauenbui^s, hatte mau 
eine nur auf Dänemarks Wünsche und Bedürfnisse he- 
leehnete Verfassui^ geschaffen. Dänemark befand sieh in 
Folge dessen in der Lage, mit aller Ruhe zuwarten zu 
können, bis die anderen ßeichslande ihrer Zurücksetzung 
überdrüssig geworden sein würden, während diesen letztem 
Jedes Mittel abging, umgekehrt auf die VerwiUigung besserer 
Bedingungen seitens der regierenden dänischen Partei ein- 
zuwirken. 

Doppelt schwer musste sich diese Ui^unst der L^e 
für Island föhlbar machen, weil dessen Verhältniss zu 
Dänemark in der That ein einigermassen unklares war. 
Ln Vertragswege hatte sich die Insel dem norwegischen KOnig 
unterworfen (1262 — 64), nachdem sie fast volle 4 Jahr- 
hunderte hindurch einen selbstständ^en Freistaat gebildet 
hart« ; mit Norwegen kam sie in die Union mit Dänemark 
(1380), bei dessen Krone sie auch verblieb, als Norwegen 
vermöge des Kieler Friedens (1814) an den König von 
Schweden abgetreten wurde. Nun hatte der alte Unter- 
werfungsvertrag dem Lande seine volle staatsrechtliche 
Selbstständigkeit gewahrt, und wie die Sprache und Natio- 
nalität der Isländer von der norwegischen und weit mehr 
noch von der dänischen scharf geschieden ist, so erhielt 
sich die Insel auch bis auf den heutigen Tag herab bei 
ihrer gesonderten Gesetzgebung, Rechtspflege, Verwaltung 
und Besteuerung, Bis auf die Souveränetät8erklärung(1660) 
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and das Königsgesetz (1665) herab war sogar Island, gleich 
wie Norwegen, als ein Erbreieh von Dänemark, als einem 
anerkannten Wahlreiche, scharf getrennt, und wenn zwar 
die erwähnten Gesetze die Sachlage insoweit veränderten, 
als nunmehr auch Dänemark In eine Erbmonarchie ver- 
wandelt wurde, und fortan alle diese Lande für alle Zeiten 
„ungetrennt und ungetheilt unter einem absoluten Erbkönige 
Dänemarks und Norwegens sein und bleiben" sollten, so 
blieben doch deren Beziehungen zu einander durch diese 
Veränderung im übrigen unberührt, wie denn auch die 
Erbhuldigung selbst, altem Branche folgend, füj Dänemark, 
Norwegen, Island und die Färöer gesondert eingenommen 
worden war. Aber andererseits hatte sich der Unterwerfiings- 
vertrag darüber nicht ausgesprochen, ob und in welcher 
Form den Isländern eine Theilnahme an der Erledigung 
der allgemeinen Angelegenheiten der Gesammtmonarchie 
zukommen solle, und thatsächlich hatte man sich auf der 
Insel um diese nur wenig bekümmert: höchstens die That- 
sache, dass die Thronfolgeordnung in das Gesetzbuch der 
Insel, die Jönsböb vom Jahre 1280, eben so gut ein- 
gestellt wurde wie in das norwegische Landrecht, liess allen- 
falls darauf schliessen, dass in dieser Beziehung wenigstens 
eine Aenderung nicht ohne Mitwirkung der isländischen 
Gesetzgebung getroffen werden durfte. Als oberster Eichter 
soUte femer nach demselben Gesetzbuche der König in 
Person eintreten, „mit der besten M^ner Beirath"; da es 
dem ersteren überlassen war, diese „besten Männer" aaa- 
zuwählen und dieselben von ihm der Natur der Sache nach 
aus seiner nächsten Umgebung genommen wurden, kam 



ilizedbXiOOgIc 



Zum isländischen Verfassnngsatreite. 229 

es tiald dahin, dass der Norwe^Bche und späterhin der 
Dänische Eeichsrath deren Stelle einnahm, und dass somit 
dieselben Männer in oberster Instanz in Isländischen Rechts- 
sachen erkannten, weiche auch in Norwegischen oder Dä- 
nischen da*s oberste Gericht bildeten. Dem König in Person 
war femer der oberste Befehlshaber der Insel untergeben, 
in dessen Hand deren oberste Verwaltung lag; aber es 
verstand sich von selbst, dass der Norwegische oder Dänische 
Kanzler des Königs auch die an Island ergehenden Aus- 
fertigungen besorgte, und dass der Norwegische oder Dänische 
Eeichsrath auch in Isländischen Angelegenheiten demselben 
rathend und helfend zur Seite stand. Die Souveränetäts- 
erklämng, von welcher ab der König auch Island gegen- 
über die Stellung eines absoluten Monarchen beanspruchte, 
wenn auch die rechtliche Begründung dieses Anspruches 
nicht unanfechtbar war, beförderte jedenfalls diese Ver-- 
mischung der Isländischen Angelegenheiten mit den An- 
gelegenheiten Norwegens und Dänemarks, sofern sie den 
persönlichen Charakter des Eeiehsregiments steigerte und 
die selbstständige Mitwirkung der Unterthanen bei dem- 
selben mehr zurücktreten liess; die in ihrem Gefolge ein- 
tretende Ordnung der obersten Collegien vollends musste 
in gleicher Richtung noch verwirrender wirken, weil sie, 
den persönlichen Charakter des Regiments festhaltend, 
doch die Person des Königs zugleich wieder hinter dessen 
Beamtenthum zurücktreten und somit eine staathche Ein- 
heit allenfalls annehmen liess, wo doch nur eine Einheit 
der Person des Regenten gegeben war. Das oberste Gericht, 
welches nunmehr für Dänemark eingesetzt wurde, zog bald 
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auch Isländische Sachen vor seinen Richtergtuhl; die Dänische 
Kanzlei aber nahm die Isländische Verwaltung neben der 
Dänischen und Norwegischen für sich in Beschlag, während 
die Bentebammer anch Islands Finanzwesen ihrer Ober- 
leitung unterstellte. Freilich galt jenes Gericht als ein 
vom König persönlich gehaltenes, und die CoUegien holten 
stets seine persönliche Entschliessung ein; thatsäehlich aber 
waren es eben doch Beamtencollegien, von welchen hier und 
dort die öffentliche Thätigkeit geübt wurde, und als ihre 
Untergebenen erschienen demnach auch die Beamten, welche 
auf Island selbst ihren Dienst verrichteten. Es begreift 
sich, dass man von hier aus vielfach &ber die Stellung 
sich unklar wurde, welche Island zu den übrigen Landen 
des gemeinsamen Königs einnahm, und es b^eift sieh auch, 
dass die, treiUch nur ganz vorühei^hende , Heranziehung 
Islands zum Provinciallandtag der Inseldänen diese Un- 
klarheit in eben dem Masse vermehren musste, wie dies 
bereits der Verlust Norwegens gethan hatte, mit welchem 
die Insel an den Däoenkönig gekommen war. So standen 
sich denn, ganz abgesehen von der formellen Verwicklung, 
in welche die Isländisch-Dänische Verfassungsfr^e gerathen 
war, auch materiell zwei ganz verschiedene Auffassungen 
bezttglieh derselben gegenüber. In Dänemark wollte die 
herrschende Partei Island geradezu als einen Theil des 
Königreichs Dänemark betrachtet wissen. Sie war zwar 
bereit, der Insel, iu Anbetracht ihrer entfernten L^e und 
ihrer eigenthümlichen wirthschaftlichen Zustände, ein ge- 
wisses Mass provuicieller Selbstständigkeit einzuräumen, 
wie denn wirklich die Färöer auf Grund eines Gesetzes 
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vom 15. April 1854 sich eines solchen erfreuten, aber 
daneben sollte dieselbe den dänischen Beichstag beschicken 
und sollte das Grundgesetz vom 5. Juni 1849 auf "ier- 
Eelben Geltang haben, obwohl man zugeben musste, dass 
es gutentheils auf Island sich gar nicht durchfahren lasse. 
D^egen yerfocht die weitaus überwiegende Zahl der Is- 
länder unter Berufung auf die Geschichte des Landes, seine 
gesonderte Gesetagebung, und die eigenthümliche Nationalität 
seiner Bewohner die staatliche Selbstständigkeit Islands, 
und wollte weder von einer unveränderten Geltui^ des 
dänischen Grundgesetzes noch von einer Beschickung des 
dänischen Eeichstt^s etwas wissen. Man verlangte die 
Durchführung einer eigenen constitutioneUen Verfassung 
für die Insel, deren Personal- oder selbst Realunion mit 
Dänemark man abrlgens nicht antastete. 

Noch mehr erschwert wurde die Losung des Knotens 
durch die e^nthümlichen Verwickelungen, in welche das 
Isländische Finanzwesen mit dem Dänischen gerathen war. 
Seit einer Eeihe von Jahren weist das isländische Budget 
regelmässig ein mehr oder minder bedeutendes Deficit auf, 
welches durch Zuschüsse von dänischer Seite her gedeckt 
zu werden pflegt Aber freilich waren sowohl die älteren 
Domänen auf der Insel als auch die bischöflichen Güter 
daselbst grösstentheils zu Gunsten der königlichen Casse 
verkauft worden, und rechnete man der Insel, obwohl die 
erzielten Kaufpreise in diese Casse eingegangen waren, keine 
Verzinsung aus denselben zu gute. Eine Reihe von Fonds, 
welche speciell fät Island bestimmt gewesen, war ferner 
zu ausschliesslich dänischen Zwecken au^ebeutet und 



iiizedbv Google 



232 Zum isländischen Verfaesangsstreit«. 

theilveise diesen geradezu geopfert worden, ohne dass dem 
Lande dafür irgendwelcher Ersatz zntheil geworden wäre. 
Endlich war durch eine überaus drückende, ansschliesslich 
im dänischen Interesse geleitete Himdelspolitik Jahrhunderte 
hindurch einerseits Isltoid schmählich ausgesaugt, und 
andererseits der dänische Handelsstand, und gut«ntheils 
sogar die königliehe Gasse , auf dessen Kosten sehr erheb- 
lich hereiehert worden. Während nun dänischerseita stets 
anf jenes Deficit hingewiesen, und aus der Nothwendigkeit, 
mit dänischem Gelde die Begierung der Insel zu ermög- 
lichen, das Recht abgeleitet wurde, über das gjmze Finanz- 
wesen derselben eine gewisse Controle zu üben, und Über 
alle isländischen Einrichtungen ein Wort mitzusprechen, 
welche irgendwelche Kosten verursachen konnten, forderte 
man isländischerseits umgekehrt eine Abrechnung mit Däne- 
mark, und erhob für diese Ansprüche, welche, wenn be- 
gründet, beträchtliche Herauszahlungen von dänischer Seite 
zur Folge haben museten. Selbstverständlich steht die 
Losung dieser finanziellen Frf^e mit der Auseinandersetzung 
beider Lande auf politischem Gebiet in nächstem Zuaimimen- 
hang. Wird wirklich der isländische Staat grossentheüs 
auf Kosten Dänemarks unterhalten, so ist es kein unbilliges 
Verlangen, wenn letzteres Land auch einen gewissen Ein- 
fluss auf dessen Verwaltung beansprucht, und kann auch 
keinem begründeten Tadel unterliegen, wenn man dänischer- 
seits des Vortheils, welchen der Besitzstand bietet, sich 
dazu bedient, um die Isländer in der Verfassungsfrage ge- 
fügiger zu machen. Erhält sich dagegen die Insel ganz 
aus ihren eigenen Mitteln, und hat sie vielleicht dartlber 
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hinaus von Dänemiurk sogar noch etwas herauszufordern, 
so ist jede Beeinflussung isländischer Angelegenheiten durch 
Dänemark in so weit völlig ungerechtfertigt, und zugleich 
nichts weniger als ehrenhaft, wenn man die dänischerseits 
verschuldete Unmöglichkeit, ohne vorgängige Abrechnung 
mit Dänemark auf die eigenen Füsse sich zu stellen, be- 
nutzen will, um den Isländern härtere Bedingungen des 
staatsrechtlichen Ausgleiches aufzuzwingen, als welche sie 
Ton Rechtswegen zu "beanspruchen hätten. 



Nachdem der erste Versuch, mit dem Alding über die 
Verfassuugsfirage sich zu verständigen, nicht zum Ziele geführt 
hatte, liess man die Angelegenheit seitens der ßegierung 
in der That längere Zeit hindurch auf sich beruhen. Ver- 
geblich bemühte sich das Alding durch wiederholte Gesuche 
(1853, 1857, 1859, 1861, 1863) dieselbe wieder in Fluss 
zu bringen. Erst nachdem dem dänischen Reichstage selbst 
die Absurdität seiner Verhandlungen über das isländische 
Budget und so manche andere auf Island bezi^liche An- 
gelegenheiten allmählich zum Bewusstsein gekommen war, 
nachdem femer der Versuch, durch eine dem Alding in 
Budgetsachen einzuräumende berathende Stimme der Un- 
wissenheit dieses Reichsts^s zu Hülfe zu kommen, am 
Widerspruche des Aldings gescheitert war (1857), und auch 
eine zur Erörterung der Finanzfrage niedergesetzte Commission 
keinen Erfolg gehabt hatte (1861 — 62), entschloss man 
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sich in Kopenhagen, neuerdings mit dem Älding in Unter- 
handlungen zu treten. Ein fester Plan lag diesen Unterhand- 
lungen augenscheinlich nicht zu Grunde, und konnte den- 
selben, bei dem steten Wechsel der Minister, welche mit der 
Führung der Isländischen Angelegenheiten beauftragt waren, 
auch nicht wohl zu Grunde liegen. Zunächst wurde dem 
Alding des Jahres 1865 der Entwurf eines Gesetzes über 
eine neue Ordnung der finanziellen Verhältnisse zwischen 
Island und dem Königreich yorgelegt, mit dem Versprechen, 
nach Regelung dieses Punttes sofort die Verfassungsfri^e 
in Angriff nehmen zu wollen. Als dieser Weg nicht so- 
fort zum Ziele führte, legte man dem nächsten Alding 
umgekehrt den Entwurf eines „Verfassungsgesetzes für 
Island" vor, indem man zugleich für den Fall seiner An- 
nahme die Forderung eines jährlichen Zuschusses von 
einer bestimmten Höhe vor dem Dänischen Reichst^e zu 
vertreten versprach. Als nun aber das Alding diesen Ent- 
wurf in einer Reihe von Beziehungen aniendirt wissen 
wollte, griff die Regierung wiederum nach einem anderen 
Auskuntlsmittel : sie legte dem dänischen Reichstage den 
Entwurf eines „Gesetzes Hber Islands Finanzwesen" vor 
(1868), welcher allerdings auf dieses sich keineswegs be- 
schränkte, vielmehr zugleich tief in die Verfassung der 
Insel eingriff. Der Zufall wollt«, dass der Reichstag ge- 
schlossen wurde, ehe noch eine Einigung seiner beiden 
Kammern über den Entwurf zn Stande gekommen; da 
griff die Regierung wiederum auf das Alding zurück, und 
legte diesem (1869) zugleich den Entwurf eines „Gesetzes, 
welches die verfassungsmässige Stellung Islands im Reiche 



ilizedbXiOOgIc 



Zum isländischen Verfassun^ti'eite. 235 

genauer bestimmt", und den Entwurt eines „Verfassungs- 
gesetzes über die besonderen Angelegenheiten Islands" vor. 
Beide Eütwflrfe wurden freilich, so wie sie lagen, vom 
Alding abgelehnt, und umgekehrt fanden die von diesem 
gemachten Vorschläge wieder nicht die Billigung der Re- 
giemng; dennoch beabsichtigte diese abernicht eine Drohung 
sofort zu verwirtlichen, durch welche sie das Alding ein- 
zuschüchtern versucht hatte, vielmehr liess sie, anstatt nun- 
mehr ein Verfassungsgesetz der Insel zu octroyiren, die 
Sache neuerdings wieder auf sich beruhen, ohne sich durch 
eben am Dänischen Landsding gemachten Versuch, dieselbe 
zu einer Erledigung zu bringen, in diesem Vorhaben stören 
zu lassen. Bald zeigte sieh aber, dass das beabsichtigte 
Hinwarten unthunlich sei. Das Ministerium w&nschte die 
Stellung des Stiftsamtmannes auf Island, welcher bisher 
den beiden Amtleuten des Westlandes, dann des Nord- 
und Ostlandes wesentlich gleichgestanden, und nur in einigen 
wenigen Beziehungen ihnen übergeordnet gewesen war, 
entschieden über diese emporzurücken, und zugleich durch 
die TJeberweisung mehrfacher, bisher von Kopenhagen aus 
geübter Befugnisse selbstständiger zu machen; zugleich 
wollte auch das Postwesen der Insel geordnet werden, welches 
sich in einem wahrhaft trostlosen Zustande befand. Aber die 
Geldforderungen, welche dieserhalb an das Dänische Volks- 
ding gerichtet wurden, wies dieses einfach ab, weil es ihm 
nicht gerathen schien, nach wie vor den Beichstag über 
Detailfragen der Isländischen Verwaltung entscheiden zu 
lassen; wollte man demnach nicht jeder Besserung der 
Isländischen Zustände auf administiativem Wege vOllig 
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entsagen, so mnsste schlechterdings ein neuer Versuch 
gemacht werden, die Verfassungsfrage zu lösen. 

So geschah es denn auch. Am 5. October 1870 
wurde dem Dänischen Volksding der .Entwurf eines Gesetzes 
über die verfassungsmässige Stellung Islands im Beiche" 
vorgelegt, und damit ein Verfahren, welches man im Jahre 
1868 nur zögernd und so zu s^en verschämt versucht 
hatte, nunmehr unverhüUt und mit aller Entschiedenheit 
eingeschlagen. Im wesentlichen auf den Grundanschau- 
ungen der Entwürfe von 1868 und 1869 beruhend, unter- 
schied sieh- dieser neue Gesetzentwurf von diesen seinen 
Vorläufern doch nicht nur durch seine weit kürzere Fassung, 
sondern mehr noch dadurch, dass er nicht mehr von einer 
weitem, auf die besondem Angelegenheiten Islands bezüg- 
lichen Vorlage hegleitet und auch bezüglich seiner Gültig- 
keit von dem Zustandekommen eines solchen weiteren 
Gesetzes unabhängig gestellt war; am 1. April 1871 sollte 
derselbe überdies in Wirksamkeit treten, was eine vor- 
gängige Vorlegung desselben an das Älding mit Noth- 
wendigkeit ausschloss. Man beabsichtigte demnach emerseits 
nur die Stellung Islands zum Eeiche zu klären, weil hierauf 
der danische Reichstag kategorisch gedrungen hatte, wogegen 
man bezüglich der inneren Angelegenheiten der Insel nach 
wie vor freie Hand behalten wollte, und man wollte anderer- 
seits, wie dies Minister Krieger unverhohlen aussprach, 
den Gesetzentwurf in Geltung treten lassen, sowie er von 
diesem Reichstag angenommen sein würde, ohne sich weiter 
um das Urtheil des Aldings über denselben zu bekümmern. 
Bedenklich musste dabei allerdings erscheinen, dass das 
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Alding über diesen Gesetzentwurf eben doch noch nicht 
gehört worden war, und dass somit dessen verfassungs- 
mässiger Anspruch auf eine berathende Stimme verletzt 
wurde; bedenklicher noch, dass der Entwurf mit den in 
ihm eingestellten finanziellen Bestimmungen alle zwischen 
Isluid und der Beichscasse bestehenden SchuldTerhältnisse 
für abgethan erklärt, während doch die einfachst« Billigkeit 
forderte, dass ein derartiger Ausspruch nicht von dem 
einen Betheiligten ohne alles Zutfaun des andern Theiles 
ausgehe. Indessen wurden derartige Bedenken am Reichs- 
tage so gut wie gar nicht laut, vielmehr ward der Ent- 
wurf von demselben nahezu mit Einstimmigkeit angenommen 
und unterm 2. Januar 1871 sofort als Gesetz in Isländischer 
sowohl als in Dänischer Sprache publicirt. Dem Alding 
des Jahres 1871 wurde dieses Gesetz sodann einfach mif> 
getheilt und zugleich ein neuer Entwurf eines „Verfassungs- 
gesetzes über die besondem Angelegenheiten Islands" zur 
Begutachtung vorgelegt. In der Rede, mittelst welcher 
der k. Commissär, Stiftamtmann Hilmar Einsen, die Ver- 
sammlung eröffnete, wurde der Standpunkt sehr unzwei- 
deutig bezeichnet, auf welchen sieh die Regierung hinsicht- 
lieh beider Vorlagen stellte. Dem Alding des Jahres 1869 
sei sowohl der Entwurf eines Gesetzes Ober die verfassungs- 
mässige Stellung Islands im Reich als auch der Entwurf 
eines Gesetzes über die besonderen Angelegenheiten Islands 
zur Berathung vorgelegt worden, und damit alles geschehen, 
was Island gegenüber rechtlich nothwendig sei. Der erstere 
Entwurf, welcher, um rechtsgültig zu Stande zu kommen, 
noch der Zustimmung des Reichstages bedurfte, habe diese 
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gefiinden, und sei daraufhin unterm 2. Januar 1871 als 
Gesetz publicirt worden, womit die in ihm behandelten 
Fragen endg:ültig erledigt seien; den letzeren dagegen hätte 
der König, da er der Zustimmung des Reichstags nicht 
bedurft habe, zwar recht wohl ghne weiteres als Gesetz 
publiciren lassen können, er habe jedoch vorgezogen, in 
dieser Beziehung nicht ohne die Zustimmung des Aldinga 
vorzugehen, vielmehr lieber durch die Vorlegung eines 
neuen Entwurfs noch einen letzten Versuch machen wollen, 
ein Einverständniss mit diesem zu erzielen. Der Ausschuss, 
welcher mit der Berichterstattung über den Entwurf beauf- 
tragt wurde, spaltete sich sofort in eine aus 6 Stimmen 
bestehende Mehrheit und eine aus 3 Stimmen bestehende 
Minderheit. Die Mehrheit betrachtete das Gesetz vom 
2. Januar 1871 als fttr Island nicht verbindlich, und wollte 
den in demselben zugesagten Zuschuss aus der Beichscasse 
nur als Abschlagszahlung und unter ausdrücklichem Vor- 
behalt aller und jeder weiter reichenden Ansprüche Islands 
angenommen wissen; sie verlangte demgemäss die Vor- 
legung jenes Gesetzes an eine besondere, mit beschliesseTt- 
der Stimme ausgestattete Versammlung auf Island, damit 
diese die mit Dänemark in der Finanzfrage einzugehende 
Uebereinkunft im Namen des Landes abschliesse- Sie erklärte 
femer: dass der Entwurf nur scheinbar eine Verantwort- 
lichkeit der Staatsregierung dem Alding gegenüber vorsehe, 
sofern derselbe einerseits die Executive in oberster Instanz 
in die Hand eines Danischen und dem Dänischen Reichs- 
tage verantwortlichen Ministers lege, andererseits aber den 
obersten Verwaltungsbeamten auf der Lisel selbst, den 
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.Jjandeshauptniaiin", lediglich als ein Vollzugsorgan eben 
jenes Ministers behandle, und sie fordert« dem gegenüber, 
dasB der Schwerpunkt der Regierung in das Land selbst 
verlegt und deren oberster Leiter sodann auch ernsthaft 
vor dem Älding verantwortlich gemacht werde, Den^emäss 
schlug sie zunächst die Bestellung eines ,Xandesmarschalls" 
vor, welcher die volle Verantwortung für alle und jede 
Regierungsliandluugen dem Alding gegenüber zu tragen 
und seinen Wohnsitz auf Island zu nehmen habe, wogegen 
der Verkehr zwischen ihm und dem Könige von einem 
„Geschäftsträger" ohne alle eonstitutionelle Verantwortlich- 
keit zu besorgen sei, welcher regelmässig in Kopenb^en 
wohnen, übrigens aber gleichfalls ein Isländischer Mann 
sein müsse. Theils von diesem Gesichtspunkt aus, theils 
aber auch zufolge ihrer Nichtanerkennung des Gesetzes 
vom 2. Januar 1871, unterzog die Äusschussmehrheit den 
vorgelegten Entwurf einer durchgreifenden Ueberarbeitung, 
wobei freilich auch noch manche andere und minder prin- 
cipielle Äbändenmgen desselben sich ergaben; eventuell 
aber schlug dieselbe vor, dass an die Spitze der Landes- 
regierung ein „Statthalter" gestellt werden möge ,' welcher 
im Lande zu wohnen verpflichtet, aber nur dem König 
verantwortlich wäre, dafür jedoch sich selber ein verant- 
■ wörtliches Ministerium zu bilden hätte, und sie bezeichnete 
nicht undeutlich diesen letzteren Ausweg als den an und 
ftlr sich zweckmässigeren, welchen sie nur darum nicht in 
den Vordei^rund gestallt habe, weil sie sich zunächst so 
eng als möglich an den Regierungsentwurf anschliessen zu 
sollen geglaubt. Dagegen stand die Minderheit des Aus- 
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BchusseB zwar priocipiell wesentlich auf demselben Boden 
mit der Mehrheit, aber sie wünschte nm jeden Preis dem 
Verfassungsstreit ein Ende zu machen, nnd wagte darum 
keinem Vorschlage sich anzuschliessen, von welchem sie 
nicht annehmen zu ivakn glaubte, dass ihn die Eegienuig 
annehmen werde. Sie liess sieh demnach den in Däne- 
mark wohnhaften Minister gefallen, und deutete nur an, 
dass auch wohl zeitenweise ein Erscheinen desselben auf 
Island wQnschenswerth wäre. Sie suchte ferner die Be- 
fugnisse des Landeshauptmanns möglichst zu erweitem 
und wollte ihm eine eigene Verantwortlichkeit auferlegt 
wissen neben der des Ministers; sie hätte sich aber auch 
den eventuellen Mehrheitsantrag ganz gern gefallen lassen, 
wenn ihr nur nicht die Bestellung eines Statthalters für 
die Insel unter den gegebenen Verhältnissen allzu kost- 
spielig geschienen hätte. Nur wagte sie nicht die Recbts- 
verbindliehkeit des Gesetzes vom 2. Januar 1871 anzu- 
zweifeln, nachdem dasselbe einmal des Königs Unterschrift 
erbalten babe; doch bemühte sie sich, dessen Inhalt in den 
neuen Entwurf heröberzunehmen , wodurch dann dessen 
Gültigkeit, die kOnigl. Sanction vorausgesetzt, eine unbe- 
strittene werden musste. Bei der Abstimmung wurden 
die Vorschläge der Mehrheit mit einigen wenig erheblichen 
Abänderungen angenommen und ein ihnen entsprechendes 
Gutachten an den König gerichtet; die Minderheit, aus 
den 6 vom König ernannten und aus 3 von den gewählten 
Dingleuten bestehend , legte dagegen ein eigenes Gut- 
achten bei. 

Es begreift sich, dass die Haltung, welche die Regie- 
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Hing in der Verfassungsfirage neuerdings eingenommen hatte, 
auf Island sehr entschiedenen Änstoss gab. Yon Anfang 
an hatte die Ungleichheit der Behandlong, welche man 
den dänischen imd isländischen Unterthanen des Königs 
angedeihen liess, auf der Insel eine tiefe Erbitterung hervor- 
gerufen, und während der langen Dauer des Verfassungs- 
streites hatte diese von Jahr zu Jahr sich gesteigert. Mit 
unbeugsamer Thatkraft hatte Jon SigurÖsson, von Anfang 
an das Haupt und die Seele der nationalen Partei, den 
Kampf für seines Landes Recht und Freiheit geleitet, und 
zumal seine überlegene Eenntniss der isländischen Ge- 
schichte dazu benutzt, um durch zahbeiche Schriften seine 
Landsleute über die einzelnen Phasen dieses Kampfes, sowie 
über die Begründung oder NichtbegrOndung der in seinem 
Laufe von der einen xmd andern Seite aufgestellten Be- 
hauptungen aufzuklären; mit schonxu^loser Offenheit hatte 
er die Inconsequenz des Verfahrens beleuchtet, welches 
seitens der Regierung zu verschiedenen Zeiten Island gegen- 
über beobachtet worden war, und dadurch den Widerstand 
gegen jede Beeinträchtigung der Landesrechte sowohl ver- 
tieft als in weitere Kreise getrt^en. Dazu kam noch, dass 
man bis in die neueste Zeit hinein dänischerseits das sehr 
empfindliche Selbstgefühl der Isländer in einer Eeihe von 
Kinzelheiten verletzte, bezüglich deren diess recht wohl hätte 
vermieden werden können. Das Isländische Departement, 
welches, im Jahre 1848 errichtet, allein noch die selbst^ 
ständigen Interessen der Insel dem Dänischen Ministerium 
gegenüber einigermassen vertrat, besetzte man, soweit die 
massgebenden Stellen in Frage waren, vorwiegend mit Männern 

Mmrei. Zur poUtischeD OeecUolite laUnds. 16 
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dänischer Abkunft, und schmälerte noch überdies dessen Ein- 
fluss auf die Erledi^ng der isländischen Angelegenheiten. 
Man veröffentlichte für das Jahr 1871/72 ein besonderes is- 
ländisches Budget, ohne dasselbe auch nur dem Aldii^ zur 
Eenntniss mitzutheilen, und man wiederholte dasselbe Ver- 
fahren bezüglich der Jahre 1872 und 1873, obwohl es am 
Alding des Jahres 1871 zu einer sehr ärgerlichen Verhand- 
Ixmg und zumal auch zu mehrfachen nicht unbegröndeten 
Ausstellungen gegen die materielle Berechtigung des auf- 
gestellten Etats gefOhrt hatte. Man erliess eine Reihe von 
Anordnungen über Punkte, welche man der Berathung des 
Aldings unterstellt hatte, ohne auf dessen Beschlüsse irgend 
welche erhebliche ßficksicht zu nehmen, und legte ins- 
besondere eine nicht unbeträchtliche Steuer auf Branntwein 
und andere geistige Getränke, von deren Auflegung diese 
Versammlung theils zur Zeit, theils in der vorgeschlagenen 
Art entschieden abgerathen hatte. Man ging mit der Theilung 
und Vereinigung von Amtsbezirken, dann zumal mit der 
Einführung des neuen Amtes eines Landeshauptmanns, ohne 
alles Einvernehmen des Aldings, sowie ohne alle Rücksicht- 
nähme auf die Wünsche des Landes, vor. Bei der Ver- 
leihung von Aemtem auf der Insel hielt mam nicht einmal 
die Regeln ein, welche man sich selber gesetzt hatte, und 
ein Mitglied des Oberlandesgerichtes entsetzte man einfach 
auf dem Verwaltungswege seiner Stelle, obwohl das Alding 
ausdrücklich um die Beschreitung des Rechtsweges gegen 
dasselbe gebeten hatte, damit dem Verdächtigten die Mög- 
lichkeit einer rechtlichen Verlheidigui^ nicht entzogen 
werde u. dgl. m. Derartige Willkürlichkeiten mnssten natür- 
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lieh die Missstimmung im Lande gegen die Regierang ver- 
mehren und überdies im höchsten Grade zerrüttend auf 
die öffentliche Ordnung einwirken. Injurienprocesse zwischen 
dem abgesetzten Oberlandesgerichtsrath und dem Justitiarius 
dieses Gerichtshofes, dann zwischen dem früheren Amt^ 
manne des Nordlandes und dem Vorstände des Isländischen 
Departements in Kopenh^en spielten sich, nicht eben zur 
Ehre des Staatsdienstes, vor den Gerichten ab, und wenn 
der Stiftsamtmann in einem höchst merkwürdigen amt- 
lichen Bericht aussprechen zu sollen glaubte, dass man 
auf Island weder beim gemeinen Manne , noch beim Beamten- 
Stande dasjenige Mass von Achtung und Gehorsam gegen 
das Gesetz und die Erlasse der Regierung antreffe, welches 
anderwärts voAanden zu sein pflege, so liegt die Frage 
nahe : ob nicht die Regierung selbst durch ihr willkürliches 
und inconsequentes Verhalten dem Lande gegenober das 
ihrige dazu beigetn^en habe, einen so unerfreulichen Zu- 
stand in demselben bervorzunifen. — Schon vor dem Zu- 
sammentritte des Äldinges im Jahre 1871 hatte sich die 
Unzufriedenheit des Landes mit den bestehenden Zuständen 
und der Haltung der Regierung sehr unzweideutig zu er- 
kennen gegeben. In 25 Petitionen, welche aus den ver- 
schiedensten Theilen der Insel an diese Versammlung ge- 
richtet wurden, tritt klar und deutlich die Uebereinstimmung 
der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung mit der Mehr- 
heit ihrer gewählten Vertreter zu Tage, wenn auch der 
Widerspruch gegen daß Vorgehen der Regierung nicht in 
ihnen allen mit gleicher Energie ausgedrückt und überdies 
btdd mehr gegen die formelle Gültigkeit des Gesetzes vom 
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2. Januar 1871, tald vorwiegend gegen den Inhalt des 
neuen Gesetzentwurfes, bald endlich in erster Linie gegen 
die ungenügende Erledigung der Finanzfrage gerichtet wird. 
Ungleich lauter noch sprach sich aber die Missstimmung 
im Lande nach dem Schlüsse der Aldingsverhandlungen 
und zumal nach dem Bekanntwerden der neueren rücksichts- 
losen Massnahmen der Kegienmg aus. Eine Adresse an 
den KOnig wanderte von Hand zu Hand, welche die volle 
Zustimmung der Nation zu der Haltung der Mehrheit ihrer 
Vertreter auesprach, Bezirtsversammlungen wurden ge- 
halteu, um sieh über die Verfassungsfrage auszusprechen und 
zugleich Abgeordnete zu einer allgemeinen Landesversamm- 
lur^ zu wählen, welche von den Wünschen und Ueber- 
zengongen des Landes Zeugniss geben sollte. Eine „Ge- 
sellschaft der Volksfreunde" bildet« sieh, um mit gemein- 
samen Mitteln das Recht des Landes zu vertheidigen und 
dessen Wohl allseitig zu fördern. Die Presse des Landes 
spaltete sich in zwei Heerlager. Die beiden ältesten und 
gelesensten Zeitungen der Insel, „PjöÖölfr" und „Noröanfari", 
verfochten mit aller Entschiedenheit den nationalen Stand- 
punkt, wenn dieselben auch beiderseits gelegentlich etwas 
anders formulirte Wünsche und Ansichten aussprachen, als 
welche die Mehrheit am Alding sich angeeignet hatte ; an 
sie schloss sich einerseits eine unter J6n SigurtJssons Leitung 
in Kopenhagen erscheinende Jahresschrift, „Ny Fßlagsrit", 
an, andererseits such die von dem sehr begabten, aber 
auch masslos leidenschaftlichen Dichter Jon Öla&son redi^rte 
Zeitschrift „Göngu-Hrölfr". Farblos und eher besehwidi- 
tigeud suchte dagegen die im Jahre 1871 gestiftete Zeitr 
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Schrift „Timinn" aufeutreten, und re^enmgsfreundlicher 
noch war die Haltung des im Sommer 1873 begründeten 
„Vikreiji", welcher von dem Obergerichtsprocurator Päll 
Melsteö unter Mitwirkung des Secretärs des Laudeshaupt- 
manns, Jon Jönsson (oder umgekehrt?), red:^irt wird. ') 
Mit leidenschaftlicher Heftigkeit wurde theils in diesen, 
theils auch in dänischen und norwegischen Blättern durch 
deren isländische Correspondenten der Kampf geführt, und 
es half der Regierung wenig, wenn sie den Redacteur 
„l'jööölfe", den alten streitbaren Obergerichtsprocurator Jon 
GuÖmundsson, wegen der Schärfe seiner Polemik mit der 
Einziehung seiner Bestallung bedrohte, oder den heftigen 
Jon Olafsson einmal über das anderemal gerichtlich ver- 
femen liess; eine Geldstrafe, zu welcher der letztere ver- 
urtheilt wurde, deckte sofort eine in Reylgavik veranstaltete 
Sammlung, und als der junge Poet gerathen fand, neuen 
Processen durch die Entfernung aus dem Land auszuweichen, 
png zwar sein Blatt ein, aber der veranlasste Scandal ge- 
reichte nicht zur Erhöhung des Ansehens des persönlich 
betheiligten Landeshauptmanns. Aber noch schlimmere 
Symptome der allgemeinen Unzufriedenheit im Lande sind 
zu berichten. „Noröanfari" hatte gelegentlich den Rath 
ertheilt, nöthigenfalls die Interessen anderer Völker zur 
Aufrechthaltung des Landesrechts anzurufen, oder selbst 
einem andern Reiche sich offen anzuschliessen, an einer 
andern Stelle aber für den schlimmsten Fall die Aus- 



') Ich erwähne die Namen der sämmtlichen politischen Bltttter 
der Insel, weil ich die „Allgemeine Zeitung" mit diesen ihren islilu- 
diechen Colleginnen bekannt machen möchte. 
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Wanderung nach Amerika ala das Mittel empfohlen, dem 
Drucke der Dänenherrschaft sich zu entziehen, und der 
letztere Bath wenigstens drohte wirklich beherzigt zu werden. 
Während vordem Auswanderungen aus Islwd, wenn mmi 
von der Niederlassung einzelner Isländer in Dänemark ab- 
sieht, nur ganz vereinzelt voi^ekommen waren, häuften sich 
jetzt mit einemmal die Lobpreisungen der TJeberaiedelung 
nach Brasilien einerseits und nach Nordamerika anderer- 
seits; in allen Zeitungen wurde die Answanderungsfrage 
erörtert, und es kam vor, dass allein aus der Ejjafjaittarsysla 
und der I>!ngejjar8yBla 254 Pereonen sich zur Auswandemi^ 
nach den Vereinigten Staaten meldeten*), und ein Agent 
in Kej^avik aiueigen konnte, dass sich bei ihm 410 Per- 
sonen zur Auswanderung eben dahin eingezeichnet haben. 

Im Hinblick auf das im nächsten Jahre zu feiernde 
Fest des lOOOjährigen Bestehens des isländischen Gemein- 
wesens konnte ein einfacher Bauer sich dahin aussprechen: 
dass höchstens ein Abschiedsfest für das auswandernde Volk 
und ein Trauerfest am Platze sei, und konnte ein würdiger 
Propst und Pfarrherr in beweglichen Worten seine Lands- 
leute angehen, doch noch ein einziges Jahr zuzuwarten, ob 
nicht der König zur Festfeier die längst verheissene Ver- 
fassung verleihe, und erst auszuwandern, wenn auch diese 
letzte Bof&Lung sich betrügerisch erweise! 

Auch an sehr handgreiflichen gegen die Regierung 
gerichteten Demoastrationen fehlte es nicht. AllerwÄrts 



') Nach der letzten am 1. October 1870 vorgenommenen VoHb- 
zählung hatt« dar erat« Bezirk 5108, der letzte aber 5740 EinwohneT. 
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worden Vereine gegründet, oder doch deren Gründung be- 
sprochen, welche ihre MitgUeder zum Niehtgenusse geistiger 
Getränke verpflichteten, um auf diesem Wege dem auf- 
gelegten Zoll entgegenzutreten. In Rey^'avik zogen in der 
Keujahrsnacht die Studenten der verschiedenen gelehrten 
Schulen unter dem Gesänge des „Islendingabr^s" durch 
die Strassen, wegen welcher Dichtung Jon Olafsson vor 
Gericht gestellt worden war, und demonstrirten damit vor 
dem Hause des Stiftamtmanns und anderer missliebiger 
Persönlichkeiten. Am 1. April 1873, als an dem Tag, an 
welchem die neue Landeshauptmannschaft ins Leben treten 
sollte, fand man an der Flaggenstange vor dem Hause des 
bisherigen Stiftamtmanns und nunmehrigen Laudeshaupl^ 
maans eine schwarze Fahne aufgezogen mit der Inschrift: 
„Kieder mit dem Landeshauptmann!" tmd ein ähnücher 
Vorgang ereignete sich an demselben T^e zu Stykkisbölm 
im Westlande; selbst von den Beamten wagte so gut wie 
keiner dem Landeshauptmann aä diesem Tage seine Auf- 
wartung zu machen, und als man eine Woche später den 
Geburtstag des Königs dazu benutzen wollte, jenem Herrn 
noch nachträglich eine Ehre zu erweisen, zog ein guter 
Theil der Honoratioren des Städtchens vor, den Tag durch 
ein gesondertes Gastmahl zu feiern, um nur nicht an der 
Demonstration zu Ehren des Landeshauptmanns theilnehmen 
zu müssen. In der gelehrten Schule vollends gab der 
Versuch eines Studenten, die Gresundheit des Landeshaupt- 
manns auszubringen, zu den allerliebsten Skandalen Veiv 



Mitten in diese aufgeregte Zeit hinein fiel die ErOffiiung 
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der allgemeineQ Landesvers'ammlung, welche sn der uralten 
Dingstätte zu Pfngvellir am 26. Juni 1873 zusammentrat. 
Jeder einzelne Wahlbezirk des Landes hatte zwei regel- 
recht gewählte Abgeordnete gesandt; nur drei von ihnen 
waren aus zufälligen Gründen blos durch einen Abgesandten 
und ein einz^er war gar nicht vertreten. Neben den 35 
gewählten Abgeordneten waren auch zahlreiche andere 
Männer erschienen, darunter Jon SigurÖsson aus Kopen- 
h^en und eine Reihe anderer Mitglieder des Aldings; doch 
sollten nur die gewählten Vertreter der einzelnen Bezirke 
an den Abstimmungen theilnehmen; als Vorsitzender aber 
wurde Jon Guömundsson von Reykjavik gewählt In der 
Verfassungsfrage waren 19 Petitionen bei der Versammlung 
eingegangen; der zur Berichterstattöng über dieselben er- 
nannte AusschusB legte einen vollständigen Verfassungs- 
entwurf vor, und beantragte in erster Linie dessen Annahme 
beim König zu erbitten, eventuell die Einberufang einer 
mit besehli essend er Stimme ausgerüsteten VersanmiJung zu 
fordern, welche einen vom König vorzulegenden Verfassungs- 
entwurf zu prüfen hätte, ferner die Wahl von drei Abge- 
ordneten, welche die Petition dem König zu überreichen 
haben, und deren Mittheilung an das demnächst zusammen- 
tretende Alding. Ein gefahrlicher Weg war damit betreten, 
indem, ganz abgesehen davon, dass der ganz ausdrücklich 
auf die Annahme einer blossen Personalunion zwischen 
Island und Dänemark gebaute Entwurf nicht die entfernteste 
Aussicht hatte, vom König angenommen zu werden, in dem 
Verlangen selbst, denselben ohne voi^ängige Verhandlung 
mit dem Alding publicirt zu sehen, eine offenbare Ver^ 
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letzang der zn Eecht bestehenden Landesverfassung lag; 
aber es zeigte sich eben jetzt, wie erbittert die Stimmung im 
Lande gegen die dänische Regierung und wie tief erschüttert 
sogar das Ansehen des Aldings in Folge der ihm von der 
R^erung consequent erwiesenen Missachtung war. Ver- 
gebens trat Jon GuÖmundssOD, trat Jon Sigurftsson selbst 
mit gewichtigen Worten der Ueherstürzung entgegen; es 
kam so weit, dass von einer Seite geradezu eine Aufforderung 
an das Alding beantragt wurde, seine Thätigkeit einzu- 
stellen, und dass einer der tüchtigsten Aldingsmänner direct 
mit einer Spaltung der bisherigen Mehrheit am Ding drohte. 
Schliesslich wurde eine Petition beschlossen, welche in etwas 
milderer Form eben doch den vom Ausschusse befürworteten 
Standpunkt vertrat, und welche an den König zu über- 
reichen Jon Sigurösson mit scharfen Worten verweigerte, 
und Jon Gudmundsson nur unter der Bedingung an den- 
selben überreichen zu wollen zusagte, dass das Alding sich 
mit deren Inhalt einverstanden erkläre. 



Am 1. Juli 1873 wurde das Alding seinerseits er- 
öffnet. Sie kOnigUche Bekanntmachung über das Schicksal 
der Gutachten und Anträge des letzten Aldings, welche 
demselben sofort vorgelegt wurde, wahrte mit aller Entr 
schiedenheit den Standpunkt der Begierung sowohl bezüg- 
lich der Gültigkeit des Gesetzes vom 2. Januar 1871 als 
auch bezüglich der Verfassungsfrage überhaupt, und theilte 
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mit, dass dev Eonig we^en der Aussichtslosigkeit aller 
diesßLlligen Verhandlungen beeehlossen habe, für diesmal 
keinen neuen Gesetzentwurf in dieser Kiohtung vorzulegen; 
durch eine Seihe eingegangener Petitionen wurde die Fr^e 
indessen dennoch an das Ding gebracht, und ein Ausschuss 
niedergesetzt, um Ober dieselbe Bericht zu erstatten. Man 
durfte nun erwarten, dass bei der so überaus erregten 
Stimmung im Lande, bei der allgemeinen Unzufriedenheit 
mit dem Verhalten der Regierung und mit den bestehenden 
Verfassungszuständen, deren Bestehen des Landeahaupt^ 
mann selbst unumwnndeii zugab, die Parteien in leiden- 
schaftlichster Weise aufeinander stossen würden; die Sache 
kam indessen zu allgemeinem Erstaunen anders. Mag sein, 
dass die regierungsfreundliche Partei in der Versammlung 
durch den alle Erwartungen übersteigenden Grad der Auf- 
regung im Land erschreckt und zu der TJeberzeugung ge- 
führt wurde, dass sie durch ein entgegenkommenderes Ver- 
halten gegen die Wünsche der überwiegenden Mehrheit der 
Bevölkerung den Interessen des Landes nicht nur, sondern 
auch der Regierung besser diene, als durch deren allzu 
schroffes Abweisen. Mag sein auch, dass Hilmar Finsen, 
der neue Landeshauptmami, seinen Einfluss in dieser Richtung 
mit Erfolg geltend zu machen gewusst, der dem Lande 
seiner Väter stets ein w^roea Gefühl bewahrt hatte, und 
obwohl durch seine Stellung genOthigt, den von Dänemark 
aus erhaltenen Weisungen zu gehorchen, doch innerhalb 
der dadurch gezogenen Sehranken nach Kräften für einen 
zu wirken bestrebt gewesen war. M^ sein 
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endlich, dass umgekehrt auch die Heissspome der natio- 
nalen Partei durch das mannhafte Entgegentreten ihrer 
bisherigen Führer zu der Erfcenntniss gebracht wurden, 
dass ihre revolutionäre Haltung eine verkehrte und keine 
Aassicht auf Erfolg bietende sei ^). Jedenfalls war das 
Verhalten aller Parteien ein ganz merkwürdig bedächt^es 
und versöhnliches. Der Äusschuss constatirte zwar in 
seinem Berichte sehr unverhohlen die allgemein im Lande 
herrschende Missstimmung, und er legte überdies einen 
Verfassungsentwurf vor, welcher zwar in vielen Stücken 
gemildert, doch im wesentlichen denselben Gesichtspunkten 
fo^e, wie solche von der Versammlung zu l'ingvellir auf- 
gestellt worden waren; aber wenn er zwar primftr bean- 
tr^te, die Erhebung dieses Entwurfs zum Gesetze beim 
König zu erbitten, so fügte er doch sofort auch den even- 
tuellen Antr^ bei: die sofortige Verleihung einer ent- 
scheidenden Stimme in Gesetzgebungs- und Budgetfragen 
an das Alding, die Ernennung eines besondem Ministers 
für Island, welcher in Kopenhagen zu wohnen, aber dem 
Alding verantwortlich zu sein hätte, und die Revision 
dieser provisorischen Verfassung längstens innerhalb 6 Jahren 
unter heschliessender Mitwirkung des Aldings zu erbitten, 
wobei Island einstweilen zu den Kosten der gemeinsamen 

') Die Aldin^protokollo liegen zur Zeit noch nicht gedruckt 
vor; die Sitzungsberichte in den isländischen Zeitungeo lassen aber 
die für die Haltung der rerBchledenen Parteien bestimmenden Motive 
nicht klar erkennen, und Privatbriefe äuBsern sich gleichfalls nicht 
unzweideutig. 
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Angelegenheiten keine Beitr^ zn leisten hätte, anderer- 
seits aber dem Land alle seine Bechte vorbehalten bleiben 
sollten; subeventuell schlug derselbe endlich noch die 
Vorlegang eines Verfassungsentwurfes an eine auf Grund 
des Wahlgesetzes vom 28. September 1849 einzuberufende 
Versammlung vor. War es bereits auffällig, dass diese 
Beschlüsse des Ausschusses einstimmig gefasst worden 
waren, obwohl wenigstens eines seiner Mitglieder am vor- 
beigehenden Alding im wesentlichen mit der Minderheit 
gestimmt hatte, so mochte man sich noch mehr darüber 
verwundern, dass der tgl. Comnüssär, der Landeshaupt^ 
mann nämlich, sich in zuvorkommendster Weise über den 
eventuellen VorschlE^ äusserte, wenn er denselben auch 
einigermassen erweitert und modihcirt vrünschte, und dass 
hinwiederum seitens des Ausschusses entgegenkommende 
Schritte auf seine Bemerkungen erfolgten. Mit der über- 
wiegenden Mehrzahl der Dingleute, welche vordem die 
Minderheit gebildet hatten, wusste der Ausschuss sich 
wirklich zu verständigen, und so kam es, dass schhessUch 
der primäre Antrag desselben mit 18 gegen 2 Stimmen 
angenommen wurde, während 6 Mitglieder der Abstimmung 
sieh enthielten — dass dessen eventueller Antrag einiger- 
massen ergänzt und modiflcirt mit 24 Stimmen zur An- 
nahme gelangte — dass endhch für dessen subeventuellen 
Antrag sieh 17 Stimmen erklärten. In diesem Sinn wurde 
ein Gutaehten an den König entworfen, welches mit keiner 
Sjlbe die Frage berührt, wie weit das Gesetz vom 2. Jan. 
1871 für Island gültig oder die Einführung der Landes- 
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hauptmanns -Würde dem Landrecht entsprechend sei; in 
dem primär vorgelegten Verfassungsentwurf aber wm-de 
zwar nur die Person des Königs und das gesammte Private 
.forstenrecht als Island und Dänemark gemeinsam bezeiclmet, 
aber keineswegs au^escblossen, dass sich die Gemeinsam- 
keit auch noch auf weitere Angelegenheiten beziehen könne — 
die Bestellung eines nur dem KOnig verantwortlichen Statt- 
balters wird verlangt, welcher sich sein verantwortliches 
Ministerium im Lande zu bilden hat — für das Alding 
wird das Zweikammersystem festgehalten, dafür aber die 
Ernennui^ einer Anzahl von Dingleuten durch den König 
fallen gelassen — ein permanentes Budget wird ausge- 
schlossen u. dgl. m.; — letzteres Bestimmungen, welche 
Mher bereits wiederholt von der Regierung abgelehnt 
worden waren, von welchen sich aber allenfalls noch hoffen 
liess, dass sie sich zu denselben bekehren lassen werde. 
In der Schlussrede, mit welcher der kgl. Commissär das 
Alding entUess, sprach sich denn auch die unverhohlene 
Freude darüber aus, dass die Spaltung, welche bisher in 
der Terfassungsfct^e am Ding geherrscht, nunmehr voller 
Einmathigkeit Platz gemacht habe, und zugleich die Hoff- 
nung, dass es auf Grund des eventuellen Antrages gelingen 
werde, eine Einigung mit der Regierung zu erzielen, und 
damit einen Zustand zu schaffen, der, wenn auch nicht 
den Wünschen aller völlig entsprechend, doch als fester 
Ausgangspunkt einer gedeihlichen weiteren Entwicklui^ 
dienen könne; die gedeihliche Förderung aber des Ver- 
fassungswerkes schrieb der Vertreter der Regierung nicht 
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ohne Grund Jon SigurSsson zu, demselben Manne, der 
bisher dänischeraelts mit allen Waffen des giftigsten Hasses 
und der kleinlichsten Gbicane verfolgt worden war! 

So stehen die Sachen augenblicklich, ohne dass sich, 
noch entscheiden liease, wie sie sich schliesslich wenden 
werden. Keinem Zweifel kann unterliegen, dass das Ge- 
setz vom 2. Januar 1871, soviel sich auch im äbrigen 
gegen dasselbe einwenden lässt, wenigstens insofern günstig 
wirken mag, als durch dasselbe bis auf weiteres dem 
Dänischen Reichstage jeder Anhaltspunkt zu einer Ein- 
mischung in die isländischen Angelegenheiten benommen 
ist, und eben so wenig lässt sich verkennen, dass die Ein- 
fahnmg der Landeshauptmanuschaft, so widerstrebend sie 
auch auf der Insel aufgenommen wurde, doch bis auf einen 
gewissen Grad dem Wunsch entgegen kommt, den Sitz der 
Landesregierung in das Land selbst verlegt zu sehen. Es 
muss sich nun zeigen, ob der König die Freiheit der Be- 
wegung, welche er sich dem Dänischen Reichstag gegen- 
über verschafft hat, zu haldiger Befriedigung der billigen 
Forderungen seiner isländischen ünterthanen oder nur zti 
noch rücksichtsloserer Entfaltung seiner eigenen Gewalt zu 
benutzen gedenkt; ob femer Dänemark, wahrend es Deutsch- 
land gegenüber für seine „unterdrückten Landsleute" in 
Schleswig wieder und wieder das Wort ergreift, auch der 
in weit höherem Mass und ohne jeden Kriegszustand unter- 
drückten isländischen Nation gerecht zu werden vereteht, 
oder ob es nach wie vor die auf formelles wie materielles 
Recht g^;rundeten Ansprüche der Isländer verachten will, 
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während es gleichzeitig im Namen der dänischen Schles- 
wiger Ansprache erhebt, denen wenigstens ein formeller 
Kechtsgnmd zweifellos fehlt Es begreift sich, dass es der 
Kegierung schwer fallen muss, einen Standpunkt, den sie 
Jahrzehnte hindurch hartnäckig vertheidigt hat, ausdrück- 
lich fallen za lassen, und man wird isländischerseits gut 
thnn, in dieser Richtung jeder Principienreiterei sich zu 
enthalten, was ja geschehen kann, ohne die eigene Bechts- 
anschauung irgendwie zu verläugnen. Materiell machen 
die gemeinsamen Angelegenheiten des Gesammtreiches wenig 
Schwierigkeit, da Island auf die Theilnahme an ihrer Leitung 
nie viel Werth gelegt hat, und auch über deren Begrenzung 
wenig Streit herrscht, wenn man nur Principien&^en un- 
berührt zu lassen sich eutschliesst Dass die besonderen 
Angelegenheiten der Insel ihren Bewohnern aberlassen 
werden müssen, und dass sich Island nicht mit Vortheil 
von Kopenhagen aus regieren lässt, dürfte man neuerdings 
auch in Dänemark eingesehen haben; es bleibt demnach 
im Grunde nur die Frage der Ministerverantwortlichkeit 
und die finanzielle Auseinandersetzung als ernsterer Streite 
punkt zurück. Die letztere könnte füglich, und ohne der 
Ehre des einen oder anderen Theiles zu nahe zu treten, 
einer schiedsrichterlichen Entscheidung anhein^egeben wer- 
den; die erstere aber liesse sich dänischerseits mit um so 
grösserer Liberalitat behandeln, als die geographische Lage 
Islands und das geringe Mass seiner physischen Machtmittel 
selbst das fireieste Gewährenlassen vollkommen ungefUhiy 
lieh erscheinen lasst. Im eigensten Interesse Danemarks 
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dürfte es aber gelegen sein, dass dessen Regierung, deren 
missliche Verhältnisse zu der Volksvertretung des König- 
reiches selbst bereits die Augen des Auslandes mehr alE 
genugsam auf sich ziehen, nicht auch noch das weitere 
Aeigerniss auf sieh lade, das Jahr, in welchem Island 
seinen lOOOjährigea Bestand als bewohntes Land zu feiern 
hätte, durch eine allgemeine Landestrauer und masseuhafte 
Auswanderang bezeichnen zu lassen. 
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', Zur politischen Oeicbirlite Iilaaili. 
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In wenigen Tagen feiert Island das Fest seines tausend- 
jährigen Bestandes als bewohntes Land '). Ära Sonntag, den 
2. August, wird nach amtlicher Vorschrift in allen Kirchen 
des Landes eine Festpredigt gehalten, und Testlichlieiten 
an der alten Dingstätte zu Plngvellir sollen sofort folgen. 
Deutsche, dänische, norwegische und schwedische Kriegs- 
schiffe, ohne Zweifel auch englische und französische Fahr- 
zeuge, bringen eine Schaar von officiellen und unofficiellen 
Gästen, und der Dänenkönig selbst gedenkt sich an deren 
Spitze zu stellen. An officiellem Jubel und prunkvollen 
Redensarten wird somit kein Mangel sein auf der Insel, 
wenn auch manchem ernsteren Gemüthe die Nacbwehen 
des ungewöhnlich langen und harten Winters, die Sorge 
vor der drohenden Entvölkerung des Landes, dessen rührigste 
Hände nach Amerika sich drängen, endlich der bittere 
Unmuth über die durchaus unbillige Art die Festfreude 
vergällen mögen, in welcher wie früher die finanziellen 
Eechte der Insel, so jetzt auch deren Ansprache auf eine 

'] Aus dem in Rede stehenden AnUsBe in demselben Jahrn in 
der wiBsenschaftlicLen Beilage der „Allgemeinen Zeitung" nr, 210, 
222 und 228 zuerst abgedruckt. 
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liberale Regelung ihrer Verfassui^ behandelt worden sind. 
Zu ernsten Gedanken weit mehr als zu festlichem Jubel 
muss auch ein Rückblick auf die Geschichte des Landes 
anregen, wie sie sich während des nunmehr abgelaufener) 
Jahrtausends gestaltet hat: denn es ist eine Geschichte 
heftiger KElmpfe und herber Leiden, schweren Druckes und 
dumpfer Ei^ebung, auf welche wir zurückzuschauen haben, . 
tröstlieh nur insofern, als sie die unverwüstUche Kraft eines 
Volkes in das hellste Licht stellt, welches selbst durch 
solche Geschicke sich nicht biegen noch brechen liess. 

Gegen Ende des 8. Jahrhunderts bereits von Irland 
aus entdeckt und besucht, hat die Insel doch nicht von 
dort aus ihre Bevölkerung erhalten. Erst nach der Mitte 
des 9. Jahrhunderts, in den Jahren 860 — 70 etwa, wurde 
sie von Naddodd, einem norwegischen ViMng, zufällig auf- 
gefunden, dann von dem Schweden GariJar und von dem 
Nordmanne Flöki besucht; der letztere gab dem Lande, 
von dem vielen Treibeis, welches er daselbst fand, seinen 
Namen: „Eisland". Ingölfr Amarsou, ein norwegischer 
Mann, fuhr, wegen Todtschlags aus seiner Heimath ver^ 
trieben, zuerst nach dem neuentdeckten Lande hinüber, 
um dort seinen bleibenden Wohnsitz zu nehmen; in das 
Jahr 874 setzt man seine Ankunft daselbst, und der Ort 
seiner endlichen Niederlassung war derselbe, an welchem 
jetzt die Hauptstadt des Landes steht, Reykjavik. Kasch 
folgten dem ersten Ankömmling andere Einwanderer nach, 
und zumal als des sohönhaarigen Haralds Versuch, in 
Norwegen die Alleinherrschaft herzustellen, sich blutige 
Bahn brach, wandten sich in bellen Haufen unzufnedene 
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Männer aus den besten Häusern nach der fernen Insel, 
„wo man sicher sein konnte vor der Gfewalt jedes Königs 
und anderer gewaltthätiger Menschen". Nicht alle kamen 
unmittelbar aus Norwegen, vielmehr hatten sich viele zu- 
nächst nach den Inseln des Westens, nach den Orkneys 
zumal, den Hebuden und Irland gezogen, und erst von 
hier aus nach Island hinüber gewandt, als sie auch im 
Westen vor König Harald keine Rnhe fanden; doch war die 
Gesammtheit der Zuzügler ziemlich gleicbrnSssig nordischen 
Stammes, und nur sehr vereinzelt finden sieh einige dänische 
und schwedische, dann etwas häufiger einzelne keltische 
Männer unter denselben. So stark war der Strom der 
Einwanderung, dass die Insel binnen 60 Jahren ihre volle 
Einwohnerschaft erlangt haben soll. 

Um das Jahr 930 wurde auch bereits der erste Schritt 
gethan zur Begründung eines geordneten Staatswesens auf 
der Insel. Bunt durcheinander gewürfelt, wie die einzelnen 
Einwandererschaaren angekommen waren, hatten dieselben 
von Anfang an nicht die geringste Spur von staatlicher 
Organisation gezeigt. Allmählich erst hatten sich, im Än- 
schluss an die Tempel, welche vennöglichere Männer auf 
ihren Höfen zu bauen pflegten, Tempelgemeinden gebildet, 
und an die religiöse Gemeinschaft hatte sieh dann auch 
eine weltliehe angeschlossen, die Anfänge eines Gerichts- 
wesens und einer öfi'entlichen Gewalt in sich entwickelnd. 
Als „goöi", d. h. Priester, wurde der Besitzer eines Tempels 
bezeichnet, welchem zugleich diese öfi'entliehe Gewalt zu- 
wuchs, und als „goöortt", d. h. Priesterthum, diese Gewalt 
selbst und der Verband von Leuten, auf welchen sie sich 
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bezog; aber durch freien Vertrag eingegangen, konnte die 
Verbindung des einzelnen Untei^ebenen mit seinem Häupt- 
ling jeden Augenblick wieder einseitig gekündigt werden, — 
eine territoriale Grundlage fehlte ihr vollständig, so dass 
die Angehörigen der verschiedensten Häuptlinge gemischt 
durcheinander sitzen konnten, — unter den verschiedenen 
Verbänden der verschiedenen Häuptlinge endlich bestand 
gar keine Gemeinschaft, so dass diese wie souveräne Staaten 
sich gegenüber standen. Das waren unleidliche Zustände, 
und durch eine Verständigung unter den massgebenden 
Häuptlingen wusste man ihnen ein Ende zu machen. Ein 
eben erst aus Norwegen gekommener Mann, der alte Ulfljöt, 
wurde dahin zurückgeschickt, um nach norwegischem Muster 
ein gemeinsames Landrecht für die Insel zu entwerfen; 
in drei Jahren brachte er ein solches zu Stande, und sein 
Entwurf fand auf Island allgemeinen Anklang. Jetzt 
wurde ein Alding eingesetzt, d. h. eine Landsgemeinde, 
welche alljährlich im Hochsommer zusammentreten sollte 
an der Stelle, welche jetzt noch den Namen Pingvellir, 
d. h. Dingstätte, trägt: ein oberster Beamter des ganzen 
Landes wurde eingesetzt, dessen Hauptaufgabe in der 
Führung der Vorsitzes in der Landsgemeinde und dem 
regelmässigen Vortrage des Landrechts vor derselben be- 
stand; endlich wurde die Verpflichtung anerkannt, gegen- 
seitig Eecht zu geben und zu nehmen, während im übrigen 
das Recht der Goden über ihre Untergebenen unverändert 
blieb. Reichlich 30 Jahre später, um 965, ward die Be- 
zirksverfassung des Landes geordnet, indem man die Zahl 
der Godorde auf 39 feststellte, deren je 3 zu einem Ding- 
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verbände zusammenlegte, und je 3 Dingverbände, im Nord- 
land ausnahmsweise 4, zu einem Landesviertel schlug; 
dabei erhielten die Viertel ihre festen geographischen 
Glänzen, wogegen die Godorde und Dingverbände nach wie 
vor rein persönliche Verbände blieben, und es galt nur von 
jetzt ab die Regel, dass kein Gode einen Dingmann haben 
könne, der in einem andern Landesviertel wohne als er 
selbst. In jedem Dingverbande wurde fortan alljährlich ein 
gemeinsames Frahlingsding und Herbstding gehalten; an 
der Landsgemeinde aber ward jetzt der gesetzgehende 
Äusschuss von dem richtenden getrennt, und der letztere 
in i Senate zerlegt, die nach den Landesvierteln benannt 
und darum auch als Viertelsgerichte bezeichnet wurden. 
Die Einführung eines fünften Gerichtes am Alding im 
Jahr 1004 und die an sie sich anschliessende Abschaffung 
des Zweitampfes als eines gerichtlichen Institutes vervoU- 
etändigt die Verfassung des Freistaates, und bei dieser 
Gelegenheit wurde einerseits das Stimmrecht in der gesetz- 
gebenden Versammlung auf die Goden beschränkt, andrer- 
seits aber auch die Errichtung neuer Godorde gestattet, 
deren Inhaber ganz ausserhalb der Dingverbände standen 
und auch an der Besetzung der Viertelsgerichte und der 
gesetzgebenden Versammlui^ keinen Antheil hatten, jedoch 
zu der Besetzung des fünften Gerichtes auch ihrerseits 
herangezogen wurden. Die Staatsverfassung der Republik 
war damit fertig. 

Inzwischen war auch in rebgiöser Hinsicht eine tief- 
greifende Veränderung voi^egangen. Die wenigen irischen 
Ansiedler, welche die einwandernden Nordleute auf der 
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Insel Torgefimden hatten, waren scheu vor ihnen gewichen^ 
und auch in den wenigen christlicben Häusern, welche sich 
unter den Einwanderern fanden, vennochte sich das Christeu- 
thum- nicht auf die Dauer zu erhalten ; ein volles Jahrhundert 
war das Land so zu sagen ausnahmslos heidnisch. Bald 
ergaben sich indessen im Auslände Berahrungen mit dem 
Gbristenthum; durch sie wurde eine erste Mission (981 — 86) 
veranlasst, welche Porvaldr KoÖränsson und der deutsche 
Bischof Friedrich unternahmen ; bald folgte durch den 
glaubenseifrigen König Olafr Trjggvasön von Norwegen 
veranlasst, eine zweite, welche der Isländer Steftiir toi^ls- 
son (996 — 97), und eine dritte, welche der deutsche Priester 
Dankbrand unternahm (997—999); im Jahre 1000 aber 
erfolgte auf eifriges Andrii^en der rasch anwachsenden 
christlichen Partei die Annahme des Christenthum» als 
Staatsreligion durch einen förmlichen Besehluss der Lands- 
gemeinde. Anfänglich nur durch wandernde Missionäre 
und Missionsbischöfe versehen, erhielt Island bald seine 
eigenen Kirchen und Priester, und im Jähre 1055 wurde 
sogar ein LandesMnd, Isleifr Öizurarson, als Bischof dahin 
geweiht; aber erst unter dessen Sohn und Nachfolger, 
Gizurr Isleifsson, wurde die Kirchenverfassung der Insel 
auf einen festeren Fuss gebracht, indem ein fester Bischofs- 
sitz zu Skälholt gegründet, dann fttr das Nordland ein 
zweiter zu Hölar aufgerichtet, endlich die Zehntlast ein- 
geführt (1097) und damit der Kirche auf der Insel eine 
sichere pecuniäre Dotation verschafft wurde. Die Auf- 
zeichnung eines eigenen Christenrechts für die Insel, welche 
in den Jahren 1122—33, im Anschlnss an eine kurz zu- 
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vor (1117 — 18) erfo^te Aufzeichnung mehrfacher Abschnitte 
des weltlichen Beehts, zu Stande kam, bezeichnete den vor- 
läufigen Abscbluss der KirchenverfaBBung. 

Die Zeit, in welcher sich die Kirche im Lande fest- 
setzte und einrichtete, die Periode also, welche zwischen 
dem Anfange des 11. und der Mitte des 12. Jahrhunderts 
in Mitte liegt, scheint für Island die glQcblichste und fried- 
lichste gewesen zu sein, welche die Insel je erlebte, wie 
denn in ihren Schlnss auch die Grundlegung einer nationalen 
Literatur lallt. Aber um die Mitte des 12. Jahrhunderts 
beginnen auch bereits die Symptome jenes Verfalls sich 
bemerkbar zu machen, welcher zum Untergang des Frei- 
staates führen sollte. Zunächst sind es innere Gründe, 
welche dabei mas^ebend werden. Durchaus privatrechtlich 
behandelt , und somit beliebig vererblich , verftusserlich, 
theilbar, waren die Godorde ebensowohl der Gefahr einer 
gränzenlosen Zersplitterung, als der entgegengesetzten Gefahr 
einer unbeschrankten Anhäufung in einigen wenigen Händen 
ausgesetzt. Ausgedehnte Herrschaften bildeten sich all- 
mählich in der Hand einzelner Männer, deren Inhaber, den 
übrigen regierenden Herren weit überlegen, diese in ihren 
Dienst zu zwingen wussten, während andrerseits, unter den 
wenigen Häusern, welche eine so hervorragende Stellung zu 
erringen wussten, die erbittertsten Kämpfe um den Vorrang 
gekämpft wurden. Ausserdem bildete sich innerhalb des 
Elenis allmählich eine Partei, welche, streng kirchlich 
gesinnt, die nationale Gestaltung der kirchlichen Verhältr 
nisse auf der Insel den Vorschriften des kanonischen Rechtes 
entsprechend umzuwandeln gedachte, und wenn zwar solche 
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Beatrebungen nicht hervortraten, solange die Isländischen 
Diöcesen zur Provinz des Hambui^-bremisehen (bis 1103) 
oder des Lundischen Erzbischofs gehörten (bis 1152), so 
machten sie sich doch von der Zeit ab um so eutschiedeaer 
geltend, da ein eigenes Erzbisthum für die Nordleute mit 
dem Sitze zu Drontheim gestiftet wurde. Bald durch das 
Laienpatronat , bald durch die weltliche Gerichtsbarkeit 
gegenüber geistliehen Personen und Sachen veranlasst, 
brachen wiederholt ZenvQriiiisse zwischen Kirche und Staat 
aus, wobei die erstere stets ihre Stütze im norwegischen 
Erzbischof suchte und fand; zur Zerrüttung des Staats- 
wesens der Republik aber trugen auch diese Kämpfe nicht 
wenig bei. Wenn nun bei ungestörtem Austrt^e dieses 
Gährungsprocesses auf Island unzweifelhaft ganz in der- 
selben Weise eine Alleinherrschaft sieh entwickelt haben 
würde, wie dies in anderen germanischen Landen bereits 
weit früher wirthch der Fall war, so gab die eigenthüm- 
liche Stellung des norwegischen Königs zu der Insel deren 
Geschicken eine andere Wendung. Schon König Haraldr 
härfagri hatte diese sich zu unterwerfen gesucht, und später 
hatte der heilige Olaf (f 1030), dann König Harald hariSräiSi 
(t 1066) den Versuch erneuert. Der Besitz der Ober- 
herrschaft über die Hebuden und Orkneys, Shetland und 
die FärÖer, und die nordische Abkunft der Isländer legten 
in der That dieses Streben nahe genug, um es nur natür- 
lich erseheinen zu lassen, dass König Haken der Alte so- 
fort auf den Plan zurückkam, als die Beendigung der 
Bürgerkriege hiezu Müsse liess, welche über ein Jahi> 
hundert lang Norwegen zerrüttet hatten, und zwei TJm- 
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stände waren es, welche ihm bei der Durchführung dieses 
seines Planes förderlich zur Seite standen. Auf der einen 
Seite gab die Schirmvogtei über den erzbischoflichen Stuhl, 
welche dem König in Norwegen unzweifelhaft zustand, 
ihm einen wiUkonunenen Änlass, in Unterstützung desselben 
auch in die isländischen Verhältnisse sich einzumischen, 
und die hierarchische Partei auf der Insel musste nm so 
mehr geneigt sein, einer derartigen Einmischung desselben 
Vorschub zu thun, als in Norwegen die meisten Rechte 
der Kirche bereits zweifellos zugestanden waren, um deren 
Besitz sie auf Island annoch mit dem Staate zu kämpfen 
hatte. Andrerseits aber hatte die alte Unsitte, wonach 
isländische Jünglinge aus den vornehmsten Häusern gern 
in ausländischem Hofdienste sich versuchten, vorab dem 
norwegischen König eine ziemliche Zahl getreuer Anhänger 
auf der Insel zuwege gebracht, deren er sich vorkommen- 
den Falls zur Förderung seiner Zwecke zu bedienen vei^ 
mochte. Der Geschichtsschreiber Snorri Stnrluson war es, 
der zuerst im Jahre 1220 den König darauf aufmerksam 
machte, dass er leicht mit Hülfe isländischer Männer das 
Land werde unterwerfen können; nach einander wurden 
dann sehr verschiedene Angehörige bald des Hauses der 
Sturlunger, bald des Hauses der Haukdälir benützt, um an 
der Unterwerfung der Insel zu arbeiten , und auch nor- 
wegische Kleriker unterstützten des Königs Absichten, nach- 
dem solche vom Erzbischof auf die isländischen Bischofs- 
stühle berufen worden waren. Im Jahre 1258 ward endlich 
Giznrr Porvaldsson aus dem Haukadale als des Königs 
Jari oder Statthalter nach der Insel geschickt, und ihm 
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gelang es im Jakre 1262, erst die Nordländer und den 
grösseren Theil der Südländer, kurz darauf auch die West- 
länder, im folgenden Jahre den Best der Südländer, endlich 
im Jahre 1264 auch noch die Oatländer zur fSrmliehen . 
Unterwerfung unter den norwegischen König zu hringen. 
Der Isländische Freistaat' hatte damit aufgehört zu existiren. 



2. 
Freiwillig und nur gegen gewisse Bedingungen hatte 
sich Island dem norwegischen König unterworfen. Die 
Regiemngsgewalt der einzelnen Goden, die ja von Anfang- 
an frei veräusserlioh gewesen war, hatte der König theils 
durch vertragsweiee Abtretung, theils auf anderem Weg in 
seine Hand bekommen; das Volk als solches aber ver- 
pflichtete sich durch den Unterwerfungsact dem Könige 
und seinem Jarle zur Unterthanentreue und zur Zahlung 
einer geringen Schätzung, wogegen der Kflnig versprach, 
den Frieden im Lande aufrecht zu halten und das Volk 
bei seinem Isländischen Kecht zu belassen, den Handels- 
verkehr mit der Insel in gewissem Umfange nicht zu stören 
und den Isländern in Norwegen selbst gewisse Privilegien 
einzuräumen, und ausdrucklieh wurde vorbehalten, dass 
man für den Fall dass der König seinerseits seine Zu- 
sage nicht erfüllen würde, von aller Verpflichtung entbunden 
sein wolle. Aber bald wurde dieser Vertrag, wenn auch 
nicht seinem Wortlaut, so doch seinem Sinne nach, gebrochen. 
Seitens der verschiedenen Häuptlingsfamilien war bei der 
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Unterwerfung die MeinuDg offenbar die gewesen, dass ihnen, 
trotz aller Anerkennung der Oberherrliehkeit des Königs, 
doch ihre bevorzugte Stellung erhalten bleiben, also ledig- 
lich eine Mediatisirung eintreten sollte, und Gizur speeiell 
hatt« unzweifelhaft für sein Haus dieselbe Stellung erstrebt, 
welche die, Jarle der Orkneys von Alters ber einnahmen. 
Aber als der Mann am 12. Januar 1268 starb, erhielt er 
keinen Ifaehfolger, und nie mehr , wurde nach ihm ein 
Jarl über Island gesetzt; die Godenfemilien aber ver- 
schwanden rasch unter dem übrigen Volk, während der 
König nach eigener Willkür selbst norwegischen Männern 
die Führung der Geschäfbe auf der Insel übertrug. Das 
Gesetzspreeheramt wurde auf norwegischem Fusse ein- 
gerichtet und seit dem Jahre 1277 gespalten, so dass von 
da ab gleichzeitig zwei Lögmänner im Lande waren: im 
übrigen aber setzte der König seine Befehlshaber über 
beliebig welche einzelne Theile der Insel und liess durch 
besondere Bevollmächtigte wichtigere Angelegenheiten auf 
derselben beseiten, während später, an die alten Ding- 
verbände sich anlehnend, bleibende Bezirke sich bildeten, 
je mit einem Sysselmanne an der Spitze, und ein gemein- 
samer Oberbeamter an die Spitze der Insel gestellt wurde, 
welcher zunächst den Namen eines Marsehalls trug. Schon 
im Jahre 1271 schickte ferner König Magnus ein neues 
Gesetzbnoh, die JärnslÖa, nach Island hinüber, dessen An- 
nahme am Alding er in den beiden folgenden Jahren durch- 
setzte, und in den Jahrsn 1280—81 kam ein zweites, 
völlig .umgearbeitetes Gesetzbuch, die Jönsbök, nach, um 
auf demselben Wege gesetzliehe Geltung zu erlangen; beide 
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Gesetzbücher aber stehen mit den legislativen Versuchen, 
und Bestrebungen des Königs für Norwegen in engster 
Verbindung und sind vorwiegend auf Grand norwegischer 
Materialien bearbeitet, wogegen das ältere isländische Recht 
für dieselben nur in geringem Umfange benutzt ist Das 
neuere Christenrecht, welches Bischof Ami yod Sk^lholt 
im Jahre 1275 ausgehen liess, steht in derselben AbhEu^g- 
keit zu dem Christenrechte , welches dessen Metropolit, 
Erzbischof Jon, kurz zuvor für Norwegen hatte bearbeiten 
lassen, und auch sonst waren die kirchlichen Zustände um 
nichts befriedigender, als die weltlichen. Bereits Ende des 
13. Jahrhunderts brach der Streit zwischen Kirche und 
Staat, diesmal zumal über daa Laienpatronat und die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit des neuen- Christenrechts geführt, 
wieder aus; dann gab es, zumal im Nordlande, die heftigsten 
Zerwürfnisse mit den Bischöfen. Das ganze Mittelalter 
hindm-ch werden die isländischen ßiachofstühle fast aus- 
schliesslich mit Ausländern besetzt, zumeist mit norwegischen, 
zuweilen aber auch mit dänische.n, schwedischen oder 
englischen Männern; der Landesart wenig kundig, waren 
diese zum Theil überdies an sich schon zweideutige Per- 
sönlichkeiten, welche durch eigene Ungebühr die Auf- 
lehnung ihrer Untergebenen herausforderten, wie etwa Jon 
Gerechini, welcher als Erzbischof von Upsala wegen un- 
züchtigen Wandels und anderer schwerer Vergehen abgesetzt 
(U22), dann als Bischof nach Skälholt berufen (1430), 
schon nach wenigen Jahren von schwer beleidigten Männern 
mit bewafiheter Hand fiberfallen, vom Hochaltar seiner 
Domkirohe weggerissen und ertränkt wurde (1433). Selbst 
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die innere Ruhe wurde in der königlichen Zeit nicht gewahrt 
auf der Insel, wenn auch die Kämpfe minder gewaltige 
Dimensionen annahmen, als in der Sturlungenzeit; einmal 
wurde selbst einer der Befehlshaber des KOnigs, SmiSr 
Andr^sou, zu Grund im Ejj^Örö erschlf^eu (1361), und 
Privatfehden wurden nach wie vor mit einer Wildheit und 
Grausamkeit gefahrt, welche an die schlimmsten TJnthaten 
der schlimmsten Zeiten des Freistaates erinnert Das schwerste 
Elend brachte aber über das Land die Begalisirung des 
S[andel8, deren erste Spuren sich bis in die Mitte des 14, 
Jahrhundert« hinauf verfolgen lassen. Von^ Alters her 
hatten freilich in Norwegen die Könige, wie auf Island 
die Goden, die Fremden- und Handelspolizei geübt, und 
demgemäss sieh auch wohl gelegentlich erlaubt, gewissen 
Personen oder bestimmten Ländern gegenüber den Handels- 
verkehr ganz zu sperren, oder doch die Aus- oder Einfuhr 
bestimmter Waaren zu untersten; aber dieses Recht war 
doch immer nur aus Gründen der auswärtigen Politik, dann 
etwa der Sicherheits- oder Woblfahrtspolizei ausgeübt worden, 
während fiscalische Rücksichten höchstens bei der Mono- 
polisirang des Handels nach den Finnmarken in der Hand des 
Königs und seiner Vertreter bestimmend gewesen waren. Nur 
auf handelspolitischen Gründen hatten auch noch die Be- 
schränkungen beruht, welche mit dem Ende des 13. Jahrhun- 
derts ineinzelnen Privilegien oder königliehen Verordnungen 
den deutschen oder auch den sämmtlichen auswärtigen Kauf- 
leuten bezüglich ihres Handelsverkehrs auferlegt wurden, 
und vermöge deren ihnen die Fahrt über Bergen hinaus 
nordwärts und insbesondere auch die Fahrt nach Island 
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und den andern Schatzlanden des Königs untersagt wurde, 
es sei denn, dass der König sie einem einzelnen fiauManne 
aus besonderer önade erlauben würde. Augenscheinlich 
war bei dieser Beschränkung die Meinung ganz dieselbe, 
wie bei der gleichzeitig oft genug au^esproehenen Regel, 
dass Ausländer nur innerhalb des Weichbildes der StMte, 
nicht aber auf dem Lande bandeln dürfen; man wollte 
nämlich den Verkehr der Fremden auf einige wenige Stapel- 
plätze eoncentrireu, um ihn besser überwachen zu können, 
und man wollte überdies wenigstens den Nutzen, welchen 
der inländische Handel abwarf, ausschliesslich den eignen 
LandesMndem zuwenden, wenn man denn doch einmal den 
Fremdhandel den Ausländern überlassen musste. Immerhin 
war indessen durch diese Anordnungen die Behandlung der 
Schatzlande, und insbesondere auch Islands, in handels- 
rechtlicher Beziehung der von Alters her üblichen Behand- 
lung der Finnmarken näher gerückt, und bald ging man 
in dieser Richtung noch um einen Schritt weiter. Im Jahre 
1354 erfolgte zum erstenmal eine Verpachtung Islands mit 
allen Einkünften des Königs aus der Insel an den über 
dieselbe gesetzten Befehlshaber; ziemlich derselben Zeit 
scheint aber auch eine Verordnung des Königs Magnus 
Eriksson anzugehören, welche, uns nur aus bestätigenden 
und weiter ausführenden Erlassen der Jahre 1360 und 
1382 — 83 bekannt, den Grund zu jener flscalischen Aus- 
nützung des isländischen Handels legte, welche, rasch zu 
einem geschlossenen System entwickelt, auf der dreifachen 
Regel beruhte, dass fortan Inländer wie Ausländer nur noch 
mit besonderer königUcher Erlaubniss denselben betreiben 
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durften, dass selbst diese privilegirten Kaufleute nur von 
Beigen aus, als dem alleinigen Stapelplatz fOr alle islän- 
disclien Waaren, dahin handeln sollten, endlich, dass sie 
ihre Berecbtigrmg zu diesem Handel durch schwere Gegen- 
leistungen erkaufen sollten, nntei denen die unter dem Namen 
der Sackgelder bekannte Abgabe in erster Linie steht Es 
ist klar, dass diese Beschiänkang und Belastung ihres 
Handelsverkehrs den Wohlstand der Insel um so empfind- 
licher berühren musste, je einseitiger deren eigene Pro- 
duction, und je unentbehrlicher darum für sie deren Um- 
satz gegen fremde Emfuhrartikel ist; an Fischen, Fleisch- 
waaren, Fett und Thran, Wolle und WoDenproducten, 
Häuten u. dgl. eine reiche Ausfuhr ermöglichend, ist Island 
dafür in Bezug auf Holz, Eisen, Salz, Körnerfrüchte, Leinen- 
waaren, Handwerksartikel aller Art u. dgl. m. schleobter- 
din^ auf ausländische Einfuhr angewiesen, und kann somit 
weit weniger noch als andere Lande eines lebendigen Handels- 
verkehrs entbehren. Berücksichtigt man noch, dass im 14. 
und 15. Jahrhundert das Land von einer Reihe der schwersten 
TJi^lücksfalle betroffen wurde, unter denen allein der 
schwarze Tod binnen dreier Jahre (1402 — 4) zwei Dritte 
theile seiner Bevölkerung dahingerafft haben soll, so hegreiit 
sich leicht der tiefe Verfall, in welchen dasselbe seit dem 
Anfang des 15. Jahrhunderts gerieth, und man möchte 
sich fast darüber wundem, dass Island überhaupt die Kraft 
besass, so schwere Zeiten zu überstehen, ohne gänzlich zu 
verkommen, wie dies ungeShr um dieselbe Zeit das beklagens- 
werthe Loos der unter dem Drucke des gleichen Handels- 
systems seufzenden nordischen Colonie auf Grönland war, 

Unnrei-, Zat politiechen auHchicIitn Isliiiids. 18 
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Während die bittere Enttäuschung, welche der Gang der 
Dinge unter der Eönigshenschaft auf der Insel erzengte, 
anfangs zu einer heftigen Gährung führte, nnd zumal ge- 
legentlich der Huldigung, welche dem König Häkon Mag- 
nüsson (1299 — 1319) zu leisten war, in einer scharfen Ver- 
weisung auf die bei der Unterwerfung empfangenen Zu- 
e^en und gesetzten Bedingungen sich Luft macht«, scheint 
man später, die Unfähigkeit erkennend, die eigenen For- 
derungen durchzusetzen, auch mflde geworden zu sein, sie 
zu erheben: vom Anfang des 15. bis gegen die Mitt« des 
16. Jahrhunderts hinein hört sogar nahezu alle geschicht- 
liche UeberlieferuDg auf der Insel auf, und liegt diese wie 
in einen tiefen geistigen Schlaf versunken. 

Die Union mit Dänemark, in welche Island zugleich 
mit Norwegen eintrat (1381). hatte zunächst keine sicht- 
baren Wirkungen in Bezug auf die Stellung der Insel ge- 
äussert, ausser etwa insofern, als der KOuig des grösser 
gewordenen Gresammtreiches sich womöglich noch weniger 
um dessen abgelegenere Bestandtheile bekümmerte, als dies 
bisher bereits geschehen war. Nach wie vor erschien die 
Insel als ein eigenes Land Dänemark und Norwegen gegen- 
über, welches seine eigene Gesetzgebung, Geriehtsverfassung 
und Verwaltung hatte und im Fall eines Thronwechsels 
seine eigene Huldigung leistete und seine eigene Handveste 
empfing, bei welcher Gelegenheit allenfalls auch noch einmal 
auf den alten Unterwerfungsvertrag und die in ihm ge- 
setzten Bedingungen hingewiesen wurde; höchstens hatte 
die allgemeine Erschlaffung der Geister zur Folge, dass das 
Alding Geaetzesvorschlägen, welche der König zur Annahme 
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sandte, nicht leicht mehr widersprach, und dass selbst 
gewaltthätig auftretende BeEiinte nur ausnahmsweise noch 
auf schneidigen Widerstand stiessen, wie dies etwa bei jenem 
Dietrich von Minden der Fall war, welcher im Jahr 1539 
erschlt^n wurde. Bedeutsamere Wirkungen äusserte auf 
die Geschicke der Insel die Reformation, obwohl deren 
Verlauf auf Island zunächst pin ebenso wenig gedeihlicher 
war als im übrigen Norden. Den ersten Verkündigem der 
neuen Lehre, dem späteren Lögmaune Odd Gottskälksson und 
dem späteren Bischof Gizur Einarsson, welche, in Witten- 
berg geschult, aus inniger ITeb Erzeugung und in treuem Ernst 
sich dieser angeschlossen hatten, nahm König Christian III, 
die Sache aus der Hand, um die Glaubensreinigung in 
derselben bureaukratischen Weise durchzuführen, wie sie in 
Dänemark, Norwegen und Schweden durchgeführt wurde. 
Ohne alle Kflcksicht auf die Ueberzeugungen und Ge- 
sinnungen des Volkes vom fremden Herrseher geboten, 
fand diese allerwärts Widerstand, und es ist dem nichts 
weniger als sittenstrengen und durch und durch unwissen- 
den, aber dabei in seiner schwunghaften Volksthümlichkeit 
höchst populären Bischöfe Jon Arason von Hölar kaum 
zu verübeln, wenn er so gewaltthätigem Verfahren gegen- 
über bei dem Papst, bei den Holländern und, wie es scheint 
selbst bei dem deutsehen Kaiser Hülfe suchte. Nachdem 
der Bisehof auf Befehl des Königs gefangen genommen, 
in ziemlich tumultuarischer Weise als Hochverräther ver- 
urtheüt und sammt ein paar seiner Söhne hingerichtet 
worden war (1550), war freilich der äussere Widerstand 
gebrochen, und ungehindert konnten des Kön^s Beamte 
18* 
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fortan Kirchen und Klöster plündern, sowie deren Liegen- 
schaften einziehen; aber von einem innerlichen Durchdringen 
des evangelischen Geistes war begreiflich zunächst noch 
nichts zu verspüren, und in politischer Hinsicht wirkte die 
Veränderung sogar entschieden nachtheilig, weil sie das 
Gegengewicht beseitigte, welches die Bischöfe des Landes 
bisher noch gegenüber dem einseitigen Druck der könig- 
lichen Beamten gebildet hatten. Ihren Höhepunkt erreichte 
die einseitige Entwicklung der königlichen Gewalt durch 
die Einführui^ der Souveränetät in Dänemark (1660) und 
das Königsgesetz (1665), obwohl beide rechtliche Geltung 
auf der Lisel niemals erlangten, Nach wie vor blieb frei- 
lich Island in Bezug auf Gesetzgebung und Gerichtewesen, 
Verwaltung und Besteuerung ein durchaus selbstständiges 
Land, und in manchen einzelnen Funkten traten sogar ent- 
schiedene Verbesserungen in den bestehenden Zuständen 
ein, wie z. B. durch die Vorschrift (1770), dass der oberste 
Beamte der Insel in Zukunft auf dieser selbst seinen 
Aufenthalt nehmen solle, während er bisher, der Regel nach 
in Kopenhagen wohnend, diese durch seine Unterbeamten 
hatte verwalten lassen, durch die Einführung eines geord- 
neten Medicinalwesens (von 1760 ab) u. dgl. m.; im Grossen 
und Ganzen aber machte der in Dänemark zu R^ht be- 
stehende Absolutismus sich thatsächlich auch auf Island 
geltend und führte hier zu einem völligen Verfall der Volks- 
vertretung, welcher schliesslich die förmliche Aufhebung 
des Aldings folgte (1800), während zugleich in der Hand 
des sich als absolut betrachtenden Königs die oberste Leitung 
der isländischen Angelegenheiten mit der Leitung der An- 
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gelegenheiten Dänemarlcs, Norwegens und der deutschen 
Herzogthümer zusammenfloss, wodurch die rechtlich ge- 
sonderte Stellung der verschiedenen Reiche nothwendig 
unMar wnrde. Schlimmer noch war die Wendnng, welche 
die Handelsbeziehungen der Insel unt«r der dänischen Herr- 
schaft nahmen. Anßnglich zwar hielten auch die dänischen 
Kön^e einfach an der oben geschilderten Handelspolitik 
fest. Zuerst spielten die Engländer, später aber, seit dem 
Schluss etwa des 15. Jahrhunderts, die Hanseaten auf der 
Insel die Hauptrolle, und wenn zwar das Bestreben der 
königlichen Beamten, des Königs Gebühren Ton den fremden 
Kaufleuten zu erheben, mid dessen sonstige Rechte diesen 
gegenüber aufrecht zu halten, oft genug zu blutigen Con- 
flicten führte, wie denn z. B. der Ritter Björn torleifsson 
im Jahr 1467 von englischen Kaufleuten erschlagen wurde, 
wenn femer die Klagen des Landvolkes Über Betrügereien 
oder Gewaltthätigkeiten der Fremden, dann auch die Eifer- 
sacht, mit welcher die deutschen und englischen Kaufleiite 
einander verfolgten, vielfach zu erbitterten Kämpfen oder 
sonstigen Widerwärtigkeiten Veranlassung gaben, so waren 
doch die Verkehrsveihältnisse in so weit immerhin noch 
ganz leidliche, als es dem Land weder an genügender Zu- 
fahr noch an genügendem Absatz für seine eigenen Producte 
fehlte, und nach beiden Seiten hin die gebotenen Preise 
vei^leichsweise nicht unbillig waren. Ohne Vei^leieh 
schlimmer wurde aber die Sache, als iJie Könige von Däne- 
mark auf den unglücklichen Einfall geriethen, die Vortheile, 
welche der Betrieb des Handels auf Island den ausländischen 
Kauf lenten abwarf, ihren dänischen Unterthanen zuwenden 
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zu wollen. Ein Versuch, welchen Kömg Christian HL im 
Jahr 1 547 in dieser Richtung gemacht hatte, war freilich ohne 
Erfolg geblieben ; ä&fOi verpachtete aber £Onig Christian IV. 
im Jahre 1602 diesen Handel den Städten Kopenh^en, 
MaimO und Helsingör, und theils in der Hand dieser, tbeils 
in der Hand anderer dänischer Interesseutschaften verblieb 
derselbe nunmehr bis zum Jahre 1774, in welchem das 
Verpachtungssystem von dem Betrieb auf königliche Regie 
abgelöst wurde, nachdem dieser letztere schon einmal für 
ein paar Jahre (1758 — 62) versucht worden war. Jetzt 
erst äusserte der Monopolhandel die volle Verderblichkeit 
seiner Wirkungen. Die Concurrenz war jetzt in nngleich 
höherem Grade beschrankt als je zuvor, und das Monopol 
zugleich in die Hand von Leuten g^eben, welche mit weit 
geringerem Capital und Geschick arbeiteten, als dies die 
Deutseben und die Engländer gethan hatt«n. Die Folge 
war, dass einerseits die Producte des Landes nicht mehr 
ihrcm vollen Umfang nnd Werth nafih abgesetzt werden 
konnten, weil es den Monopolbändlem an den nötbigen 
Capitalien und Verbindungen fehlte, um sie übernehmen 
und wieder losschlagen zu können, und dass andrerseits 
die Einfuhrwaaren in scblecbtester Qualität und zu den 
theuersten Preisen abgenommen werden mussten, weil man 
derselben nicht entbehren könnt« und bessere oder billigere 
nicht zu haben waren, oder dass auch wohl ganz über- 
flüssiger Tand genommen wurde, wenn nützlicheres eben 
nicht am Markte war. Nur durch die gewaltsamsten Mittel 
konnte ein solches System durchgeführt werden. Da fremde 
Schleicbhändler drei- bis viermal bessere Preise gaben als 
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die dänischen Monopolisten, wurde mit Prügelstrafe und 
lebenslänglichem Zuchthaus bedroht, wer mit ihnen auch 
nur um weniger Pfennige Werth handelte. Um grössere 
Ordnung in den Handelsverkehr zu bringen, theilte man 
jedem einzelnen Handelshafen seinen bestbnmten District 
zu, dessen Einwohner bei Strafe mit keinem andern als 
ihrem eigenen Kaufnxann bandeln durften. Um endlich 
den ewigen Klagen der Isländer über die unbillige Führung 
des Handels zu begegnen, wusste man kein anderes Mittel 
als die Aufstellung von Handelstaxen, deren älteste bereits 
dem Jahre 1619 angehört, während in den Jahren 1684, 
1702 und 1776 andere folgten. Wie derarüge Einrielitungen 
auf die wirth schaftlichen Zustände des Landes einwirken 
mussten, ist leicht einzusehen. Da jede Möglichkeit fehlte, 
eine grössere Quantität Waaren abzusetzen, als welche der 
privilegiite Kaufmann anzunehmen fQr gut fand, and da 
fiir die beste Waare kein besserer Preis bezahlt wurde als 
für die schlechteste, fiel für den Bauern jeder Grund weg, 
auf die Ausdehnung und Verbesserung seiner Production 
Bedacht zu nehmen. Da ferner die Tarife in Kopenhagen 
unter dem einseitigen Einflüsse des dänischen Handelsstandes 
entworfen wurden, setzten sie nicht nur alle Einfuhrwaaren 
ve^leichsweise zu hoch und alle Ausfahrwaaren vergleichs- 
weise zu niedrig an, sondern auch unter diesen letzteren 
wieder die dem Kaufmann vortheilhafteren Prodacte der 
See ungleich höher als die Producte der Landwirthschaft. 
Eine tiefgreifende Umgestaltung der wirthschaftlichen Ver- 
hältnisse der Insel, deren Anfänge freilich bereits bis in 
das Ende des 13. Jahrhunderts hinaufzuführen scheinen, 
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vollzog sich unter dem Einfliiss dieser ungleichen Ttuifirung. 
Die Viehzucht, in welcher vordem der Schwerpunkt des 
wirtlischaftlichen Betriebes gelegen hatte, trat jet^t in die 
zweite Linie zurück, wogegen der Fischfang nnninehr nicht 
nur fOr den Seebauem, sondern auch für den Bauern des 
innern Landes zur ersten Erwerbsquelle wurde, indem er 
zu den grossen Fisohzeiten seine Knechte nach der See zu 
schicken sich gewöhnte. Von dem wechselnden Ertrage 
der Fischerei wurde deamach das ohnehin durch den Handel 
ausgesaugte Land fortan abhängig, und ein FehlscU^en 
derselben während einiger sich folgenden Jahre, wie ein 
solches z. B. in den Jahren 1753 — 55 stattfand, zog sofort 
ane Hungeisnoth für die ganze Insel nach sich. Mehr 
und mehr verarmte das Land, und immer weniger Ter- 
mochte es den schweren Unglücks^en Widerstand zu 
leisten, von welchen dasselbe jetzt wie früher periodisch 
heimgesucht war. Vei^ebens schickte man Commtssionen 
über Conunissionen nach der Insel, um die gründe ihres 
Verfalls zu untersuchen und Mittel zu ihrer Hebung aus- 
findig zu machen; vergebens suchte auch König Friedrich V. 
durch seine „neuen Einrichtungen" Landwirthschaft und 
Fischerei, Schiffsbau, Schwefelgewinmmg, Gamspiimerei, 
Färberei, Gerberei, Seilerei, StampfmUhlen und was nicht 
noch emporzubringen; es bedurfte der schweren Unglücks- 
falle der Jahre 1783 — 85, um endlich der dänischen Eegie- 
rung klar zu machen, dass in den verkehrten Handels- 
einrichtungen der Grund des Verfalles und in deren Be- 
seitigung das einzige Mittel zu sehen sei, dem Lande wieder 
anlzuhelfen. Jetzt erfolgte endhch die Aufhebung des 
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MoiiopolIiandelB (1786), aber selbst jetzt nur in der nnvoU- 
stSndigsten Weise, nämlich nur zu Gunsten der Angehörigen 
der dänischen GesammtmonarcMe and selbst zu Gunsten 
ihrer nur mit so mancherlei Einschränkungen und Be- 
lastungen, dass von einem eigentlichen Freihandel nicht 
die Rede sein konnte; als man dann später, nachdem durch 
den Kieler Frieden (1814) Norwegen for den D^enkönig 
verloren gegangen und damit die Zahl der zum Handel 
nach Island Berechtigten sehr erheblich geschmälert worden 
war, sich entschloss, unter UmstAnden auch Auslander zum 
Betrieb dieses Handels zuzulassen (1816), geschah dies 
doch mit so vielen und so drückenden Vorbehalten, dass 
auch mit dieser Massregel dem Lande nur wenig genützt 
war. Durch den herrschenden Absolutismus und die ihm 
dienstbare Bureaufcratie in seinem politischen Leben geknickt, 
durch die von fiscalischen Gesichtspunkten und den Interessen 
des £openh^ener Eaulinannstandes geleitete HandelspoÜtik 
in seinen wirthschaftlichen Zuständen ruinirt, trat Island 
in das 19. Jahrhundert ein, ohne dass die vielfachen Be- 
mühungen tüchtiger Manner, unter denen unser Landsmann 
Christian Ukich Detlev von Eggers (f 1813) nicht der letzte 
war, in ii^end erheblichem Masse Erfolg gehabt hätten. 

Eine entschiedene Wendung zum Besseren trat erst 
ein, als in Dänemark selbst der Absolutismus gehrochen 
wurde. Als im Jahre 1831, beziehungsweise 1834, Dane- 
mark seine Provinzialstände erhielt, wurde den Islandern 
eine Vertretung im LandU^ der Inseidänen zugestanden, 
die sich allerdings bald so unpraktisch erwies, dass man 
bereits im Jahre 1843 für die Insel einen eigenen Land- 
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tag einsetzen musste, welcher den altehrwOrdigen Namen 
des Aldings erhielt Die Selbstständigkeit des Landes eiliielt 
in dieser Versammlung einen neuen Ausdruck, und wenn 
dieselbe zwar nur mit berathender Stimme ausgestattet war, 
80 hatte doch in derselben die Insel ein officielles Oi^an 
erhalten, durch welches sie ihre Wünsche aussprechen 
konnte, und einen ofBciellen Sprechsaal, in welchem die 
Angel^enheiten des Landes Tor jedermanns Ohren ver- 
handelt werden mochten. Die Bewegungen des Jahres 1848 
drohten äeilich diese Errungenschaften insofern wieder in 
Frage zu stellen, als von dänischer Seite her der Versuch 
gemacht wurde, Island in Dänemark zu incorporiren, und 
gleich wie Schleswig und die Päröer zu einer Gesammt- 
vertretung des „Reiches Dänemark" heranzuziehen; aber an 
der festen Haltung des Volkes scheiterte auch diese Ge- 
fahr, und wenn zwar die Versammlung, die im Jahre 1851 
zusammenberufen worden war, um sich über die Stellung 
des Landes zum Gesammtstaat auszusprechen, in brutalster 
Weise aufgelöst wurde, ehe sie auch nur einen Beschluss 
in dieser Beziehung zu fassen vermochte, so misslangen 
doch alle Versuche, die Herrschaft des dänischen Grund- 
gesetzes vom 5. Juni 1849 auf der Insel zur Geltung zu 
bringen. Ein volles Vierteljahrhundert hindurch erlebte 
man jetzt das wunderliche Schauspiel, dass derselbe Kouig 
als constitntioneller Monarch in Dänemark und als absoluter 
Herrscher in Island regierte — , dass der dänische Reichs- 
tag, ohne von Island aus beschickt zu sein, das Budget 
für die Insel feststellte und Gesetze fflr dieselbe mit dem 
König vereinbarte, obwohl seine Milglieder bei jeder Ge- 
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legenheit betheuerten, dass sie von isländischen Zust^den 
gar keine Kenntniss hätten — , dass endlich ein nnd der- 
selbe Minister, natürlich stets ein danischer Mann, gleich- 
zeitig als verantwortlicher Haihgeber des Königs für Däne- 
mark und als unverantwortlicher Beamter desselben für 
Island diente. Ich wSl auf die Einzelheiten des langjährigen 
Verfassungsstreites hier um so weniger eingehen , als ich 
über denselben theils in diesen Blättern, theils an einem 
anderen Orte bereits mehrfach mich ausgesprochen habe *) ; 
ich erinnere vielmehr nur daran, dass als dessen vorläufiges 
Ergebniss das „(Jesetz über Islands verfassungsmäse^ 
Stellung im Reiche" vom 2. Januar 1871, und das „Ver- 
fassungsgesetz für Islands besondere Angelegenheiten" vom 
5, Januar 1874 sich darstellt, — beides Gesetze, die auf 
formell incorrectem Wege zu Stande gekommen sind, und 
deren Kechtsbeständ^keit darum den erheblichsten An- 
fechtungen ausgesetzt ist, welche aber, so unbefriedigend auch 
in mehr als einer Beziehung deren Inhalt ist, doch jeden- 
falls insofern als ein Fortschritt betrachtet werden mögen, 
als dieselben die Selbstständ^keit Islands Dänemark gegen- 
über und den Anspruch der Insel auf ein eigenes Gesetz- 
gebung»- und Steuerbewilligungsrecbt unumwunden aner- 



Die nächste auf der Insel zusammentretende Volks- 
vertretung wird sieh darüber schlüssig machen müssen, ob 

') Vgl. „Allg. Ztg.", 1856, 2., 10. und 11. October, 1870. 7., 
25, und 26. Mira, dann 11. und 12. April, 1874, 21., 27. und 28. 
Januar; v. Sybels „Historische Zeitachrift", Jahrg. I., 1, S, 449^92 
und 2, S. 1—50. Siebe oben. 
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sie diese Gesetze auf Grund der fonnellen Mängel ihres 
Zastandekommens zurückweieen, oder aber im Hinblick auf 
die von ihnen gebotpne, wenn auch sehr unzureichende, 
Bessemng der gegenwärtigen Zustände annehmen wolle; 
im einen wie im anderen Falle mflsste aber, da die jetzt 
gemachten Zi^eständnlsse jedenfalls unter keiner Voraus-: 
Setzung mehr würden zurQc^ezogeo werden können, der 
Sieg der isländischen Landesrechte als principiell entschieden 
gelten. 

Aber noch in einer anderen Richtung wurde für IslMid 
ein entscheidender Sieg erfochten, und zwar bereits vor 
20 Jahren von dem scheinbar so kraftlosen Älding, Nach 
langen, zumal auch auf literarischem Wege mit der harf^ 
nackigsten Zähigkeit geführten Kämpfen gelang es im 
Jahre 1854 ein Gesetz zu erstreiten, durch welches der 
Handelsverkehr mit Island von seinen bisherigen Tesseln 
befreit wurde. Das schlimmste unter allen Hemmnissen 
des wirthschafüiohen Aufschwunges der Insel ist damit 
beseitigt, und nach wenigen Jahren bereits machten sich 
die segensreichen Wirkungen der neuen Handelspolitik fühl- 
bar, Norw^isehe sowohl als englische Handelshäuser haben 
einen regen Verkehr mit Island angeknüpft, und isländische 
Gesellschaften haben theilweise mit gutem Erfolge begonnen, 
sich auf eigene Rechnung mit dem Betriebe des auswärt^en 
Handels zu befassen. Die Preise der alten Ausfuhrartikel 
sind in Folge dessen sehr beträchtlich gestiegen und, was 
nicht minder erheblich ist, neue Ausfuhrwaaren haben sich 
zu den alten hinzugefunden, und wenn zwar die gesteigert« 
Ausfuhr an Schafrieh, dann an Pferden vorläufig noch nicht 
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ohne alle Bedenken ist, so darf dagegen die sehr betrachte 
liehe Hebui^ der Lachsfischerei, welche man den Brltten 
verdankt, mit mn so ungetheilterer Freude begrüsst werden. 
So rasch freilich und so ausgiebig hat die neue Handels- 
freiheit die Zustände der Insel bisher noch nicht zu bessern 
vermocht, wie dies von mancher Seite gehofft und erwartet 
worden war, und ein Gefühl der Enttäuschui^ ist hierüber 
von mehr als einer Seite her zu mehr oder minder herbem 
Ausdrucke gekommen; aber doch sollte man nicht vergessen, 
dass was Jahrhunderte verdorben haben, nicht in wenigen 
Jahrzehnten wieder gut gemacht werden kann, nicht über- 
sehen auch, dass die Insel unter dem früheren Handels- 
system kaum jene schreckliche Schafseuche ohne die 
drückendste Hui^ersnoth zu überstehen vermocht hätte. 
welche dieselbe vom Jahre 1855 ab heimsuchte, und deren 
letzte Reste jetzt noch nicht völlig auf derselben verschwunden 
sind. £s wird Zeit kosten, bis die nöthigen Oapitalien im 
Lande wieder angesammelt sind, ohne welche ein selbst- 
ständiger Betrieb des Handels und der Grossfischerei, ja 
s(^ar eine ausgiebige Hebung der Bodencultur, nicht denk- 
bar ist, — Zeit kosten auch, ehe das richtige Gleichgewicht 
zwischen dem Betriebe der Landwirthschaft und der Fischerei 
sieh wieder feststellt, nachdem es Jahrhunderte lang zum 
Nachtheile der ersteren verrückt worden war. Nur langsam 
auch wird der isländische Staat, von Dänemark ausgeplündert 
und nun mit einer nnbillig niedrigen Summe abgefunden, 
wieder zu dem Masse finanzieller Mittel sich aufschwingen 
können, welches unbedingt erforderlich ist, um die Kräfte 
des Landes entwickeln und sie auf deiyenigen Punkt bringen 
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zu können, welchen dieselben überhaupt zu erreichen im 
Stande sind. Immerhin sind aber die Ausaichten in die 
Zukunft nach dieser wie nach jener Richtung hin dennalen 
ungleich günstigere, als sie seit langen Jahren gewesen 
waren, und es wird sich nur fragen, ob das Volk nicht 
etwa, des aufreibenden Kampfes mit einer harten Katar 
nicht nur, sondern auch mit einer um nichts minder harten 
Regierung mtlde, vorzieht, das seit einem Jahrtausend be- 
wohnte Land zu verlassen tmd im fernen Westen eine 
neue und bessere Heimath sich zu suchen. 



Die beiden ersten Artikel gaben eine Skizze des 
wechselvollen Verlaufes, welchen die äussere Geschichte 
Islands während des Jahrtausends nahm, in welchem die 
Insel nordische Bevölkerung trägt. So lehrreich diese 
Geschichte aber auch in mehr als einer Beziehung ist, so 
liegt doch nicht in ihr das Interesse begründet, welches 
die entlegene Insel der übrigen Welt bietet; was derselben 
ihren eigenthümlichen Werth und ihren hervorr^enden 
Platz in der Well^eschichte sichert, ist vielmehr einzig 
und allein ihre Literatur und das Zeugniss, welches diese 
über die eigenartige Cultur der nordischen Vorzeit ablegt. 

Soweit wir die Geschichte des nordischen Stammes 
überhaupt zurück verfolgen können, finden wir denselben 
bereits im Besitz einer nicht unbedeutenden Bildung, und 
zumal erweist eich auch dessen geistiges Lehen von An- 
fang an als ein ziemlich entwickeltes. Von jeher sehen 
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wir die Dichtkunst gepflegt, sei es nun, dass es gilt, durch 
eine rasch hingeworfene Strophe der Stimmung eines be- 
deatsamen Augenblicks Ausdruck zu geben, oder durch 
eine kunstvolle Dichtung einen König oder Fürsten zu 
ehren, oder endlich in Liedern, die allenfalls auch zu 
Tänzen gesungen wurden, die üeberlieferungen der Vorzeit 
fortzupflanzen. Auch in prosaischer Bede wusste man die 
Erinnerung an das Geschehene geschickt wiederzugeben, 
und schon frühzeitig sehen wir die Sagenerzählung mit 
grosser Virtuosität gepflegt, wahrend zugleich die G-enea^ 
\ogLe, dem sehr ausgeprägten Verwandtschaftssinne des- 
Volkes entsprechend, mit gewissenhafter Treue betriehen 
wurde. Endlieh war auch für die Ueberliefening und Tort^ 
bildung des Rechtes durch die eigenthümliche Einrichtung 
gesorgt, dass in jedem grösseren Kechtsverband ein eigener 
Beamter bestellt war, dessen wesentlichste Aufgabe in der 
„lögsaga" bestand, d. h. in einem Vortrag über das geltende- 
Landrecht seines Bezirks, welchen er alljähriich vor dessen: 
Dingversammlung Ofl'entlich zu halten hatte. 

Jahrhunderte hindurch war man auf diese mündliche- 
TJeberlieferung beschränkt gebheben, denn wenn man zwar 
in den Runen nationale Schriftzeichen besass, so waren 
diese doch allzu unbehülflich und allzu wenig entwickelt, 
als dass man sie zu mehr als zu kurzen Inschriften auf 
Denksteinen oder Geräthen, dann etwa noch zu zauberischen 
Zwecken hätte gebrauchen können. Erst nachdem man 
mit dem Christenthum auch die lateinische Buchstaben- 
schrift kennen gelernt hatte, gewann man die Möglichkeit^ 
zu einer eigenen Literatur zu gelangen; Island aber war 
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es, wo eine solche zuerst erstand, and wo sie sodann aucli 
ihre schönsten Blüthen trieb. 

Wir wissen, dass auf Island um die Gränzscheide des 
11. und 12. Jahrhunderts herum An fröÖi nach dem Muster 
des lateinischen Älphahets für die einheimische Sprache 
ein Schriftsjstem constniirte, und dass der Zünmermeiater 
Pöroddr, der während eines Kirchenbaues zu Hölar die 
Anfangsgründe der lateinischen Sprache sich »igeeignet 
hatte, wenig später in dieser Sichtung weiter ging. I*öroddr 
selbst verweist in seiner uns erhalteoeu grammatischen Ab- 
handlung, hinsichtlich der Möglichkeit das lateinische Alpha- 
bet der einheimischen Sprache anzupassen, auf das Beispiel 
der Englander, was denn doch ze^t, dass zu der Zeit da 
er schrieb, bezüglich der nordischen Sprache der gleiche 
Versuch noch nirgends ausser auf Island durch Äri ge- 
macht worden war, und er berichtet überdies ausdrücklich, 
dass ausser Ari's Schriften zu seiner Zeit in nordischer 
Sprache noch keine Aufzeichnungen vorhanden waren, ausser 
einigen XTebersetzungen kirchlichen Inhalts, einigen Stücken 
juristischer Art und einigen genealogischen Notizen. Aus 
dem uns erhaltenen „Isländerbflchlein" Ari's, dann aus 
zerstreuten Angaben über die BeschafTenheit verlorener 
Werke desselben, können wir deutlich entnehmen, wie 
dieser Altmeister der isländischen Literatur bei der Ab- 
fassung seiner Schriften zu Werke ging. Im Besitz eines 
der angesehensten Godorde des Landes, und zugleich als 
Priester erzogen und geweiht, beherrschte er die nationale 
und die gelehrte Bildui^ seiner Zeit und seines Volkes; 
von der letzteren entlehnte er sein Alphabet, die An- 
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knöp&ng seiner Chronologie an einzelne Angaben eng- 
lischer und französischer Schriftsteller, dann seine hesondere 
Beachtung der einheimischen Eirehengeschichte, — von 
der ersteren dagegen hat er die besondere Änftnerksamkeit 
auf die Genealogie, dann auf die Rechts- und Verfessungs- 
geschichte seiner Heimath behalten, sowie die Art, wie er 
durch persönliche Erkundigungen bei des verschiedensten 
Männern den Stoff zu seinen Werken sich zusammenbrachte. 
Aus den uns erhaltenen Rechtsbnchem femer, die freüich 
in der nns vorliegenden Gestalt erst der Mitte des 13. Jahr- 
handerte angehören, aber sicherlich guten Theils auf Auf- 
zeichnui^en beruhen, welche in den Jahren 1117 — 1118 
und wieder in den Jahren 1122 — 1133 entstanden, können 
wir deutlich ersehen, wie sieh dieselben an den münd- 
lichen Vortrag anchlossen, welchen der Gesetzsprecher vor 
der Landesgemeinde zu halten hatte. 

Rasch entwickelte sich von diesen Anlangen aus eine 
nationale Literatur auf der Insel. Der Verfasser eines 
Wrchengeschichtlichen Werkes, welcher in den ersten Jahren 
des 13. Jahrhunderts in Skälholt schrieb, weiss bereits von 
einer grösseren Zahl von Rechtsbüchem, Sagenwerken und 
genealogischen Aulzeichnungen zu sprechen, die in der 
Landessprache vorhanden waren, und in der That ver- 
mögen wir nicht wenige Werke nachzuweisen, welche um 
die Mitte oder in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
von bekannten oder unbekannten Verfassern auf Island ge- 
schrieben wurden, und im Laufe des 13. und selbst des 
14. Jahrhunderts erhielten dieselben noch einen weiteren 
reichen Zuwachs. Streng nationalen Charakter zeigen unter 
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ihnen zumal die Bechtsbücher, deren Darstellungsfonn durch- 
aus die der mondlichen Rede geblieben ist, ganz wie die- 
selbe Erscheinung in den schwedischen Provinzialrechten 
wiederkehlt, wahrend sie in den norwegischen nur in sehr 
abgeschwächtem Mass, und in den dänischen so gut wie 
gar nicht sich bemerkbar macht Ganz in derselben Weise 
ist fQr die überwiegende Mehrzahl der geschiehüiehen Werke 
die Form der mündlichen Erzählung bestimmend geworden, 
und als „St^ti", d. h. Erzählungen, werden dieselben darum 
auch bezeichnet, gleichviel übrigens, ob es sich dabei um 
eine Darstellung der zeit^nössischen Geschichte, oder um 
die Wiedergabe von Ueberheferungen aus einer entfernteren 
Vorzeit, oder selbst am Erzählungen mythischen oder frei 
erfundenen Inhaltes handle. Am reinsten zeigen dabei diesen 
Charaktfir der Darstellung durchgeffihrt die „Islendingasögur", 
d. h, die Werke, welche die Begebnisse isländischer Männer 
oder Geschlechter schildern, wogegen bei den kirehen- 
geschichtliehen Werken, wie z. B. den Lebensbeschreibungen 
isländischer Bischöfe und theilweise auch bei den „Konunga 
sögur", d. h. den Werken über die Geschichte der Könige, 
zumal Norwegens, hin und wieder ein Einfluss der ge- 
lehrten Geschichtschreibung, und zumal der kirchUchen 
Legendenschreibung sieh bemerklich macht. An den Be- 
trieb der Genealogie knüpfen femer die verschiedenen Be- 
arbeitungen der „Landndma" an, eines Werkes, welches, in 
seinen Anfängen auf Ari fröfli zurückgehend, in geographischer 
Reihenfolge die einzeben Männer bespricht, welche als 
erste Einwanderer auf Island Land genommen hatten, und 
deren Geschlecht, soweit möglich, nach vorwärts und rück- 
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warte verfolgt. Die Dichtkunst endlich, deren Erzeugniese, 
durch ihre metrische Ponn gefestigt, weitaus am leichtesten 
in der m^dlichen üeberlieferang sich zu behaupten ver- 
mögen, konnte zwar eben darum noch am ersten der 
schriftlichen Aufzeichnung entbehren; indessen wurde doch 
auch ihr solche bald-zutheil, sei es nun, dass man ein- 
zelne grössere Dichtungen für sich niederschrieb oder auch 
gimze Sammlungen von solchen anlegte, wofür der am 
Schlüsse des 13. Jahrhunderts nach einem um etwa 50 Jahre 
älteren Original geschriebene Codex reglus der sogenannten 
Sämundar-Edda ein Beispiel gibt, oder aber dass man 
ganze Lieder oder einzelne Theile von solchen um ihres 
historischen Werthes willen in das eine oder andere Ge- 
schichtawerk einstellte, wie dies zumal bei den Werkeu 
über die norwegische Königsgeschichte im umfassendsten 
Masse zu geschehen pflegte. Auch bei, den Dichtwerken 
macht sich freilich der kirchliche Einfluss neben dem 
nationalen geltend; jedoch eip^ift derselbe nur den Inhalt, 
nicht die Form der betreffenden Lieder, und wenn zwar 
solche zu Ehren Gottes und seiner Heiligen oft genug ge- 
dichtet wurden, so wurden sie doch stets in der alten 
nationiden "Weise verfertigt, und sogar die aus der heid- 
nischen Götterlehre entlehnten dichterischen Umschreibungen 
behielt man unbedenklich in der geistlichen wie in der 
weltlichen Poesie bei. Theils die Schwierigkeiten der sehr 
kunstvoll ausgebildeten Metrik, theils aber auch die Dunkel- 
heit eben jener in der heidnischen Götter- und Heldensage 
wurzelnden dichterischen Redeweise, hatten zur Folge, dass 
man das BedUrfniss eines förmlichen Unterrichts in der 
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Dichtkunst empfand, und ein zu seiner Befriedigung be- 
stimmtes Compendium ist jene jüngere Edda, deren Haupt- 
bestandtheile der berühmte Staatsmann und Geschieht- 
schreiber Snoni Sturluson (f 1241) Terfasste, wählend 
dessen Neffe Olafr hTttaskäld und Andere diesellie hinter- 
her durch eigene Zuthaten oder auch durch EinTerleibung 
anderer älterer oder neuerer Abhandlungen grammatischen 
und rhetorischen Inhalts erweiterten. 

Es ist nicht dieses Ortes, auf die einzelnen Männer 
hinzuweisen, welche theils dem geistlichen, tbeüs dem 
weltlichen Stande zugehörig, und erstem Falls wieder theils 
der Welt^eistlichkeit, theils den Elosterleuten zuzählend, um 
die isländische Literatur sich verdient gemacht haben, und 
ebenso kann hier nur im Vorbeigehen darauf aufmerksam 
gemacht werden, dass neben der nationalen Literatur auf 
Island, mit dieser sich vielfach berührend, kreuzend, mischend, 
auch noch eine gelehrt-klerikale stand, welche sich doch 
auch ihrerseits vielfach der Landessprache zu bedienen 
pflegte. Dagegen muss mit aller Bestimmtheit die That- 
sache hervorgehoben werden, dass die isländische Literatur 
«inzig in ihrer Art dasteht, und zumal in Norwegen selbst 
ihresgleichen nicht findet. Der norwegische MOncb Theo- 
dorich, welcher in den Jahren 1176 — 88 in lateinischer 
Sprache als der erste die norwegische Eooigsgeschichte 
beschrieb, weiss von altem einheimischen Schriftwerken 
lediglich einen „Catalogus regum Norwagiensixmi", ein paar 
Legenden über die Wunderwerke des heilten Olaf's und 
seine Translation, sowie die (apokryphen!)- Gesetze desselben 
Königs anzufahren, wogegen er die Isländer als diejenigen 
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bezeichnet, welche Aber die norwegische Geachiehte am 
besten unterrichtet seien, und ganz in derselben Weise 
wird Ton dem um wenige Jahrzehnte später sehreibenden 
Saxo Grammatieus die hervorragende Gescbichtstunde der 
Isländer betent. Am Ende des 12. Jahrhunderts Hess 
König Sverrir seine eigene, um nahezu ein Jahrhundert 
später König Magnus seine eigene sowohl als seines Vaters 
König Häkon's Biographie von einem isländischen Manne 
schreiben, und auch sonst verdanken wir isländischen Federn 
fast alles, was wir von der norwegischen Geschichte bis 
zum Schlüsse des 13. Jahrhunderts wissen. . Auch der 
Betrieb der Dichtkunst seheint in Norwegen Irühzeitig sich 
verloren zu haben, denn es sind fast nur isländische Skalden, 
welche wir seit dem Anfang des 11. Jahrhunderts an dem 
dortigen Königshofe finden, und wenn zwar König Harald 
bar&räöi oder später noch der Jarl Kögnvaldi von den 
Ortmeys persönlich die nationale Dichtkunst als eine Art 
Tomehmer Liebhaberei betrieb, so sind es doch isländische 
Dichter, auf deren Lieder bereits der eistere König seine 
Hoffnungen auf bleibenden Nachruhm baute. Nur Reehts- 
bücher, die man schlechterdings nicht enthehren konnte, 
reichen anch in Norwegen bis La den Anfang des 12 Jahr- 
hunderte hinauf; aber auch sie stehen in der Kunst der 
juristischen Construction sowohl als bezüglich der nationalen 
Eigenthümlichkeit der Darstellung weit hinter den islän- 
dischen Erzengnissen Zurück. Das bewegtere poh tische 
Treiben und die lange andauernden blutigen Bürgerkriege, 
die weit minder nationale und weit entschiedener kirch- 
liche Haltung des norwegischen Klerus, endlich die kräftigere 
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Einwirkung ausländischer Geistesströmungen auf Norwegen 
im Vei^leich mit dem weit entlegeneren Island scheinen 
die Momente gewesen zu sein, welche jenes raschere Ab- 
sterben der nationalen Cultur in dem ersteren Keiphe zur 
Folge hatten; als im 13. Jahrhundert die Ruhe im Lande 
wiederhei^esteUt wurde und der gestiegene Wohlstand eine 
regere Beschäftigung auch mit geistigen Interessen nahe 
legte, waren es guten Theils TJebersetzungen ausländischer 
Bitterromane oder Novellen, oder doch Bearbeitungen aus- 
ländischer S^enstoffe, welche in Angriff genommen wurden, 
und selbst das beste und werthvollste der in Norwegen 
entstandenen Werke, der Königsspiegel, zeigt in Bezug auf 
seine ganze Behandlungsweise ganz und gar keine nationale 
Haltung. Mit anderen Worten: nur auf Island hat die 
nationale Greistescultur des Nordens sieh so lange erhalten, 
dass sie den Beginn einer Literatur in einheimischer Sprache 
noch in ungebrochener Kraft erreichte, wogegen in Nor- 
wegen, wo die nationale Cultur früher verfiel und zugleich 
eine nationale Literatur erst später aufkam, die Erzeugnisse 
jener erstem nicht mehr zu einer rixintng in dieser letztem 
gelaugten. 

Ungehindert durch die blutigen Störme der Sturlungen- 
zeit hat die isländische Literatur im 13. Jahrhimdert die 
Zeit ihres höchsten Glanzes erreicht. Mit dem Verluste 
der politischen Selbstständigkeit des Landes beginnt auch 
dessen geistige Kraft, zu schwinden, und wenn zwar noch 
ein paar Biographien gleichzeitiger norwegischer Könige 
oder isländischer Bischöfe in älterer Weise geschrieben 
wurden, so beschränkte man sich doch bald auf die TJeber- 
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arbeitnng and Vervollständigung Älterer S^enwerke, die 
Schiei1]img weitläufiger Annalen oder Bearbeitui^^ mehr 
oder minder erfundener Geschichten in Sagenform; man 
wandte sich auch wohl, norwegischem Beispiel folgend, 
auswärtigen Sagenstoffen zu, und Hess neben den altem 
metrischen Formen die neuem der „rimur" mit Vorliebe 
anwenden, freilich nicht ohne daBs sich gelegentlich auch 
wohl einmal eine Reaction gegen diesen fremdländischen 
Geschmack in derb humoristischer Weise geltend machte, 
wie dies z. B. in der SkiSarfma der Fall war u. dgL m. 
Die schweren Calamitäten, welche Island zu Anfang des 
15. Jahrhunderts betrafen, brachten sodann vollends eine 
Art von Stillstand in der literarischen Production des 
Landes hervor; aber selbst sie vermochten weder der ein- 
heimischen Sprache, die in Norwegen allmählich für die 
Literatur wie für den Verkehr innerhalb der gebildeten 
Kreise völlig ausser Gebrauch kam, noch auch der geistigen 
Schöpfungskraft des Landes bleibenden Abbmch zu thirn. 
Ein volles Jahrhundert lang freilich liegt diese letztere 
ziemlich brach, und lassen sich nur dürftige üeberreste 
geistlicher Dichtungen, gereimter BeM'beitui^en älteierund zu- 
mal fremder Sagenstoffe, ein paar Eeisebeschreibungen und 
de^leichen mehr nachweisen, welche in dieser Zeit ent- 
standen sind; die Erinnerung femer an die alte Zeit ist 
während dieser Frist so völlig erloschen, dasB kaum ein 
paar Namen der gefeiertsten Grössen der Vorzeit, wie etwa 
des Sämnnd frööi oder des Brennu-Njüll, dieselbe über- 
dauerten. Aber nachdem die Reformation eine neue Be- 
wegung in die Köpfe gebracht hatte, begann auch sofori; 
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die literarische Produetion wieder auCEuleben , um nicht 
mehr einzuschlafen, und zwar in der altüberlieferten Landes- 
sprache, welche nur vorübei^ehend hin und wieder durch 
deutsche oder dänische Einflüsse in ihrer Keinheit etwas 
getrübt wurde, wüirend sieh zugleich der Blick des Volks 
Ton jetzt ab wieder na«h der glänzecden Zeit des Frei- 
staats zurückzuwenden und dunit die Schätze der alten 
einheimischen Literatur neuerdinge fläss^ zu machen 
begann. Im Auslande pflegt man keine Ähnung zu haben von 
dem Keichthum auch der neueren und neuesten isländischen 
Literatur, und in der That ist es schwer genug, Ton dem- 
selben sieh auch nur eine annähernd richtige Vorstellung zu 
bilden, da die meisten Werke derselben noch nicht heraus- 
gegeben und selbst die .herausgegebenen ausserhalb Islands 
und etwa noch Eopenhi^ens nur sehr schwer aufzutreiben 
sind. Wer kennt bei uns die herrliehen Fassionspsalmen 
Hallgrim Pöturssons {-f- 1670), oder die ehrwürdige Haus- 
postille B. Jon Vidalins (t 1720), wer die schönen Lieder 
Stephan Ölafssons {f 1688), Eggert Ölafssons (f 1768), 
toridk törarinssons (f 1773), Jon Poriikssons (f 1819), 
SigurÖ P^tursBons (f 1827), Bjami törarinsens (f 1841), 
Jonas Hallgrimssons (f 1845), Jon töroddsens (1868), 
anderer und zumal noch lebender Dichter nicht zu gedenken? 
Und wer kann von den kaustischen Epigrammen Päll 
Vidalins (f 1727) wissen, der sie nicht aus isländischem 
Munde gehört oder aus den verschiedenen Werken selbst 
sich zusammengesucht hat, in denen einzelne von ihnen 
gedruckt sind? Aber selbst die Gleschichte der Wieder- 
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erweckung der altislgndischeti Literatur ist uns nur sehr 
unvoUkommen bekannt, und wird in Folge dessen so manche 
müss^e Conjectur der Uänner, welchen die Emeuening 
der Bekanntschaft mit derselben zu danken ist, des gelehrten 
-Propstes Amgrimur Jönsson (f 1648) also, oder des Pfarrers 
Magnäs Olafe'son (f 1636), des Bischofs Bryiyölfiir Sveinsscin 
(f 1675), des Bauern Björn Jönsson Ton Skaiilsä {f 1665), 
oder selbst des Malers Jon GuÖmundsson (f 1650), noch 
jetzt mehr oder weniger als feststehende Wahrheit und 
echte Ueberliefemng aus dem Älterthum betrachtet. Höcliat 
kritiklos ist überdies auch in anderen Beziehungen noch 
vielfach die Art, wie die verschiedenen literarischen Erze»^- 
nisse der Vorzeit, oder was man dafür hält, benutzt werden; 
immerhin aber ist es die isländische Literatur des 12. bis 
14. Jahrhunderts, welcher wir nahezu allein unsere der- 
zeitige Kenntniss des Geisteslebens im alten Norden, ja 
sogar der äusseren Geschichte dieses Landes verdanken, und 
aus welcher allein wir hoffen können, diese unsere Kenntniss 
mit der Zeit zu erweitem und zu vertiefen. 

Man war anfangs geneigt, den Werth der älteren islän- 
dischen Literatur zu überschätzen, und zwar in zwiefacher 
Sichtung. Einerseits insofern als man derselben ein viel 
zu hohes Älter zuschreiben wollte, sei es nun, dass man 
die schriftlichen Aufzeichnui^en der einzelnen Stücke viel 
zu früh ansetzen, oder dass man das Verhältniss der Auf- 
zeichnung jedes einzelnen Werkes zu der mündlichen Ueber- 
liefemng als ein allzu sklavisches auffassen und in Folge 
dessen von einer „Literatur vor der Literatur" sprechen, 
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also annehmen wollte, dass die einzelnen uns erhaltenen 
Liteiatniveike „nach Fonn und Inhalt" ebenso bereits 
Jahrhunderte lang mündlich umgelaufen geien, wie sie 
dfuin später von einem beliebigen Schreiber aufs Pei^ameot 
gebracht worden seien. Andrerseite aber auch insofern als 
die geistige Cultur, welche man in dieser Literatur bezeugt 
fand, vielfach nicht blos als eine isländische oder doch 
norwegisch-isländische, sondern als eine dem gesammten 
germanischen Norden, oder sogar als eine allen und jeden 
germanischen Stämmen, uns Deutsche mit inbegriffen, ge- 
meinsame betrachtet werden wollte. Nach beiden Seiten 
hin wird man sich toi Masslosigkeiten hüten, nach beiden 
Seiten hin aber auch sich klar zu machen haben, dass der 
unrichtige Gebrauch den richtigen nicht aufbebt. Wenn 
zwar zuzugeben ist, dass keine isländische Geschichtsquelle 
Tor dem 12. Jahrhundert aufgezeichnet wurde, und dass 
somit die Nachrichten des 9., 10. und 11. Jahrhunderts, 
welche uns die Isländer geben, mehrere Generationen hin- 
durch einer mündlichen Ueberlieferung preisgegeben gewesen 
waren, die ganz und gar nicht durch irgendwelche Form 
gefestigt war, so müssen wir doch anerkennen, dass bei 
besonnener Benutzung der mündlichen Ueberlieferung, wie 
wir sie zumal dem Ari frö&i nachrühmen dürfen, auch sie 
glaubwürdige und in Ermangelung zuverlässigerer höchst 
dankenswerthe Nachrichten zu gewähren vermag. Wenn 
femer zwar ein blindes Durcheinandermengen der anf die 
verschiedensten germanischen Stämme bezüglichen Nach- 
richten von jedem besonnenen Forscher auf dem Gebiete 
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der Geschichte verworfen werden moBS, so wird doch andr»- 
seits auch niemand, der sieh mit den Anfangsgründmi der 
yergleichenden Sprachforschung oder Mythologie vertraut 
gemacht hat, die gewaltigen Vortheile misskennen können, 

welche eine gründhche Kenn tniss und bedächtige Vergleichung 
der isländischen Ueberliefening für das Verständniss der 
norwegischen, in weiterem Abstand auch der dänischen and 
schwedischen, endlich schliesslich auch der deutschen, nieder- 
ländischen und englischen Vorzeit zu gewähren verm^. 
Von diesem Gesichtspunkte aus sind wir Deutschen ebenso 
gut, wie die Norweger, Dänen und Schweden, dem islän- 
dischen Volte dafür Dank schuldig, dass es unter den 
schwierigatenUmständendieSpracheunddieUeberliefeningen 
. der nordischen Vorzeit vor dem Untergang oder doch der 
Verderbniss bewahrt hat, welche beide im norwegischen 
Mutterlande erfahren haben, und dürfen wir uns gleich 
jenen näher verwandten Stämmen veranlasst fühlen, dem 
Jubelfest unsere herzliche Theilnahme zu schenken, welches 
heut auf der Insel gefeiert wird. 

Möge das zweite Jahrtausend, in welches das isländische 
Volk mit diesem Jahre hinübertritt, demselben ein nicht 
minder nihmvoUes sein, als das erste, zumal in seiner 
früheren Hälfte, es war, zi^leich aber ein gesegneteres und 
glücklicheres, von whilischaftlichem Aufschwung und frei- 
heitlichem Voranstreben getragenes, jede innere Zwietracht 
gleichwie jedes Zerwürfniss mit den Nachbarstaaten ferne 
haltendes! Möge König Christian IK, der erste König, 
welcher Island besucht, seitdem der heilige Olaf den ge- 
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foi^nen König HrOrek dahin sandte (1018), anders al8 
dieser sein Voigänger, mit ungeblendetem Äuge des Landes 
ungehobene Schätze nnd des Volkes bittere Schädigung 
betrachten, und die Abhülfe schaffen, die geschaffen werden 
mass, wenn dasselbe einer besseren Zubinft entgegen- 
gehen soll! 
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Am 7. Deeember v. J. starb in Eopenhagen ein Mann, 
in seiner Heimath geachtet und verehrt wie es nnr wenigen 
zutheü wild, nnd auch im Auslade weit herum geliannt 
und geschätzt, der Isländer Ji5n SigurSsson. Zunächst 
freilieh gehörte die wissenschaftliche sowohl als die prak- 
tische Thätiglreit des Dahingegangenen seinem eigenen 
Land und Volt an ; aber sie war in dieser ihrer Beschränkung 
eine so umfassende und tiefgehende, und berührte über- 
dies 80 vielfach Interessen, für welche auch ausserhalb 
Islands Empfänglichkeit besteht, dass ein Backblick auf 
des Mannes thatcnreiches Leben wohl auch in einem 
deutschen Blatte Raum finden mag*)i in einem Blatte zu- 
mal, welches dem Verstorbenen in seinen schweren Kämpfen 
wiederholt eine hülfreiche Hand geboten hat. 

Jon Sigurösson kam am 17. Juni 1811 zu Bafiiseyri 
im äussersten Nordwesten Islands zur Welt. Er gehört« 
einem der angesehensten Geschlechter der Insel an, dessen 
Ahnen sich zum Theil bis in das dreizehnte, ja neunte 
Jahrhundert zurüekverfolgen lassen ; der Geschichtschreiber 
Snorri Sturluson (f 1241) und nicht minder der letzte 

') Ak Nekrolog iu der Beilage zur AUgemeineD Zeituig, 1880, 
Nr. 41 erschienen. 
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katholische Bischof der Insel, Jon Arason (f 1550), zählte 
2U diesen. Jons Vater war Pfarrer und eine Zeit lang 
Propst in der westlichen Hälfte der Isa^arfiargysla ge- 
wesen ; Yon ihm wurde der Sohn so gründlich unterrichtet, 
dass er im Jahre 182d sein Äbgangszeugnlss sich erwerben 
konnte, ohne jemals eine Öffentliche Schule besucht zu 
haben. Nachdem er ein Jahr lang in einem Handels- 
geschäft in Reykjavik sich versucht hatte, diente dieser 
drei weitere Jahre dem Bischof Steingrimr Jönsson, einem 
gründlichen Kenner der Geschieht« seiner Heimath, als 
Amanuensis, and bezog sodann als Student die Universität 
zu Kopenhagen (1833), welche Stadt von da ab sein 
ständiger Wohnort blieb. Im folgenden Jahre bestand er 
mit bestem Erfolge das philologisch-philosophische Examen; 
aber statt seine Studien auf dem Gebiete der classischen 
Philologie fortzusetzen, beschloss er, sich ausschliesslich 
dem Studium der isländischen Philologie, Archäologie und 
Geschichte zu widmen und zu diesem Behuf in Kopen- 
he^en zu bleiben, dessen Bocher- und Handschriftenschätze 
den Betrieb solcher Stadien allein möglich zu machen 
schienen. Im Jahre 1835 wurde Jon SigurÖsson denn auch 
Stipendiat der ama-magnäanischen Stiftm^ und später 
(1848) Secretär der ama-magnäanischen Commission. Im 
Jahre 1836 trat er in die isländische gelehrte Gesellschaft 
(Bökmenta-f^lag) als Mitglied ein, deren Kopenhagener Ab- 
theilung er seit dem Jahr 1851 als erster Vorstimd leitete. 
Im Jahre 1841 wurde er endlich auch Mitglied der ^1, 
nordischen antiquarischen Gesellschaft (Oldskrift-Selskab), 
im Jahre 1847 Mitglied ihres Comitö's zur Herausgabe 
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von Schriftwerken, dann in demselben Jahre ihr Archivar und 
Bibliothekar, welche Stelle er bis zu ihrer Aufhebung (1865) 
bekleidete. An den Arbeiten der drei wirksamsten Vereine 
fOr nordische Geschichte und Philologie war er somit be- 
rufen regen Antheil zu nehmen, und theils aus solchem 
Anlasse, theils aus eigenem Antrieb hat er ein nicht ge- 
ringes Mass gelehrter Erzeugnisse geliefert, welche jedem 
zur Hand sein müssen, der auf jenen Gebieten thätig werden 
will. Ich erwähne, um zunächst von den Quellenansgaben 
zu sprechen, seiner Betheihgung bei der Heransgabe der 
isländischen Annalen (1847), dann der Snoira Edda (1848 
und 1852) durch die ama-magnaanische Commission, wo- 
bei ich freilich nicht umhin kann, mein Bedauern darüber 
auszusprechen, dass der Druck des dritten Bandes des 
letzteren Werkes, übrigens ohne Schuld der Commission, 
ins Stocken gerathen ist, und dass nicht einmal die längst 
gedruckte erste Hälfte dieses let^ren Bandes der Oeffentlich- 
keit abergeben wurde, welche vortreffliche Arbeiten Svein- 
bjOm Egilssons (f 1852) und Jon SignrÖssons enthält. Für 
die antiquariscbe Gesellschaft bearbeitete er nahezu allein 
die beiden ersten Bände der „Islendinga sögur" (1843 und 
1847). und lieferte zumal in deren erstem Bande die erste kri- 
tisch zuverlässige Ausgabe der wichtigen „Landnäma"; nicht 
minder war er bei der Herausgabe der von derselben Ge- 
sellschaft besoi^n „Antiquitös russes" (1850 — 58) be- 
tbeiligt. und in den „Annaler for nordisk Oldkyndighed 
og Historie" veröffentlichte er die „Tröjumanna saga og 
Breta sögur" (1848 und 1849). die „JätvarÖar konungs 
saga" (I8Ö2) und die „Oavalds konungs saga" (1854). In 
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einem Sammelwerke der isländischen gelehrten Gesellschaft 
gab er die Bischofsannalen Jon Egilssoiis und die Befor- 
mation^escMchte Jon Gizuiarsons heraus („Saiii til sOgu 
Islands og islenzkia bökmenta", I, 1856), und bei der 
Herausgabe der ,fBi8l™PMÖgur" {1858 — 78) durch den- 
selben Verein war er gleiohMls sehr erheblich betheiligt. 
Auf Kosten der nordischen Literatur-Gesellschaft (det nor- 
diske Literatur-Samfund) veröffentlichte er in Gemeinschaft 
mit Svend Gnindtvig eine Sammlung älterer isländischer 
Lieder (.ilslsoiälf fomtvaefti", 1854 — 59), von welcher leider 
nur drei Hefte erschienen waren, ale die Gesellschaft ein- 
ging. Die Eeransgabe der Gedichte Jon torläkssons be- 
sorgte er (zwei Bände, 1842 — 43), und bei der Heraus- 
gabe der Gedichte des Ämtmanns Bjami Pörarinssons (1847) 
und des Sysselmanns Jon Pöroddsens (1871) auf Kosten 
der isländischen gelehrten Gesellschaft wirkte er gleich- 
falls mit In etwas anderer Kiehtung liegt das ,J)iplo- 
matarium islandicnm", welches er auf Kosten eben dieser 
Gesellschaft herauszugeben begann (Bd.I, 1857—76), sowie 
die Sammlung isländischer Gesetze, welche er mit öffent^ 
lieber Unterstützung anfänglich zusammen mit Oddgeirr 
Stephensen, sodann aber allein herau^ab (17 Bände, 
1853 — 77); beide Werke sind jedem unentbehrlich, der sich 
mit der Geschichte Islands beschäftigt, und das letztere 
überdies für den praktischen Juristen der Insel geradezu 
von capitaler Bedeutung. Aber auch an dem grossen 
Regesten-Werk zur dänischen Geschichte, welches die kgL 
Gesellschaft der Wissenschaften in Kopenhagen erscheinen 
lässt (2 Bände, 1847—70), war Jon S^iurÖsson als Mit- 
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arbeiter betheiligt, and die Zahl fremder Aibeiten, zu welchen 
er Collationen oder Abschriften von Handschriften bei- 
stenerte, oder sonstige Beihülfe leistete, ist geradezu un- 
absehbar. Eine seltene Schärfe des Auges, welche ihm 
gestattete die verioscbensten und verrauchtesten Hand- 
schriften noch mit Bestimmtheit zu lesen, eine unvei^leich- 
liche, auf reicher Erfahrung beruhende Sicherheit im Be- 
urtheilen isländischer Codices, ungewöhnlicher Scharfeinn, 
verbunden mit dem feinsten Sprachgefühl und hinreichender 
Besonnenheit, um jedes Uebennass von Gewaltthätigbeit 
fem zu halten, machten den Mann in herrorrag^endstem 
Masse geschickt zu derartigen Leistungen. TJebrigens be- 
schränkte sich seine wissenschaftliche Tbätigkeit keineswegs 
aof die Herausgabe von Quellen. Ein grosser Theil seiner 
Zeit war vielmehr der Leitung und den laufenden Ge- 
schäften der wissenschaftlichen Vereine gewidmet, bei welchen 
er betheiligt war, sowie der Vermehrung und Ordnung 
ihrer Sammlungen. So verfasste Jon Siguritsson ein alpha- 
betisch geordnetes Verzeichniss der isländischen Hand- 
schriften in den Öffentlichen Sammlungen von Kopenhagen, 
Stockholm and Upaala, und erstattete, nachdem er mit 
01^ Pälsson auf gemeinsame Kosten der antiquarischen 
Gesellschaft und der ama-magnäanischen Stiftui^ Stock- 
holm nnd Upsala besucht hatte (1841), noch einen weiteren 
Bericht über die doridgen Handschriften, welcher in der 
„Antiquarisk Tidssfcrift" für 1846 — 1848 gedruckt ist und 
im wesentlichen auch dem bekannten Verzeichniss der 
isländischen Codices der kgl. Bibliothek zu Stockholm von 
A. J. Arwidsson (1848) zu Grunde liegt. Von ihm stammt 
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femer jener Aufruf an die Isländer, welchen die archäo- 
logische Gesellschaft im Prühjalir 1846 erliess, um sie zur 
Sammlung und Einsendung älterer Urkunden und Schrift^ 
werke, historisch-topographischer Ortsbesehreibungen und 
Tolksthümlicher Feberliefenmgen jeder Art aufzufordern; 
von ihm auch eine lange Eeihe von TTebersichten und 
Kechensehaftsberichten über die Thätigkeit der ama-m^- 
näanischen Commission, der isländischen Abtheilung des 
historisch-archäologischen Archivs und zumal der isländischen 
gelehrten Gesellschaft, — Berichte, in denen eine Fülle der 
wichtigston Bemerkungen Ober alle Zweige der isländischen 
Alterthumskunde niedei^elegt Ist. Andrerseits lieferte Jon 
SigurÖsson aber auch nicht wenige selbstatändige Arbeiten 
auf diesem Gebiete; ich nenne von ihnen hier nur die 
Vorreden, welche er zu Wörterbüchern von Sveinbjöm 
Egilsson (1860) und Eirikr Jönsson (1863) schrieb, und 
welche höchst bedeutsame Aufklärungen über die Qesehiehte 
der isländischen Sprache bringen, — ein kritisches Ver- 
zeichniss isländischer Bischöfe und ein solches der isländischen 
Lögmänner (Safh til sögu Islands, I, S. 1 — 14 und H 
S. 1 — 250), von welchen zumal das letztere für den Eechts- 
histeriker unentbehrlich ist, — so manche Einleitungen zu 
einzelnen Urkunden im Diplomatarium und zu ein2elnen 
Verordnungen in der Gesetz-Sammlung, welche sich zu 
förmlichen Abhandlungen Ober wichtige Voi^ftnge innerhalb 
der Geschichte Islands gestaltet haben, u. dgl. m. Dabei 
blieb die literarische Thätigkeit des Mannes, wenn sie auch 
von der Philologie und Archäologie ausging, doch keines- 
wegs, auf diese beschrankt; vielmehr griff sie, wie zum 
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Theil die blBheiigen Angaben bereits gezeigt haben, auf 
allen Gebieten ein, wo immer die Geschichte oder die In- 
teressen Islands im Spiele waren. Seit dem Jahre 1849 
bearbeitete Jon S^urSsson z. B. den isländischen Almanach, 
welcher alljährlich im Verlage der Kopenhagener Universität 
erscheint; im Jahre 1859 schrieb er femer eine Anleitung 
zum Betriebe der Fischerei und im Jahre 1861 eine An- 
leitung zur besseren Herstellung und Verwerthui^ der 
Landesproducte Islands , und wurden beide Werke auf 
Öffentliche Kosten gedruckt, um dnrch Belehrui^ den 
wirthachaftlichen Zuständen des Landes aufzuhelfen, wo- 
neben freilich das zuletzt genannte auch for den Historiker 
von sehr erheblichem Interesse ist U. dgl. m. 

So vielseitig und tiefgreifend die wissenschaftliche 
Wirksamkeit Jon Sigurössons war, so lag übrigens doch 
nicht in ihr das wesentlichste Verdienst begründet, welches 
dieser sich um sein Vaterland erwarb ; dieses lag vielmehr 
ganz entschieden auf dem politischen Gebiete. 

Die Zeit, in welcher Jon SigurÖsson nach Kopenhagen 
gekommen war, war eine sehr bewegte gewesen. Nach 
mehr als anderthalb Jahrhunderte langer Unterwerfung 
unter ein streng absolutistisches Begiment war in Däne- 
mark die Errichtung von Frovinzialständen beschlossen 
worden (1831), und nach wenigen Jahren erfolgte auch 
deren wirkliche Einführung (1834). Island, welches nach 
mehr als dreihundertjährigem Bestand als eigener Frei- 
staat sich in den Jahren 1262 bis 1264 den Königen von 
Norwegen unterworfen hatte, mit diesem letzteren Land 
im Jahre 1381 in die Union mit Dänemark getreten und 
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bei diesem Beidi auch verblieben war, nachdem der Kieler 
Friede Norwegen aas dieser Union wiedet losgel&st hatte 
(1814), — Island hatte man sich in Dtüiemark angewöhnt, 
als eine blosse Dependenz zu betrachten, welche man durch 
die drückendsten Handelsmonopole aussaugte und deren 
öffentliches Gut man unbedenklich zu Gunsten des dänischen 
Schatzes verschleuderte, ohne fttr das Wohl des Landes 
irgendwie zu sorgen und demselben iigendwelche Selbst- 
regierang zu gestatten, und so hatte man auch jet^t ge- 
glaubt übrigs genug für das Land zu thun, wenn man 
dasselbe zum Landtag der Insel-Dänen heranzog und diesen 
durch zwei Abgeordnete beschicken liess. Wider alle Er^ 
Wartung erzeugte diese den Verhältnissen Islands duichans 
unangemessene Bestimmung sofort eine heftige Bewegung, 
und zwar nicht nur auf der Insel selbst, sondern auch unter 
der nicht gerii^en Zahl von Isländern, welche in Eopen- 
hi^en wohnhaft waren; durch die Verwilligung einer im 
Lande selbst aus höheren Beamten gebildeten Notabein- 
Versammlung liess sich die Gtlhrung nicht beschwichtigen, 
und ein Rescript, welches die Einführung eines eigenen 
beratheDden Landtags auf der Insel selbst in Aussicht 
nahm (1840), gab ihr nur eine andere Wendung, ohne sie 
doch zu heben oder auch nur zu mindern. Au den leb- 
haften Erörterungen, welche sich sofort über die Durch- 
führung dieses Projects entspannen, nahm Jon SigurÖsson 
von Anfang an den ernstesten AntheiL Unter den Adressen, 
durch welche eine Anzahl junger Isländer in Kopenhagen 
auf die Beratbui^en des Landtags der Insel-Dänen Aber 
den Entwurf eines Verfassung^esetzes für Island einzu- 
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wirken suchten (1842), steht auch sein Name, und bei der 
Herausgabe der Verhaudlui^en dieses Landtags ober 
isländische Angelegenheiten, sowie bei der Herausgabe 
mehr^her anderer auf die Verfassungsfrage bezüglicher 
Aufsätze war er mit betheil^; zumal aber war er einer 
3er Mitbegrönder und fleissigsten Mitarbeiter der „Ny 
ffelagsrit" (30 Bde., 1841—1873), in welche ungemein 
witht^e Zeitsohrift er eine lange Reihe der beachteus- 
werthesten Aufsätze und Abhandlungen über Volksvertretung, 
Handel, Sehulwesen, Finanz- undVerfassungszUstände Islands 
u. dgL lieferte. So sass er denn auch schon in der ersten 
Versammlung des neu errichteten Aldings als Vertreter seiner 
heimathlichen IsaßariJaryssla, und diesen Bezirk vertrat er 
von da ab bis an seinen Tod, soweit nicht in einzelnen Jahren 
seine Verhinderung die Einberufung eines Stellvertreters 
nOthig machte; lange Jahre stand er dem Alding als immer 
aufs neue gewählter Vorsitzender vor, imd auch in der 
dänischen Heichsversamnüiing von 1848 — 1849 sass er 
unter den Vertretern Islands und in der isländischen 
Nationalversammlung von 1851 als Vertreter seines oben 
genannten Bezirks. Fortan stand er stets in erster Linie 
wenn es galt, für das Recht seines Landes in die Schranken 
zu treten. Zu derartigen Kämpfen ei^ab sich aber zumal 
seit dem Jahre 1848 vollauf Veranlassung. In Kopen- 
hagen gelangte bekanntlich unter dem frischen Ein- 
drucke der französischen Februar-Revolution eine Partei 
ans Ruder, welche, aufs äusserste liberal sowohl als 
national gesinnt, dem dänischen Volke zum freiesten 
Selbstregiraent und zugleich zur LoslOsung von allen fremden. 
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zumal deutschen, Einäüssen zu verhelfen gedachte. Aber 
nur dem dänischen Volke sollten alle diese Wohlthaten 
zu gute kommen; den Deutschen, Isländern, Päringem 
gegenüber, welche doch auch zur Gesammtmonarchie ge- 
hörten, glaubte man rücksichtslos durchgreifen und lediglich 
vom Standpunkte der dänischen Interessen und Anscbauungea 
aus vorgehen zu können. Die deutschen Herzogthflmer 
griffen solcher Anmaesui^ gegenüber zu den Waffen and 
gingen, wenn auch erst nach mannichfacben Wechselfallen, 
auf den mächtigen Schutz Deutschlands gestützt, dem Dänen- 
König verloren. Die Färinger, schwach an Zahl uni ohne 
kräftig ausgepr^tes Nationalgefdhl, setzten umgekehrt der 
Vergewaltigung nur geringen Widerstand entge^n and 
fügten sich ruhig ihrer Einverleibung in Dänemark. Island 
aber, obwohl (damals) ebenfalls nicht einmal virile 60,000 
Seelen zählend und durch keinerlei auswärtige Macht unter- 
stützt, widersetzte sieh auch seinerseits der Gewaltthat, 
konnte aber freilich nur mit geistigen Waffen seine Ver- 
theidigung luhren. Und schwierig genug war die Führung 
dieser Vertbeidigung. In der langen Periode des Absolu- 
tismus hatte man sich daran gewöhnt, die Sonderung der 
verschiedenen, in der Gesammtmouaicbie vereini^n Ge- 
biete zu übersehen, da ja der souveräne König, mit oder 
ohne Becht, in ihnen allen gleich unumschränkt herrschte; 
durch mühsame geschichtliche ErCrterungen musste jetzt, 
da das Volk wieder Antbeil am Regiment erhalten sollte 
und wollte , das staatsrechthche Verhftltniss festgestellt 
werden, in welchem dieselben zu einander standen, — der 
Besitzstand aber war den D&nen günstig, da man eben nur 
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durch die constitutionelle Regierung Dänemarks das R^i- 
ment fortfahren zu lassen brauchte, wie es die Behörden 
des absoluten Königs seiner Zeit geführt hatten. In gleicher 
Weise waren auch die finanziellen Verhältnisse in Ver- 
virrung gerathen. Man hatte die Domänen, dann die Be- 
sitzungen der isländischen BisthOmer und manche andere 
Fonds des Landes zu Gunsten der Gassen und Bedürfnisse 
der Qesammtmonarchie verflussert und verschleudert, so 
dass die Insel nanmehr arm dastand und unfUhig, sich 
selbst zu erhalten, wenn ihr nicht für jene Verluste Ersatz 
geleistet wurde. Jahrhunderte hindurch war überdies der 
Handel der Insel zu Gunsten theils der dänischen Regierung, 
theils dänischer EaufinannsgeseUschaften in bwbarischster 
Weise monopolisirt worden, und das Land war in Folge 
dessen vollständig ausgesaugt, dessen Productionskraft ei^ 
lahmt, die Bevölkerung jeder eigenen Initiative entwöhnt 
und darauf angewiesen, fOr jeden Nothstand Abhülfe in 
Kopenhagen zu suchen. Die isländischen Beamten, mit 
Ausnahme nur des grosseren Theiles der Geistlichkeit, 
standen nicht blos im Dienst und Brod der dänischen 
ß^ening, sondern waren auch in Dänemark gebildet und 
ziun Theil sogar geborene Dänen, so dass auf sie in diesem 
Fall nur wenig zu zählen war; in Dänemark aber war man 
mit den Verhältnissen der Insel nur wenig bekannt, und 
überdies, da die Keuntniss der geschichtlichen Vorgänge 
gutentheils nur aus ungedruckten und in fremder (d. h. 
isländischer) Sprache geschriebenen Urkunden gewonnen 
werden koimte, nicht einmal in der L^e, solche kennen 
lernen zu können, sc dass man nur um so unbefangener 
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und f^inatisGher der Spur der leitenden M&nner folgte. Trotz 
aller dieser Sohwierigkeiten atritt Jon S^urösson unverzagt 
nnd anverdrossen fOr das Becht seiner HeimatlL ünermSd- 
lich wirkte er, nicht nur als angesehenes Mitglied der ver- 
schiedeaen eonstitutioDellen Yersammlungen, in die er be- 
rufen wurde, sondern auch in der isländischen und dänischen 
Tagespresse, durch Pamphlete, die er ausgehen liess, durch 
Deputationen und Adressen, die er oiganisirte, durch Volka- 
versammlungen, die er hielt oder halten liess; rasch sammelte 
sich eine rührige, stets anwachsende Partei nm ihn, und 
wenn zwar auch er von der Querköpfigkeit und Störrigkeit, 
Eitelkeit und Unzuverlassigkeit, welche bei den in Däne> 
mark gehildeten Isländern so vielfach sich breit macht, 
nicht wenig zu leiden hatte, so hielt doch der isländische 
Bauer und Landpfarrer um so treuer zu ihm, nnd selbst 
als der treffliche Mann, gegenüber der schlimmen Schaf- 
seuche, welche vom Winter 1855/56 ab dem Wohlstande 
der Insel schwere Wunden schlug, seiner eigenen Ueber^ 
Zeugung folgend, mit der in seiner Heimath herrschenden 
Volksmeinung in Widerspruch treten und auf die Seite 
der Kopenhagener Eegierung sich stellen zu sollen glaubte, 
litt seine Popularität im Lande keinerlei Einbusse. Die 
einzelnen Phasen des um Islands Verfassung geführten 
Kampfes zu verfolgen, ist hier nicht am Orte, nnd ich 
verweise dieserhalb auf die Berichte, welche ich über den- 
selben theils in diesen Blättern {„Al^. Ztg." 1856, den 
2., 10. nnd 11. October; 1870, den 7., 25. und 26. März, 
dann 11. und 12. April; 1874, den 21., 27. und 28. Januar), 
theils an einem äderen Orte (v. Sybels „Historische Zeit- 
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Schrift", 1859, Heft 2, S. 449—92, und Heft 3, S. 1—50) 
erstattet habe; doch glaube ich, ein paar Bemerimigeii 
ober Jon SigurSssons persönliche Stellung zu demselben 
nicht zurückhalten zu dürfen. In der D&nischen Beichs- 
Tersanmlni^ der Jahre 1848/49, in welcher dieser mit ein 
paar anderen Landsleuten kraft kön^licber Braennui^ sass, 
blieb hauptellchlich auf seinen Betrieb die staatsrechtliche 
Stellung Islands unerled^, da er, loyal wie er war, den 
offieiellen Versprechungen der Begienmg ein, wie sich 
hinterher zeigte, ungerechtfertigtes Vertrauen schenkte, und 
dieser ihre Stellung gegenüber den deutsehen Herzogthümem 
nicht erschweren wollte; als dann aber im Sommer 1851 
der Isländischen Nationalversammlung gegenüber der Ver- 
such gemacht wurde, die Incorporirui^ des Landes in 
Dänemark durchzusetzen, war er es, der den scharf ab- 
weisenden Aussehussbericht erstattete und, als daraufhin die 
Versammlung, noch ehe sie einen Beschluss fassen konnte, 
aufgelöst wurde, gegen diese Auflösung sofort Protest erhob; 
er übernahm es ferner, zugleich mit einem anderen Mit^ 
gliede der Versanmüung, deren Beschwerde-Adresse dem 
König zu überreichen, und als der bekannte dänische Jurist 
J, E. Larsen in einer eigenen Schrift über die bisherige 
Etaatsrechthche Stellung Islands jenen Ausschussbericht zu 
widerlegen gesucht hatte (1855), antwortete er umgehend 
durch eine Cregenschrift (Om Islands statsretllge l'orhold ; 
1856), welehejenenAugriffglänzend zurückwies. Wesentlich 
seiner Agitation war es femer zu verdanken, dass im Jahre 
1854 der Handel freigegeben wurde auf Island, wodurch die 
Grundl^e gelegt ward für einen allmählichen ökonomischen 
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Aufschwnng der Insel; dass ferner, nachdem er bereits im 
Jahre 1861 als Mitglied einer königlichen Commission 
Gelegenheit gefunden hatte, seine Ansichten über die 
finanziellen Beziehungen zwiBchen Island und Dänemark 
oMciell auszusprechen, im Jahre 1865 der Entwarf einea 
Gesetzes zur Regelung dieser Beziehungen und im Jahre 
1867 der Entwurf eines Yerfassungsgesetzes for Island dem 
Alding voi^elegt worde. Beide Entwürfe fährten freilich 
nicht zum Ziel, und auch spätere Verhandlungen, erst 
mit dem Dänischen Reichstag (1868) , dann mit dem 
Isländischen Alding (1869), hatten kein günstigeres Er- 
gebniss; durch die PubUcation des Gesetzes vom 2. Januar 
1871 über die verfassungsmässige Stellung Islands im 
Beiche , welche ohne voi^ängige Einvernehmung des 
Aldings erfolgte, betrat die Regierung sogar den Weg 
der Octroyirung, und auch das Verfassungsgesetz vom 
5, Januar 1874 über Islands besondere Angelegenheiten 
kam, trotz vorgängiger Verbandlungen an den Aldingen 
der Jahre 1871 und 1873, ebenfalls nicht in völlig correcter 
Weise zu Stande. Auch ihrem Inhalt nach entsprachen 
beide Gesetze keineswegs vollständig den Forderungen, welche 
man isländischerseits erheben zu müssen geglaubt hatte; 
imm erhin trugen dieselben indessen, wenigstens der Haupt- 
sache nach, den Ansprächen der Insel auf Selbstständigkeit 
und zeitgemässe Regieningsfurm Rechnung, und es wird 
fortan an den Isländern selbst liegen, wenn dieselben von 
den ihnen zustehenden Rechten nicht den gehörigen Gebrauch 
zu machen und den vielfach verrotteten Zuständen ihres 
Xiandes nicht wieder aufzuhelfen verstehen. Ein ameiika- 
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nischer Fachgenosse, Professor Willard Fiske an der Comell- 
TTniversity im Staate New-York*), welcher im vorigen 
Sommer Island bereist hat, theilt mir übrigens mit, dass 
^as Land in sichtlichem Aufschwünge begriffen sei, mid 
seine detaiUiri^n Angaben können völlig dariiber beruhigen, 
dass eine Eventualität der oben bezeichneten Art ganz und 
gar nicht zu befürchten ist; das Verdienst aber, sein Volk 
aus langem geistigen Schlaf aufgerüttelt und der dänischen 
Regierung nach hartem Kampf jene endlichen Zugeständ- 
nisse zu abgerungen haben, gebührt lediglich Jon SiguriSsson. 
Das Aldii^ des Jahres 1875 — das erste, welches mit 
beschliessendei Stimme zusammentrat — hat dieses sein 
Verdienst durch Gewährung eines Ehrenlohnes von jährlich 
3200 Kronen anerkannt 

Die hervorrt^ende politische Kolle, welche Jon Signritsson 
spielte, änderte nichts an der Einfachheit seiner Lebens- 
gewobnheiten. Diese blieben nach wie vor die eines hart 
arbeitenden Privatgelehrten, und in der That lebte er, un- 
eigennützig wie er war, bis in seine letzten Jahre herein 
lediglich von dem Ertrage seiner literarischen Arbeiten. 
Seit dem Jahre 1845 verheirathet, blieb er ohne Kinder; 
seine Wittwe IngibjÖrg Einarsdottir, erkrankte zwei Tage 
nach seinem Tode und folgte ihm, getreu wie immer, am 
neunten Tage ins Grab. Die Bibliothek, welche der Mann 
mit vielen Opfern gesammelt hatte, und welche speciell 
fClr isländische Dinge vielleicht die reichste ist, die über- 



') Ein vortreEflich geechriebener Nekrolog Jon Sigurtssons 
et Hand ateht in der ,,New-Yorl[ Tribüne" vom 4. Januar. 
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hatipt existirt, geht an sein Heimathland Ober nnd wird in 
diesem ein bleibendes Denkmal seiner Wirksamkeit bilden. 
Als poliäscber Fährer, als gelehrtester Kenner der islän- 
dischen Geschichte, als stets bereiter Helfer und Berather 
jedes einzelnen seiner Landsleut«, endlich als unüberbreff- 
licher Leiter der isländischen gelehrten Gresellschaft, wird 
Jon Sigurilsson in seiner Heimath anf lange hinaus schmerz- 
lich vermisst weiden. Änch im Ausland werden Viele mit 
Bedauern den Tod des Mannes vernommen haben, der in 
wissenschaftlichen oder anderen Fällen auch ihnen mit 
grösster Zuvorkommenheit zu dienen pBegte. Ich aber, 
der ich mit dem Verstorbenen seit dem Jahre 1856 in 
engem Verkehr stand und gar manche wissenschaftliche 
Förderung, gar manche frohe Stunde, gar manchen ernsten 
Freundesdienst ihm verdanke, ich betraure in ibTti einen 
der edelsten, ehrenhaftesten und grossartigsten Männer, mit 
denen ich je das Glück hatte zusammengefahrt zu werden. 
Möge ihm die heimathüche Erde, der er mit nächstem 
abe]^ben werden soll, leicht sein I 



nt HuqoiTt in Leipilg. 
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3n bcmfetben SScrIage erft^ieticni 

2 Sänbe in eleflaiiteftet auäftottung: mit Sopf(etften, Snitialen 

unb ®i^Iu6ftüdeii, ^etS brofc^. 12 aW. 3n 2 2Ho(aiRiänbe 

fein gebunben 16 SK. 



3nl)lllt Sr^er S9anb: (Sin SSinteibefn^ in ShigCanb. @fan= 
binaDtfc^e ®inbtü(ie. fflefgifc^e ©trei^üge. ©rei Hßonote 
auf 3[§lanb. — QtDtitex fflanb: ©ngtift^e ©tubien. ®te 
frangöfifc^e ^rouinj. @in ©ommet in Spanien. 

ScT buri^ fein früher frfi^kneneä 3S?r( „üul bau narren Snitliatbetts 
Imilit" in weiteften fireifen nuf'ä ffioit^eil^oitcflc betnnnte Stutor tiat in 
biefem Sni^e bie ISrgcbniffe eiiift |iebeniii6ri9cn 5!Bnnbcrun(i buri^ einen 
groäen S^ftcil Don ISuropo; (eine et^UDgrap^D'iiiEn, uBtterpffldiolDgild^en, 
n>ie ai^ (ultur^ifloriiilcn SSclrai^ hingen ju einem ^i^intereffantcn ®e- 
mStbe Uerejnigt. — Sprat^hinbig unb allseitig Dorgebtlbet wie !aum 
ein neuerer iRei(enber, tonnte ^lorbau übcroU in unb mit bcmiSolfe 
leben unb liefe Sinbtitle in beffen Seele Hiun; unb biefcttialb erholten 
(eine ©t^Bpfungen , inbem fie jugleii^ ißeiträge tur no^ ntentg lulti' 
Bitten jungen Sätffenfiaft ber ajöKcrpfqrfjolonie jinb, eine ^o^c liteta- 
rifi^e aebeutung. SriKonte unb padcnbc Sanbfc6o(t8- unb Stäbte- 
bilber [inb ^ier nur bei Stammen, in meli^em bie Wcnfdien unb 
Golfer nlä baä ^auplobjett ber Xiatitellung erfi^einen. 
^uä bet gelc^itfitlit&eti Entroidelung, bcr Sfnlage unb ben Steigungen 
eine« ffioltea fterouä roeift bev i8erfa((er bie Sogit unb 5)?Dt^iDenbig(eit 
{einer politifc^en unb tuCtuirellen ^efttebungen nad) unb er be^ 
leuititet mit gernbeju frappanten ©hreifli^tern bie ge&eimften etfiif^en 
itnb BöKerpIgr^iiiftcn ®tünbc unb Uriprünge bergro&en, roelt&ifto- 
rtf(^en lärcigniffe unfi'rev j;age. 3)ur(^ jdne glänjenbe ©c^reib= 
meife, 6e(onbetS ober butcfl (einfn tiefen Sltrf unb ©ebanlenreic^t^um 
ermirbl fii^ Storbau ätntpnid) auf einen ^eiOorragenben !ß1ag neben 
(o(%najBHerit&iIbetcmn)ieffarI§ilIebranb, ^erbinonb ©lego- 
rBtiuä unb Jtanä »- Sö^er. 
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fiterotur kr ©egenuicrt. 

I^ildtit Kid ^tntlitil 

Jlbaff f tern, 

Unfifn « Uilgl. |)al«tHtilcn ;■ Sritkn. 

<Ein ftaiTec $anb in gebiEgenftet SluSftattunQ. ^eiS bcofc^. 
6 3R. 3n anofaiftiQitb fein gefi. 15 3Ä. 



Entölt: c^a&tiPtg'9t(it tu pc(6bni. ^iftBoa SKTexis. ^tickrii^ ^Sef . 
Jiidct ^H^v. ^uik ^iril«. ^t<H} IHieenctt ^dei 

3)cr aB Üii^tct niic olä Siltrnr^iflotifcF tü^mlitfeft betonntc Ser= 
faffcr ^t in ben üorliegcnben SBilbcrn «nb ©tubien, bic baä 3"' 
terelle olUt Siteratutfreunbc inanfprui^ ncömcn toetben, 
eine yteit^t Dorjüglii^ci SffanS Über ^erDniragcnbe l£b<ti^«clcre bei 
neueften bcuift^eti ßitecntiir in b« Set gcfamineU, bog biefelben 
in ifjxtc Solge bie 6*beii(|amften 9)Iomentc bct Sniroidelung her beut[[^en 
3>i4t«tia Icit 18-30 rcproientiten. Iiie 0feiniü^(i(l)rrit , mit mdäfa bcr 
■Sutor bie ©genart unb baS liteiait(d)e fflerbicnft, fotoie bie attgemeine 
fflebfUlung cineä jcben ber ©efi^ilberten c^rnctetifirt, bic tlore S)at- 
fteSung, bie Energie unb ^ur^bilbung be§ ©tljIS maiitn biefe Silber 
unb Slubien jur Silecatui beir (Stegenioart ju einer cbenfo genu^^ 
teiifienunb untermal tenbenSettüre, al* [le aui^ nnift Wollig belehren. 
@ani befonberä oecblenen bie bciben Stubien über 9ijtlirti| $ebtid 
unb flnl @i^Ioto, roelc^ gmei f|Di|iaitectffante geginfSfeliile GEIiaralteic 
iinfcret neueren fliterotut in lebenbigen Süfl^it ""b mit UBÜer Un- 
ftaTfeili^teiC barflellen, btiOoige^Dben ju werben. 
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